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Vorrede. 

'Während des Krieges war die Entstehung neuen Arbeitsrechts viel­
fach gehemmt, und die Geltung des bisher bestehenden Arbeitsrechts 
zum großen Teil aufgehoben. Nach Kriegsende setzte dagegen für das 
Arbeitsrecht eine Neubildung von bisher nicht gekanntem Umfang ein, 
die das bisherige Arbeitsrecht in seinen meisten Teilen völlig umgestaltete. 
Das vorliegende Buch will dieses neuentstandene Arbeitsrecht 
wissenschaftlich verarbeiten, dagegen jede politische Be­
handl ung des Stoffes, die mir nach Beruf und Neigung fernliegt, 
vermeiden. Der Zeitpunkt einer solchen Behandlung schien mir in­
sofern gekommen, als mit dem Betriebsrätegesetz ein gewisser Abschluß 
der rechtlichen Neubildung erreicht zu sein scheint, der einen Gesamt­
überblick und ein Gesamtbild ermöglicht, an dem kleinere noch aus­
stehende Einzelerscheinungen nichts vVesentliches ändern dürften. Erst 
das Arbeitsgesetzbuch wird hier, zugleich durch organische Vereinigung 
des alten mit dem neuen, ein weiteres Stadium der Entwicklung zeitigen. 

Das neue Arbeitsrecht ist nicht nach einheitlichem Plan entstanden, 
sondern in einer sich überstürzenden Gelegenheitsgesetzgebung einzelner 
Verordnungen, die, untereinander ohne rechten Zusammenhang, vielfach 
innerhalb weniger Wochen abgeändert, ergänzt, erläutert, wiederaufgehoben 
werden mußten. Dadurch ist allmählich ein rechtliches Chaos entstanden, 
das ein Nichtfachmann schlechterdings nicht mehr übersehen kann, und 
dessen Einzelheiten wohl überhaupt niemand mehr beherrscht. Auch 
hier soll und wird das künftige Arbeitsgesetzbuch Abhilfe bringen. 

Um bis dahin ein Hilfsmittel für Studium und Praxis des 
neuen Arbeitsrechts zu schaffen, ist das vorliegen de Buch ge­
schrieben. Es setzt sich die Aufgabe, einmal die rechtlichen 
G eda nke na us d er l!~üll edel' Einz el vorschriften hera uszuar bei teu 
und sie zu einem System zu vereinigen, ferner die praktische 
Anwendung des neuen Rechts durch eine übersichtliche Zu­
sammenstellung zn erleichtern und endlich eine mir notwendig 
erscheinende systematische Vorarbeit für eine 'Wissenschaft 
des Arbeitsrechts und damit zugleich für das Arbeitsgesetz­
buch zu versuchen. 

Inhaltlich beschränkt sich das Buch auf die Darstellung des neu­
entstandenen eigentlichen Arbeitsrechts oder Sozialrechts, wälu'end un­
verändert gebliebene Teile des bisherigen Arbeitsrechts sowie sonstige 
neue gesetzliche Maßnahmen der sozialen Fürsorge ('V ohnungs- und 
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Siedlungsrecht, Jugendrecht, lVlilitärversorgungsrecht) grundsätzlich aus­
geschieden sind. Aber auch aus dem Sozialrecht fehlt das Soziale Ver­
sicherungsrecht, das zwar rechtsenzyklopädisch dazu gehört, aber als ein 
in sieh abgeschlossenes Gebiet eine selbständige rechtliche und reehtswissen­
sehaftliche Entwicklung aufweist. 

Als Dezernent eines städtischen Arbeitsamtes, Vorsitzender eines 
Demobilmachungs-Ausschusses und Leiter eines städtischen Notstands­
betriebes mit über 1000 Arbeitnehmern, habe ich die meisten der dar­
gestellten Vorschriften zugleich in der Praxis, sowohl in ihrer behördlichen 
.t-illwendung, wie in ihrer Wirkung auf einen industriellen Betrieb, kennen 
gelernt. Es würde mir daher eine besondere Genugtuung sein, wenn 
diese Darstellung sich auch wiederum in der Praxis brauchbar erwiese! 

Das Buch ist Ende Januar 1920 abgeschlossen. Die Veröffentlichung 
hat sich leider durch die Ungunst der Verhältnisse verzögert; doch konnten 
wenigstens die inzwischen ergangenen ge setzlichen Änderungen noch 
nachgetragen werden. 

Berlin, Ostern 1920. 
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Einleitung. 

§ l. 
Entstehung des neuen Arbeitsrechts. 

Das Arbeitsrecht oder Sozialrecht ist ein Produkt der indu­
striellen Entwicklung, die um die Wende des 18. Jahrhunderts 
einsetzte: infolge der damals aufkommenden neuen Form indu­
strieller Tätigkeit (Verwendung von Dampfkraft und Elektrizi­
tät, Maschinenarbeit, Fabrikbetrieb ) mußten sich viele Hand­
werker unter Preisgabe ihrer bisherigen Selbständigkeit einem 
Arbeitgeber zu unselbständiger Lohnarbeit verdingen. So ent­
stand der neue Berufsstand der gewerblichen Arbeiter, dem 
sich bei der zunehmenden Industrialisierung ein immer größerer 
Teil der Gesamtbevölkerung zuwandte. Die Mitglieder dieses 
neuen Berufsstandes waren von Anfang an in ihrer körperlichen 
und wirtschaftlichen Existenz bedroht (gewerbliche Arbeiter­
frage). Zur Hebung ihrer Lage wurde daher in allen Kultur­
staaten, neben anderen 'Maßnahmen (Sozialpolitik), ein neues 
berufsständisches Arbeitsrecht, also ein Sonderrecht für die 
gewerblichen Arbeiter, geschaffen und allmählich auf verwandte 
Berufsstände, vor allem Angestellte, Dienstboten, Landarbeiter, 
Hausarbeiter, Seeleute ausgedehnt. Dieses "Arbeitsrecht" oder 
"Sozialrecht" war in persönlicher Beziehung auf die Mitglieder 
der Berufsstände beschränkt, die seiner Geltung unterstellt wurden, 
und denen durch eine SOllderrechtsregelung eine Sicherung 
geboten werden sollte; gegenständlich erstreckte es sich nach 
und nach auf alle Teile des Arbeitsverhältnisses, d. h. auf die 
Gesamtheit der rechtlichen Beziehungen~ die bestehen gegenüber 
dem Arbeitgeber, dem die Arbeitskraft vertraglich verdungen 
wird, gegenüber den Mitarbeitern, mit denen der Einzelne im 
Betrieb und in der Bernfsorganisation zusammenwirkt, und 
gegenüber dem Staat, der die Arbeitskraft seiner Bürger als 
nationales Gut zu schützen hat. 1 ) 

I. Die Ausgestaltung des Arbeitsrechts war in allen Ländern 
nicht nur eine wirtschaftliche Forderung der Interessenten, 

1) Kaskel, D.J.Z. 1918, S. 541ft'. und 1919, S.620ft'. 
Kaskel, Arbeitsrecht. 1 
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sondern zugleich ein Teil des politischen Programms der 
Arbeiterparteien. Als daher diese Parteien im Deutschen Reich 
seit Anfang Oktober 1918 zu einer Mitregierung berufen wurden, 
die sich in der Revolution vom 9. November 1918 zu einer 
Alleinregierung oder wenigstens einer ausschlaggebenden Stellung 
in der Regierung umgestaltete, war es natürlich, daß sogleich eine 
Revision des bisherigen Arbeitsrechts von der neuen Regierung 
ins Auge gefaßt wurde. 

Diese Forderung kam zugleich einem tatsächlich vorhandenen 
Rechtsbedürfnis entgegen, denn das deutsche Arbeitsrecht war 
bisher inhaltlich lückenhaft und unzulänglich und formell in einer 
großen Anzahl innerlich und äußerlich zusammenhangsloser Einzel­
bestimmungen verstreut gewesen 1 ). 

Seinen äußeren Ausdruck fand diese Umwandlung zunächst 
darin, daß das Arbeitsrecht, das bisher ressortmäßig dem Reichs­
amt des Innern und nach dessen Teilung dem Reichswirtschafts­
amt unterstellt gewesen war, nunmehr einer eigenen obersten 
Reichsbehörde, dem Reichsarbeitsamt, unterstellt wurde, das 
durch Erlaß vom 4. 10. 18 (R.G.BI., S. 1231) errichtet wurde 
und nach der Neuordnung der Verhältnisse durch Erlaß vom 
21. 3. 19 (R.G.BI. S. 327) die Bezeichnung Reichsarbeits­
ministerium erhielt. Und auch in den größeren Bundesstaaten 
wurden alsbald Arbeitsministerien bzw. Ministerien für soziale 
Fürsorge errichtet 2 ). 

Die neue Reichsbehörde veröffentlichte alsbald ein Programm, 
in welchem sie die Reform bzw. Neuausgestaltung einiger wich­
tiger Teile des Arbeitsrechts verhieß3), vor allem neben Reformen 
auf dem Gebiete der Sozialversicherung die Regelung des Arbeits­
nachweises, der Erwerbslosenfürsorge, der Arbeitskammern, 
Arbeiter- und Angestelltenausschüsse, des Einigungswesens, die 

1) Vgl. Potthoff, Probleme des Arbeitsrechts, Jena 1912, S. 7 u. 
S.17-22, Kaskel, Soziale Praxis 1919, S. 379 ff., Brauer, Recht und 
Wirtschaft 19, S. 42. 

2) In Bayern durch V.O. vom 14. 10. 18 (Ges. u. V.BI. S.1232) in 
WUrttemberg durch V.O. vom 9. u. 13.11.18 (Staatsanzeig-er Nr. 265 u. 267, 
in Sachsen durch V.O. vom 21. 11. 18 (Ges. u. V.BI. S. 370/71), für Baden 
durch V.O. vom 10. 11. 18 (amtlich nicht veröffentlicht). Iu Preußen ist für 
das eigentliche Arbeitsrecht das Ministerium für Handel und Gewerbe zu­
ständig geblieben, doch ist für eine Reihe dem Arbeitsrecht verwandter 
Gebiete, vor allem Gesundheitsfürsorge, Wohnungsfürsorge und Jugend­
fürsorge durch Beschluß der Landesversammlung vom 25. 3. 19 ein beson­
deres Ministerium für Volkswohlfahrt errichtet, dem durch Beschluß des 
Staatsministeriums vom 7. 11. 19 (Ges. SammI. S. 173) die Angelegenheiten 
der Sozialversicherung überwiesen sind. 

3) Vgl. Soziale Praxis, Bd.28, S.99ff. 
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Wiederinkraftsetzung und Erweiterung der Arbeiterschutzvor· 
schriften, Errichtung von Fachausschüssen für die Heimarbeiter, 
Sonntagsruhe für kaufmännische Angestellte, Revision des Ge· 
werbegerichtsgesetzes, Schutzbestimmungen tür Bureau· und 
Bühnenangestellte, Beseitigung der Ausnahmebestimmungen 
gegen die Landarbeiter und Ausgestaltung des Koalitionsrechts. 

Die aus der Revolution hervorgegangene Regierung ging über 
dieses Programm noch erheblich hinaus: Schon im Aufruf des 
Rates der Volksbeauftragten vom 12. November 1918 (R.G.Bl., 
S. 1303), durch den die neue Regierung als ihre Aufgabe die 
Verwirklichung des sozialistischen Programms verkündete, wurde 
eine Reihe arbeitsrechtlicher Bestimmungen mit Gesetzeskraft 
erlassen 1) und der Erlaß weiterer arbeitsrechtlicher Verordnungen 
in Aussicht gestellt. 2) Und demgemäß erließ die Regierung 
nunmehr in rascher Folge eine große Anzahl von Verordnungen 
aus allen Teilen des Arbeitsrechts 3). 

H. War der eine Anlaß zur Schaffung neuen Arbeitsrechts 
die Revolution und die dadurch möglich gewordene Ausführung 
dieses Teiles des politischen Programms der Arbeiterschaft, so 
war ein zweiter Anlaß das Erfordernis der Überführung unseres 
Wirtschaftslebens vom Krieg in den Friedenszustand, die sogen. 
wirtschaftliche Demobilmachung. Infolge der Waffenstillstands­
bedingungen mußten etwa 6 Millionen Menschen in wenigen 
Wochen demobilisiert, d. h. aus dem militärischen Beruf heraus in 
e,nen bürgerlichen überführt werden. Diestl schon an sich un­
geheure Aufgabe war um so schwieriger, als damals die gesamte 
deutsche Industrie auf Kriegswirtschaft eingestellt war, also 
nunmehr ebenfalls in kürzester Frist auf Friedenswirtschah 
umgestellt werden mußte. Hierdurch konnten schon die bisher in 
der Industrie beschäftigten Arbeitskräfte zum großen Teil dort 
keine Verwendung mehr finden, geschweige denn neue Kräfte 

1) Nämlich über die Außerkraftsetzung der Gesindeordnungen und 
der Ausnahmegesetze gegen Landarbeiter sowie die Inkraftsetzung der 
bei Beginn des Krieges suspendierten ArbeiterschutzbeBtimmungen. 

2) Nämlich über den achtstündigen Maximalarbeitstag, über die Sorge 
für ausreichende Arbeitsgelegenheit, über Erwerbslosenfürsorge und über 
Erhöhung derVersicherungspBicht auf dem Gebiet der Krankenversicherung 
über die bisherige Grenze hinaus. . 

3) Die Regierung verkündete ferner die Absicht, eine Kodifikation 
des gesamten Arbeitsrechts in einem Arbeitsgesetzbuch vorzunehmen, und 
setzte zu diesem Zweck eine Kommission von 19 Mitgliedern ein. Diese 
Kommission ist am 2.5.19 im Reichsarbeitsministerium unter Vorsitz 
des Ministerialdirektors Siefart znsammpngetreten. V gl. S inz h e i m er, 
Jur.Woch.1919, S. 465ff., Kaskel, D.J.Z.1919, S.620ff .. Francke, Soziale 
Praxis 1919, S.551ff., Tänzler, Recht und Wirtsohaft 1919, S.137. 

1* 
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aufgenommen werden. Hier mußte daher der Staat regelnd 
eingreifen. 

Zur Durchführung dieser Aufgabe wurden besondere Demo­
bilmachungsbehörden errichtet: Einmal wurden nämlich 
durch V.O. vom 7. 11. 18 (R.G.BI., S. 1292) unter Oberleitung des 
Reichskanzlers Demobilmachungskommissare und Demobil­
machungsausschüsse eingesetzt. Die Demobilmachungskom­
missare sollten von den Landeszentralbehörden 1 ) bestellt werden 
und für den Bezirk je einer höheren Verwaltungsbehörde oderfür 
besonders bestimmte Bezirke zuständig sein. Die Demobil­
machungsausschüsse sollten paritätisch aus Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern unter Vorsitz eines Staats- oder Kommunal­
beamten zusammengesetzt sein und grundsätzlich für den Bezirk 
je eines Kommunalverbandes bestehen. Für den Bereich eines 
ganzen Bundesstaates konnte endlich ein Staatskommissar für 
Demobilmachung bestellt werden. Diese Behörden wurden er­
mächtigt, alle Anordnungen allgemeiner oder besonderer Art zu 
erlassen, die erforderlich waren, "um Störungen des Wirtschafts­
lebens infolge der wirtschaftlichen Demobilmachung vorzubeugen 
oder abzuhelfen", und zur Erreichung dieser Zwecke die Hilfe aller 
Staats- und Gemeindebehörden sowie aller militärischer Stellen 
in Anspruch zu nehmen.2) 3) Über diesen unteren und mittleren 
Demobilmachungsbehörden wurde ferner durch V.O. vom 12.11. 18 
(R.G.BI., S. 1304) auch noch eine eigene oberste Zentralinstanz 
in dem Reichsdempbilmachungsamt (seit V.O,. vom 21. 3. 19, 
R.G.BI., S. 327 Reichsministerium für wirtschaftliche Demobil­
machung) ins Leben gerufen, dem übertragen wurde, alle Aufgaben 
der wirtschaftlichen Demobilmachung zu behandeln und zu diesem 
Zweck mit allen Zentral-Provinzial- und Lokalbehörden des 
Reiches und der Bundesstaaten in Verbindung zu treten und 
ihnen bindende Anweisungen zu erteilen. Durch V.O. vom 
27.11. 18 (R.G.BI., S. 339) wurde das Reichsdemobilmachungs­
amt auch noch ermächtigt, bei Zuwiderhandlungen gegen die 
von ihm oder den Demobilmachungsorganen erlassenen An­
ordnungen schwere Strafen anzudrohen, nämlich Gefängnisstrafe 

1) Für das Gebiet mehrerer Bundesstaaten vom Reichskanzler. 
2) Dabei durfte jede übergeordnete Demobilmachungsbehörde ihre 

Befugnisse auf die ihr jeweilig nachgeordnete Behörde übertragen, also 
der Reichskanzler auf die Landeszentralbehörden oder Staatskommissare, 
diese auf die Demobilmachuugskommissure, diese auf die Demobilmuchungs­
ausschüsse. 

3) V gl. Pos se, Pr. Verw. BI. 40, S. 410, DeI ins, Die 'l'iitigkeit der 
Demobilmachnngsuusschüsse Pr.Verw.BI. 40, S.347 und Lohmann, Die 
Grundlagen des Demobilmachuugsrechts, JI11'.Woch.1919, S.468. 
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bis zu 5 Jahren und Geldstrafe bis zu 100000 M. allein oder in 
Verbindung miteinander, sowie Einziehung oder Verfallerklärung 
der Gegenstände, auf die sich die strafbare Handlung bezieht, ohne 
Unterschied, ob sie dem Täter gehören oder nicht. 

In Ausführung dieser Aufgabe haben die Demobilmachungs­
behörden, vor allem das Reichsdemobilmachungsamt bzw. 
Ministerium, eine Fülle von Verordn ungen ar bei tsrech tlichen 
Inhalts erlassen, die vor allem die Beschaffung von Arbeitsge-. 
legenheit für die Kriegsteilnehmer bzw. die Unterstützung der 
Erwerbslosen zum Gegenstande haben. Die Aufgaben und Befug­
nisse des Reichsdemobilmachungs-Ministeriums sind bei seiner Auf­
lösung durch V.O. vom 26. 4. 19 (R.G.Bl., S. 438) den zuständigen 
Reichsministerien für ihren Geschäftsbereich überwiesen, für das 
Gebiet des Arbeitsrechts also dem Reichsarbeitsministerium. 

IH. Neben und unabhängig von der Tätigkeit des Staates ging 
seit Kriegsende ein starker Antrieb zur Schaffung neuen Arbeits­
rechts von den Organisationen der Arbeitgeber nnd Arbeit­
nehmer aus. 

Am 15. November 1918 trafen nämlich die großen gewerblichen 
und industriellen Arbeitgeberverbände mit den Gewerkschaften 
der Arbeitnehmer eine Vereinbarung1 ), wonach im Verhältnis 
dieser Verbände zu einander die Gewerkscha,ften als die berufenen 
Vertreter der Arbeiterschaft ausdrücklich anerkannt sind, Be­
schränkungen der Koalitionsfreiheit für unzulässig er klärt werden, 
und die Arbeitsbedingungen für alle Arbeiter und Arbeiterinnen 
künftig durch Kollektivvereinbarungen (Tarifverträge) mit den 
Berufsvereinigungen der Arbeitnehmer festzulegen sein sollen. 

Eine entsprechende Vereinbarung wurde für den Handel am 
10. November 1919, für die Landwirtschaft am 20. Februar 1920 
getroffen. 

Die an diesen Vereinbarungen 2) beteiligten Verbände umfassen 
fast die gesamte organisierte Arbeitgeberschaft und Arbeit­
nehmerschaft. Dazu kommt, daß seit der Revolution die bisher 
noch nicht organisiert gewesenen Arbeitnehmer sich in immer 
wachsendem Maße einer Organisation angeschlossen haben. So 
sind auf Grund dieser Vereinbarungen künftig tatsächlich und 
rechtlich Tarifverträge für fast alle Arbeitsverhältnisse zur not­
wendigen Voraussetzung und rechtlichen Grundlage geworden. 

Dazu kam, daß die unten zu besprechende V crordnung vom 
23.12.18 (vgl. unten S.16ff.) in ihrem § 2 die Möglichkeit eröffnete, 

1) Veröffentlicht im Reichsanzeiger vom 18.11.18, Nr.273. Zur Vor­
geschichte vgl. Umbreit, Recht und Wirtschaft 19, S.21ft'. 

2) Näheres über den Inhalt dieser Vereinbarungen vgl. unten S. 226ff. 
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solche Tarifverträge künftig von Amtswegen für allgemein ver­
bindlich zu erklären und sie damit über den Kreis der am Abschluß 
dieser Verträge Beteiligten hinaus für ganze Gewerbe und Gebiete 
zur alleinigen Rechtsnorm der abzuschließenden Einzelarbeits­
verträge zu machen. 

Hierdurch ist Zahl und Bedeutung der Tarifverträge in un­
geahnter Weise gestiegen und dadurch eine Fülle neuen Arbeits­
rechts entstanden. 

IV. Ein letzter Anlaß zur Schaffung neuen Arbeitsrechts war 
endlich das Eindringen des Rätegedankens in das Staats- und 
Wirtschaftsleben. Zunächst als das politische Fundament des 
revolutionären Gedankens und der neu zu bildenden Staatsgewalt 
geschaffen, suchten die Räte nach Übernahme der politischen 
Gewalt durch die ordnungsmäßigen staatlibhen Instanzen 
wenigstens auf wirtschaftlichem und sozjalem Gebiet ein Weiter­
bestehen und eine Weiterentwicklung zu erzwingen. Da die 
Räteorganisation grundsätzlich vom einzelnen Betrieb ausgeht, 
so bedeutete ihre Durchführung eine Schwächung der bisherigen 
Organisation der Arbeitnehmer, die sich auf deren beruflicher 
und industrieller Gliederung aufgebaut hatte. Der Rätegedanke 
fand daher auch in weiten Kreisen der Arbeiterschaft ent­
schiedenen Widerspruch. Dennoch wurde das Fortbestehen der 
Räte zwar nicht als politischer, aber als wirtschaftlicher und 
sozialer Machtfaktot in Artikel 165 der neuen Reichsverfassung 
"verankert" und hat seine Ausgestaltung in den Arbeiter- und 
Wirtschaftsräten der neuen Rätegesetzgebung erhalten. 

§ 2. 
Quellen des neuen AI'beitsrechts. 

Quellen des neuen Arbeitsrechts sind einmal die neue Reichs­
verfassung, ferner die seit dem 1. Oktober 1918 auf arbeitsrecht­
lichem Gebiet ergangenen Gesetze und Verordnungen, sodann die 
inzwischen abgeschlossenen Tarifverträge, vor allem soweit sie für 
allgemein verbindlich erklärt sind, und endlich die neuen Arbeits­
ordnungen. 

1. Die neue Reichsverfassung vom 11.8.1919 enthält eine 
Reihe von arbeitsrechtlichen Bestimmungen1 ). Es sind das ins­
besondere die Artikel 7 Nr. 9, 118, 119, 122, 124, 139, 151,157, 
159 bis 165. 

1) Vgl. Kaskel, Das Arbeitsrecht in der neuen ReichsverfasBung in 
der Zeitschrift "Arbeitsrecht" VI S.101, Franc 1I:e, Soziale Praxis 29, S. 1. 
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Ihrer Fassung nach enthalten diese Artikel freilich meist nicht 
eigentliche Rechtssätze, auf deren Inhalt unmittelbar ein rechtlicher 
Anspruch gestützt werden könnte l ), sondern eher die Aufstellung 
eines Programms für die küriftige Gesetzgebung'. Ihrem Inhalt 
nach zerfallen sie in 4 verschiedene Gruppen von Bestimmungen, 
nämlich über die Zuständigkeit des Reiches für eine Gesetzgebung 
auf dem Gebiet des Arbeitsrechts, über den Weg der Gesetzgebung 
auf dem Gebiet des Arbeitsrechts, über den Inhalt und einzelne 
Gegenstände des Arbeitsrechts, deren gesetzliche Regelung dem 
Reich zur Pflicht gemacht wird, und über das Rätesystem. 
A. Die Zuständigkeit des Reiches auf dem Gebiet des Arbeits­

rechts wird grundsätzlich in Artikel 7 geregelt, wo das Ar­
beitsrecht zusammen mit 19 anderen Materien genannt wird, 
"über die das Reich die Gesetzgebung hat". Die Länder sind 
daher auf dem Gebiet des Arbeitsrechts nur insoweit zustän­
dig, als das Reich von seinem Gesetzgebungsrecht keinen 
Gebrauch gemacht hat. 

Auf einem Teilgebiet des Arbeitsrechts hat das Reich sogar 
darüber hinaus eine ausschließliche Zuständigkeit zur Gesetz­
gebung, nämlich auf dem Gebiet des Rätewesens : Nach Ar­
tikel165 Abs. 6 ist nämlich Aufbau und Aufgabe der Arbeiter­
und Wirtschaftsräte sowie ihr Verhältnis zu anderen sozialen 
Selbstverwaltungskörpern zu regeln, ausschließlich Sache des 
Reichs. 

Die Formulierung der Zuständigkeit des Reiches für das 
Arbeitsrecht in Artikel 7 Nr. 9 ist wenig glücklich. Danach 
ist nämlich das Reich zuständig für "das Arbeitsrecht, die 
Versicherung und den Schutz der Arbeiter und Angestellten 
sowie den Arbeitsnachweis". 

Da indessen das Recht der Versicherung, des Schutzes und 
Arbeitsnachweises selbst Bestandteile des Arbeitsrechts sind, 

1) Das ist vielmehr, abgesehen von dem die gesetzliche Zuständigkeit 
regelnden Artikel 7 Nr. 9, nnr bei den Artikeln 118 und 160 der Fall, wo 
bestimmt ist, daß ein Arbeitsverhältnis niemanden hindern darf, seine 
Meinung· frei zu äußern, bzw. seine staatsbürgerlichen Rechte und ihm 
übertragene öffentliche Ehrenämter auszuüben. Würde ein Arbeitsvertrag 
entgegenstehende Bestimmungen enthalten, so wären sie unmittelbar auf 
Grund der genannten Verfassungsbestimmungen nichtig, und es könnte 
eine Feststellungsklage bzw. eine Unterlassungsklage unmittelbar :mf 
diese Bestimmungen gestützt werden. Auch die Artikel 124 und 159 über 
die Koalitionsfreiheit können unter Umständen zu einer unmittelbar prak­
tischen Anwendung gelangen, indem koalitionshindernde Vertriige dadurch 
rechtswidrig und gemäß § 134 B.G.B. nichtig sein würden. Vgl. hierzu 
auch unten S.165. 
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so ist die Hinzufügung dieser Materien lediglich als Erläute­
rung für den noch nicht fest ausgeprägten Begriff des Ar­
beitsrechts zu verstehen, so daß man sich in Artikel 7 NI'. 9 
vor diesen Materien etwa das Wort "insbesondere" oder "ein­
schließlich" zu denken hat. Und da demnach die genannten 
Materien nur Beispiele enthalten, die das Arbeitsrecht nicht 
erschöpfen, . so erstreckt sich die Zuständigkeit des Reiches 
darüber hinaus auf alle Teile des Arbeitsrechts. 

Andererseits ergeben die besonders genannten Berufsstände 
der Arbeiter und Angestellten zusammen die gesamte recht­
lich oder wirtschaftlich von einem Arbeitgeber abhängige 
Bevölkerung als soziale Schicht, so daß auch Dienstboten, 
Heimarbeiter und Kleinunternehmer, die den Arbeitern und 
Angestellten sozial nahe stehen, damit einbegriffen sind. 

B. Der Weg der Gesetzgebung für das Gebiet des Arbeits­
rechts ist insofern von dem Weg der Gesetzgebung für sonstige 
Gebiete verschieden, als hier ein weiterer gesetzgebender 
Faktor in dem Reichswirtschaftsratl) eingeführt worden 
ist Art. 165, Abs; 4. Für sozialpolitische Gesetzentwürfe 
(ebenso wie auch ~ür wirtschaftspolitische Gesetzentwürfe) 
hat nämlich der Reichswirtschaftsrat das Recht sowohl der 
Gesetzesinitiative wie der Mitwirkung am Zustandekommen 
des Gesetzes, sofern es sich um Gesetze von grundlegender 
Bedeutung handelt. 
1. Das Recht der Gesetzesinitiative besteht darin, daß 

der Reichswirtschaftsrat das Recht hat, bei der Reichs­
regierung zu beantragen, daß Gesetzentwürfe2), die der 
Reichswirtschaftsrat der Regierung vorlegt, von dieser 
dem ordentlichen Weg der Gesetzgebung (Artikel 68-77 
R.V.) überwiesen werden. Diesem Antrage muß die 
Reichsregierung entsprechen, auch wenn sie der Vorlage 
ihrerseits nicht zustimmt. In diesem Falle kann sie viel­
mehr nur bei der Einbringung der Vorlage im Reichstag 
ihren abweichenden Standpunkt darlegen. Der Reichs­
wirtschaftsrat kann die Vorlage durch eines seiner Mit­
glieder im Reichstag vertreten lassen. 

2. Das Recht der Mitwirkung am Zustandekommen 
des Gesetzes besteht darin, daß alle Gesetzentwürfe von 
der Reichsregierung vor ihrer Einbringung im Reichstag 

1) Über den Reichswirtscbaftsrat vgl. unten S.239. 
2) Dies gilt nur für fertig ausgearbeitete Gesetzentwürfe. Dagegen 

genügt es nicht, wenn der Reichswirtschaftsrat lediglicb Leitsätze aufstellt 
und diese der Regierung überweist. 
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zunächst dem Reichswirtschaftsrat zur Begutachtung vor­
zulegen sind. Ob diese Vorlegung vor oder nach der Vor­
legung an den Reichsrat zu erfolgen hat (Art. 69), wird in 
der Verfassung nicht gesagt, so daß die Regierung hierin 
freie Hand hat. Eine Zustimmung des Reichswirtschafts­
rates zu den Vorlagen wird nicht verlangt, sondern ledig­
lich eine Begutachtung, also eine tatsächliche Beschäfti­
gung mit der Vorlage und ein auf Grund dieser Beschäfti­
gung abzugebendes Urteil, ob die Vorlage zur Annahme 
oder Ablehnung empfohlen wird oder ob ihre Änderung 
für erforderlich erachtet wird. 

Die Vorschrift ist nur eine Sollvorschrift, so daß ihre 
Außerachtlassung für die Rechtsgiltigkeit des Zustande­
kommens des Gesetzes unerheblich ist. 

3. Sowohl Gesetzesinitiative wie Mitwirkung bezügliIJh 
sozialpolitischer Gesetze steht dem Reichswirtschaftsrat 
nur zu, wenn es sich um Gesetze von grundlegender 
Bedeutung handelt. Es fragt sich daher, wann ein Ge­
setz grundlegende Bedeutung hat, und wer darüber ent­
scheidet. 
a) 0 b ein Gesetz von grundlegender Bedeutung ist, läßt 

sich nicht nach allgemeinen Normen bestimmen, son­
dern ist Tatfrage des einzelnen Falles. Maßgebend 
dürfte sein, ob eine wesentliche oder lediglich eine ge­
ringfügige Änderung des bestehenden Rechtszustandes 
durch das Gesetz herbeigeführt wird, ob ferner eine 
größere oder geringere Zahl von Personen dadurch be­
troffen wird, und ob ein der bisherigen Gesetzgebung 
immanentes allgemeines Prinzip oder lediglich eine ein­
zelne Bestimmung dadurch berührt wird. 

b) Wer darüber zu entscheiden hat, ob ein Gesetz 
grundlegende Bedeutung hat, wird in der Verfassung 
nicht bestimmt. Tatsächlich fehlt daher jede hierfür 
zuständige Stelle. Jeder Gesetzgebungsfaktor wird 
diese Frage selbständig zu prüfen haben, und wenn 
auch nur einer der verschiedenen Gesetzgebungsfak­
toren zu dem Ergebnis kommt, daß es sich um ein Ge­
setz von grundlegender Bedeutung handelt, so ist die 
Reichsregierung verpflichtet, das Gutachten des Reichs­
wirtschaftsrates einzufordern. 

C. Der Inhalt des Arbeitsrechts, dessen Schaffung dem Reiche 
aufgegeben wird, ist teils allgemein umschrieben, teils werden 
einzelne Gegenstände besonders aufgezählt. 
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1. Die allge meine U mschrei bung des Inhaltes hat 
lediglich die Bedeutung, der künftigen Gesetzgebung all­
gemeine Richtlinien vorzuschreiben, entbehrt dagegen der 
praktischen Wirksamkeit. 

In diesem Sinne ist es zu verstehen, daß nach Art. 151 
"die Ordnung des Wirtschaftslebens den Grundsätzen der 
Gerechtigkeit mit dem Ziel der Gewährleistung ejues 
menschenwürdigen Daseins für alle entsprechen muß", 
ferner daß nach Art. 157 "die Arbeitskraft unter dem be­
sonderen Schutz des Reiches steht", und daß in Art. 164 
"die Förderung des selbständigen Mittelstandes in Land­
wirtschaft, Gewerbe und Handel, in Gesetzgebung und 
Verwaltung, und Schutz gegen 'Überlastung und Aus­
saugung" verheißen wird. Auch der Art. 162 gehört hier­
her, der dem Reich die Aufgabe zuweist, für die Schaffung 
eines internationalen Arbeitsrechts zu sorgen, das "für die 
gesamten arbeitenden Klassen der Menschheit ein allge­
meines Mindestmaß der sozialen Rechte erstrebt". 

2. Dagegen hat die Aufzählung einzelner Gegenstände 
des Arbeitsrechts die Bedeutung, daß damit dem Reiche 
die Verpflichtung auferlegt wird, diese Gegenstände gesetz­
geberisch zu regeln. Abgesehen davon, daß nach Art. 164 
das Reich überhaupt ein einheitliches Arbeitsrecht zu 
schaffen hat, werden an einzelnen zu regelnden Gegen­
sätnden genannt die Sozialvenlicherung in Art. 161, der 

. Mutterschutz in Art. 119, Abs. 3, der Jugendschutz in 
Art. 122, der Feiertagsschutz in Art. 139, die Arbeitsbe­
schaffung bzw. Arbeitslosenfürsorge in Art. 163, das 
Koalitionsrecht in Art. 124 und 1591 ) und die bereits an­
geführten Bestimmungen des Arbeitsvertragsrechts in 
Art. 118 und 160. 

D. Den letzten Bestandteil des Arbeitsrechts in der neuen 
Reichsverfassung bilden endlich die Bestimmungen des 

1) Die recht unklar gefaßte Bestimmung des Al'tili:els 159, wonach 
"alle Abreden und Maßnahmen, welche die Vereinigungsfreiheit ein­
zuschränken oder zu behindern suchen, fiIr rechtswidrig erklärt" werden, 
hat wohl die Bedeutung, daß ktinftig die "Vereinigungen zur Wahrung 
und Förderung der Wirtschafts- und Arbeitsbedingnngen" nach Ent­
stehung und Inhalt die volle Gleichberechtigung mit andern Vereinigungen 
erhalten sollen, so daß sowohl die bisherige Strafbarkeit des Beitritts zu 
solchen Vereinigungen fiIr die Mitglieder einzelner Berufsstände wie die 
mang-elnde zivilrechtliche Klagbarkeit nach § 152, Abs. 2 Gew. O. künftig 
in Wegfall kommt, vergl. unten S. 165, und Po tth off, Arbeitsrecht, 
Bd. VI, S. 91. 
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Art. 165 über die Mitwirkung der Arbeitnehmer an der Or­
ganisation des Betriebes und der Produktion in Form der 
Räte. Hierüber vgl. unten S. 172ff. 
Ir. Die neuen Gesetze und Verordnungen finden sich, soweit 

sie reichsrechtlichen Inhalts sind - und das ist bei weitem die 
Hauptmasse des Stoffes - im Reichsgesetzblatt) im übrigen in 
den Gesetzblättern der Länder und in deren :M:inisterialblättern 
oder Amtsblättern, für Preußen also im :M:inisterialblatt für 
Handel und Gewerbe. 

Die Verordnungen des Reiches sind, soweit sie vor dem Zu­
sammentritt der Nationalversammlung, also vor dem 10. Februar 
1919, erlassen sind, entweder vom Rat der Volksbeauftragten oder. 
vom Reichsamt für wirtschaftliche Demobilmachung gezeichnet. 

Die streitige Frage, ob die vom Rat der Volksbeauftragten 
erlassenen Verordnungen Giltigkeit haben, ist durch das Gesetz 
vom 4.3.19 (R.G.Bl., S.285) § 1 beseitigt worden, wonach diese 
Verordnungen bestätigt werden, soweit sie der Nationalversamm­
lung in einem im Reichsanzeiger zu veröffentlichenden Verzeichnis 
aller ergangenen Verordnungen vorgelegt und nicht auf ihren Be­
schluß innerhalb von 3 Monaten aufgehoben worden sind. Die 
arbeitsrechtlichen Verordnungen sind in das Verzeichnis aufgenom­
men worden 1), ihre Aufhebung ist aber weder erfolgt noch verlangt, 
so daß sie damit unzweifelhaft rechtsgiltig geworden sind. 

An der Giltigkeit der vom Reichsdemobilmachungsamt er­
lassenen Verordnungen kann nur insoweit ein Zweifel bestehen, 
als es sich darum handelt, ob eine von diesem Amt erlassene 
V.O. in den Grenzen der dem kmt übertragenen Zuständigkeit 
liegt. Durch die offen bar absichtlich möglichst allgemein gehaltene 
Fassung des Errichtungserlasses (vgl. oben S. 4) ist den Demobil­
machungsbehörden eine so weitgehende sachliche Zuständigkeit 
übertragen, daß kaum ein Gebiet denkbar ist, das seinem Gegen­
stande nach durch diese Zuständigkeit nicht gedeckt wird.2) 

Eine Begrenzung besteht lediglich in zeitlicher Beziehung insofern, 
als das Demobilmachungsamt keine Bestimmungen treffen durfte, 
die über die Zeit der wirtschaftlichen Demobilmachung hinaus 
dauernd von Einfluß sind. 

Praktisch ist man aber auch in der Auslegung dieser Be­
schränkung sehr weitherzig verfahren, und jedenfalls sind arbeits­
rechtliche Verordnungen des Amtes, deren Giltigkeit infolge 
überschreitung der Zuständigkeit ursprünglich zweifelhaft war, 

1) Drucksache der Nationalversammlung Nr. 223, Beilage zu Nr. 79 
des Reichsanzeigers vom 5. 4. 19. 

2) Vgl. Lohmann, Jur.Woch.1919, S.468ff. 
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inzwischen in andere von der neuen Reichsregierung erlassene Ge­
setze und Verordnungen übernommen, so daß an der Giltigkeit 
auch dieser Bestimmungen kein Zweifel besteht. 

Die seit dem Zusammentritt der Nationalversammlung er­
lassenen arbeitsrechtlichen Bestimmungen sind in der verfassungs­
mäßig vorgesehenen Weise zustande gekommen 1) und veröffent­
licht, soweit sie nicht im Rahmen der wirtschaftlichen Demobil­
machung im Verordnungswege ergangen sind. 

Die hiernach in Betracht kommenden Gesetze und Verordnungen 
des Reiches, die das neue Arbeitsrecht enthalten, sind folgende :2) 

Lfd'l Tag des I Titel I RG.Bl.l Abgeändert IR.G.Bl. 
Nr. Gesetzes des Gesetzes Seite durch Seite 

1 4.10.18 Erlaß über die Errich-
tung eines Reichs-
arbeitsamts 1231 Erlaß v. 21.3.19 327 

2 7.11.18 V. O. über wirtschaftl. 
Demobilmachung. 1292 

3 12.11.18 Aufruf des Rates der 
Volksbeauftragten 1303 

4 12.11.18 Erlaß über die Errich-
tung des Reiehsamts f. 
wirtschaft!. Demobil-
mobilmachung 1304 Erlaß v. 26.4.19 438 

5 12.11.18 V.O. über Arbeiter-
schutz 1309 

6 13.11.18 V. O. über Erwerbslosen· 
fürsorge 1305ff. V.O. v. 3.12.18 1401 

V.O. v. 21.12.18 1445 
V.O. v.15. 1.19 82 
V.O. v.14. 3.19 303 
V. O. v. 15. 4.19 399 

neue Fassung V. O. v. 23. 4.19 416 
V. O. v. 27.10.19 1827 
V.O. v. 15. 1.20 54 

jetzige Fassung V.O. v. 26. 1.20 98 
7 23.11.18 V. O. über die Arbeits-

zeit in Bäckereien u. 
Konditoreien 1329 

1) Für die Fragen des Arbeitsrechts ist ein besonderer Ausschuß der 
Nationalversammlung für soziale Angelegenheiten gebildet worden. 

2) Nachstehende Anordnung ist entnommen der bis zum 30.4.19 ge­
führten "Tabelle" von Go e rr i g, Das Arbeitsrecht des neuen Deutsch­
land, S. 15 ff. 
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Lfd. Tag des I Titel IR.G.ßI.I Abgeändert IR.G.B1. 
Nr. Gesetzes des Gesetzes Seite durch Seite 

8 23.11.18 V.O. über die Regelung 
gewerblicher Arbeits-
zeit 1334 V.O. v.17.12.18 1436 

9 27.11.18 V.O. über den Erlaß v. 
Strafbest. durch das 
R.A. für wirtschaft!. 
Demo bilmachung 1339 

10 2.12.18 V. O. über die Entloh-
nung und die Errich-
tung von Fachaus-
schüssen im Bäck. u. 
Kond.Gew. 1397 

11 7.12.18 V.O. betr. Arbeitsver-
dienst bei Verkürzung 
der Arbeitszeit in der 
GroßberI. Metallind. 1405 aufgehoben 

durch 
V.0.v.4.1.19 8 

12 9.12.18 V.O. über Arbeitsnach-
weise 1421 

13 23.12.18 V. O. überTarifverträge, 
Arbeiter- und Ang. 
Ausschüsse u. Schlich· 
tung v. Arb.-Streitig-
keiten 1456 V .0. v. 21. 9.19 1707 

14 4.1'19 V. O. überd. Einstellung, 
Entlassung und Ent-
lohnung gewerbl. Arb. 8 V. O. v. 13.1.19 38 

V. O. v. 24.1.19 99 
V. O. v. 30.1.19 133 
V.O. v. 20.3.19 328 
V.O.v. 4.4.19 373 
V. O. v. 4.4 19 374 

neue l<'assung V.O. v. 3.9.19 1500 
V. O. v. 12.2.20 213 

neueste Fassung V. O. v. 12. 2.20 218 
15 9. 1.19 V. O. tiberßeschäftigung 

Schwerbeschädigter 28 V.O.v. 1.2.19 132 
V. O. v. 11.3.19 301 
V.O. v.10.4.19 389 
V. O. v.14. 6.19 581 
V.O. v.11.8.19 1382 
V. O. v. 24.9.19 1720 

16 13. 1.19 V.O. tiber die Errich-
tung von Fachaus-
schüssen für Haus-
arbeit 85 V.O. v. 29.12.19 2 
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Lfd'l Tag des I 
Nr. Gesetzes 

Titel 
des Gesetzes IR.G.Bl.l 

Seite 

17 18. 1.19 Ernennung vonReichs-! 
bevollmächtigten f. d. 
rhein.-westf. Kohlen-
gebiet 65 

18 24. 1.19 V.O.liberd.Einstellung, 
Entlassung u. Entloh-
nung der Angestellten 100 

neue Fassung 

neueste Fassung 
19 24. 1.19 V. O. betr. eine vor­

läufige Landarb. Ord-
nung 111 

20 5. 2.19 V. O. über Sonntagsruhe 
im Handelsgew. und 
in Apotheken 174 

21 8.2.19 

22 17.2.19 

V. O. über die Errich­
tung von Arbeits- I 

kammern im Bergbau I 
I V. O. über die Pflicht 

d. Arbeitgeb. zur An­
I meldung eines Be-

darfes an Arbeits­
kräften 

23 16.3.19 V. O. zur Behebung des 
Arb.-Mangels in der 

202 

201 

.Abgeändert 
durch 

V.O.v. 6.2.19 
V.O.v. 7.2.19 
V.O. v. 4.4.19 
V.O. v. 4.4.19 
V.O. v. 30.5.19 
V.O. v. 3.9.19 
V.O. v.12.2.20 
V.O. v.12.2.20 

I R.G.Bl. 
Seite 

167 
184 
373 
374 
493 

1500 
213 
218 

Landwirtschaft 310 V. O. v. 28.10.19 1833 

24 18.3.19 V. O. über die Regelung 
derArbeitszeitderAn­
gestellten während d. 
Zeit der wirtschaftl. 
Demobilmachung 315 

25 23.3.19 Sozialisiernngsgesetz 341 
26 2R.3.19 Gesetz betr. Regelung 

der Kohlenwirtschaft 342 

27 28.3.19 V. O. liber die Erweite-
rung d. Fortbildungs-
schulpflicht 354 

28 28.3.19 V. O. über die Frei-
machung von Arbeits-
stellen 355 V. O. v. 1.12.191 1936 
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Lfd'l Tag des I Titel IR.G.Bl.l Abgeändert R.G.BI. 
Nr. Gesetzes des Gesetzes Seite durch Seite 

29 24.4.19 Gesetz überd. Regelung 
der Kaliwirtschaft 413 Ges. NI'. 35 661 

V.O.v. 9. 7.19 642 
30 7.5.19 Bestimmungen üb. Füh- V.O. v. 29.11.19 1774 

rung der Tarifregister 446 
31 18.6.19 V. O. über d. Errichtung 

eines Ausschusses zur 
Prüfung der Arbeits-
zeit im Bergbau des 
Ruhrreviers 579 

32 22.6.19 V.O. betr. Änderung 
der Bek. über Lohn-
pfändung v. 13.12.17 587 

33 25.6.19 V.O. üb. Lohnpfändung 589 
34 21.7.19 V. O. betr. Wirksamkeit 

von Kiindigungen der 
Arbeiter· und Angest. 
in Staatsbetrieben 660 aufgehoben 

durch 
35 19.7.19 Gesetz betr. Aufhebung 

des Gesetzes über den 
V.O. v. 3.9.19 1500 

Absatz von Kalisalzen 
v. 25.5.10 und seiner 
Abän derungsgesetze 
sowie Abänderung d. 
Gesetzes über d.Rege-
lung der Kaliwirtsch. 
v.24.4.19. 661 

36 18.7.19 Vorschriften zur Durch-
ftihrung des Gesetzes 
über die Regelung der 
Kaliwirtschaft 663 V.O.v.25.7.19 1352 

37 11.8.19 Reichssiedlungsgesetz 1429 
38 31.12.19 Gesetz betr. Soziali-

sierung der Elektrizi-
tätswirtschaft 19 

39 27.1.20 V. O. über die Einrich-
tung und den Betrieb 
von Anlagen zur 
Herstellung von Blei-
farben und andel'eu 
Bleiverbindungen. 100 

40 4.2.20 Betriebsrätegesetz 147 
41 5.2.20 Wahlordnung zum Be-

triebsr:itegesetz 175 
42 6.4.20 Gesetz über die Be-

schäftigung Schwer-
beschädigter 458 
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IH. Die Tarifverträge sind für das Arbeitsrecht eine dem Ge· 
setzesrecht an Bedeutung kaum nachstehende Rechtsquelle 1 ) 

geworden, vgl. oben S. 5/6. Während es bisher an gesetzlichen 
Bestimmungen über Tarifverträge fehlte, ist das Recht der Tarif· 
verträge nunmehr in der V.O. vom 23. 12. 18 (R.G.Bl., S. 1456) 
§§ 1-6 geregelt worden. 2 ) Doch ist diese Regelung keine end· 
giltige und umfaßt daher nicht das ganze Rechtsgebiet der 
Tarifverträge, sondern lediglich eine vorläufige. Sie ist daher 
auf einzelne Fragen des Tarifvertragsrechtes beschränkt, deren 
Regelung besonders dringlich erschien, nämlich auf den Begliff 
des Tarifvertrages, auf seine Abdingbarkeit und auf die Anordnung 
seiner allgemeinen Verbindlichkeit. 
A. Begrifflich ist ein Tarifvertrag nach § I die Regelung der 

Arbeitsbedingungen für den Abschluß von Arbeitsverträgen 
zwischen Vereinigungen von Arbeitnehmern einerseits und ein· 
zeInen Arbeitgebern oder Vereinigungen von Arbeitgebern an­
dererseits durch schriftlichen Vertrag.3 ) 

Diese Begriffsbestimmung enthält 6 Merkmale: 
1. Ein Tarifvertrag muß stets auf einerVereinbarung mehre· 

rer Parteien beruhen, eine einseitige Anordnung in Form 
von Dienstvorschriften ist niemals ein Tarifvertrag, auch 
wenn sie von der anderen Partei als bindend anerkannt 
wird. Der Schüidsspruch eines Schlichtungsausschusses 
gilt als Tarifvertrag, wenn er entweder von beiden Par. 
teien angenommen oder vom Demobilmachungskommissar 
für ver bindlich erklärt ist (vgl. unten S. 262ff.). Im letzteren 

1) Nach dem Inhalt der gesetzlichen Regelung, durch welche die frühere 
Literatur überholt ist, sind Tarifverträge unzweifelhaft keine schuldrecht· 
lichen Verträge und erzeugen keinerlei subjektiven Rechte und Pflichten, 
sondern sind Rechtsnormen des Privatrechts, objektives Arbeitsvertrags­
recht, das auf Grund einer Vereinbarung entsteht. Als "vereinbartes Recht", 
das sich auch sonst im Arbeitsrecht nicht selten findet (vgl. z. B. S. 25, 
126, 226), gehören sie daber systematisch neben Gesetzesrecht und Ge­
wohnheitsrecht in die Lehre von den Rechtsquellen. 

2) Kommentare zu dieser V. O. von Giesb erts ·Sitzle·r (Verlag Vahlen, 
5. Aufl.) und v. Sc h ul z (Verlag Heymann, 2.Aufl.), Darstellungen ihres Inhal ts 
von Sitzlerin Gew. u.Kaufm.Ger. 19,5. 95ff., B aum.Jur.Wocb.19, S. 70ff., 
Wölbling, D.J.Z. 19, S. 299ff. und Stöve (Verlag Heymann). Vgl. ferner 
B re n t an 0, Soziale Praxis 28, S 576 und 29, S. 505, J u n c k, ,Jur. W och. 19, 
S.75, Graßmann, Recbt und Wirtscbaft 19, S.65, Kohler, Archiv f. 
Recbts- und W irtscbaftsphilosophie 12, S. 157, Sc h ä fe r, Soziale Praxis 29, 
S.209, Mantel, Gew. u. Kaufm.Ger. 24, S.312. 

3) Tarifverträge, die dieser Begriffsbestimmung nicht entsprecben, 
sind zwar möglich, fallen aber dann nicht unter die V.O. v. 23. 12. 18, 
sind also weder unabdingbar noch können sie ftir allgemein verbindlich 
erklärt werden. 
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Falle ersetzt die Verbindlicherklärung die fehlende Willens­
einigung der Parteien l ). 

2. Nicht jede beliebige Vereinbarung mit dem Inhalt eines 
Tarifvertrages ist begrifflich ein solcher, sondern nur eine 
Vereinbarung zwischen tariffähigen Parteien. Die Tarif­
fähigkeit, also die Fähigkeit, einen Tarifvertrag rechtswirk­
sam abzuschließen, ist eine verschiedene auf Arbeitgeber­
und Arbeitnehmerseite. Während sie nämlich auf Arbeit­
geberseite auch der Einzelperson zusteht, und hier also mit 
der unbeschränkten Geschäftsfähigkeit zusammenfällt, be­
darf es auf der Arbeitnehmerseite einer Personenvereini­
gung, deren Rechtsform (Verein, nicht rechtsfähiger Verein, 
Gesellschaft) aber unerheblich ist 2 ). Doch muß es sich, 
soweit. Vereinigungen in Frage kommen, entweder um reine 
Arbeitgeber- oder um reine Arbeitnehmervereinigungen 
handeln, während aus Arbeitgebern und Arbeitnehmern ge­
mischte Vereinigungen nicht tariffähig sind. 

3. Von der Tariffähigkeit zu unterscheiden ist die Tarif­
berechtigung, d. h. die Befugnis zum Abschluß eines 
Tarifvertrages3 ). Während bei einer Einzelperson die Frage, 
ob sie für sich berechtigt ist, einen Tarifvertrag abzu 
schließen, keiner Prüfung bedarf, ist es für Vereinigungen 
oft fraglich, ob sie berechtigt sind, für ihre Mitglieder einen 
solchen Vertrag abzuschließen. Ob dies der Fall ist, wird 
die Satzung oder der Vereinigungsvertrag ergeben oder aus 
den Umständen, unter denen die Vereinigung abgeschlossen 
ist, und dem Aufgabenkreis, der ihr zugewiesen ist, hervor­
gehen4 ). Bei mangelnder Tarifberechtigung einer Partei 
kommt kein rechtswirksamer Tarifvertrag zustande. 

4. Den Inhalt des Tarifvertrages bildet die Regelung der 
Arbeitsbedingungen für den Abschluß von Einzelarbeits­
verträgen. 5) 

1) Vgl. Sitzler, Gew. u. Kaufm.Ger. 25, S.65. 
2) Sitzler, Gew. u. Kaufm.Ger. 24, S.97. 
3) Diesen Unterschied verkennt anscheinend auch Giesberts-Sitzler, 

Anm.2c, der aber zu richtigem Ergebnis kommt. Unrichtig dagegen Baum , 
Jur.Woch 1919, S.73. 

4) Mit Giesberts-Sitzler, Anm.2c, wird anzunehmen sein, daß 
Zwangsinnungen tarifberechtigt sind, nicht dagegen Handels-, Handwerks­
oder Anwaltskammern und die bisherigen Arbeiterräte mit Ausnahme der 
Landarbeiterräte, denen dieses Recht durch Erlaß des Demob.Amtes 
vom 16. 1. 19 verliehen ist. Bejahend auch für freie Innungen Gew. Ger. 
Hamburg, Gew. n. Kaufm.Ger. 24 S. 222. Die Betriebsräte sind nicht 
tarifberechtigt, vgl. unten S. 210. 

5) Dazu gehören auch Lehrverträge. Sitzler, Gew. u. Kaufm.Ger. 
25, S.68. Lieb, daselbst 25, S.14ff. 

K a s k e I, Arbeitsrecht. 2 
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a) Der Tarifvertrag enthält also nicht schon selbst einen 
Einzelarbeitsvertrag, wenn er auch äußerlich mit einem 
solchen verbunden sein kann, sondern lediglich die Auf­
stellung von Normen, die künftigen Einzelarbeitsver­
trägen der Tarifparteien zugrunde liegen sollen. 

b) Doch muß er eine eigentliche Regelung, also eine bin­
dende Festlegung der Arbeitsbedingungen, enthalten, 
während ein bloßer Rat oder eine Empfehlung über die 
Gestaltung der Einzelarbeitsverträge nicht genügt. 

c) Andererseits brauchen diese Bedingungen aber nicht 
erschöpfend geregelt zu sein, wenn nur überhaupt 
Arbeitsbedingungen darin geregelt werden. üblich sind 
Vereinbarungen hauptsächlich über Arbeitslohn, Arbeits­
zeit, Überstunden, Urlaub, Mitbestimmungsrecht, Be­
nutzung des Arbeitsnachweises und Schlichtungsstellen. 

d) Soweit eine gesetzliche Regelung besteht, kann der 
Tarifvertrag nur insoweit Abweichendes bestimmen, 
als eine solche Abweichung auch zulässiger Inhalt einelil 
Einzelarbeitsvertrages sein könnte. Soweit dagegen eine 
Rechtsnorm durch Gesetz für zwingend erklärt ist oder 
eine gesetzlich auferlegte Pflicht nicht gegenüber einer 
Partei des Arbeitsvertrages besteht, sondern als Schutz­
pflicht kraft öffentlichen Rechts gegenüber dem Träger 
der öffentlichen Gewalt begründet ist!), kann auch der 
Tarifvertrag eine abweichende Bestimmung wirksam nicht 
enthalten2). Ob im Fall eines Verstoßes hiergegen der 
'rarifvertrag im übrigen gültig, oder ob er dann im ganzen 
unwirksam ist, bestimmt sich gemäß § 139 B.G.B. da­
nach, ob er nach dem Willen der Tarifparteien auch ohne 
den unwirksamen Teil abgeschlossen worden wäre. 

5. Der Geltungs bereich eines Tarifvertrages ist kein unbe­
schränkter, vielmehr bedarf es zum Zustandekommen eines 
rechtswirksamen Tarifvertrages seiner Abgrenzung in be­
ruflicher, räumlicher und zeitlicher Beziehung. 
a) In beruflicher Beziehung ergibt sich seine Begrenzung 

regelmäßig durch die Tarifparteien; soweit hierdurch die 
Begrenzung nicht klar ersichtlich ist, bedarf es einer be­
sonderen Regelung. 

b) In räumlicher Beziehung kann der Tarifvertrag das 
Gebiet des ganzen Reiches oder einzelner Teile desselben 

---
1) V gl. unten S. 28. 
2) Anch durch Anordnung der allg. Verbindlichkeit werden solche 

Bestimmungen nicht wirksam. Sitzler, Gew. u. Kaufm.Ger. 25, S.68. 
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umfassen, oder aber auf einen einzelnen Betrieb be­
schränkt sein ("Werktarifvertrag"). Soweit eine Begren­
zung des "Tarifgebiets" nicht ebenfalls aus der Persön­
lichkeit der Tarifparteien ohne weiteres hervorgeht, be­
darf es einer besonderen Bestimmung darüber. 

c) In zeitlicher Beziehung gilt jeder Tarifvertrag nur 
für eine bestimmte Dauer, die im Tarifvertrag genau ange­
geben werden muß. 

6. Die Form der Tarifverträge ist die einfache Schriftform. 
Eine strengere Form ist zulässig, aber nicht erforderlich, 
während andererseits nur mündlich oder nur von einer Seite 
unterzeichnete Vereinbarungen der genannten Art nicht als 
Tarifverträge gelten. I) 

B. Die Wirkung der Tarifverträge ist nunmehr nach § 1 ihre 
Unabdingbarkeit, d. h. ihre bindende Geltung für die Be­
teiligten. Während bisher nach der Rechtsprechung und der 
herrschenden Ansicht in der Literatur2 ) die am Tarifvertrag 
Beteiligten bei Abschluß der Einzelarbeitsverträge vom Inhalt 
des Tarifvertrages abweichen konnten, und lediglich ein An­
spruch auf Beseitigung eines tarifwidrigen Einzelarbeitsver­
trages anerkannt wurde, ist künftig eine solche Abweichung 
(eine "Abdingbarlreit") von der tariflichen Regelung ausge­
schlossen. Die Normen der Tarifverträge enthalten also nicht 
dispositives, sondern zwingendes Recht3). 

1. Diese Unabdingbarkeit beschränkt sich grundsätzlich nur 
auf die Beteiligten. Sind bei Abschluß eines Einzel­
arbeitsvertrages auf Arbeitgeber- oder Arbeitnehmerseite 
am Tarifvertrag nicht beteiligte Personen vorhanden, so 
gilt die Unabdingbarkeit des Tarifvertrages für solche Einzel­
arbeitsverträge nicht4). 

Beteiligt ist, wer entweder als Arbeitgeber den Tarif­
vertrag seIhst abgeschlossen oder mitabgeschlossen hat oder 
wer als Arbeitgeber oder Arbeitnehmer Mitglied einer Ver­
einigung ist, welche den Tarifvertrag abgeschlossen oder mit 
abgeschlossen hat. 

Beginnt die Mitgliedschaft bei der Vereinigung erst später, 
----

I) D. h. im Sinne der V.O. vom 23. 12. 18 mit deren Wirkungen, wohl 
dagegen als Tarifverträge im weiteren Sinne, vgl. oben S. 16, Anm. 3. 

2) Vgl. die Zusammenstellung der verschiedenen Ansichten bei Land­
mann. Gew.O. 6. Aufl., Anm.3i zu §105. 

3) Jun ck, Jur. Woch. 19, S.75. 
4) Doch können im Tarifvertrag für solchen Fall andere nachteilige 

Folgen für den, der einen tarifwidrigen Vertrag abschließt, vorgesehen 
sein, Giesberts-Sitzler, Anm. 6c zu § 1. 

2* 
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80 tritt die Tarifgebundenheit mit der Entstehung der Mit­
gliedschaft ein, endet die Mitgliedschaft, so endet damit für 
das bisherige Mitglied auch die Unabdingbarkeit 1)2)3). 

2. Die Unabdingbarkeit besteht darin, daß alle vom Tarif­
vertrag abweichenden Bestimmungen von Einzelarbeitsver­
trägen, auch wenn sie auf einer Arbeitsordnung beruhen, 
unwirksam sind. Vielmehr gelten alle Einzelarbeitsverträge 
schlechthin als zu den Bedingungen des Tarifvertrages 
abgeschlossen. 4) Werden abweichende Vereinbarungen ge­
troffen, so sind sie ohne Bedeutung. Die Wirksamkeit des 
Vertrages wird aber durch die Unwirksamkeit derartiger Be­
dingungen nicht berührt, vielmehr treten einfach an die 
Stelle der unwirksamen Vertragsbedingungen die Bedin­
gungen des Tarifvertrages, so daß der Einzelarbeitsvertrag 
stets und unter allen Umständen ipso jure einen tarif­
mäßigen Inhalt hat 5). 

3. Von der Unabdingbarkeit der Tarifverträge bestehen zwei 
Ausnahmen, nämlich einmal, soweit der Tarifvertrag ab­
weichende Bestimmungen selbst zuläßt 6), und sodann zu-

1) Dieses Ergebnis ist ungerecht und unzweckmäßig, nach geltendem 
Recht aber m.E. unvermeidbar, da die "Beteiligung" und damit die Tarif­
gebundeuheit an die Zugehörigkeit zur vertra.gschließenden O.manisa­
tion, nicht aber un die Betriebsinhaberschaft geknüpft ist. Bei Ubertra­
gung des Betriebes ist daher auch der neue Unternehmer als solcher nicht 
beteiligt und nicht tarifgebunden. Ebenso Sitzler, Gew. u. Kaufm.Ger. 
S.98 und Bau m a. a. 0., S.73, a. M. anscheinend v. Sc h ulz, Anm. 6 zu § 1. 

2) Der § 1 Abs.2 bezeichnet als Beteiligte auch solche Persouen, die 
den Einzelarbeitsvertrag unter Berufung auf den Tarifvertrag abgeschlossen 
haben. Eine Unabdingbarkeit kann hier indessen m.E. nicht in Frage 
kommen, vielmehr ist es einer tariflich nicht gebundenen Partei möglich, 
sowohl einen Arbeitsvertrag von vornherein in der Weise abzuschließen, 
daß im allgemeinen die Bestimmungen des Tarifvertrages, bezüglich 
einzelner Bestimmungen aber abweichendes gelten solle, als auch einen 
nrsprünglich nneingeschränkt unter Berufung auf den Tarifvertrag ab­
geschlossenen Einzelarbeitsvertrag später in einzelnen Beziehungen ab­
zuändern. Mindestens kann dieses Ergebnis praktisch durch Aufhebnng 
des bisherigen nnd Abschluß eines neuen Arbeitsvertrages erreicht werden. 

3) Über die Ausdehnung der Unabdingbarkeit über die Beteiligten 
hinaus vgl. unten S. 21 ff. 

4) Und zwar auch die bereits bestehenden, nicht nur die erst künftig 
abzuschließenden Einzelarbeitsverträge, Kemni tz in Gew. u. Kaufm.Ger. 
25, Sp.90ff. 

5) Giesberts-Sitzler, Anm.3 zu §1. Der Abschluß tarifwidriger 
Einzelarbeitsverträge ist daher zwecklos, nicht aber strafbar. Uber Ver­
träge mit tariflich nicht zugelassenen Personenklasscn (Frauen, Jugend­
lichen) vgl. Baum a. a. 0, S. 72. 

6) Dies geschieht z. B. für Arbeiter, die nicht mehr im Besitz ihrer 
vollen Arbeitskraft sind. v. Schuh, Anm.4 zu §1. 
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gUllsten der Arbeitnehmer. Für die letzteren sind also die 
Bedingungen des Tarifvertrages lediglich Mindestbedin­
gungell. Doch können im Tarifvertrag selbst auch Ab­
weichungen zugunsten der Arbeitnehmer ausgeschlossen 
werden, wenn dies ausdrücklich bestimmt wird. In diesem 
Falle wären abweichende Bestimmungen in Einzelarbeits­
verträgen zugunsten der Arbeitnehmer ebenso unwirksam 
wie zu ihren Ungunsten. 

C. Grundsätzlich beschränkt sich die Wirkung des Tarifvertrages 
auf die Beteiligten. Nach § 2 kann aber diese Wirkung über 
die Beteiligten hinaus dadurch erstreckt werden, daß der 
Tarifvertrag von amtlicher Stelle für allgemein verbindlich 
erklärt wird.!) 
1. Ihrer rechtlichen Natur nach ist eine solche Erkl,ärung 

eine Rechtsverordnung. Sie schafft staatlich gesetztes, 
nicht vereinbartes, objektives Recht und ist hierzu auf 
Grund gesetzlicher Delegation befugt. Ihr Inhalt deckt sich 
zwar mit dem des Tarifvertrages; ihre Wirkung beruht aber 
nicht auf diesem, sondern auf der Tatsache einer rechtlich 
zulässigen behördlichen Anordnung, ist also vom Tarifver­
trag unabhängig und ihm gegenüber selbständig.2 ) 

2. Voraussetzung einer solchen Erklärung ist einmal mate­
riellrechtlich eine erhöhte Bedeutung des Tarifvertrages, 
andererseits formellrechtlich ein diesbezüglicher Antrag. 
a) Der Tarifvertrag muß für die Gestaltung der Arbeits­

bedingungen des Berufskreises in dem Tarifgebiet über­
wiegende Bedeutung erlangt haben. 
a) Unter Berufskreis ist die Gesamtheit derjenigen Per­

sonen zu verstehen, für deren Arbeitsfach3) der Tarif­
vertrag eine Regelung vorsieht, ohne Unterschied, 
ob sie am Tarifvertrag beteiligt sind oder nicht. 

----

1) Über die Praxis des Reichsarbeitsministeriums bei Verbindlicherklä­
rung von Tarifverträgen, vgl. Sitz I er, Gew. u. Kaufm. Ger. 25, S. 63 ff. 

2) Eine Anderung oder Aufhebung des Tarifvertrages hat daher 
rechtlich eine Abänderung der· Verbindlicherklärung nicht zur Folge, 
wenn sie auch tatsächlich berücksichtigt werden wird. Si tzl er, a. a. 
0., S.71/72. Ebenso Böhme, daselbst 25, S.105. Dagegen meint Oert­
man n ~aselbBt 24, S. 233, der Tarifvertrl\g bestehe nunmehr zwischen 
den Tanfparteien nur nach Maßgabe der Anderung bzw. er sei aufge­
hoben, während er außerhalb der Tarifparteien fortgelte; ein m. E. prak­
tisch bedenkliches Ergebnis. 

3) Nach Giesberts-Sitzler, Anm. 3 zu § 2: "für deren Arbeits­
verhältnis". Es fragt sich aber gerade, welche Arbeitsverhältnisse hier 
gemeint sind, und das sind solche aus dem gleichen Arbeitsfach. Hierfür 
wiederum wird die Zusammenfassung nach Berufsorganisationen von 
entscheidender Bedeutung sein. 
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(3) Überwiegende Bedeutung besitzt ein Tarifvertrag, 
wenn die Mehrheit der Arbeitsverhältnisse des Be­
rufskreises seinen Bestimmungen entspricht!). 

r) Diese überwiegende Bedeutung für den Berufskreis 
braucht aber nur für das Tarifge biet, nicht außer­
halb desselben zU bestehen. 

b) Die Erklärung allgemeiner Verbindlichkeit erfolgt nur 
auf Antrag, nie von Amtswegen. Antragsberechtigt 
sind nach § 3 einmal die Tarifparteien, andererseits alle 
Vereinigungen von Arbeitgebern oder Arbeitnehmern, 
die nicht Tarifparteien sind, aber durch die Erklärung 
allgemeiner Verbindlichkeit des Vertrages betroffen wer­
den würden 2 ), dagegen nicht einzelne Arbeitgeber oder 
Arbeitnehmer. 

3. Zur Erklärung allgemeiner Verbindlichkeit zuständig ist 
das Reichsarbeitsministerium. Ob es eine solche Erklärung 
erlassen will oder nicht, unterliegt lediglich seinem pflicht­
gemäßen Ermessen und untersteht keiner richterlichen 
Nachprüfung3). 

4. Die Wir kung einer solchen Erklärung ist die Erweiterung 
des Geltungsbereiches der Bestimmungen des Tarifver­
trages auf alle Arbeitsverträge, die nach der Art der Arbeit 
unter den Tarifvertrag fallen. 
a) Es unterstehen also auch solche Arbeitgeber und Arbeit­

nehmer, die am Tarifvertrage nich t beteiligt sind, nun­
mehr trotzdem seinen Bestimmungen, wie einem allgemein 
geltenden Gesetz. Eine Abdingbarkeit dieser Bestim­
mungen ist für die neu unterstellten Personen eben­
sowenig möglich wie für die Beteiligten. 

b) Aber nur soweit arbeitsvertragliche Bestimmungen 
im Tarifvertrag enthalten sind, findet eine Erstreckung 
statt. Solche Bestimmungen, die sich nicht auf Arbeits­
bedingungen beziehen, sondern etwa auf Absatz und Preis­
gestaltung, fallen nicht darunter. 

c) Maßgebend für die Erstreckung ist lediglich die Art der 
zu leistenden Ar bei t, nicht der Beruf des Arbeit-

I) Giesberts-8itzler, Anm.5 zu §2. 
2) Nach § 11 bzw. 16. der V. O. vom 4. bzw. 24.1.19 über Einstellung, 

Entlassung und Entlohnung von Arbeitern bzw. Angestellten während 
der Zeit der wirtschaftlichen Demobilmachung war auch der Demobil­
machungskommissar antrags berechtigt. Diese Bestimmung ist aber bereits 
in die V.O. vom 3.9.19 (R.G.Bl. 8.1500) nicht übernommen. 

3) 80 mit Recht Giesberts-8itzler, Anm.5 zu §2, und Banm, 
Jur.Woch.1919, 8.74; unrichtig Heinemann, Die neue Zeit 1919,8.497. 
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gebers oder Arbeitnehmers. Ein Bauarbeitertarif wird 
also nicht nur auf Bauarbeiten eines Bauunternehmers, 
sondern auch auf Bauarbeiten in anderen Gewerben 
erstreckt. 1) 

d) Doch beschränkt sich die Wirkung auf das gleiche räum­
liche Gebiet, für das auch der Tarifvertrag gilt. Nur 
innerhalb desselben fallen Arbeiten der im Tarifvertrag 
genannten Art unter die Bestimmungen des für allgemein 
verbindlich erklärten Tarifvertrages. 

e) Bestehen für dasselbe Gebiet mehrere für allgemein 
verbindlich erklarte Tarifverträge, und fällt ein Arbeits­
vertrag nicht nur unter einen einzelnen von ihnen, so 
ist derjenige Tarifvertrag maßgebend', der in dem betref­
fenden Betrieb oder der Betriebsabteilung für die größte 
Zahl von Arbeitsverträgen Bestimmungen enthält. Doch 
kann das Reichsarbeitsministerium hiervon abweichende 
Bestimmungen treffen2 ). 

5. Die allgemeine Verbindlichkeit da uert, bis sie wieder vom 
Reichsarbeitsministerium aufgehoben wird, ohne Rücksicht 
darauf, ob der für allgemein verbindlich erklärte Vertrag 
seinerseits schon früher abgelaufen ist. Die Aufhebung ist 
nach pflichtmäßigem Ermessen des Reichsarbeitsministeri­
ums jederzeit zulässig3). 

6. Das Verfahren, in dem ein Tarifvertrag für allgemein 
verbindlich erklärt wird, ist folgendes: 
a) Zunächst ist beim Reichsarbeitsministerium ein An­

trag auf Verbindlicherklärung zu stellen. über die An­
tragsberechtigten vgl. oben S. 22. Eine Form ist für 
den Antrag nicht vorgeschrieben. Wird der Antrag von 
einer Tarifpartei gestellt, so ist ihm die Urschrift oder 
eine beglaubigte Abschrift des Tarifvertrages beizufüg<JU, 
andernfalls fordert das Reichsarbeitsministerium diese 
Urkunde von den Tarifparteien ein. 

b) Nunmehr macht das Reichsarbeitsministerium den An­
trag im Deutschen Reichsanzeiger be ka nn t und bestimmt 
zugleich, bis zu welchem Zeitpunkt Einwendungen da­
gegen erhoben werden können. 

1 nies b ert8- 8 i tzler, Anm.7 zu § 2, v. 8 ch·ulz, Anm.2 zu § 2. 
Vgl. aber auch 8itzler, Gew. u. Kautin.Ger. 25, 8.57/58. 

2) Dabei hat regelmäßig die örtliche Regelung der den Verhältnissen 
der einzelnen Gewerbezweige besser angepaßten beruflichen Regelung 
zu weichen, 8 i tz le r, Gew. u. Kaufm.Ger. 25, 8.66. 

3) Ebenso Baum, a. a. 0., 8.74. 
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c) Außerdem fordert das Reichsarbeitsministerium die 
Tarifparteien zur Äußerung über den Antrag auf. 

d) Nach Ablauf der Frist entscheidet das Reichsarbeits­
ministerium unter Berücksichtigung der erhobenen Ein­
wendungen, die sich hauptsächlich auf die Frage der 
überwiegenden Bedeutung zu beziehen pflegen, und nach 
eigener Prüfung der Verhältnisse 1 ). 

e) Lehnt es die Verbindlichkeitserklärung ab, so ist der 
Antrag erledigt. 

f) Gibt es dem Antrag statt, so bestimmt das M.inisterium 
einmal den Zeitpunkt, mit dem die allgemeine Verbind­
lichkeit beginnt2 ), und trägt ferner den Vertrag, das 
Tarifgebiet und den Beginn der allgemeinen Verbindlich­
keit in das Tarifregister ein. 

g) Das Tarifregister wird beim Reichsarbeitsministerium 
geführt. Die Eintragungen erfolgen auf Grund einer den 
Wortlaut der Eintragung bestimmenden Verfügung durch 
den Registerführer. Für jedes Tarifverhältnis ist ein be­
sonderes Blatt anzulegen, auf dem alle diesen Tarif be­
treffenden Eintragungen vorzunehmen sind. Auch wer­
den für jeden Tarifvertrag besondere Registerakten ge­
führt. Von jeder Eintragung ist dem Antragsteller und 
den Tarifparteien unter Angabe des Wortlauts der Ein­
tragung Nachricht zu geben. Die Einsicht in das Tarif­
register und die Registerakten ist jedem gestattet, ohne 
daß ein rechtliches oder tatsächliches Interesse glaubhaft 
gemacht zu werden braucht. Außerdem können Arbeit­
geber und Arbeitnehmer, für die ein Tarifvertrag für all­
gemein verbindlich erklärt worden ist, von den Tarif­
parteien einen Abdruck des Vertrages gegen Ersatz der 
Kosten verlangen. § 5 und V.O. v. 7.5.19 (R.G.BI. S.446). 

Die rech tliche Bedeutung der Eintragung in das 
Tarifregister ist lediglich die der Klarstellung. Einen 
öffentlichen Glauben genießt das Tarifregister nicht, ins­
besondere ist weder die allgemeine Verbindlichkeit oder 
ihr Beginn von der Eintragung abhängig, noch besteht 
umgekehrt eine allgemeine Verkindlichkeit bei zu Un­
recht erfolgter Eintragung. Wird ein Einzelarbeits-

-----
1) Diese PrUfnng ist nicht nur eine formale, sondern erstreckt sich 

auch auf Inhalt und Wirkung der Tarifverträge. Sitz I er, Gew. u. 
Kaufm.Ger. 25, S. 70. 

2) Der Beginn kann auch zurUckdatiert werden, jedoch höchstens 
bis zum Zeitpunkt der Bekanntmachung des Antrags im Reichsanzeiger. 
Sitzler, a. a. 0., S.70. 
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vertrag auf Grund unrichtiger Eintragung in der An­
nahme der allgemeinen Verbindlichkeit abgeschlossen, so 
gilt er zwar zu tarifmäßigen Bedingungen abgeschlossen, 
aber diese Wirkung beruht auf dem Willen der Vertrags­
parteien und nicht auf allgemeiner Verbindlichkeit. Eine 
Anfechtung solcher Verträge wegen Irrtums ist unzu­
lässig, da es sich nur um einen nach § 119 B.G.B. unbe­
achtlichen Irrtum im Motiv handeln würde. 

Bis zum 1. April 1920 sind 920 Tarifverträge als all­
gemein verbindlich eingetragen worden 1 ). 

h) Die Eintragung in das Tarifregister wird durch den 
Deutschen Reichsanzeiger bekannt gemacht. 

i) Rechtsmittel bestehen weder gegen die Verbindlich­
erklärung noch gegen ihre Ablehnung, vielmehr ist die 
Entscheidung des Reichsarbeitsministeriums endgültig. 

k) Bei Änderungen allgemein verbindlich erklärter Tarif­
verträge ist in gleicher Weise zu verfahren wie bei der 
Erklärung der Verbind)ichkeit, auch hier sind also Antrag, 
Bekanntmachung desselben, Äußerung der Tarifparteien, 
Prüfung der Einwendungen und Ablehnung oder Ein­
tragung und Bekanntmachung erforderlich. 

IV. Auch dieArbeitsordnnng ist eine Quelle des Arbeitsrechts, 
denn sie ist nach richtiger Ansicht eine Rechtsnorm2). 

Allerdings wird diese Rechtsnorm nach neuem Arbeitsrecht 
nicht mehr nach absolutistischem Prinzip einseitig vom Arbeit­
geber erlassen, sondern nach konstitutionellem Prinzip gemäß § 78 
Nr. 3, 80, 104 IV bis VI des Betriebsrätegesetzes vom Arbeitgeber 
mit dem Betriebsrat ve re i n b ar t. Sie gehört daher nunmehr, eben­
so wie die Tarifverträge, in die Kategorie des vereinbarten Rechts 
(vgl. oben S. 16 Anm. I). 

Der Arbeitgeber hat nämlich vor Erlaß der Arbeitsordnung, 
nicht nur, wie bisher nach § 134 d der Gew.O., die großjährigen 
Arbeiter oder einen etwa bestehenden Arbeiterausschuß über den 
Entwurf der Arbeitsordnung lediglich anzuhören, sondern er muß 
nunmehr die Arbeitsordnung oder sonstige Dienstvorschriften 
gemeinsam mit dem Betriebsrat und im Zusammenwirken mit ihm, 
den beiderseitigen Wünschen gemäß, vereinbaren. Demgemäß er­
scheint auch äußerlich die Arbeitsordnung nicht mehr in der Form 
eines ausschließlich vom Arbeitgeber erlassenen Betriebsgesetzes, 

1) 477 Anträge schwebten, über 100 Anträge gingen monatlich neu ein. 
2) Vgl. aus der umfangreichen Literatur vor allem Koehne, Die 

Arbeitsordnnngen im deutschen Gewerberecht,Berlin1901, nndOertmann 
in der Festgabe für Hübler, Berlin 1903. 
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sondern es bedarf nunmehr neben seiner Unterschrift unter der 
Arbeitsordnung auch noch der Unterschrift des Vorsitzenden des 
Betriebsrates. 

Kommt eine Einigung zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat 
über den Inhalt der Arbeitsordnung nicht zustande, so können 
beide Teile den Schlichtungsausschuß anrufen, der in diesem Falle 
endgültig und bindend entscheidet (vgl. unten S. 209 und 243ff). 

Dem Range .der Rechtsquelle nach gehen Tarifverträge den 
Arbeitsordnungen vor, so daß bei abweichenden Bestimmungen in 
Tarifvertrag und Arbeitsordnung die Bestimmungen des ersteren 
gelten und die Bestimmungen der Arbeitsordnung insoweit rechts­
unwirksam sind 1), und daß ferner eine Vereinbarung über den 
Inhalt der Arbeitsordnung mit dem Betriebsrat daher insoweit 
nicht erforderlich ist, als illre Bestimmungen auf Tarifvertrag 
beruhen (§ 80, 75 Betr.Räte-Ges.) 

Die Arbeitsordnungen sind eine Quelle des neuen Arbeits­
rechts, denn sämtliche Arbeitsordnungen, die vor dem 1. 1. 1919 
erlassen waren, müssen gemäß § 80 Abs. 3 des Betr. Räte-Ges. 
neu erlassen werden. 

§ 3. 
Grundgedanken und Gegenstand des neuen Arbeits­

rechts. 
1. Obwohl das neue Arbeitsrecht nicht nach einheitlichem 

Programm ausgebaut, sondern das Produkt einer Gelegenheits­
gesetzge bung ist. so finden sich doch darin eine Reihe gemein­
samer Grnndgedanken, die, wohl unbewußt, dem Zuge der Zeit 
folgend, das gesamte neue Arbeitsrecht durchziehen: 

Das neue Recht ist in persönlicher Beziehung ein Sonder­
re ch t bestimmter Berufsstände geblieben, nur in der (nur für die 
Übergangszeit bestimmten) Erwerbslosenfürsorge ist dieses Prinzip 
fallen gelassen und die Unterstützungsberechtigung ohne berufs­
ständische Beschränkung angeordnet. Doch drängt das neue 
Recht dahin, statt der bisherigen Aufzählung einer großen Reihe 
arbeitsrechtlich privilegierter Berufsstände einen Zusammen­
schluß auf eine einfache Formel zu finden und so zu einer 
gewissen Vereinheitlichung des dem Arbeitsrecht unterstellten 
Personenkreises zu kommen. Freilich ist man nicht so weit ge­
gangen, einen einheitlichen Schutz für alle Arbeitnehmer schlecht­
hin anzuordnen, vielmehr durchzieht die gesamten neuen Be-

1) Vgl. auch Herzfeld, Arbeitsrecht 1919, S.110ff. Im übrigen be­
stimmt sich dagegen m. E. die Wirkung der Arbeitsordnung nach den 
unverändert gebliebenen Vorschriften der Gew. O. 
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stimmungen die Trennung aller Arbeitnehmer einerseits in Ar­
beiter, andererseits in Angestellte, für die jeweilig eine verschiedene 
rechtliche Regelung vorgenommen wird, so daß das ganze neue 
Arbeitsrecht in ein Arbeiterrecht und ein Angestellten­
recht zerfällt. Ein fester Angestelltenbegriff hat sich trotzdem 
noch nicht bilden können, wenn auch die Entwicklung nach 
manchen Irrfahrten 1) dahin zu gehen scheint, daß als Angestellte 
alle Personen anzusehen sind, die eine der i1} § 1 Abs. 1 Ang. Vers.­
Ges. genannten Beschäftigungen ausüben oder erlernen2)3), ein­
schließlich der mit niederen oder lediglich mechanischen Dienst­
leistungen beschäftigtenBureauangestellten, aber ausschließlich der 
Personen in besonders hervorragender Stellung, nämlich der V 01'­

standsmitglieder von juristischen Personen oder Personengemein­
schaften und der Personen, die Prokura oder Generalvollmacht 
erhalten haben4 ). 

Grundsätzlich 5) abgesehen wird dagegen, im Gegensatz zum 
bisherigen Recht, bei der Abgrenzung des 'Personenkreises von 
der Aufstellung einer Verdienstgrenze, bis zu der die Arbeit­
nehmer dem Arbeitsrecht unterstellt werden, und die bei den 
sprunghaft steigenden Löhnen und Gehältern zurzeit praktisch 
auch nicht feststellbar ist. 

Während bisher die Unterstellung unter das Arbeitsrecht grund­
sätzlich von der Art der Betrie be abhängig war, in denen die 
Beschäftigung stattfand, ist dieses Moment im neuen Arbeitsrecht 
fast völlig fallen gelassen. Für das neue Recht gibt es keine Be­
schränkung mehr auf Fabriken und gleichgestellte Anlagen, auf 
gesundheitsgefährliche Betriebe, oder auf diejenigen Betriebe die 
der Gewerbeordnung unterstehen, vielmehr ist eine Ausdehnung 
des G.eltungsbereiches des neuen Arbeitsrechts auf alle Betriebe, 
Bureaus und Verwaltungen, ohne Rücksicht auf ihren Gegenstand 
und die Persönlichkeit des Arbeitgebers vorgenommen, so daß 
damjt vor allem das Sonderrecht der Staatsarbeiter und Staats­
angestellten wegfällt. Nur für Großbetriebe finden sich auch jetzt 
noch einige, durch deren Eigenart bedingte Sonderbestimmungen. 

Der Form der Rechtsbildung nach überwiegt das öffent­
liche Recht erheblich gegenüber dem Privatrecht, und es 

1) Vgl. Potthoff, Arbeitsrecht 1919, S.72, Landsberger, Gew. 
u. Kaufm.Ger. 25, S. 120 und unten S. 55, 133, 178. 

2) Natürlich auch wenn sie nicht versicherungspflichtig sind. 
3) Vgl. über dieseDersch, in Monatsschr. f. Arb.-u.Angest.-Vers. 1913, 

S. 556 f( .. und 1917, S. 221 ff. 
4) Uber die Frage, inwieweit künftig auch geistige Arbeiter als An­

gestellte zu behandeln sind, vgl. Potthoff, Arbeitsrecht 1919, S.108ft·. 
5) Ausnahme vgl. nnten S. 133. 
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besteht die Tendenz, neue Rechtsinstitute des Arbeitsrechts regel­
mäßig in öffentlichrechtlicher Weise zu regeln. Dies kommt ein­
mal dadurch zum Ausdruck, daß grundsätzlich die Verbesserung 
der Rechtsstellung der Arbeitnehmer nicht inArbeitsvertragsrecht, 
sondern in öffentlichrechtliches Schutzrecht eingekleidet 
wird, so daß die dem Arbeitgeber neu auferlegten Pflichten nicht 
dem Arbeitnehmer gegenüber als Vertragspartei begründet werden, 
sondern gegenüber dem Staat, und ihre Erfüllung daher durch 
öffentlichrechtlichen Zwang und Strafe gesichert wird1 ). Anderer­
seits tritt die Tendenz eines Überwiegens des öffentlichen Rechts 
durch eine Stärkung der Stellung der Behörden gegenüber 
den Vertragsparteien in Erscheinung, dIe den Behörden in einer 
bisher unbekannten Weise eine Mitwirkung bei dem Arbeitsver­
hältnis einräumt und ihren stärksten Ausdruck in der Möglichkeit 
findet, Tarifverträge für allgemein verbindlich zu erklären und 
bindende Schiedssprüche zu fällen. 

Weiter ist das persönliche Band zwischen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer noch mehr als bisher gelockert. Der Arbeit­
nehmer tritt dem Arbeitgeber nicht mehr als einzelner, sondern 
lediglich in seiner Eigenschaft als Mitglied der Betriebs- oder Be­
rufsorganisation gegenüber, welche die Wahrung seiner Interessen 
übernimmt und dafür von ihm Gehorsam gegenüber ihren Be­
schlüssen fordert. 

Inhaltlich enthält das neue Recht durchweg eine Besser­
steIlung der Arbeitnehmer gegenüber dem bisherigen Gesetz. 
Diese Besserstellung bezieht sich einmal auf ihre Stellung als 
einzelne gegenüber dem Arbeitgeber durch Aufbesserung der 
Arbeitsbedingungen, vor allem Arbeitslohn und Arbeitszeit. 
Hauptsächlich tritt die Besserstellung aber zutage für die Arbeit­
nehmer in ihrer Eigenschaft als berufsständisch organisierte 
Ar bei terschaft durch die Anerkennung ihrer Berufsorganisa­
tionen, die Aufhebung der bisherigen KoalitiollSschranken und 
die Einführung des konstitutionellen Prinzips in den Betrieb 
an Stelle des bisher geltenden absolutistischen Prinzips. Dieser 
Grundsatz wird in der Rätegesetzgebung bis in die letzten Konse­
quenzen verfolgt, hier aber über das Arbeitsverhältnis hinaus 
auf eine Mitwirkung am Produktionsprozeß erweitert. An dieser 
Stelle berühren sich Arbeitsrecht und die davon zu trennende 
Materie des Wirtschaftsrechts, in dessen Bereich bereits die neuen 
Bestimmungen über Sozialisierung vollinhaltlich gehören. 

1) V gl. über diesen Unterschied K as k e I, Rechtliche Natur des Arbeiter­
schutzes (Leipzig, Duncker & Humblot 1914) S.9-15. 
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TI. Die Gegenstände, die von dem neuen Arbeitsrecht bisher 
geregelt worden sind, umfassen nicht das ganze Gebiet des Arbeits­
rechts, sondern nur einzelne Teilgebiete. Zwar sind auch diese 
Teilgebiete nicht jeweilig in einer besonderen Verordnung geregelt 
worden, vielmehr werden sowohl dieselben Gebiete in verschiedenen 
Verordnungen, wie verschiedene Gebiete in derselben Verordnung 
geregelt, aber logisch lassen sich sechs Teilge biete umschreiben, 
auf denen eine Neuregelung des Arbeitsrechts stattgefunden hat, 
und die daher einer systematischen Darstellung als Gliederung 
zugrunde zu legen sind: 

Die ersten fünf dieser Gebiete, die innerlich zusammengehören 
und unterschiedslos für das Arbeitsverhältnis aller Berufsstände 
gelten, betreffen die Regelung der Ar beits beschaffung (Teil I), 
der Arbeitslosenfürsorge (Teil Il), der Arbeitsleistung 
(Teil IlI), der Arbeitsverfassung (Teil IV) und der Arbeits­
streitigkeiten (Teil V). Daneben steht als sechstes Gebiet die 
Neuregelung des gesamten Arbeitsrechts, einzelner 
Berufsst ände, die einer solchen Regelung entweder bisher über­
haupt ermangelten, oder für welche die bisherige Regelung eine 
solche war, daß sie in comple;xu aufgehoben werden mußte, 
vor allem der Landarbeiter und Dienst boten (Teil Vl). 
Als siebentes Gebiet kommt an sillh die Weiterbildung und Um­
gestaltung der Sozialversicherung in Frage, die aber als ein 
selbständig abgeschlossenes Gebiet hier nicht behandelt werden 
solF). Dagegen ist in einem Anhang auf die Neugestaltung des 
internationalen Arbeitsrechts nach dem Friedensvertrag 
von Versailles kurz einzugehen. 

§ 4. 
Literatur des neuen AI'beitsrechts. 

1. Eigentliche Gesamtdarstellungen fehlen. Eine Zusammen­
stellung der sozialpolitischen Maßnahmen der Reichsregierung vom 9.11.18 
bis Ende März 1919 enthält die Denkschrift des Reichsarbeitsministers 
an die National versammlung (Drucksache der Nat. Vers. Nr. 215, auch im 
Buchhanrlel unter dem Titel "Arbeitsrecht und Arbeiterschutz", Verlag 
Reimar Hobbi~lg, Berlin 1919). Kurze populäre Darstellung bei Flatow, 
Das Recht der Ubergangszeit (Verlag Gesellschaft u. Erziehung Berlin 1919) 
und die deutsche Sozil.!!politik seit der Revolution, Soz. Monatshefte 19, 
Bd. I, S. 1OOff. Eine Ubersicht vom sozialpolitischen Standpunkt aus 
gibt Günther iu zwei Aufsätzen: "Neuordnung der Sozialgesetzgebung 
in Dentschland" und "Weitere Fortschritte der Sozialgesetzgebung in 

1) Über die Entwicklung der Sozialversicherung seit der Revolution 
vgl. K a sk el in der Zeitschr. f. die gesamte Versicherungswiaaenschaft 
1920, S. 1 ff. 
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Deutschland" in Branns Annalen fdr soziale Politik und Gesetzgebung 
Bd. 6, S. 370 ff. u. 657 ff. Eine Dissertation über "Das Arbeitsrecht im 
neuen Deutschland", 1. Bd. Die Rechte des Arbeiters im neuen Deutsch­
land von Goerrig (Georgi'sVerlag, Bonn1919). Eine kurze auf die An­
gestellten beschränkte Darstellung enthält Müll er, Das Recht der An­
gestellten während der wirtschaftlichen Demobilmachung, Berlin 1919, 
Conrad Habers Verlag. Eine Reihe knrzer Einzeldarstellungen enthält die 
von Kallee herausgegebene Auskunftei des Arbeitsrechts (Volks­
verlag fdr Politik u. Verkehr, Stuttgart, bisher 6 Hefte). 

II. Erläuterungen zu den einschlägigen Einzelverordnungen gibt 
Bau m unter dem Titel "Das Arbeitsrecht im neuen Deutschland" im 
Verlag von Hess-Stuttgart heraus. Eine Sammlung der wichtigsten ein­
schlägigen Verordnungen nebst kurzen Erläuterungen enthält S ch I U t er, 
Handbuch des neuen Arbeitsrechts (Dortmund , Verlag Bellmann 1919). 
Die lediglich zu einzelnen Verordnungen veröffentlichten Erläuterungen 
sind jeweilig bei Darstellung der betreffenden Materie vermerkt. 

Erster Teil. 

Die Arbeitsbeschaffung. 
§ 5. 

Allgemeines. 
Art. 163 Abs. 2 der neuen Reichsverfassung bestimmt in 

wörtlicher Übereinstimmung mit § 1 Abs. 2 des Sozialisierungs­
gesetzes vom 23.3.19: "Jedem Deutschen soll die Mög­
lichkeit geboten werden, durch wirtschaftliche Arbeit 
seinen Unterhalt zu erwerben." Die praktische Durchfüh­
rung dieses Grundsatzes ist die Aufgabe der Arbeitsbeschaffung. 

Eine rechtliche Regelung auf diesem Gebiet stellte die Gesetz­
gebung vor ein durchaus neues Problem, zu dessen Lösung 
nicht an Bestehendes angeknüpft werden konnte. Denn dem bis­
herigen Recht war eine Regelung der Arbeitsbeschaffung fremd 
gewesen. Vielmehr war die Arbeitsbeschaffung, von wenigen 
kümmerlichen Ansätzen auf dem Gebiet des Arbeitsnachweis­
wesens abgesehen, dem Zufall, der privaten Initiative und allen­
falls einer freiwilligen Regelung durch die Gemeinden überlassen. 
Während des Krieges hatte infolge des Herausziehens des größten 
Teiles der werktätigen Bevölkerung und der Bedenkung der 
Industrie mit Aufträgen fast über ihre Kraft ein außerordentlich 
starkes Überangebot von Arbeitsstellen stattgefunden, das selbst 
bei Aufnahme der minderwertigsten Arbeitskräfte kaum befriedigt 
werden konnte. Eine rechtliche Regelung der Arbeitsbeschaffung 
kam daher nur vom militärischen Standpunkt aus insofern in 
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Frage, daß jede vorhandene Arbeitskraft zu militärisch nützlichen 
Zwecken verwendet wurde (Hilfsdienstgesetz). Mit der Kriegs­
beendigung trat dagegen für die neue Regierung die rechtliche 
Regelung der Arbeitsbeschaffung in den Mittelpunkt aller arbeits­
rechtlichen Regelung überhaupt. 

Die Aufgabe war im wesentlichen eine dreifache: Es galt einmal 
die sämtlichen Heeresangehörigen, die in wenigen Wochen 
demobilisiert werden mußten, in das bürgerliche Wirtschaftsleben 
zu überführen und ihnen dort eine Existenzmöglichkeit zu 
schaffen, ferner den Daheimgebliebenen, die bei einer Ein­
stellung der Kriegswirtschaftsbetriebe ihre bisherige Arbeitsstelle 
zu verlieren drohten, ihre Existenzmöglichkeit zu er­
halten und endlich die Kriegsbeschädigten trotz ihrer' ver­
minderten Arbeitsfähigkeit in geeignete Arbeitsplätze unter­
zubringen. 

Für eine rechtliche Regelung dieser drei Aufgaben kamen zwei 
Möglichkeiten in Betracht, je nachdem ob der Staat die Ar bei t 
selbst beschaffen oder durch andere beschaffen lassen 
wollte. Wollte der Staat den ersten Weg beschreiten, so mußte 
er zum Zweck der Arbeitsbeschaffung eigene Einrichtungen ins 
Leben rufen, wollte er den zweiten Weg gehen, so mußte er sich 
hierzu der privaten Arbeitgeber bedienen, indem er ihnen eine 
Pflicht zur Arbeitsbeschaffung auferlegte. 

Für beide Wege bestanden andererseits zwei Mittel, durch 
welche die Arbeitsbeschaffung geregelt werden konnte, nämlich 
entweder durch zweckmäßige Verteilung der vorhandenen 
Arbeitsgelegenheit, oder aber durch Vermebrung der vorhandenen 
und Sc'haffung neuer Arbeitsgelegenheit. 

Das neue Arbeitsrecht hat diese sämtlichen Wege beschritten: 
Denn einmal hat der Staat die Aufgabe der Arbeitsbeschaffung 
selbst übernommen und zu diesem Zweck seinerseits versucht, 
sowohl die vorhandene Arbeitsgelegenheit zu erfassen und auszu­
nutzen, wie sie, soweit sie nicht ausreichte, durch neue Arbeits­
gelegenheit zu vermehren (Kap. I). Andererseits hat der Staat 
die Aufgabe der Arbeitsbeschaffung aber auch den privaten 
Arbeitgebern übertragen und ihnen zu diesem Zweck neue, 
meist durch Zwang- und Strafandrohung gesicherte Pflichten 
auferlegt, die wiederum darauf abzielen, daß die Arbeitgeber 
einerseits die bei ihnen vorhandene Arbeitsgelegenheit in gerechter 
Weise verteilen, andererseits durch Einstellung neuer Arbeits­
kräfte vermehrte Arbeitsgelegenheit schaffen (Kap. II). 
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Erstes Kapitel. 

Arbeitsbeschaffung durch den Staat. 
§ 6. 

Übersicht. 
Der Staat hat, um die vorhandene Arbeitsgelegenheit zu er­

fassen und auszunutzen, das Arbeitsnachweiswesen neugestaltet 
(§ 7), sowie die Übernahme von unbeliebter Arbeit, vor allem 
Landarbeit, durch die Aussetzung von Prämien zu steigern ge­
sucht (§ 8), und er hat ferner für die Vermehrung der vorhandenen 
Arbeitsgelegenheit durch Ausgabe von Notstandsarbeiten gesorgt 
(§ 9). 

§ 7. 
Ausgestaltung des Arbeitsnachweises. 

Der Arbeitsnachweis bezweckt die Zusammenfassung aller 
vorhandenen Arbeitsgelegenheit und aller Arbeitsuchenden zum 
Ausgleich von Angebot und Nachfrage und die Ausgabe dieser 
Arbeit an die Arbeitsuchenden nach Grundsätzen der Gerechtig­
keit und Zweckmäßigkeit. 

1. Die bisherige Regelung l ) des Arbeitsnachweises war ver­
schieden für die Zeit bis zum Kriege, während des Krieges und 
nach dem Kriege. 
A. Bis zum Kriege war der Arbeitsnachweis lediglich freiwilliger 

Organisation überlassen. Nebeneinander wurden nach Be­
lieben von den Organisationen der Arbeitgeber und Arbeit­
nehmer, von gemeinnützigen Vereinen, Tarifgemeinschaften, 
Innungen, Schulen und vor allem von Gemeinden oder Ge­
meindeverbändenArbeitsnachweise errichtet. Allmählich über­
wogen zwar, wo sie bestanden, in der Regel die letzteren 
sogenannten öffentlichen Arbeitsnachweise an Bedeutung, 
ohne daß es ihnen indessen gelang, eine irgendwie geartete 
Unterordnung der anderen Arbeitsnachweise unter den 
öffentlichen Arbeitsnachweis zu erreichen. 

Die Mänge 1 dieses Systems bestanden einmal in dem Fehlen 
eines Errichtungszwanges von Arbeitsnachweisen; vielmehr 
war die Frage, ob ein Arbeitsnachweis errichtet werden sollte, 
lediglich dem freien Ermessen privater oder gemeindlicher 
Stellen überlassen. Ferner fehlte eine Ausgleichspflicht hin­
sichtlich der überschüssigen freien Stellen bzw. Arbeitsangebote 
zwischen den verschiedenen Arbeitsnachweisen, die allein eine 

1) Vergl. Wölhling, Der Arbeitsnachweis (Berlin 1918). Weitere 
Literatur das el bat S. 25. 
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Regulierung des Arbeitsmarktes ermöglicht hätte; vielmehr 
konnte es vorkommen, daß bei dem einen Arbeitsnachweis 
eine A.nzahl von freien Stellen gemeldet war, zu deren Be­
setzung es dort an Arbeitskräften fehlte, während in einem 
benachbarten Arbeitsnachweis eine Anzahl stellungsloser 
Arbeitskräfte gemeldet waren, zu deren Unterbringung dort 
keine freien Stellen verfügbar waren. Sodann benutzten die 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmervereinigungen die von ihnen 
errichteten Arbeitsnachweise vielfach nicht nur zur Regu­
lierung des Arbeitsmarktes, sondern gleichzeitig als Mittel im 
wirtschaftlichen Kampf, ihre Arbeitsnachweise arbeiteten da­
her bisweilen nicht mit-, sondern gegeneinander und wurden 
daher von der Gegenpartei mit Mißtrauen betrachtet. Und 
endlich war die Art des Geschäftsbetriebes und der Umfang 
der von jedem einzelnen Arbeitsnachweis übernommenen Auf­
gaben so verschieden, daß dadurch die praktische Benutzbar­
keit der ganzen Einrichtung für das Publikum beeinträchtigt 
wurde. 

Zwar waren die öffentlichen Arbeitsnachweise nach Pro­
vinzen bzw. Bundesstaaten zu Arbeitsnachweisverbän­
den zusammengetreten, die wieder ihrerseits im Verband 
Deutscher Arbeitsnachweise vereinigt waren, und diese Ver­
bände bemühten sich mit Erfolg, auf die Beseitigung der an­
gegebenen Mißstände hinzuwirken. Doch waren die Arbeits­
nachweisverbände lediglich auf Zuspruch, Rat und Belehrung 
beschränkt und besaßen keine Zwangsgewalt. Vor allem aber 
bestanden sie nur aus den öffentlichen, d. h. von einer Ge­
meinde oder einem Gemeindeverband errichteten oder unter­
stützten Arbeitsnachweisen, während die sonstigen Arbeits­
nachweise in den Verbänden nicht vertreten waren. 

B. Währeml des Krieges wurden freilich einzelne Verbesse­
rungen versuchtl). So wurde gleich zu Beginn des Krieges 
eine Reichszentrale der Arbeitsnachweise geschaffen, die in­
dessen keine praktische Bedeutung erlangte. Es wurde ferner 
vom Statistischen Reichsamt ein Arbeitsmarktanzeiger heraus­
gegeben, für den alle Arbeitsnachweise wöchentlich zweimal 
die Zahl der nicht erledigten Arbeitsgesuche bzw. offenen Stellen 
zu melden hatten. Auch wurde zur Gewinnung einer Über­
sicht 'über die überhaupt vorhandenen Arbeitsnachweise und 
ihre Tätigkeit allen Arbeitsnachweisen die Pflicht auferlegt, 

1) Vgl. die Sammlung behördlicher Maßnahmen zur Arbeitsvermittlung 
im Kriege, herausgegeben vom Bureau f. Sozialpolitik 1918. 

Kasl,e I, Arbeitsrecht. i3 
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zunächst einmal über ihr Vorhandensein und ihre Organi­
sation und sodann künftig allmonatlich über die Zahl der 
Arbeitsuchenden und offenen Stellen während des abgelaufenen 
Monats dem Statistischen Reichsamt zu berichten. Und vor 
allem ermächtigte der Bundesrat durch V.O. vom 14. 6. 16 
(R.G.Bl. S.519) die Landeszentralbehörden, den Gemeinden 
oder Gemeindeverbänden die Errichtung oder Unterstützung 
öffentlicher unparteiischer Arbeitsnachweise zwangsweise auf­
zuerlegen und Anordnungen über Einrichtung und Betrieb 
solcher Arbeitsnachweise zu treffen. 

Aber alle diese Maßregeln brachten keine wirkliche Ände­
rung des bisherigen Zustandes. Vor allem verlor die mit 
großen Hoffnungen begrüßte V.O. vom 14.6.16 dadurch den 
größten Teil ihrer Wirkung, daß in Preußen, wo die Arbeits­
nachweisorganisation am meisten daniederlag, die Regierung 
von der ihr erteilten Ermächtigung zur zwangsweisen Errich­
tung von Arbeitsnachweisen keinen Gebrauch machte, sondern 
sich darauf beschränkte, jene Ermächtigung den Regierungs­
präsidenten zu übertragen, die davon Gebrauch machen sollten, 
"sofern ein Bedürfnis vorliegt, dem zu genügen die Gemeinden 
oder Kreise sich weigern"l). 

Eine wirkliche Änderung ging erst von den Mi li t är b e­
hörden aus Anlaß der Durchführung des Hilfsdienstgesetzes 
aus. Nunmehr wurden unter Leitung des Kriegsamtes bei den 
Arbeitsnachweisverbänden Zentralauskunftstellen errichtet, die 
sämtliche Arbeitsnachweise, nicht nur die öffentlichen, um­
faßten, und durch einen paritätisch aus Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern sowie aus Sachverständigen gebildeten Beirat 
ergänzt wurden. Ferner wurden Hilfsdienstmeldestellen er­
richtet, die regelmäßig mit dem öffentlichen Arbeitsnachweis 
verbunden wurden und denen besondere Frauenarbeitsmelde­
stellen anzugliedern waren. Der Ausgleich sollte nunmehr in 
der Weise stattfinden, daß jeder nicht gewerbsmäßige Arbeits­
nachweis die binnen 48 Stunden nicht zu erledigenden Arbeits­
gesuche oder offenen Stellen der Hilfsdienstmeldestelle, diese 
entsprechend der Zentralauskunftstelle2), diese entsprechend 
dem Statistischen Reichsamt mitzuteilen hatten. Letzteres 
stellte dann auf Grund der Meldungen den Arbeitsmarkt-

1) Erlaß der Min.f.Handel u.Gew. und des Innern vom 25.7.16 R.M.Bi. 
S.265. 

2) Die Arbeitsnachweise der technischen, kanfmännischen nnd Bureau­
angestellten sogleich der ZentralauskunftsteIle bei Nichterledigung binnen 
einer Woche. 
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anzeiger auf und verschickte ihn an sämtliche Zentralaus­
kunftstellen, Kriegsamtstellen und das Kriegsarbeitsamt, und 
auf Grund dieses Materials hatten dann endlich die Kriegs­
amtstellen im Verein mit den Zentralauskunftstellen etwa 
fehlende Arbeitskräfte durch Abgabe überschüssiger Kräfte 
ihres Bereichs nach Bedarfsbereichen zu ersetzen 1). 

C. Nach Kriegsende wurde dieser Organisation, die übrigens 
infolge der sich keineswegs überall deckenden Grenzen der 
Kriegsamtstellen (Korpsbezirke) und Zentralauskunftstellen 
(Provinzen bzw. Staaten) zu Reibungen zwischen Zivil- und 
Militärgewalt führte, durch die Aufhebung des Hilfsdienstge­
setzes im Aufruf des Rates der Volksbeauftragten vom 
12. 11. 18 die rechtliche Grundlage entzogen. Die Leitung des 
Arbeitsnachweiswesens ging nun auf die Demo bilmachungs­
behörden über2). 

Die neue Regierung ist zunächst an die Ordnung des 
Arbeitsnachweises nur zaghaft herangetreten. Eine V.O. vom 
9.12.18 (R.G.BI. S. 1421) enthielt wiederum keine reichsrecht­
liche Regelung der Materie selbst, sondern beschränkte sich 
auf die Ermächtigung der Landeszentralbehörden, 
in Preußen also des Handelsministers, zu einer Reihe von 
Maßnahmen und Anordnungen auf dem Gebiet des Arbeits­
nachweiswesens, insbesondere zur Ausübung eines Zwanges 
zur Unterhaltung öffentlicher Arbeitsnachweise, zur Rege­
lung des Betriebes solcher Arbeitsnachweis.e, zur Schaffung von 
Zentralstellen zum Zweck des Ausgleichs, die alle .,Arten von 
Arbeitsnachweisen umfassen, zur Ausgestaltung der Bericht­
erstattung der Arbeitsnachweise über die Lage des Arbeits­
marktes und zur Ausübung eines Zwanges zur Schaffung von 
Einrichtungen für Berufsberatung und Lehrstellenvermitt­
lung in selbständiger Ausgestaltung oder in Verbindung mit 
den öffentlichen Arbeitsnachweisen und zur Regelung des 
Betriebes solcher Einrichtungen. Ferner dürfen die Arbeits­
nachweise nach der V.O. vom 16. 3. 19 (R.G.BI. S.31O) § 2 
solchen Personen, die bei Ausbruch oder während des Krieges 
in der Land- und Forstwirtschaft tätig waren, solange sie 
für diese tauglich sind, keine andere als land- oder forstwirt­
schaftliche Arbeit vermitteln. 

t) Vgl. die Erlasse des Kriegsamtes vom 14.11.16, 23.1.17, 29.1.17, 
5.3.17, 10. 6.17, 7.8.17 u. 13.9.17, abgedruckt in der oben S. 33, Anm. 1, 
genannten Sammlung. 

2) Zusammenstellung der Maßnahmen. Arbeitsnachweis 6, S. 46-48. 
3* 
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In Preußen 1) ist daraufhin unter dem ]2. September 1919 
eine vorläufige V.O. ergangen2), wonach grundsätzlich für den 
Bezirk jeder unteren Verwaltungs behörde ein öffentlicher 
Arbeitsnachweis errichtet werden muß, die öffentlichen Arbeits­
nachweise mit den sonstigen nicht gewerbsmäßigen Arbeits­
nachweisen zu Zweckverbänden vereinigt werden können, und 
zum Zwecke der Zusammenfassung der Arbeitsnachweise Pro­
vinzialämter errichtet werden, auf welche die Aufgaben der 
Zentralauskunftstellen übergehen 8011en3). Schon vorher war 
ferner durch V.O. vom 18.3.194) eine provinzielle Organisation 
für Berufsberatung geschaffen worden. 
H. Die künftige Regelung des Arbeitsnachweises 8011 durch 

ein Reichsarbeitsnachweisgesetz erfolgen, dessen Entwurf 
bereits vorliegt, aber noch nicht veröffentlicht ist 5 ). 

Der Entwurf beruht auf den Grundsätzen eines planmäßigen 
Aufbaues, einer Zusammenfassung und einer Monopolisierung der 
Arbeitsnachweise und enthält ferner eine Reihe von Bestim­
mungen über die Art ihrer Vermittlungstätigkeit. Dagegen ist 
von der Einführung eines Benutzungszwanges abgesehen. 
A. Ein planlllii.ßiger Aufbau der Arbeitsnachweise gegenüber der 

bisherigen Willkür wird dadurch erreicht, daß für ein lückenloses 
Net.z von Arbeitsnachweisen gesorgt wird, daß über den Arbeits­
nachweisen für größere Bezirke Landesämter für Arbeitsver­
mittlung erricht.et werden, und daß für das Gebiet des ganzen 
Reiches ein Reichsamt für Arbeitsvermittlung vorgesehen v;rird. 
l. Arbeitsnachweise sind im Rahmen der gemeindlichen 

Verwaltung grundsätzlich für den Bezirk j edel' unteren Ver­
___ waltungsbehörde, unter paritätischer Mitwirkung vonArbeit-

1) Vgl. für Bayern Bck. vom 14.9.16 (Amtsbl. des Innern NI'. 269), 
Bek. vom 2. u. 9.4.19 IBa.ycl'. Staatsanzciger vom 30.4.19), Bek. vom 
17.2.19 (Bayer. Stautsanzeiger vom 18.2.19), für Sachsen V.O. vom 
26. 5. 17 (Rundvel'fügung, nicht veröffentlicht), vom 5. 6. 19 u. 12. 4. 19 
(Sächs. Staats zeitung vom 6.6. bzw. 14.4.19), für Wür-ttemberg Verf. 
vom 12.11. 18 (Staatsanzeiger NI'. 267 vom 13.11.18), für Baden Bek. 
vom 22. 1. 19 (Bad. Staatsanzeiger vom 29. 1. 19) und V.O. vom 22. 1. 
u. 12.6. 19 (Bad. Ges. und V.O.ßl. NI'. 6 u. 41). 

2) li.M.BI. S.267. Vgl. dazu Bernhal'd, Soziale Praxis 29, S. 21 und 
Dermietzei, Arbeitsnachweis 7, S.22 und Dl'. St., das. 6, S.241. 

3) VgI. Vitzdamm, Soziale Praxis 29, S. 178. 
4) ll.M.BI. S. 108. 
5) }i'rühere Entwürfe vgI. Wölbling a. a. O. S. 205ff. und Kaskel, 

D.J.Z. 19, Sp. 624, Anm. 2. Neuerdings vgI. die Aufsätze im Arbeits­
nachweis Bd.6 von Reichel S.41, UngenallntS.81, SchindlerS.161, 
WagneI'-Roemmich S.203, lial'tmann S. 201, 'l'änzler S. 209, Blu­
menthlll S.21O, Mendelson S. 212, Koslowski S.215, Werthern 
S. 218; femel' Gaebel, Soziale Praxis 28, S.l1, Wagner-Roemmich, 
da selbst 29, S. 302, W ern er, Zeitschr. flil' Kommunalwirtschaft 9, S. 133. 
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gebern und Arbeitnehmern in einem Verwa.ltungsausschuß, 
zu errichten. 

2. Landesä mter für Ar bei tsver mi ttlung sind Aufsichts­
und Beschwerdestellen gegenüber den Arbeitsnachweisen 
und haben den Ausgleich von Ort zu Ort zu regeln. Sie be­
stehen für größere Gebiete (es sind insgesamt 20 in Aus­
sicht genommen), die ohne Rücksicht auf die politischen 
Grenzen nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten abgegrenzt 
werden. Auch bei den Landesämtern ist eine paritätische 
Mitwirkung der Arbeitgeber und Arbeitnehmer in einem 
Verwal tungsausschuß vorgesehen. 

3. Das Reichsamt für Ar beitsvermittlung 1) ist Aufsichts­
und Beschwerdestelle gegenüber den Landesämtern und hat 
den Ausgleich von Gebiet zu Gebiet zu regeln. Es hat ferner 
Grundsätze aufzustellen, die eine einheitliche Vermittlungs­
tätigkeit im ganzen Reich sichern. 

B. Die Zusammenfassung der bisher bestehenden verschiedenarti­
gen Arbeitsnachweise wird dadurch erreicht, daß die bisherigen 
Facharbeitsnachweise von Berufsvereinen dem allgemeinen Ar­
beitsnachweis als Fachabteilungen eingegliedertwerden. Die 
Verbindung von Facha,bteilung und allgemeinem Arbeitsnach­
weis wird dadurch hergestellt, daß der Vorsitzende des allgemei­
nen Arbeitsnachweises zugleich Vorsitzender des besonderen 
fachlichen Verwaltungsausschusses (Fachausschusses) ist, und 
daß für gemeinsame Angelegenheiten ein aus dem allgemeinen 
Verwaltungsausschuß und den Fachausschüssen zusammenge­
setzter gemeinsamer Verwaltungsausschuß zusammentritt, des­
sen Beschlüsse für sämtliche Abteilungen bindend sind, während 
im übrigen die Fachabteilungen ihren Arbeitsnachweis selbstän­
digverwalten. Die sonstigen Arbeitsnachweise (Vereins-, Wan­
del'- u. dgl. Nachweise) bestehen als Abteilungen des allge­
meinen Arbeitsnachweises fort und erhaJten dadurch ebenfalls 
eine paritätische Verwaltung. 

C. Die ll'lonopolisierung des Arbeitsnachweises wird dadurch er­
reicht, daß die gewerbsmäßigeSteIlenvermittlung eingeschränkt 
bzw. aufgehoben 2), jede fortgesetzte Vermittlungstätigkeit 
auch nicht gewerbsmäßigerArt außerhalb des Arbeitsnachweises 
und seiner Abteilungen untersagt und das Inseratenwesen der 
Zeitungen geregelt wird. 

D. Die Bestimmungen über die Vel'lllittlungstätigkeit betreffen 

1 VgI. dazu Dermietz el, Arbeitsnachweis 7, S.42 und Rundschr. 
des Roichsarbeitsministers vom 23.1. 20, Arbeitsnachweis 7, S. 169. 

2) VgI. WölbIing, Pr. V.BI. 40, S. 277. 
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insbesondere die Unentgeltlichkeit, die Reihenfolge der Ver­
mittlung, das Verhalten bei LohnstreitigkeitenI), Auskunft­
erteilung seitens der Vermittlungsbeamten und die Möglich­
keit des vorübergehenden Ausschlusses Arbeitsscheuer von der 
Benutzung des Arbeitsnachweises. 

E. Ein Benntzungszwang (Obligatorium), d. h. die Verpflich­
tung, offene Stellen nur durch den Arbeitsnachweis zu besetzen, 
wird nicht vorgesehen, hier sowie bezüglich einer Meldepflicht 
der Arbeitgeber verbleibt es vielmehr bei den Vorschriften der 
Demobilmachungsbehörden (vgl. unten S. 43-52). 

§ 8. 
Die Prämiiel'llng der Übernahme von Landarbeit. 
Zur Ausnutzung der vorhandenen Erwerbsmöglichkeit durch 

staatliche Tätigkeit bedarf es neben dem Ausgleich von Arbeits­
Angebot und Nachfrage und dem Nachweis vonArbeitsgelegenheit, 
wie sie der Arbeitsnachweis bezweckt, auch noch ihrer tatsäch­
lichen Zuweisung an die verfügbaren Arbeitskräfte. Der 
Arbeitsnachweis kann nur dafür sorgen, daß die vorhandene Ar­
beitsgelegenheit den sich meldenden Arbeitskräften angeboten 
wird; ob aber diese das Angebot annehmen, und ob damit eine 
Ausnutzung dieser Erwerbsmöglichkeit stattfindet, liegt außerhalb 
seines Bereiches. Vielmehr wird das Angebot einer beliebten, vor 
allem leichten und lohnenden Arbeit, schneller Annahme finden, 
als das Angebot einer schweren und schlecht bezahlten, also un­
beliebten Arbeit, das Angebot einer am Ort vorhandenen Arbeit 
schneller, als das Angebot einer ortsfremden Arbeit. 

Eine Einwirkung des Staates dahin, auch unbelie bte Ar beit 
anzunehmen, ist auf zweifache Weise möglich, nämlich ent­
weder im Wege des Zwanges zur Annahme jeder einem Arbeit­
suchenden billigerweise zuzumutenden Arbeit, oder aber durch 
die Aussetzung besonderer Prämien für die übernahme 
derartiger Arbeit. Der erste Weg wird wenigstens mittelbar durch 
die unten zu besprechende Arbeitslosenfürsorge versucht, die nur 
an arbeitswillige Erwerbslose gewährt wird2). Der zweite Weg ist 
für die übernahme von ortsfremder Landarbeit in § 4 der 
V.O. vom 16.3. 19 (R.G.Bl. S. 310)3) beschritten worden4 ). 

1) :ffierzu neuestens 8 chmid t, Arbeitsnachweis 7, 8.83. 
2) Uber andere Wege des Arbeitszwanges vgI. No PP e 1, Recht und 

Wirtschaft 20, 8. 66. 
3) Abgeändert durch V.O. vom 28.10.19 (R.G.BI. 8.1833). VgI. dazu 

Fisch~r, Pr. V.BI. 40, 8.413. .. 
4) Über landwirtschaftI. Lehrgänge zur Uberführung von Industrie­

arbeiterinnen aufs Land vgI. Dermietzel, Arbeitsnachweis 7, 8.131. 
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I. Voraussetzung der Gewährung einer Prämie für die Über­
nahme von Landarbeit ist einmal eine persönliche, andererseits 
eine sachliche. 
A. Persönliche Voraussetzung ist lediglich eine frühere Tätigkeit 

keitin der Land- oder Forstwirtschaft. Eine bestimmteMindest­
dauer dieser Tätigkeit wird nicht verlangt, doch müssen soviel 
Kenntnisse und Fertigkeiten erworben sein, daß nunmehr ohne 
weiteres die Verwendbarkeit zu ungelernter Land- oder Forst­
arbeit besteht. Männer und Frauen stehen einander gleich. Ob 
die zur Annahme von Landarbeit bereite Person zurzeit er­
werbslos ist oder aber in Arbeit steht und diese aufgeben will, 
um eine Stelle in der Landwirtschaft aufzunehmen, ist uner­
heblich, sofern sie nur nicht bereits in der Landarbeit tätig ist. 

B. Sachliche Voraussetzung für die Gewährung einer Prämie ist 
der Nachweis, daß einmal tatsächlich ein Landarbeitsvertrag 
abgeschlossen, also eine Verpflichtung eingegangen ist, eine 
Stelle in der Land- oder Forstwirtschaft zu übernehmen, und 
daß andererseits zu diesem Zweck der Wohnsitz verlegt werden 
muß, daß die übernommene Landarbeit also eine ortsfremde ist. 
H. Die Prämiierung besteht in Leistungen, die teils dem 

Arbeitnehmer selbst, teils auch seinen Familienangehörigen zu 
gewähren sind, die in seinem Haushalt leben. Diese Leistungen 
sind Reise- und Landvergünstigungen (§ 4). Auf ihre Gewährung 
besteht ein öffentlichrechtlicher Rechtsanspruch 1). 
A. Die Reisevergünstigungen bestehen in freier Fahrt an den 

Beschäftigungsort und Beihilfe zu den Reiseunkosten ein­
schließlich der Kosten der Beförderung des Umzugsgutes. 

Die Familienangehörigen erhalten indessen diese Leistungen 
nur, wenn sie in den Beschäftigungsort mitreisen oder nach­
folgen, um dort den Haushalt weiterzuführen, und wenn der 
Gemeinde des letzten Wohnortes der Nachweis erbracht wird, 
daß die Unterkunft am Beschäftigungsort gesichert ist. So­
lange dagegen die Mitnahme der Familienangehörigen in den 
auswärtigen Beschäftigungsort nicht angängig ist, erhalten sie 
während der Dauer des auswärtigen Arbeitsverhältnisses eine 
Familienunterstützung in Höhe des eineinhalbfachen Betrages 
der Höchstfamilienzuschläge für Erwerbslose (vgl. unten S. Ill). 

1) Über die Verfolgbarkeit dieses Anspruchs enthält die V. O. nichts. 
Da es sich um einen öffentlichrechtlichen Anspruch handelt, dürfte der 
ordentliche Rechtsweg jedenfalls nicht in Frage kommen, vielmehr für 
Erwerbslose das für Erwerbslosenunterstützung vorgeschriebene Verfahren 
(Fürsorge ausschuß , Kommunalaufsichtsbehörde, vgl. unten 8.120), für andere 
Personen lediglich die Beschwerde an die Kommunalaufsichtsbehöl'de. 
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B. Die Landvergünstigungen bestehen bei Beschäftigung in 
landwirtschaftlichen Selbstversorgerbetrieben in der Verleihung 
des Rechts auf Selbstversorgerration, und bei ständiger Be­
schäftigung im landwirtschaftlichen Betrieb des Bezirks in der 
Beschaffung von Gelegenheit zur Pachtung oder sonstigen 
Nutzung von Land für den Bedarf des Haushalts gemäß dem 
Reichssiedlungsgesetz 1). 
Ur. Die Durchführung der Gewährung der Reise- und Um­

zugskosten bzw. der Familienzuschläge erfolgt durch die Ge­
meinde oder den Gemeindeverband des letzten Wohnortes. Die 
hierfür erforderlichen Beträge sind indessen von den Gemeinden 
nur vorschußweise zu verauslagen und werden ihnen' wieder­
erstattet, und zwar bei Erwerbslosen nach den Grundsätzen der 
Erwerbslosenunterstützung (6/12 vom Reich, 4/12 vom Land, 
vgI. unten S. 95), bei anderen Arbeitern je zur Hälfte von Reich 
und Land des letzten 'W ohnortes.' 

§ 9. 
Die Ausgabe von N otstandsal'beiten. 

Die Ausgabe von Notstandsarbeiten seitens des Staates, bzw. 
die staatliche Förderung der Ausgabe von Notstandsarbeiten 
durch andere Stellen kommt rechtlich nicht eigentlich für das 
Gebiet des Arbeitsrechts, sondern des Finanzrechts in Frage2 ). 

Denn es müssen für die Ausgabe von Notstandsarbeiten Mittel 
bereitgestellt werden, aus denen dann der Staat entweder von sich 
aus derartige Arbeiten veranstaltet, oder die Rückerstattung der 
von anderen, vor allem den Gemeinden, für derartige Arbeiten 
verauslagten Beträge ganz oder teilweise in Aussicht stellt. 

Beide Wege sind beschritten worden: Die staatlichen Ver­
waltungen, vor allem die Eisenbahnverwaltung, haben in großem 
Umfang Notstandsarbeiten ausgegeben, und ferner hat das Reich 
die Gemeinden veranlaßt, ihrerseits Notstandsarbeiten vorzu-

1) Nach §§ 22-25 des Reichssiedlungsgcsctzes vom 11.8.19 (RG,BI. 
S.1429) kllnnen Landgemeinden und Gutsbezirke verpflichtet werden, für 
die Arbeiter, die im landwirtschaftlichen Betricb ihres Bezirks ständig 
beschäftigt sind, Pacht- oder Nutzland bis zu 5% der landwirtschaftlich 
genutzten Gemeinde- oder Gutsfeldmark zur Verfügung zu stellen und 
hierzu evtI. Zwangsmaßregeln zu ergreifen (Zwangspacht oder Enteignung). 
Hergabepflichtig ist an erster Stelle der Arbeitgeber, bei dem die Arbeiter 
heschäftigt werden. Verträge zwischen ihm und den Arbeitern über Pacht 
oder sonstige Nutzung von Land und dazugehllrigen Wohn- und Wirt­
schaftsgebäuden sind schriftlich und gesondert von Lohn- und Arheits­
bedingungen festzusetzen. 

Il) Vgl. Priedrichs, Rechtliche Grundlagen der Notstandsnrheittm, 
Zeitschr. fiir KommunalpoJitik 9, S. J08. 
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nehmen, und hat hierfür bestimmte Grundsätze 1) aufgestellt, bei 
deren Inneha.ltung ein erheblicher Teil der verauslagten Mittel, 
nämlich 3/6, den Gemeinden vom Reich, in Preußen weitere 2/ G 
vom Land erstattet worden sind2) 3). 

Zweites Kapitel. 

Arbeitsbeschaffung durch Arbeitgeber. 
§ 10. 

Übersicht. 
Auch die Übertragung der Arbeitsbeschaffung auf die Arbeit­

geber kann entweder die Ausnutzung der vorhandenen Erwerbs­
möglichkeit oder die Schaffung neuer Erwerbsmöglichkeit be­
zwecken. Das juristische Mittel, durch welches eine solche Über­
tragung vorgenommen wird, ist die A ufer 1e gung einer Pflich t 
an die Arbeitgeber zu einem bestimmten auf jene Zwecke abzielen­
den Verhalten. Ein solches Verhalten kann sowohl in einem Tun, 
nämlich in der Beschäftigung bestimmter Personen, wie in einem 
Unterlassen bestehen, nämlich im Falle des Verbotes der Be­
schäftigung oder bestimmt gearteter Beschäftigung gewisser Per­
sonen (nicht erwerbsbedürftiger, landwirtschaftlicher Arbeiter). 

Die auferlegte Pflicht kann entweder eine öffentlichrechtliche, 
lediglich dem Staat, nicht dagegen einem einzelnen Arbeitnehmer 
gegenüber bestehende Seh u tzpfli eh t sein, die dann durch öffent­
lichrechtlichen Zwang und Strafe gesichert wird, oder aber es wird 
dem Arbeitgeber eine privatreeht1iche Vertragspflicht 
gegenüber dem Arbeitnehmer auferlegt, deren Erfüllung nur der 
letztere im Prozeßwege erzwingen kann 4 ). Die Wahl des einen 
oder anderen Weges ist ziemlich willkürlich erfolgt, doch ist grund­
sätzlich der erstere Weg gewählt, wenn ein allgemeines Interesse 
in Frage steht, der letztere Weg, wenn nur das Interesse des 
einzelnen Arbeitnehmers in Betracht kommt. 

1) Nachrichtenblatt des Reichs-Demob.Amts l.Jahrg. Heft2 Nr.12-15 
(S.10 If.). Die wirtschaftliche Demobilmachung 2. Jahrg. Heft 50 Nr.129 
(S. 456 ff.). Inzwischen sind nach Fertigstellung des Druckes nusführliche 
"Ausftihrnngsvorschriften zur produktiven Erwerbslosenfiirsorge" vom 
Reichsarbeitsminister am 10. 1. 20. erlassen (Mitteilungen 25, S. 47 ff). 

2) Erstattungsfähig ~ar indessen lediglich die durch die Kriegs­
verhiiltnisse verursachte Uberteuerung, d. h. die Differenz zwischen den 
Normalkosten nnd den tatsächlich entstandenen Kosten, wiihrend die 
Normalkosten den Unternehmern zur Last gefallen sind. 

3) Zusammenstellung der von den bedeutendsten St.ädte- und Landes­
verwaltungen :tnsg'egebenen Notst.a.ndsarbeiten, vg·1. ArbeitsDlIehweis 6 S. 78. 

4) Vgl. oben S.28. 
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Inhaltlich wird die Auferlegung von Pflichten an die Arbeit­
geber zur Arbeitsbeschaffung stets einen Eingriff in das ihnen als 
Betriebsleitern zustehende Recht der freien Bestimmung von 
Zahl und Persönlichkeit der von ihnen Beschäftigten ent­
halten. Je nach dem Maße und der Schärfe dieses Eingriffs 
ergeben sich die verschiedenen Möglichkeiten der dem Ar­
beitgeber zum Zwecke der Arbeitsbeschaffung aufzuerlegenden 
Pflichten: 

Am geringsten ist ein solcher Eingriff, wenn vom Arbeitgeber 
lediglich verlangt wird, daß er bei der Neubesetzung freier Stellen 
die Möglichkeit schafft, ihm hierfür geeignete Arbeitskräfte 
zu präsentieren. Denn hier wird in seine Entschlußfreiheit, 
sowohl was Anzahl wie Persönlichkeit der zu Beschäftigenden 
betrifft, unmittelbar überhaupt nicht eingegriffen, sondern nur 
mittelbar eine Einwirkung versucht. 'Etwas weiter geht der Ein­
griff, wenn der Arbeitgeber verpflichtet wird, bestimmte Per­
sonen nicht zu beschäftigen, sei es sie nicht neu einzustellen, 
sei es sie nicht weiter zu beschäftigen, also bei einem Verbot einer 
Neubeschäftigung bzw. einer Weiterbeschäftigung bestimmter 
Personen. Denn hier wird bereits in das Recht der freien Aus­
wahl eingegriffen, wenn auch nur negativ, so daß dem Arbeitgeber 
wohl an sich das Recht der Auswahl verbleibt, mit Ausnahme 
jedoch eines bestimmten, von diesem Rechte ausgeschlossenen 
Personenkreises. Noch weiter geht der Eingriff, wenn ein Be­
schäftigungszwang auf den Arbeitgeber ausgeübt, ihm also 
die Pflicht zur Beschäftigung von Personen von bestimmter Zahl 
oder Art auferlegt wird. Bezieht sich diese Pflicht lediglich auf 
die auch schon früher von ihm Beschäftigten, also seiner­
zeit von ihm selbst ausge"\vählten Personen, die er nunmehr nach 
dem Kriege wiederbeschäftigen oder trotz ungünstiger Konjunktur 
weiter beschäftigen soll, so beschränkt sich der Eingriff immerhin 
auf die Bestimmung der Anzahl der zu beschäftigenden 
Personen, während ihre Auswahl vom Arbeitgeber selbst ge­
troffen worden ist. Der schwerste Eingriff liegt aber dann vor, 
wenn nicht nur die Zahl, sondern auch die Persönlichkeit 
der zu beschäftigenden Arbeitnehmer nicht vom Arbeitgeber, 
sondern von dritter Seite bestimmt, und ihm damit die Pflicht 
auferlegt wird, Personen, die er weder jctzt noch früher ausgewählt 
hat, nunmehr neu einzustellen und zu beschäftigen. 

Die Gesetzgebung hat zum Zweck der Ausnutzung und Ver­
mehrung der bei den Arbeitgebern vorhandenen Arbeitsgelegenheit 
alle die se Wege beschritten: Der Ausnutzung der bei den Arbeit­
gehern vorhandenen Erwerbsmöglichkeit dient die Pflicht zur 
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Meldung freier Stellen an den Arbeitsnachweis (§ 11) und das 
Verbot der Beschäftigung von Landarbeitern in nicht landwirt­
schaftlichen Stellen (§ 12), der Vermehrung der bei den Arbeit­
gebern vorhandenen Arbeitsgelegenheit dient die Pflicht zur 
Freimachung von Arbeitsstellen (§ 13), zur Wiederbeschäftigung 
von Kriegsteilnehmern (§ 14), zur Weiterbeschäftigung von bisher 
Beschäftigten (§ 15) und zur Notbeschäftigung von bisher nicht 
Beschäftigten (§ 16), insbesondere von Schwerbeschädigten (§ 17). 

§ 11. 
Die Pflicht ZUl' llIeldung freiet' Stellen. 

Eine Pflicht zur Meldung freier Arbeitsstellen ist einmal durch 
die V.O. vom 17.2. 19 (R.G.Bl. S. 201) und sodann in besonderer 
Ausgestaltung für landwirtschaftliche Arbeitgeber durch V.O. vom 
16.3.19 (R.G.Bl. S.31O) eingeführt worden l ). Beide Verord­
nungen sind vom Reichs-Demobilmachungsamt erlassen, gelten 
also nur für die Zeit der wirtschaftlichen Demobilmachung. 

1. Ihrer rechtlichen Natur nach ist die Meldepflicht eine öffent­
lichrechtliche, dem Staate gegenüber bestehende Schutzpflicht, 
deren Übertretung daher mit Strafe bedroht, und die den Arbeit­
gebern auf Grund der bloßen Tatsache der 'Beschäftigung von 
Arbeitnehmern auferlegt ist. 

H. Die Voraussetzung der Meldepflicht ist verschieden, je 
nachdem es sich um beliebige sonstige Arbeitgeber oder um Arbeit­
geber der Land- und Forstwirtschaft handelt. 
A. Bei sonstigen (nicht landwirtschaftlichen) Arbeitgebern 

entsteht eine Meldepflicht dann, wenn sie auf einmal 5 oder 
mehr Arbeitskräfte benötigen, d. h .. tatsächlich einstellen 
wollen 2), und zwar ohne Rücksicht auf Art oder Gegenstand 
tier zu leistenden Arbeit (§ 1). 

B. Für Arbeitgeber der Land- und Forstwirtschaft besteht 
dagegen eine Meldepflicht für jede einzelne offene Stelle (§ 1), 
ohne Rücksicht darauf, ob sie die Stelle tatsächlich auch be­
setzen oder vorläufig unbesetzt lassen wollen. 

1) Das Verhältnis beider Verordnungen zueinander ist unklar. l\I.E. 
ist es das der lex specialis zur lex generalis. Die V. O. vom 17.2.19 gilt 
also zwar auch für landwirtschaftliche Arbeitgeber, aber nur soweit die 
V. O. vom 16.3. nicht für diese abweichende Sondervorschriften enthält. 

2) Die Pflicht besteht also nur bei gleichzeitigem Bedarf von min­
destens 5 Arbeitskräften, dagegen nicht, wenn der Bedarf nacheinander 
in der Weise eintritt, daß etwa ein Bedarf nir die vierte und fünfte 
Arbeitskraft erst entsteht, wenn die drei ersten Stellen bereits. besetzt 
sind. Dies bietet die Möglichkeit zu Umgehungen der ganzen Vorschrift. 
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IH. Der Inhalt der Meldepflicht besteht in der Verpflichtung 
der Arbeitgeber bzw. der von ihnen mit der Annahme von Arbeits­
kräften beauftragten Personen, in diesem Falle eine bestimmte 
Meldung gegenüber bestimmten Meldestellen zu erstatten. 
A. Die Meldung hat die Mitteilung zu enthalten, daß eine oder 

mehrere derartige Stellen frei sind, sowie Zahl, Beschäftigungs­
art und Arbeitsplätze näher zu bezeichnen, und andererseits im 
Falle der Wiederbesetzung einer als offen gemeldeten Stelle 
hiervon Kenntnis zu geben (§§ 1 und 3-4 bzw. § 1). Die 
Mitteilung von dem Vorhandensein einer offenen Stelle hat bei 
nicht landwirtschaftlichen Arbeitgebern innerhalb von 24Stun­
den nach Eintritt des Bedarfs, bei Arbeitgebern der Land­
und Forstwirtschaft sofort, d. h. sogleich bei Eintritt der Vakanz, 
zu erfolgen, die Anzeige von der 'Viederbesetzung einer als offen 
gemeldeten Stelle ist stets innerhalb von 24 Stunden zu er­
statten (§§ 4 bzw. 1). 

B. Meldestelle, also diejenige Stelle, der gegenüber die Meldung 
zu erstatten ist, ist ein nicht gewerbsmäßiger Arbeitsnachweis, 
der sich mit der Vermittlung von Arbeitskräften der benötigten 
Art befaßt. Bei welchem von mehreren derartigen Arbeits­
nachweisen der Arbeitgeber seiner Meldepflicht genügen will, 
ist ihm überlassen. Ein einzelner bestimmter Arbeitsnach­
weis ist also als Meldestelle weder in sachlicher (öffentlicher 
oder nichtöffentlicher Arbeitsnachweis), noch in' örtlicher Be­
ziehung vorgeschrieben. Nur muß es ein nicht gewerbsmäßiger 
Arbeitsnachweis, nicht ein gewerbsmäßiges Stellenvermitt­
lungsbureau sein, und dieser Arbeitsnachweis muß sich mit 
der Vermittlung von Arbeitskräften der benötigten Art auch 
tatsächlich befassen, so daß er überhaupt die Möglichkeit hat, 
eine geeignete Arbeitskraft zu präsentieren. • 

C. Die Meldepflicht erschöpft sich in der Pflicht zur bloßen 
Anmeldung, dagegen besteht auf Grund der Meldepflicht 
ni ch t auch die Verpflichtung, eine von der Meldestelle 
präsentierte Arbeitskraft nun auch tatsächlich einzu­
stellen. Die Freiheit der Auswahl wird also durch die Melde­
pflicht nicht berührt. Auch wird der Arbeitgeber durch die 
Meldepflicht nicht gehindert, sich seinerseits anderweitig um die 
Beschaffung der benötigten Arbeitskräfte zu bemühen und 
hierzu seinen Bedarf bei verschiedenen Stellen anzumelden. Er­
folgt eine solche Meldung bezüglich der gleichen freien Stelle 
aber bei mehreren nicht gewerbsmäßigen Arbeitsnachweisen, 
also bei mehreren Meldestellen, so muß der Arbeitgeber bei der 
zweiten und jeder folgenden Meldung angehen, bei welchem 
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anderen Arbeitsnachweis er bereits den gleichen Bedarf von 
Arbeitskräften angemeldet hat. 
IV. Die Verwirklichung der Meldepflicht ist durch Strafan­

drohung gesichert: Arbeitgeber, die der Meldepflicht zuwider han­
deln, werden mit Geldstrafe bis zu 3000 Mark bedroht (§§ 5 bzw. 6). 

§ 12. 
Die Pflicht zur UnteI'lassullg gewerblicher 

Beschiiftigullg von I..Iandarbeiterll. 
Um die Erwerbsmöglichkeiten in der wenig beliebten Land­

arbeit voll zu erfassen, besteht neben der Prämiierung der Über­
nahme von Landarbeit (vgI. oben S. 38ff.) und der Verpflichtung 
der Arbeitsnachweise, Landarbeitern keine anderen Stellen als 
landwirtschaftliche zu vermitteln (vgI. oben S. 35), nach § 3 der 
V.O. vom 16. 3. ] 9 (l~.G.BI. S. 310) ein Verbot gewerblicher Be­
schäftigung von Landarbeitern. Dadurch wird den Arbeitgebern 
die Verpflichtung auferlegt, die Beschäftigung von Landarbeitern 
außerhalb der Land- und Forstwirtschaft zu unterlassen. 

1. Ihrer rechtlichen Natur nach ist diese Pflicht eine öffentlich­
rechtliche, dem Staate gegenüber begründete Schutzpflicht, deren 
Übertretung daher mit Strafe bedroht ist. 

H. Voraussetzung des Bestehens dieser Pflicht ist ausschließ­
lich die persönliche Eigenschaft als nicht land- oder forstwirt­
schaftlicher Arbeitgeber, während es auf die Art der zu vergeben­
den Arbeit nicht ankommt. Die Pflicht besteht also auch dann, 
wenn ein nicht landwirtschaftlicher Arbeitgeber eine Arbeit aus­
führen lassen will, die auch im Nebenbetrieb der Land- oder Forst­
wirtschaft vorzukommen pflegt, während sie umgekehrt nicht für 
landwirtschaftliche Arbeitgeber bei Verausgabung gewerblicher 
Arbeiten im Nebenbetrieb gilt. 

IH. Der Inhalt der Pflicht besteht in der Verpflichtung, jede 
Einstellung von solchen Arbeitskräften zu unterlassen, die bei 
Ausbruch des Krieges oder während desselben in der Land- oder 
Forstwirtschaft tätig gewesen sind. Eine Ausnahme1 ) hiervon 
gilt nur dann, wenn diese Arbeitskräfte für land- und forstwirt­
schaftliehe Arbeiten nicht mehr tauglich sind. Ob dies der Fall 
ist, haben die Arbeitgeber selbst sorgfältig zu prüfen. 

IV. Die Verwirklichung dieser Pflicht ist durch die Kontrolle 
der Gewerbeaufsicht sowie durch Strafandrohung gesichert. Arbeit-

I) Ausnahmen kann ferner jeder Demob.Kommissar aus Gründen des 
öffentlichen Wohls für die Arbeitsstätten seines Bezirkes bewilligen. 
V. O. vom 28.10.19 (R.G.Bl. 8.1833). 
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geber, die dieser Pflicht zuwider handeln, werden mit Geldstrafe 
bis zu 3000 Mark bestraft. Doch ist dieser strafrechtliche Tat­
bestand nur dann erfüllt, wenn dem Arbeitgeber die Tauglichkeit 
für Landarbeiten tatsächlich bekannt oder infolge von Fahrlässig­
keit unbekannt war l ). 

§ 13. 

Die Pflicht zur Freimachung von Arbeitsstellen. 
Die Pflicht zur Freimachung von Arbeitsstellen ist durch die 

V.O. vom 28. 3. 19 (B.G.BI. S. 355) eingeführt worden2) 3). Diese 
V.O. ist vom Demob.Ministerium erlassen, gilt also nur für die 
Zeit der wirtschaftlichen Demobilmachung4 ). 

Die V.O. bezweckt, Personen, die auf die Arbeit in einer 
Arbeitsstelle nicht angewiesen sind, durch Personen, die darauf 
angewiesen sind, zu ersetzen, vor allem Nichterwerbsbedürftige 
durch Erwerbsbedürftige, um auf diese Weise die Erwerbsmöglich­
keit für die letzteren zu steigern. Die Freimachung von Arbeits­
stellen ist für den Arbeitgeber das wirtschaftlich am wenigsten 
drückende Mittel, ihn zu einer Vermehrung der Arbeitsgelegenheit 
zu veranlassen, da er hierbei keine neuen Stellen zu schaffen, also 
keine geldlichen Aufwendungen zu machen braucht, um seiner 
Pflicht nachzukommen. Er wird vielmehr nur angehalten, die 
schon bisher bei ihm vorhandene Arbeitsgelegenheit im allge­
meinen Interesse besser ausnutzbar zu gestalten. Das juristische 
Mittel hierzu besteht in der Auferlegung einer Pflicht, bestimmte, 
vom Arbeitgeber bezeichnete Arbeitnehmer zu entlassen und sie 
durch andere ihm bezeichnete Arbeitskräfte zu ersetzen. 

1. Ihrer rechtlichen Natur nach ist auch die Pflicht zur Frei­
machung von Arbeitsstellen eine öffentlichrechtliche, dem Staate 
gegenüber bestehende Schutzpflicht, die durch Zwang und Strafe 
gesichert ist. Dies gilt auch dann, wenn dem Arbeitgeber bestimmte, 
an Stelle der zu entlassenden Arbeitskräfte neueinzustellende Per­
sonen bezeichnet werden. Diese erhalten also keinen eigenen 
Rechtsanspruch auf Einstellung, und ihnen gegenüber besteht für 

1) Die V.O. enthält weder hierliber etwas, noch liber die Frage, von 
wem nnd wie die Prüfung der Tauglichkeit vorzunehmen ist. 

2) Abgeändert durch V. O. vom 1.12.19 (R.G.BI. 8.1936). 
3) Erläuterungen zu der V.O. von Lehfeldt (Heymanns Verlag 1919). 

VgI. ferner 8chmidt D.J.Z. 19, 8.504. 
4) Auf Grund dieser V. O. ist für Groß-Berlion eine V. O. des Demob. 

Ausschusses über Entlassung Auswärtiger vom 3. 4. 19. ergangen. Er­
läuterungen dazu von Reichardt (lleymann's Verlag). VergJ. ferner 
Fürchtenicht-Boening, Arbeitsnachweis 6, 8.184. Eine entspre­
chende V. O. des Demob. Auschusses Hambürg vgJ.Arbeitsnachweis 7,8.125. 
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den Arbeitgeber auch keine rechtliche Verpflichtung. Eine solche 
Pflicht besteht vielmehr lediglich gegenüber dem Staat, und 
ihre Erfüllung kann nur von diesem verlangt und erforderlichen­
falls rechtlich erzwungen werden. 

11. Voraussetzung des Bestehens einer solchen Pflicht ist in 
formeller Beziehung eine diesbezügliche behördliche Anordnung, in 
materieller Beziehung die Beschäftigung bestimmter Arbeitnehmer. 
A. Die Freimachungspflicht besteht niemals unmittelbar kraft Ge­

setzes, sondern lediglich auf Grund besonderer Anordnung, zu 
welcher das Gesetz bestimmte Behörden unter bestimmten 
Voraussetzungen und in bestimmten Formen ermächtigt (§ 1). 
1. Die Behörden, die ermächtigt sind, den Arbeitgebern eine 

solche Pflicht aufzuerlegen, sind die Demobilmachungsaus­
schüsse'! ) Eine Beschwerde gegen ihren Bescheid an den 
Demobilmachungskommissar findet nur im Falle einer vom 
Demobilmachungsausschuß selbständig ausgesprochenen 
Kündigung (vgl. untenS. 50), sowie der Festsetzung einer Buße 
oder Strafe statt. In diesen Fällen entscheidet der Demobil­
machungskommissar endgültig (§§ 10, 16, Abs.2, 18, Abs.2). 

2. Die Vor aussetzung, unter der ein Demobilmachungsaus­
schuß von dieser Ermächtigung Gebrauch machen kann, be­
steht darin, daß eine solche Maßnahme sich zur Bekämpfung 
einer erheblichen Arbeitslosigkeit als erforderlich erweist2). 

3. Die Form, in welcher der Demobilmachungsausschuß eine 
Freimachungspflicht auferlegen kann, ist eine Anordnung, 
die entweder an die Gesamtheit aller Arbeitgeber bzw. be­
stimmte Gruppen von ihnen 3) oder an einen einzelnen be­
stimmten Arbeitgeber zu richten und im Amtsblatt zu ver­
öffentlichen ist4 ) (§§ 3, 4). In dieser Anordnung sind die 
den Arbeitgebern auferlegten Pflichten genau zu bezeichnen; 
ferner ist der Tag des Inkrafttretens der Anordnung anzu­
geben. Dieser Tag muß mindestens 4 Tage nach dem Tage 
der Bekanntmachung liegen (§ 4). 

-----
1) Die Zuständig-keit des Demob.Ausschusses richtet sich ausschließlich 

nach der Lage der Arbeitsstätte, bei Arbeiten, deren Ausführung sich 
über das Gebiet mehrerer Gemeinden erstreckt, wie Verkehrsgewerbe, nach 
derjenigen Stelle, von der aus die Arbeit unmittelbar geleitet wird (§ 2). 

2) Die Entscheidung darüber, ob diese Voraussetzung vorliegt, steht 
lediglich im pflichtgemäßen Ermessen der Demob.Ausschtisse und ist 
richterlicher Nachprüfung entzogen. Lehfeldt, Anm.2 zu § 1. Bloße 
Zweckmäßigkeit geuügt nicht. 

3) Lehfeldt, Anm.2 zu §3. 
4) Diese Verllffentlichung ist vorgeschrieben, damit auch die Arbeit­

nehmer davon erfahren. Ohne sie ist die Anordnnng ungliltig. Lehfeldt, 
Anm.l zu § 4. 
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B. Eine solche Freimachungspflicht darf aber nur angeordnet wer­
den, wenn bestimmte materiellrechtliche Voraussetzungen 
vorliegen. Hinsichtlich der Arbeitgeber werden zwar besondere 
Voraussetzungen nicht erfordert, vielmehr kann eine Frei­
machungspflicht allen Arbeitgebern ohne Rücksicht auf Größe 
und Art ihres Unternehmens einschließlich der Körperschaften 
des öffentlichen Rechts auferlegt werden. Dagegen ist die 
Auferlegung einer Freimachungspflicht nur bei Beschäftigung 
bestimmter Arbeitnehmer zulässig. 
1. Grundsätzlich sind diejenigen Arbeitnehmer, deren Ent­

lassung ihren Arbeitgebern aufgegeben werden kann, einmal 
die Mindererwerbsbedürftigen, ferner die anderweitig besser 
Verwendbaren, sodann die Zugezogenen und endlich die 
Auswärtigen (§ 5). 
a) Mindererwerbsbedürftig sind solche Personen, die 

nicht auf Erwerb aus dieser Beschäftigung l ) angewiesen 
sind, d. h. entweder Erwerb in einer anderen~Beschäftigung 
finden können, oder aber überhaupt keines Erwerbes be­
dürfen, d. h. mindestens bei Wegfall des Erwerbes keine 
Erwerbslosenunterstützung beziehen würden. Hierunter 
fallen vor allem Frauen, deren Ernährer erwerbsfähig 
aus dem Kriege heimgekehrt sind. 

b) Besser verwendbar sind solche Personen, die früher 
(bei Kriegsausbruch oder später) entweder ohne Rück­
sicht auf die besonderen Arbeitsverhältnisse ihres Be­
zirkes in einem Beruf tätig waren, in dem jetzt allgemein 
Arbeitermangel herrscht, nämlich entweder als Land­
arbeiter2}, Bergarbeiter oder Dienstboten, oder aber in 
einem anderen Beruf, in welchem gerade in dem Bezirk 
des Demobilmachungsausschusses ein erheblicher Mangel 
an Arbeitskräften besteht. 

c) Zugezogen sind die seit dem 1. August 1914 von einem 
anderen Ort hergezogenen Personen. Davon werden in­
dessen aus Billigkeitsgründen ausgenommen einmal die 
Schwerbeschädigten, ferner solche Personen, die min­
destens seit dem 31. 3. 19 am jetzigen Wohnort mit ihrer 
Familie einen gemeinsamen Hausstand führen, und end-

1) In der ursprünglichen V. O. hieß es "die weder auf Erwerb an­
gewiesen sind, noch bei Kriegsausbruch einen auf Erwerb gerichteten 
Beruf hatten". Dies führte dadurch zu Härten, daß Arbeitnehmer mit 
kleinem VermUgen gezwungen wurden, ihre Spargroschen anzugreifen. 

2) Nur Arbeiter, nicht auch Angestellte fallen hierunter. Lehfel d t, 
Anm. 6 u. 7 zn § 5. 



Die Pflicht zur Freimachung von Arbeitsstellen. 49 

lieh diejenigen, die bei Kriegsausbruch ihren Wohnsitz 
im Ausland oder an einem Ort im abgetretenen oder be­
setzten Gebiet hatten, an den sie infolge von Maßnahmen 
feindlicher Machthaber jetzt überhaupt nicht oder aus 
politischen Gründen nur mit erheblichen Nachteilen zu­
rückkehren können. 

d) Auswärtig sind diejenigen, die ihren Wohnsitz nicht 
am Ort der Arbeitsstätte haben, bei denen also Wohn­
ort und Beschäftigungsort verschieden sind, sofern sie 
nicht schon am 1. August 1914 am jetzigen Beschäfti­
gungsort tätig gewesen sind. Auch hier bestehen indessen 
die gleichen drei Ausnahmen wie für die Zugezogenen, 
und die Entlassungspflicht darf. ferner hier nur mit Zu­
stimmung desjenigen Demobilmachungsorgans angeor.dnet 
werden, das sowohl für den Wohnort wie für den Beschäf­
tigungsort zuständig, also entweder beiden Orten gemein­
sam oder beiden übergeordnet ist. 

2. Von diesem Grundsatz, daß bezüglich aller dieser Arbeit­
nehmer dem Arbeitgeber eine Freimachungspflicht auferlegt 
werden kann, bestehen indessen Ausnahmen teils allge­
meiner Art für bestimmte Kategorien von Arbeitnehmern, 
die demnach niemals von der Entlassungspflicht betroffen 
werden, teils auf Grund besonderer Anordnung des Demo­
bilmachungsausschusses. 
a) AUge mein von der Entlassungspflicht ausgenommen 

sind einmal bestimmte Berufsstände, nämlich Land­
arbeiter, Bergarbeiter, Dienstboten und Bühnen- und 
Orchestermitglieder, ferner Arbeitnehmer in einer für den 
Arbeitgeber besonders wichtigen Stellung, nämlich Ge­
neralbevollmächtigte oder die in das Handels- oder Ge­
nossenschaftsregister eingetragenen Organe und Ver­
treter des Unternehmers (Prokuristen, Vorstandsmit­
glieder einer Aktiengesellschaft usw.) und endlich die vom 
Arbeitgeber beschäftigten eigenen Haushaltsangehörigen 
(§ 6). Dazu kommen die Kriegsteilnehmer und Zivilinter­
nierten, soweit sie in dieser Eigenschaft nach der V.O. vom 
12. 2. 20 zur Wiederbeschäftigung bzw. Weiterbeschäfti­
gung berechtigt sind (§ 19, Abs. I, vgl. unten S. 52ff). 

b) Durch Anordnung des Demobilmachungsaus­
sch usses können allgemein oder in Einzelfällen Aus­
nahmen von der Freimachungspflicht bewilligt werden, 
wenn sie entweder im öffentlichen Interesse liegen oder 
aber zur Vermeidung von unbilligen Härten für den 

K a s k e I, Arbeitsrecht. 4 
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Arbeitgeber oder den Arbeitnehmer erforderlich sind. 
Der Erlaß derartiger Ausnahmebewilligungen steht in­
dessen lediglich im freien Ermessen der Demobil­
machungsausschüsse (§ 7). 

III. Der Inhalt der einem Arbeitgeber auferlegten Frei­
machungspflicht kann ein dreifacher sein, nämlich entweder eine 
Entlassungspflicht oder ein Einstellungsverbot oder endlich eine 
Wiederbesetzungspflicht enthalten. 
A. Die Entlassungspflicht besteht in der Verpflichtung, den in 

der Anordnung bezeichneten Arbeitnehmern nach Anhörung 
des Betriebsrates zu kündigen, und zwar, sofern der Zeitpunkt 
nicht in der Anordnung ausnahmsweise hinausgeschoben ist, 
zum ersten zulässigen Termin innerhalb der gesetzlichen oder, 
falls diese kürzer ist, vertragsmäßige~, mindestens aber zwei­
wöchigen Kündigungsfrist (§§ 8,9). 

Kommt ein Arbeitgeber diesel' Verpflichtung zur Kündigung 
nicht nach, so kann die Kündigung an seiner Stelle nach An­
hörung des Arbeitgebers und des Arbeitnehmers vom Demobil­
machungsausschuß ausgesprochen werden. Ein solcher Be­
scheid wird mit der Zustellung an den Arbeitnehmer wirksam. 
Dagegen ist binnen einer W ~che Beschwerde beim Demobil­
machungskommissar durch inhaltlich 1 ) übereinstimmende Er­
klärung des Arbeitgebers und Arbeitnehmers zulässig. Dieser 
entscheidet endgültig (§ ll). 

Die Wir kun g der ausgesprochenen Kündigung ist die gleiche, 
wie die jeder anderen freiwillig ausgesprochenen Kündigung. 
Vor allem steht den so entlassenen Arbeitnehmern ein Recht 
auf vorzeitigen Austritt nicht zu (§ 19, Abs. 2). Doch sind 
den auf Grund der Freimachungspfliclit entlassenen Arbeit­
nehmern zur Vermeidung von Härten zwei Vergünstigungen 
gegenüber sonstigen Entlassungen eingeräumt, nämlich einmal 
bezüglich der von ihnen abgeschlossenen Mietverträge und 
ferner bezüglich ihrer Heimreise. 
1. Arbeitnehmer, denen von ihren Arbeitgebern oder vom 

Demobilmachungsausschuß auf Grund der Freimachungs­
pflicht gekündigt ist, sollen ihrerseits die Möglichkeit haben, 
ein etwa abgeschlossenes Mi ets ver häl tnis vorzeitig lösen 
zu können. Darum sind sie berechtigt, einen Mietsvertrag, 
den sie an ihrem bisherigen Beschäftigungsort über Räume 

1) Nur inhaltliche, nicht wörtliche Ühereinstimmung oder gemeinsame 
ErkHirnng ist erforderlich, obwohl der Wortlaut des § 11 weiter zu gehen 
scheint. So auch Lehfeldt, Anm.l zu §11. 
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für sich und ihre Familie eingegangen sind, unter Einhaltung 
der gesetzlichen Frist zu kündigen, auch wenn nach dem 
Mietsverttage eine Kündigung noch nicht zulässig ist 1). 
Doch besteht dieses Recht nur für den ersten Termin, für 
den die Kündigung hiernach statthaft ist. Wird es zu 
diesem Termin nicht ausgeübt, so erlischt es (§ 12). 

2. Im Fall der Heimreise 2 ) in den ersten 7 Tagen nach der 
Entlassung haben die entlassenen Arbeitnehmer für sich und 
ihre Familie Anspruch auf freie Beförderung und können 
auf Anordnung des Demobilmachungsausschusses außerdem 
von der Gemeinde ihres Beschäftigungsortes eine angemessene 
Beihilfe zu den Reisekosten einschließlich der Kosten der 
Beförderung des Umzugsgutes erhalten. Doch gilt diese 
Vergünstigung nicht für solche Arbeitnehmer, die auf Er­
werb nicht angewiesen sind. Die Kosten der freien Be­
förderung trägt das Reich, die- Kosten der Beihilfe werden 
aus Mitteln der Erwerbslosenfürsorge bestritten (§ 13). 

B. Das Einstellungsverbot besteht in der Verpflichtung des 
Arbeitgebers, die Neueinstellung bestimmter Arbeitnehmer in 
das Unternehmen zu unterlassen. Die Arbeitnehmer, bezüg­
lich derer dem Arbeitgeber eine solche Pflicht auferlegt werden 
kann, sind die gleichen, deren Entlassung von ihm verlangt wer­
den kann, also die Mindererwerbsbedürftigen, Besserverwend­
baren, Zugezogenen und Auswärtigen (vgl: oben S. 48) (§ 14) 3). 

C. Die Wiederbesetzungspflicht besteht in der Verpflichtung 
des Arbeitgebers, die freigemachten Stellen durch Einstellung 
anderer Arbeitskräfte neu zu besetzen. 

Diese Pflicht kann entweder darauf beschränkt sein, daß 
die freigemachtenStellen überhaupt neu besetzt werden müssen, 
oder aber auch die Art dieser Besetzung umfassen. Es kann 
nämlich bestimmt werden, daß die Arbeitgeber sich bei der Neu­
besetzung der Vermittlung eines nicht gewerbsmäßigen Arbeits­
nachweises bedienen und eine von diesem nachgewiesene Ar­
beitskraft einstellen müssen, sofern nicht wichtige Gründe ent­
gegenstehen. Diese Pflicht (Benutzungszwang oder Obliga-

1) Diese Vorschrift ist zwingend und kann durch den Mietsvertrag 
nicht ausgeschlossen werden. 

2) Unter Heimatsort kann m.E. nur der Wohnort oder der Ort der Beschäf­
tigung vor dem 1. 8. 14 verstanden werden, a. A. L e h fe I d t, A nm. 2 zu § 13. 

3) Dem EinsteJlungsverbot zuwider 1I.hgeschlossene Arbeitsverträge 
sind nicht, wie Lehfeldt Anm.1 zu § 14 meint, nichtig, sondern es ist 
dann das Entlassungsverfabren der geschilderten Art vorzunehmen, und 
ferner kommt bei vorsätzlicher Zuwiderhandlung die Strafandrohung des 
§ 20 in Anwendung (vgl. unten S.52). 
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torium, vgl. oben S. 38) ist sogar durch Androhung einer beson­
deren Buße bis zum Betrage von 3000 Mark gesichert, die durch 
denDemobilmachungsausschuß unter Zulassung der Beschwerde 
an den Demobilmachungskommissar festgesetzt werden kann. 
IV. Die Verwirklichung aller Pflichten der Arbeitgeber zur 

Freimachung von Arbeitsstellen ist dadurch gesichert, daß der 
Demobilmachungsausschuß befugt ist, den Arbeitgebern und Ar­
beitnehmern seines Bezirks die erforderlichen Auskunft- und 
Meldepflichten aufzuerlegen und die Beteiligtbn vorzuladen und 
zu vernehmen (§§ 17, 18). Und ferner werden vorsätzliche (da­
gegen nicht auch fahrlässige) Zuwiderhandlungen gegen die vom 
Demobilmachungsausschuß oder vom Demobilmachungskoinmissar 
ergangenen Verordnungen, abgesehen von dem mit besonderer 
Buße gesicherten Einstellungszwang (vgl. oben), mit Gefängnis­
strafe bis zu einem Jahr und mit Geldstrafe bis zu 10000 Mark 
oder mit einer dieser Strafen bedroht. Doch tritt die Straf­
verfolgung nur auf Antrag des Demobilmachungsorgans ein (§ 20). 

Bei Körperschaften des öffentlichen Rechts liegt die Durch­
führung dieser Bestimmungen an Stelle der Demobilmachungs­
organe den zuständigen Dienstaufsichtstellen ob. Doch kann 
daneben auch der Demobilmachungsausschuß die erforderlichen 
Auskunft- und Anmeldepflichten auferlegen. Die Verhängung 
von Strafen bei Zuwiderhandlungen gegen die ergangenen Verord­
nungen kommt hier natürlich nicht in Betracht. 

§ 14. 
Die Pflicht zur Wiederbeschäftigung von 

Kriegsteilnehmern. 
Die Pflicht der Arbeitgeber zur Wiederbeschäftigung von 

Kriegsteilnehmern geht insofern über die Pflicht zur Freimachung 
von Arbeitsstellen hinaus, als dort die Arbeitgeber lediglich ver­
pflichtet waren, die bei ihnen vorhandenen Arbeitsstellen in zweck­
mäßiger Weise zu besetzen, während sie hier genötigt sind, neue 
Arbeitsstellen zu schaffen. Während also die Freimachung von 
Arbeitsstellen von den Arbeitgebern keinen geldlichen Mehrauf­
wand erfordert, bringt die Wiederbeschäftigung der Kriegsteil­
nehmer einen solchen Aufwand mit sich. Dagegen bleibt die 
Wiederbeschäftigung an Schärfe der Maßregel insofern hinter der 
Freimachung von Arbeitsstellen zurück, als die Wiederbes.chäfti­
gung dem Arbeitgeber lediglich solche Arbeitskräfte aufzwingt, die 
schon einmal bei ihm gearbeitet haben, die er sich also wenigstens 
früher nach eigener Wahl selbst ausgesucht hatte. Bei der Frei-
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machung von Arbeitsstellen kann er dagegen, wie oben S. 51/52 
ausgeführt, genötigt werden, die freigewordenen Arbeitsstellen mit 
solchen Arbeitskräften zu besetzen, die nicht er sich in freier Wahl 
ausgesucht hat, sondern die der Arbeitsnachweis ihm vermittelt. 

Die Pflicht zur Wiederbeschäftigung von Kriegsteilnehmern 
war zunächst für Arbeiter und Angestellte je in einer besonderen 
Verordnung geregelt. Die V.O. für Arbeiter datierte vom 4.1. 19 
(RG.BI. S. 8) und wurde abgeändert bzw. ergänzt durch V.O. vom 
13.1. (R G.BI. S. 38), 24.1. (RG.BI. S. 99),30. 1. (R.G.BI. S. 133), 
20. 3. (RG.BI. S. 328) und 4. 4. 19 (R.G.BI. S. 373), die V.O. für 
die Angestellten datierte vom 24. 1. 19 (R.G.BI. S. 100) und wurde 
abgeändert durch V.O. vom 6. 2. (RG.BI. S. 167), 7.2. (RG.BI. 
S.184), 4. 4. (R.G.BI. S. 373) und 30.5. 19 (R.G.BI. S.493). Beide 
V.O. sind miteinander verschmolzen in der V.O. vom 3. 9.19 
(R.G.BI. S. 1500), welche die bisherigen Bestimmungen sowohl 
für Arbeiter wie für Angestellte unter teilweiser Abändernng 
ihres Inhalts!) nunmehr in einer gemeinsamen V.O. geregelt 
hat. Auch diese V.O. ist wiederum abgeändert durch die V.O. 
vom 12. 2. 20 (RG.BI. S. 213). Auf Grund des Art. 3 dieser 
V.O. ist dann die gesamte V.O. unter dem 12.2.20 (RG.BI. 
S. 218) neu veröffentlicht worden. Diese Fassung bildet 
also zur Zeit die rechtliche Grundlage 2 ). Die V.O. ist auf Grund 
der die wirtschaftliche Demobilmachung betreffenden Befugnisse 
ergangen, gilt also nur für diese Zeit. 

1. Ihrer rechtlichen Natur nach ist die Pflicht der Arbeitgeber 
zur Wiederbeschäftigung der Kriegsteilnehmer im Gegensatz zu 
ihren bisher behandelten Pflichten nicht eine öffentlichrechtliche, 
dem Staate gegenüber bestehende und durch Zwang und Strafe 
gesicherte Schutzpflicht, sondern lediglich eine privatrechtliche, 
dem Arbeitnehmer gegenüber begründete Pflicht, der demgemäß 
ein Recht des Arbeitnehmers auf Wiedereinstellung gegenüber-

1) Über diese Abänderungen vgl. Wieth a us i.d.Soz.Praxis1919, S.937; 
Hedemann, Recht und Wirtschaft 19, S.188; Friedmann, Mitteilnngs­
blatt 6, S.57, Arbeiterrechtsbeilagen des Korrespondenzblattes der Ge­
neralkommission der Gewerkschaften Deutschlands 19, S. 65. 

2) Die früheren V.O. sind erläutert von 8yrnp; die V.O. vom 3.9.19 
ist erläutert von 8yrup u. Billerbeck (Verlag Heymann, Berlin 1919), 
sowie von Kra us s (Verlag K 0 hIh am m e r, 8tuttgart 1920). Vgl. ferner Göz 
in Auskunftskartei des Arbeitsrechts Heft4, Kr a uss ebendortHeft 6, Baum 
Jur. Woch.19, 8 899, Wirtz Gew.- u. Kaufm.-Gericht 25, S.27, Erdel 
daselbst 24, 8. 295 u. 25, S. 29, Ga II a s c h daselbst 8. 52. Ei c hel bau m 
daseIhst 8.55 u.85. 8chmincke daselbst 8. 83, Günther daaelbat 24, 
S. 128, Hoeniger D J Z. 19, 8.1011, Flatow Jur. Wach. 19, S.76, Leh­
feldt D.J.Z. 19, S.267; reiches Material enthält das Mitteilungsblatt 
des Schlichtungsausschnsses Groß-Berlin. 
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steht. Dieses Recht ist ein privatrechtliches Forderungsrecht im 
Sinne des B.G.B., auf Grund dessen der frühere Arbeitnehmer von 
seinem früheren Arbeitgeber eine Leistung, nämlich die Wieder­
einstellung, verlangen kann. Diese Pflicht besteht zwar nicht auf 
Grund des früheren Arbeitsvertrages, wohl aber in Nachwirkung 
desselben auf Grund positivrechtlicher eine solche Nachwirkung 
aussprechender Vorschriften. Kommt der Arbeitgeber dieser Pflicht 
nicht nach, so hat lediglich der Arbeitnehmer die Möglichkeit, die 
Erfüllung zu erzwingen, indem er den Arbeitgeber in besonders ge­
ordnetem Verfahren auf die Erfüllung verklagt oder Schadensersatz 
verlangt 1), während öffentlichrechtliche Zwangsmittel hier fehlen2). 

H. Voraussetzung des Bestehens einer solchen Wieder­
beschäftigungspflicht der Arbeitgeber ist eine fünffache, nämlich 
einmal die Eigenschaft als Arbeiter oder Angestellter auf seiten 
der die Einstellung verlangenden Person, ferner Kriegsteilnahme 
bzw. Zivilinternierung dieser Person, sodann Beschäftigung bei 
dem Arbeitgeber innerhalb bestimmter Zeit vor der Kriegsteil­
nahme oder Zivilinternierung, weiter rechtzeitige Meldung bei dem 
Arbeitgeber nach beendeter Kriegsteilnahme oder Zivilinternierung 
und endlich tatsächliche Möglichkeit der Wiederbeschäftigung 3). 
A. Eine Pflicht zur Wiederbeschäftigung besteht nicht gegenüber 

jedem beliebigen Arbeitnehmer, sondern nur gegenüber be­
stimmten Arbeitnehmern, nämlich einerseits gegenüber Arbei­
tern, andererseits gegenüber Angestellten, hier aber ohne Unter­
schied des Alters oder Geschlechts (§ 1). 
1. Als Ar bei ter gelten alle Personen, die auf Grund eines 

Dienstverhältnisses in einem Unternehmen beliebiger Art 
als Arbeiter, Gesellen, Gehilfen, Lehrlinge oder in ähnlichen 
vorwiegend mit körperlicher Arbeit verbundenen Stellungen 
beschäftigt werden, soweit sie nicht gemäß 2., zu den An­
gestellten gehören. Dienstboten gehören nicht zu den 
Arbeitern4). 

1) Ein Schadensersatzanspruch besteht aber nur bei schuldhafter 
Nichterfüllung, freilich nicht, wie die Richtlinien (vgl. unten S. 245) unter 
I, 4 annehmen, auf Grund von § 823 B.G.B., sondern aus dem früheren 
Arbeitsvertrage. 

2) Infolgedessen besteht hier die Möglichkeit einer vertraglichen Um­
gestaltung oder Abfindung dieser Pflicht .. Hierüber vgl. unten S.61. 

3) Nach den bisherigen V. O. war die Pflicht ferner, soweit Arbeiter 
in Betracht kamen, nur auf bestimmte Arbeitgeber beschränkt, nämlich 
auf die Unternehmer bestimmter gewerblicher Betriebe, wenn in ihnen in 
der Regel mindestens 20 Arbeiter beschäftigt wurden. Nunmehr besteht die 
Wiederbescbäftigungspflicht unterschiedslos ftir die Unternehmer aller Be­
triebe und Bureaus einsch!. der Körperschaften des öffentlichen Rechts (§ 3). 

4) Wohl aber Hausportiers. Puthz, Mitteilungsblatt 8, S.82. 
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2. Als Angestellte gelten grundsätzlich die nach dem An­
gestelltenversicherungsgesetz versicherungspflichtigen Per­
sonen. Darüber hinaus gelten als Angestellte aber auch 
noch die als Ärzte oder wegen anderweitiger Versorgung 
nach § 10, NI'. 5, 11 und 14, Nr.2 Ang.Vers.Ges. von 
der Versicherung befreiten Personen, ferner diejenigen, 
die versicherungspflichtig sein würden, wenn ihr J ahres­
arbeitsverdienst nicht 5000 Mark bzw. 7000 Mark 1 ) oder ihr 
Alter das 60. Lebensjahr überschritte, sodann Bureau­
angestellte, die im Hauptberuf mit niederen oder lediglich 
mechanischen Dienstleistungen beschäftigt werden, sowie 
endlich die Lehrlinge, die sich in einer geregelten Ausbildung 
zu einer der genannten Beschäftigungen befinden2 ). 

B. Diesen Arbeitern und Angestellten gegenüber besteht eine 
Wiederbeschäftigungspflicht für den Fall ihrer Kriegsteil­
nahme oder ihrer Zivilinterniernng (§ 2). 
1. Kriegsteilnehmer sind einmal alle Personen, die vermöge 

ihres Dienstverhältnisses, Amtes oder Berufes zur Land- und 
Seemacht gehört haben, ohne Unterschied, ob es sich um 
mobile oder immobile Teile derselben handelt und ob sie im 
Feld oder in der Heimat gestanden haben, ferner Personen, 
die sich aus Anlaß der Kriegführung im Ausland aufgehalten 
haben, sowie endlich Personen, die sich als Kriegsgefangene 
oder Geiseln in der Gewalt des Feindes befunden haben, in 
allen drei Fällen ohne Rücksicht auf die Dauer dieses Zu­
standes. Dagegen gehören die Hilfsdienstpflichtigen nicht 
zu den Kriegsteilnehmern 3). Als Kriegsteilnehmer gelten 
nur Reichsdeutsche und Deutsch-Österreicher, sowie ferner 
solche Kriegsteilnehmer eines während des Krieges mit dem 
Deutschen Reich verbündeten Staates, die deutscher Ab­
stammung sind 4) und bei ihrem Eintritt in den Hereesdienst 
ihren Wohnsitz im Deutschen Reiche gehabt haben. Die 
Eigenschaft als Kriegsteilnehmer muß vor der militärischen 
Demobilmachung, d. h. in der Regel vor dem 10.1.19 5 ) 

bestanden haben. 
2. Zivilinternierte sind Zivilpersonen, die in Feindesland 

interniert waren. Auch Zivilinternierte sind nur wieder-

I) Vgl. V.O. vom 28.8.18 (R.G.BI. S.1085). 
2) Vgl. Ebnert Leipziger Zeitschrift 20 S.143. 
3) Syrup-Billerbeck, Anm.3 zu §2. 
4) Diese Einschriinkung ist erst durch die V.O. vom 3.9.19 eingeftigt, 

dagegen ist die frliher erforderte Gegenseitigkeit fallen gelassen. 
5) Demobilmachungs- und Landsturm-AufIösungsbefehl vom 31.12.18 

(R.G.Bl.1919, S.l). 
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beschäftigungs berechtigt, wenn sie deutscheReichsangehörige 
oder deutsch-österreichische Staatsangehörige sind. Doch 
stehen wiederum Angehörige eines während des Krieges mit 
dem Deutschen Reiche verbündeten Staates den reichs­
deutschen Zivilinternierten gleich', sofern sie deutscher Ab­
stammung sind und zur Zeit ihrer Internierung ihren W ohn­
sitz im Deutschen Reiche hatten. 

C. Aber auch nicht gegenüber allen Arbeitern und Angestellten, 
die am Kriege teilgenommen haben oder zivilinterniert gewesen 
sind, besteht für den Arbeitgeber eine Pflicht zur Wieder­
beschäftigung. Die dritte Voraussetzung für das Bestehen 
einer solchen Pflicht ist vielmehr eine bestimmt geartete 
frühere Beschäftigung vor der Kriegsteilnahme bzw. Zivil­
internierung. Die Beschäftigung muß nämlich einmal zu einem 
bestimmten früheren Zeitpunkt und ferner bei einem bestimmten 
früheren Arbeitgeber stattgefunden haben, sie muß sodann für 
eine gewisse Dauer bestimmt gewesen sein, und es darf endlich 
kein wichtiger Grund zur sofortigen Entlassung vorgelegen 
haben. 
1. Der Zeitpunkt, zu dem die frühere Beschäftigung stattge­

funden haben muß, um ein Recht auf Wiederbeschäftigung 
zu begründen, wird dahin bestimmt, daß diese Beschäfti­
gung stattgefunden haben muß: 
a) Am 1. August 1914. 
b) Vor dem 1. August 1914, wenn die Beschäftigung auf­

gegeben war, um der militärischen Dienstpflicht zu ge­
nügen, und der 1. August 1914 in die Dienstzeit fiel. 

c) Nach dem 1. August 1914, wenn der früher Beschäftigte 
zur Zeit des Kriegsausbruches noch die Schule besucht 
hatte!), erst später in die Beschäftigung als Arbeiter oder 
Angestellter eingetreten und von dieser ersten Arbeits­
stelle 2) in den militärischen Dienst übergetreten ist. 

2. Nicht jeder beliebige Arbeitgeber eines wiederbeschäfti­
gungsberechtigten Arbeitnehmers ist zur 'Viederbeschäfti­
gung verpflichtet, sondern nur ein einzelner besti mmter 
Ar beitge ber, nämlich entweder derjenige, bei dem die 

1) Dazu gehört nicht nur die Volksschule, sondern auch die höhere 
Schule, nicht aber eine Hochschule oder llandelsschule. Syrup-Biller­
beck, Anm.12 zu §3. Krauss, Anm, 15 zu § 3. 

2) Dadurch, daß für jugendliche Arbeiter nur dann ein Recht auf 
WiederbescLäftigung besteht, weun sie ihren Arbeitsplatz nicht gewechselt 
haben, werden vor allem diejenigen begünstigt, die eine Lehrstelle an­
genommen hatten. Vgl. Syrup-Billerbeck, Anm.13 zu §3. 
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frühere Beschäftigung tatsächlich stattgefunden hat (, ,letzter 
Friedensarbeitgeber"), oder aber dessen Rechtsnachfolger 
bzw. Geschäftsnachfolger 1) , wobei einfache und mehr­
fache Rechts- oder Geschäftsnachfolge einander gleichstehen 
(§§ 3, 7). 

Hiervon bestehen indessen zwei Gruppen von Aus­
nahmen, in denen an Stelle des "letzten Friedensarbeit­
gebers" der "letzte Arbeitgeber" überhaupt tritt: 
a) Bei solchen Arbeitnehmern, die am 1. August 1914 

stellungslos oder im Ausland oder in Betrieben oder 
Bureaus, die inzwischen aufgelöst sind, tätig waren, oder 
selbständige Unternehmer waren und infolge des Krieges 
kein Unternehmen mehr betreiben oder durch andere be­
treiben lassen können, besteht eine Wieder beschäftigungs­
pflicht für denjenigenArbeitgeber, bei dem sie nach dem 
1. 8. 1914 znletzt als Arbeiter oder Angestellte be­
schäftigt waren (§ 6). 

b) Für solche Arbeitnehmer, die seit dem 1. August 1914 
ihre Arbeitsstätte gewechselt haben, besteht, wenn der 
Schlichtungsausschuß den ursprünglich wieder be­
schäftigungspflichtigen Arbeitgeber wegen Fehlens 
einer der Voraussetzungen, insbesondere der tatsächlichen 
Möglichkeit zur Wiederbeschäftigung, von dieser Pflicht 
entbunden hat (vgl. unten S. 60), die Wiederbeschäfti­
gungspflicht für denjenigen Arbeitgeber, bei dem sie 
zuletzt beschäftigt waren. Doch ist diese Pflicht inso­
fern beschränkt, als sie der ursprünglichen Wiederbe­
schäftigungspflicht nachsteht, so daß also ein Arbeit­
geber zunächst die ursprünglich Berechtigten wieder ein­
zustellen hat (§ 5). 

3. Nicht jede beliebige frühere Beschäftigung begründet für den 
Arbeitgeber die Wiederbeschäftiglingspflicht, sondern nur 
eine solche, die für eine gewisse Da uer bestimmt war. Eine 
Beschäftigung, die nur für eine vorübergehende Zeit statt­
finden sollte, die daher entweder nur zur Aushilfe oder nur 
zu einem vorübergehenden Zweck bestanden hat, begründet 
eine Wiederbeschäftigungspflicht nicht (§ 11). 

4. Endlich entfällt eine Wiederbeschäftigungspflicht des Ar­
beitgebers dann, wenn der Arbeitnehmer durch sein Ver­
halten einen wichtigen Grund zur fristlosen Ent-

1) d. h. eine Person, die den Betrieb oder das Bureau des früheren 
Arbeitgebers tatsächlich fortfUhrt, vgl. hierzu Krauss, Anm.l zu § 7. 
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lassung gegeben hat. In solchem Falle ist es nicht erforder­
lich, daß die Entlassung tatsächlich aus diesem Grunde er­
folgt ist, es genügt vielmehr, wenn entweder der wichtige 
Grund zwar schon zur Zeit des Ausscheidens vorhanden war, 
aber erst nachträglich nach dem aus anderen Gründen er­
folgten Ausscheiden zur Kenntnis des Arbeitgebers ge­
kommen ist, oder wenn jener Grund zwar erst nach dem 
Ausscheiden entstanden ist, ohne dieses Ausscheiden und bei 
Fortbestehen des Dienstverhältnisses aber den Arbeitgeber 
zur fristlosen Kündigung berechtigt hätte (§ 3, Abs. 2). 

D. Auch bei Erfüllung der Voraussetzungen der Kriegsteilnahme 
bzw. Zivilinternierung und der vorgeschriebenen früheren Be­
schäftigung als Arbeiter oder Angestellter besteht eine Pflicht 
zur Wiederbeschäftigung für den Arbeitgeber nicht unter allen 
Umständen, sondern nur bei rechtzeitiger Meldung zum 
Wiedereintritt bei dem Arbeitgeber und rechtzeitiger An­
rufung des Schlichtungsausschusses bei verweigerter 
Wiedereinstellung. Wird dies seitens des Arbeitnehmers 
versäumt, so erlischt für den Arbeitgeber die Wiederbeschäf­
tigungspflicht. 
1. Die Meldung besteht darin, daß sich die Wiederbeschäfti­

gungs berechtigten bei ihrem wieder beschäftigungspflichtigen 
Arbeitgeber zu sofortiger Wiederaufnahme ihrer früheren 
Tätigkeit bereit erklären, .und zwar innerhalb einer be­
stimmten Meldefrist. 

Diese Meldefrist ergibt sich einmal aus ihrer Dauer, 
andererseits aus ihrem Beginn (§ 4) 1). 

a. Die Dauer der Meldefrist beträgt grundsätzlich 2 Wochen, 
bei den aus der Kriegsgefangenschaft oder Zivilinternierung 
zurückkehrenden Personen 6 Wochen. Soweit die nach den 
bisherigen V.O. geltenden Meldefristen2 ) am 5.9.19, dem 
Tage des Inkrafttretens der V.O. vom 3.9. 19, noch nicht 
abgelaufen waren, gilt nunmehr die angegebene Dauer der 
Meldefrist, bzw. verlänger.t sich die bereits begonnene 

1) Diese Bestimmungen sind durch Vermischung von Dauer und Be­
ginn der Meldefrist außerordentlich unklar gefaßt. 

2) Diese bisherige Meldefrist lief für die bereits militärisch Entlassenen 
bei Arbeitern bis zum 6.2.19, bei Angestellten bis zum 23.2.19, im Falle 
der früheren Aufnahme einer Beschäftigung bis zum 30.4.19, für die noch 
nicht Entlassenen bis zum Ablauf von 2 Wochen nach ihrer ordnungs­
mäßigen oder behelfsmäßigen Entlassung, für die Zivilinternierten, die 
noch nicht die Befugnis zur freien Ortswabl im Deutschen Reiche hatten, 
bis zum Ablauf VOll 2 Wochen, nachdem sie diese erlangt hatten, für bereits 
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Meldefrist bis zur Gesamtdauer, wie sie nach der neuen 
Y.O. gilt. War sie bereits abgelaufen, so hat es dabei sein 
Bewenden. 

b. Die Meldefrist beginnt zu verschiedenen Zeitpunkten ein­
mal für die am 5.9.19, dem Tage des Inkrafttretens der 
neuen Y.O., noch nicht Entlassenen, ferner für die an diesem 
Tage bereits Entlassenen, sowie endlich für solche Kriegs­
teilnehmer und Zivilinternier:f,e, die infolge Wechsels ihrer 
Arbeitsstelle nach dem 1. August 1914 und Entbindung des 
ursprünglich pflichtigen Arbeitgebers von der Wiederbe­
schäftigungspflicht gegenüber ihrem letzten Arbeitgeber 
wiederbeschäftigungsberechtigt geworden sind: 
a) War die Entlassung am5. 9.19 noch nicht erfolgt, 

so beginnt die Meldefrist mit dem Tage der ordnungs­
mäßigen Entlassung bzw. (bei Zivilinternierten) dem 
Tage der Erlangung der Befugnis zur freien Ortswahl im 
Deutschen Reich. 

fl) War die Entlassung am 5.9.19 bereits erfolgt 
bzw. die Befugnis zur freien Ortswahl im Deutschen 
Reiche erlangt, so ist die Meldefrist nach Maßgabe der 
bisherigen Vorschriften begonnen (vgl. unten Anm. 2). 
Eine Ausnahme hiervon gilt jedoch für Kriegsteilnehmer 
(nicht auch für Zivilinternierte), die entweder einer der 
neu gebildeten Reichswehr- oder Grenzformationen an­
gehört haben, oder von einer militärischen Stelle zur Ab­
wicklung der Abrüstung angestellt worden sind. 
aa) Haben die entlassenen Kriegsteilnehmer nach ihrer 

Entlassung der Reichswehr oder Reichsmarine ange­
hört oder bei Heeres- oder Marineverbänden zur Auf­
rechterhaltung der inneren Ordnung oder des Grenz­
schutzes Yerwendung gefunden, und ist der Eintritt 
in eine dieser Formationen entweder binnen 6 Wochen 
nach ihrer Entlassung oder zwar später, aber dooh 
noch vor dem 6. Februar (bei Arbeitern) bzw. 23. Fe­
bruar 1919 (bei Angestellten) erfolgtl), so beginnt die 
Meldefrist mit dem Tage, der ihrer ordnungsmäßigen 

entlassene Kriegsteilnehmer, die bei Heeres- oder Marineverbänden zur 
Aufrechterhaltung der innereu Ordnung oder des Grenzschutzes Ver­
wendung gefunden hatten, bis zum Ablauf von 2 Wochen nach dem auf 
ihre ordnungmäßige Entlassung aus diesen Verbänden folgenden Tage, 
sofern bei ihrem Eintritt in jene Verbiinde nicht schon die auf die erste 
Entlassnng folgende Meldefrist abgelaufen war. 

1) Wegeu dieser Daten vgl. die friihere Anmerkung. 
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Entlassung aus diesen Verbänden folgt, jedoch 
spätestens mit dem 31. 3. 1920. 

bb) Haben die entlassenen Kriegsteilnehmer zwar bei 
keiner derartigen militärischen Neuformation Dienst 
getan, sind sie aber infolge ihrer Kenntnis der Verhält­
nisse zur Abwicklung der Abrüstung von ihrem letzten 
Truppenteil bzw. Ersatztruppenteil oder ihrer letzten 
Militär- bzw. Marinebehörde in unmittelbarem An­
schluß an ihre Entlassung durch Zivildienstvertrag 
angestellt worden, so beginnt die Meldefrist mit ihrer 
Entlassung aus diesem Vertragsverhältnis, spätestens 
jedoch ebenfalls mit dem 31. 3. 20. 

/,) Handelt es sich endlich um solche Kriegsteilnehmer oder 
Zivilinternierte, die infolge Wechsels ihrer Beschäftigung 
nach dem 1. August und Entbindung des ursprüng­
li ehe n Arbeitgebers von der Wiederbeschäftigungspflicht 
gegenüber ihrem letzten Arbeitgeber wiederbe­
schäftigungsberechtigt sind (vgl. oben S. 57), so be­
ginnt für diese die - hier stets 2 Wochen dauernde -
Meldepflicht mit dem Tage, an dem die Befreiung des 
zuerst in Anspruch genommenen Arbeitgebers dem Ar­
beitnehmer bekannt geworden ist. 

2. Die Anrufung des Schlichtungsausschusses ist er­
forderlich, wenn der Arbeitgeber die Wiedereinstellung 
verweigert (§ 14). 
a) Die Frist innerhalb deren die Anrufung erfolgen muß, 

beträgt 3 Wochen. 
b) Die Frist beginnt mit dem Tage, an dem der Wieder­

beschäftigungsberechtigte von der Weigerung Kenntnis 
erhielt, frühestens jedoch mit dem 15. 3. 20. 

E. Die letzte Voraussetzung des Bestehens einer Wiederbeschäfti­
gungspflicht des Arbeitgebers bildet endlich die tatsächliche 
Möglichkeit der Wiederbeschäftigung des früheren Arbeit­
nehmers (§ 11). Ist der Betrieb überhaupt eingestellt, oder 
machen die besonderen Verhältnisse des Betriebes, wie Mangel 
an Kohle, Rohstoffen, Aufträgen, Rentabilität, die Wieder­
beschäftigung tatsächlich ganz oder zum Teil unmöglich, so 
entfällt die Pflicht zur Wiederbeschäftigung. 

Ist die Wiederbeschäftigung nur teilweise möglich, können 
also zwar einzelne, aber nicht alle Berechtigten von dem pflich­
tigen Arbeitgeber wiederbeschäftigt werden, so bestimmt der 
Arbeitgeber im Benehmen mit dem Betriebsrat, welche Arbeiter 
oder Angestellten nicht wiederbeschäftigt zu werden brauchen. 



Die PHicht zur Wiederbeschäftigung von Kriegsteilnehmern. 61 

Der Betriebsrat kann, wenn die Entscheidung des Arbeitgebers 
gegen seine Vorschläge ausfällt, das Streitverfahren vor dem 
Schlichtungsausschuß eröffnen (vgl. unten S. 243ft). 
III. Der Inhalt der Wiederbeschäftigungspflicht ist ein vier­

facher, er besteht nämlich in der dem Wiederzubeschäftigenden 
gegenüber begründeten Verpflichtung, ihn einzustellen, zu be­
schäftigen, zu entlohnen und vorläufig zu behalten 1). 
A. Die Einstellung besteht in dem Abschluß eines Arbeitsver­

trages und der tatsächlichen Aufnahme in die Arbeitnehmer­
schaft des Betriebes. Die Einstellung hat grundsätzlich inner­
halb von 2 Wochen zu erfolgen, nachdem der Arbeiter oder 
Angestellte sich zu der Wiederaufnahme der Arbeit meldet. 
Wenn jedoch besondere Umstände dazu nötigen, ist dem Arbeit­
geber zur Schaffung von Arbeitsgelegenheit angemessene Zeit 
zu lassen (§ 8, Abs. I). 

B. Die Beschäftigung hat möglichst in der gleichen Weise wie 
vor der Entlassung zu erfolgen, doch ist der Arbeitgeber be­
rechtigt2), den Wiedereingestellten auch andere Arbeit zu über­
tragen, die ihnen billigerweise zugemutet werden kannS). Eine 
Pflicht zur Erteilung einer Vollmacht oder Vertretungsbefugnis 
besteht für den Arbeitgeber auch dann nicht, wenn die Wieder­
eingestellten während ihrer früheren Tätigkeit eine solche ge­
habt haben. 

Frühere Lehrlinge sind im Falle ihrer Wiedereinstellung nicht 
nur als solche zu beschäftigen, sondern in einer Stellung, die sie 
bei ordnungsmäßiger Fortführung der Lehrzeit erreicht haben 
würden. Doch gilt dies nur dann, wenn sie den Nachweis 4 ) 

der Befähigung für eine solche Beschäftigung erbringen (§ 8). 
C. Lohu oder Gehalt, zu dem die Arbeiter und Angestellten 

wieder eintreten, richtet sich, sofern ein Tarifvertrag abge­
schlossen oder für allgemein verbindlich erklärt ist, nach 
diesem. Anderenfalls ist die Vergütung in dem neuabzu­
schließenden Arbeitsvertrag festzusetzen. In diesem Falle be-

1) Da es sich lediglich um eine privatrechtliche Vertragspf!i('ht handelt 
(vgl. oben S.5a/51), so ist eine inhaltliche Abänderun/{ dil'ser Pflicht durch 
Vertrag zwischen Arbeitgeber unO ArbeitnehIper mnglich, etwa indem 
statt der Wiederheschäftigung im Einverstlindnis mit dt'm Arbt'iter oder 
Angestellten oiesew vom Arbeitgl'her eille Ahfindung gezahlt wird 

2) Doch kann er dazil nicht verpflichtet werden. Mitteilun/{suI.13,8.157. 
3) Mit Syru TI·Billerbeck, Anm.7 zn §8. wird man annehmen können, 

daß dies allch durch ,.Verbnrgung" an Dl'ltle geschehen kann. 
4) Gesellenprüfung i~t nil'ht erforoerlich, vielmehr genügt praktische 

Vorführung. Syrup-Billerbeck, Anm.6 zu §B. 
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stimmt sich die Höhe der Vergütung nach dem Satz, der den 
anderen Arbeitnehmern des Betriebs oder Bureaus unter sonst 
gleichen Verhältnissen gewährt wird (§ 9)1)2). 

D. Eine Entlassung der Wiedereingestellten ist frühestens nach 
Ablauf von 3 Monaten zulässig, und zwar nur zum Ende eines 
Kalendermonats. Bis dahin sind dagegen die Arbeitgeber den 
Wiedereingestellten gegenüber verpflichtet, eine Kündigung zu 
unterlassen ("Sperrzeit"). Zu dem angegebenen Zeitpunkt 
dürfen sie ihnen aber auch dann kündigen, wenn eine Kündi­
gung nach sonstigen gesetzlichen Vorschriften unzulässig wäre. 
In diesem Falle beträgt die Kündigungsfrist 6 Wochen. 
IV. Die Verwirklichung derWiederbeschäftigungspflicht kann 

von den zur Wiederbeschäftigung berechtigten Arbeitnehmern in 
einem besonderen Streitverfahren vor dem Schlichtungsausschuß 
erzwungen werden, das unten bei den Arbeitsstreitigkeiten dar­
gestellt ist (vgl. S. 264). Eine Verwirklichung im Wege der Ge­
werbeaufsicht oder Bestrafung findet dagegen nicht statt. 

§ 15. 
Die Pßicht zur Weiterbeschäftigung der bisher 

Beschäftigten 3). 

Die Weiterbeschäftigung der bisher Beschäftigten dient dem 
gleichen Zweck wie die Wiederbeschäftigung der früher Bes~häf­
tigten un!! bildet deren Ergänzung. Denn Zweck beider Maßregeln 
ist die Arbeitsbeschaffung durch Vermehrung der Arbeitsgelegen-. 
heit bei dem einzelnen Arbeitgeber in der Weise, daß ihm nicht 
fremde Arbeitskräfte aufgezwungen werden, sondern daß er ledig­
lich angehalten wird, die selbstgewählten Arbeitskräfte zu be­
schäftigen. Dies geschieht bei der Wiederbeschäftigung in der 
Weise, daß der Arbeitgeber die Arbeitskräfte, die infolge des 
Krieges ihre Arbeitsstelle aufgeben mußten, wieder in ihre früheren 
Arbeitsplätze einstellen muß. Dagegen besteht das Wesen der 
Weiterbeschäftigung darin, daß der Arbeitgeber die von ihm zur­
zeit beschäftigten Arbeitskräfte, die er meist als Ersatz für die 
durch den Krieg entzogenen Arbeitskräfte inzwischen neu ein­
gestellt hatte, auf ihrer Arbeitsstelle belassen muß. Und es würde 
andererseits keine Vermehrung der vorhandenen Arbeitsgelegenheit 

1) Wegen Anrechnung der Erwerbslosenunterstützung auf den Lohn 
vgl. § 15, Abs. 2. 

2) V gl. hierzu auch unten S. 156. 
3) V gl. hierzu auch die Vorschriften des Betriebsrätegesetzes über 

das Verfahren bei Kündigungl)n und dazu unten S.215ff. 
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sondern lediglich ein Austausch der Arbeitskräfte innerhalb der 
gleichen Menge von Arbeitsgelegenheit stattfinden, wenn der 
Arbeitgeber, der neue Arbeitskräfte einstellt, dafür andere ent­
lassen wollte. Wenn er daher auf der einen Seite gezwungen wird, 
neue Arbeitskräfte einzustellen, so muß er auf der anderen Seite 
genötigt sein, die bisher beschäftigten Arbeitskräfte zu behalten 1). 

Die Weiterbeschäftigung ist daher gleichzeitig mit der Wieder­
beschäftigung in denselben Verordnungen geregelt worden 2) (vgl. 
oben S. 53), so daß die rechtliche Grundlage auch für die Weiter­
beschäftigung nunmehr die V.O. vom 12.2.20 bildet 3) 4). 

I. Ihrer rechtlichen Natur nach ist daher auch die Pflicht 
zur Weiterbeschäftigung keine durch Zwang und Strafe gesicherte 
öffentlichrechtliche Schutzpflicht, sondern lediglich eine privat­
rechtliehe Vertragspflicht des Arbeitgebers gegenüber den von 
ihm bisher beschäftigten Personen, der ein privatrechtliches Forde­
rungsrecht dieser Personen gegen ihren bisherigen Arbeitgeber 
auf Weiterbeschäftigung, d. h. auf Unterlassung einer Kündigung, 
gegenübersteht (vgl. oben S. 53/54)5). 

H. Voraussetzung des Bestehens einer solchen vVeiter­
beschäftigungspflicht des Arbeitgebers ist eine sechsfache, näm­
lieh: bisherige Beschäftigung eines Arbeitnehmers, die Eigenschaft 
als Arbeiter oder Angestellter auf seiten des bisher Beschäftigten, 
ein bestimmter Grund für die Entlassung des Beschäftigten (Ver­
minderung der Arbeitnehmerzahl), die Zumutbarkeit einer Ver­
mehrung der Arbeitsgelegenheit durch Streckung der Arbeit, ev. 
das Vorliegen eines besonderen Weiterbeschäftigungsgrundes und 

1) Bei Zusammentreffen beider Rechte hat der Beschäftigte die Wahl. 
Schlichtnngsausschuß Kiel, Mitteilnngsblatt 10, S. 116. 

2) Dazu kam noch die bereits durch die V.O. vom 3. 9. 19, § 27 auf­
gehobene V.O., betreffend die Wirksamkeit von Kündigungen der Arbeiteruud 
Angestellten in Reichs- und Staatsbetrieben vom 21. 7. 19 (R.G.BI.S. 660). 

3) Die Pflicht zur Weiterbeschäftigung war in der ersten Zeit der De­
mobilmachung von erheblicher Bedeutung und daher damals in den V.O. 
vom 4. und 24.1. 19 eingehend geregelt. Bereits die V.O. vom 3.9. 19 
hat fast alle diese Bestimmungen weglassen können, und auch die da­
mals noch aufrecht erhaltenen Bestimmungen über die Mitwirkung der Ar­
beitnehmervertretung bei der Kündigung haben durch die wesentlich weiter­
gehenden diesbezüglichen Bestimmungen des Betriebsrätegesetzes (vgl. 
nntenS. 215ff.) ihre Bedeutung verloren und sind daher nunmehr aufgehoben. 

4) Vgl. außer der oben S. 53, Anm. 2 angebenen Literatur auch noch 
Göz, Entlassung' von Arbeitern und Angestellten, Anskunftskartei des 
Arbeitsrechts Heft 4, und Kra uss, daselhst Heft 6, Sc h m i d t, SO?;. Praxis 
29, S.408, Hedemann, Recht und Wirtschaft 19, S. 188 sowie unten 
S. 215, Anm. 1. 

5) Zweifelnd Hedemann a. a. O.S.19~infoJge Nichttrennungder Weiter­
beschäftigungspllicht von der Notbeschäftigungspflicht (vgl. unten S. 66 ff.) 
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endlich die rechtzeitige Anrufung des Schlichtungsausschusses bei 
verweigerter Weiterbeschäftigung 1). 
A. Die bisherige Beschäftigung kann beliebiger Art gewesen 

sein und bei einem beliebigen Arbeitgeber und zu beliebiger 
Zeit stattgefunden haben. Nur wenn die Beschäftigung lediglich 
zu vorübergehender Aushilfe oder für einen vorübergehenden 
Zweck erfolgt ist, so wird dadurch eine Weiterbeschäftigungs­
pflicht nicht begründet (§ 12, Abs. 3). 

B. Bezüglich der Eigenschaft als Arbeiter oder Angestellter 
vgl. oben S. 54/55. Kriegsteilnahme oder Zivilinternierung oder 
deutsche Reichsangehörigkeit des Beschäftigten ist hier nicht 
erforderlich. 

C. Eine Weiterbeschäftigungspflicht besteht nur, wenn der Arbeit­
geber die Kündigung ausschließlich aus dem Grunde und zu 
dem Zwecke aussprechen will, die Zahl seiner Arbeit­
nehmer zu vermindern 2). Soll die Kündigung aus einem 
anderen Grunde erfolgen, etwa wegen Untüchtigkeit, so ist sie 
also zulässig, soweit nicht etwa nach Maßgabe des Betriebsräte­
gesetzes begründeter Einspruch dagegen erhoben wird (vgl. 
untenS. 215ft). Eine Einstellung des ganzen Betriebes ist keine 
Verminderung der Arbeitnehmerzahl, und steht mit der 
Weiterbeschäftigungspflicht nicht in Widerspruch. Sie ist 
daher zulässig 3). 

D. Aber auch wenn der Arbeitgeber die Kündigung lediglich zur 
Verminderung der Zahl der Arbeitnehmer aussprechen will, 
ist sie dann zulässig, wenn ihm eine Vermehrung der Arbeits­
gelegenheit durch Streckung der Arbeit nicht zugemutet 
werden kann, d. h. wenn eine Verkürzung der Arbeitszeit der 
übrigen Arbeiter insoweit, daß für den zu Entlassenden wieder 
Arbeitsgelegenheit vorhanden wäre, eine solche Schädigung 
für ihn bedeuten würde, daß sie von ihm billigerweise nicht zu 
verlangen ist. 

Ob dies der Fall ist, richtet stch nach den besonderen Ver­
hältnissen des Betriebes, besonders seiner Wirtschaftlichkeit4 ). 

1) :\'ach den urspriinglichpn V.O. vom 4. bzw. 24.1. 19 waren zur 
Weiterbel!cbäftig:ung alle Arbeiter und Ange~tellten berechtigt, die bei 
Inkrafttrelen dip8t'r V.O., d. h. 11m 9. hzw. 27.1. 19, bei einem weiter­
beschiiftigun:!spflichtigen Arbeitgeber beschäftigt waren. 

2) Dies gilt ohne Riicksicht darauf, ob dill Verminderung aus Anlaß 
von zwangsweiser W t'iterbeschäftigung von Kriegsteilnehmern oder aus 
anderem Gmnde erfolgen soll. 

3) ~;h('n8o Syrllp-Billerbeck, Anm.1 zu § 12. 
4) V gl. II e dem a n n, Recht und Wirtschaft 1~, S. 192. 
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Niemals braucht indessen der Arbeitgeber in eine Verkürzung 
der Wochenarbeitszeit unter 24 Stunden zu willigen. Dies ist 
vielmehr unter allen Umständen die unterste Grenze, die ihm 
zugemutet werden kann!). 

E. Soweit dem Arbeitgeber eine Arbeitsstreckung nicht zugemutet 
werden kann, besteht für ihn eine Weiterbeschäftiguhgspflicht 
nicht allgemein, sondern nur bei Bestehen eines besonderen 
Weiterbeschäftigungsgrundes. Der Arbeitgeber darf näm­
lich dann zwar Entlassungen zur Verminderung der Zahl 
seiner Arbeitnehmer vornehmen; er darf dies aber nicht wahllos 
tun, sondern soll zunächst diej enigen Arbeitnehmer entlassen, 
für die ein besonderer Beschäftigungsgrund nicht besteht, und 
erst dann diejenigen, für die ein solcher Grund vorliegt, und 
zwar in einer der Bedeutung dieses Grundes entsprechenden 
Reihenfolge. Nach Maßgabe dieser Reihenfolge besteht dann 
eine Weiterbeschäftigungspflicht des Arbeitgebers, soweit ihm 
zwar eine Vermehrung der Arbeitsgelegenheit durch Arbeits­
streckung nicht zugemutet werden kann, aber andere Arbeit­
nehmer vorhanden sind, die zur Entlassung zunächst an der 
Reihe sind. Erst soweit dies nicht der Fall ist, und dem Arbeit­
geber auch dann eine Vermehrung der Arbeitsgelegenheit durch 
Arbeitsstreckung noch nicht zugemutet werden kann, entfällt 
auch bezüglich der Arbeitnehmer mit besonderem Beschäfti­
gungsgrund die Weiterbeschäftigungspflicht. 

Die besonderen Beschäftigungsgründe sind in der Weise be­
stimmt, daß zwar in erster Reihe die Betriebsverhältnisse, vor 
allem die Ersetzbarkeit des einzelnen Arbeitnehmers im Ver­
hältnis zu der Wirtschaftlichkeit des Betriebes entscheidet, also 
Tüchtigkeit, Leistungsfähigkeit und besondere Kenntnisse, 
im übrigen aber soziale Erwägungen für die Bestimmung der 
besonderen Beschäftigungsgründe maßgebend sind> 

Ein besonderer Beschäftigungsgrund besteht nämlich einmal 
unter Berücksichtigung von Lebensalter, Dienstalter und 
Familienstand für die älteren eingearbeiteten Arbeitnehmer 
und die Arbeitnehmer mit unterhaltsbedürftigen Angehörigen. 
Ein besonderer Beschäftigungsgrund besteht ferner unter Be. 
rücksichtigung der durch den Krieg verschlechterten sozialen 
Lage für die ehemals selbständigen Gewerbtreibenden und die 
am 1. August oder später im Ausland tätig Gewesenen. Und 
ein besonderer Beschäftigungsgrund besteht endlich unter Be· 

1) Im Falle der Arbeitsstreckung ist der Arbeitgeber zu einer Kürzung 
des Lohnes berechtigt (§ 12, Abs. 2 und unten S. 155). 

K :i s k e 1, Arbeitsrecht. 5 
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rücksichtigung des Erfordernisses einer geregelten Berufsaus­
bildung für die Lehrlinge. Allen voran gehen indessen Kriegs­
beschädigte und Kriegshinterbliebene, soweit nicht für erstere 
ohnehin die besonderen Bestimmungen des Gesetzes über die Be­
schäftigung von Schwerbeschädigten (vgl. unten S. 70ff.) gelten. 

F. Die Anrufung des Schlichtungsaussclmsses ist auch hier er­
forderlich, wenn der Arbeitgeber die Weiterbeschäftigung 
verweigert, insbesondere wenn er dieser Pflicht zuwider eine 
Kündigung ausspricht. Wird in diesem Fall die rechtzeitige 
Anrufung des Schlichtungsausschusses unterlassen, so erlischt 
die Weiterbeschäftigungspflicht endgültig (§ 14). 

Die Frist beträgt auch hier, ebenso wie bei der Wieder­
beschäftigung , 3 Wochen und beginnt mit dem Tage der Kennt­
nis von der Weigerung bzw. Entlassung, jedoch frühestens 
mit dem 15. 3. 20. 
Ur. Der Inhalt der Pflicht zur Weiterbeschäftigung besteht 

in der dem bisherigen Arbeitnehmer gegenüber begründeten Ver­
pflichtung des Arbeitgebers zur Unterlassung einer Kündigung, 
also zur Fortsetzung des bisherigen Arbeitsverhältnisses unter den 
bisherigen Arbeitsbedingungen. Doch gilt dies nur, soweit der 
Arbeitnehmer der Kündigung widerspricht. Denn da es sich um 
eine Vertragspflicht und nicht um eine Schutzpflicht handelt, 
so ist eine Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
über Inhalt und Umfang der Weiterbeschäftigungspflicht möglich, 
und vor allem ihre Ablösung durch Geldabfindung mit Zustim­
mung des Arbeitnehmers grundsätzlich statthaft l ). 

IV. Die Verwirklichung der Weiterbeschäftigungspflicht 
kann von den zur Weiterbeschäftigung berechtigten Arbeitneh­
mern in einem besonderen Streitverfahren vor dem Schlichtungs­
ausschuß erzwungen werden, das unten bei den Arbeitsstreitig­
keiten dargestellt ist (vgl. S. 264). Eine Verwirklichung im Wege 
der Gewerbeaufsicht oder Bestrafung findet dagegen nicht statt. 

§ 16. 
Die Pflicht zur Notbeschäftigung von Kriegsteilnehmern~ 

Während der Arbeitgeber sowohl im Fall der Wiederbeschäfti­
gungspflicht wie der Weiterbeschäftigungspflicht lediglich genötigt 
ist, die schon bisher von ihm beschäftigten Arbeitskräfte wieder 
anzunehmen bzw. zu behalten, geht die Verpflichtung zur Not­
beschäftigung dahin, daß er auf kurze Zeit auch neue Arbeits-

1) V gl. oben S. 61, Anm. 1. 
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kräfte, die er noch niemals eingestellt hatte, aufnimmt, und zwar 
erforderlichenfalls auf eine erst neu einzurichtende Arbeitsstelle. 
Doch wird ihm wenigstens nur die Anzahl der Arbeitskräfte, die 
er neu einzustellen hat, vorgeschrieben, während die Auswahl 
der Personen die er einstellen will, ihm wiederum verbleibt. 

Die Pflicht zur Notbeschäftigung von Kriegsteilnehmern war 
ursprünglich in der V.O. vom 24. 1. 19 eingeführt worden, in der 
zuerst die Wiederbeschäftigung und Weiterbeschäftigung der An­
gestellten geregelt wurde. Sie hat daher dann zunächst in der an 
die Stelle jener V.O. getretenen V.O. vom 3.9.19 und nunmehr 
in der V.O. vom 12. 2. 20 (vgL S. 53) ebenfalls ihre Regelung 
gefunden. Jedoch ist diese Regelung für die Notbeschäftigung 
grundsätzlich in rechtlich verschiedener Weise wie für die beiden 
anderen Pflichten erfolgt. 

I. Ihrer rechtlichen Natur nach ist nämlich die Pflicht der 
Arbeitgeber zur Notbeschäftigung im Gegensatz zu den Pflichten 
zur Wiederbeschäftigung und Weiterbeschäftigung keine gegen­
über dem einzelnen einzustellenden Arbeitnehmer bestehende 
private Vertragspflicht. Dies ist auch schon darum unmöglich, 
weil es hier an einem Vertrage, auf dessen Nachwirkung eine solche 
Pflicht gegründet werden könnte, fehlt. Die Pflicht zur Not­
beschäftigung ist vielmehr eine öffentlichrechtliche, dem Staate 
gegenüber begründete und daher durch Zwang und Strafe ge­
sicherte Schutzpflicht, die demnach der Einklagbarkeit durch den 
einzelnen einzustellenden Arbeitnehmer entkleidet ist. 

11. Voraussetzung des Bestehens einer solchen Pflicht ist in 
formeller Beziehung eine diesbezügliche behördliche Anordnung 1), 

in materieller Beziehung eine bestimmte Art oder ein bestimmter 
Umfang eines Unternehmens. 
A. Formellrechtlich besteht die Notbeschäftigungspflicht nie­

mals unmittelbar kraft Gesetzes, sondern lediglich auf Grund 
besonderer Anordnung, zu welcher das Gesetz bestimmte 
Behörden in bestimmten Formen ermächtigt (§§ 16,17). 
1. Die Behörden, die ermächtigt sind, den Arbeitgebern eine 

solche Notbeschäftigungspflicht aufzuerlegen, sind die Demo­
bilmachungsausschüsse. Gegen ihren Bescheid findet binnen 
fünf Tagen seit der Zustellung Beschwerde an den Demobil­
machungskommissar statt 2), der endgültig entscheidet. 

1) Hierin entspricht sie also der Pflicht zur Freimachung von Arbeits­
stellen, vgl. oben S.47. 

2) Diese Beschwerde kann "von den Beteiligten" erhoben werden, 
d. h. dem Arbeitgeber, dem Arbeitnehmer sowie den wirtschaftlichen 
Vereinigungen beider. Vgl. Syrup-Billerbeck, Anm.6 zu § 16. 

5* 
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2. Die Form, in der eine Notbeschäftigungspflicht auf­
erlegt werden kann, ist die eines Bescheides des Demobil­
machungsausschusses an den Arbeitgeber. Ein solcher 
Bescheid hat die Auferlegung der Verpflichtung zu enthalten, 
eine bestimmte Mindestzahl von Kriegsteilnehmern und 
Zivilinternierten als Arbeitnehmer einzustellen, und zwar 
für eine bestimmte Dauer, die höchstens 3 Monate be­
tragen darf. Ist für diese Neueinstellung eine Arbeits­
streckung bezüglich der bisherigen Arbeitnehmer erforder­
lich, so hat der Bescheid hierfür eine angemessene Frist zur 
entsprechenden Einrichtung des Betriebes zu bezeichnen. 
Er hat endlich anzugeben, wo und bis wann gegen den Inhalt 
des Bescheides eine Beschwerde zulässig ist 1). Ein solcher 
Bescheid ist förmlich zuzustellen und wird mit der Zustellung 
an den Arbeitgeber wirksam. 

B. Eine solche formelle Notbeschäftigungspflicht durch behörd­
liche Anordnung kann aber nur begründet werden, wenn be­
stimmte materiellrechtliclle Voraussetzungen vorliegen. 
Diese bestehen einmal in bestimmten Eigenschaften des 
Arbeitgebers, ferner in bestimmten Eigenschaften des von 

ihm betriebenen Unternehmens, und endlich in der Beschrän­
kung auf bestimmte Personengruppen, deren Einstellung allein 
aufgegeben werden kann. Fällt eine dieser Voraussetzungen 
später weg, so ist der Bescheid wieder aufzuheben (§§ 16, 17). 
1. Die Ar beitge ber, denen eine solche Pflicht auferlegt 

werden kann, sind die Unternehmer solcher Betriebe oder 
Inhaber solcher Bureaus, die entweder in der Regel min­
destens 20 Arbeiter oder 10 Angestellte beschäftigen2 ), oder 
deren Betrieb oder Bureau erst seit dem 1. August 1914 
entstanden oder wesentlich vergrößert worden ist. Aus­
genommen hiervon sind einmal die Körperschaften des 
öffentlichen Rechts, denen eine Notbeschäftigungspflicht 
also niemals auferlegt werden kann, und ferner solche Arbeit­
geber, die freiwillig und ohne sonstige wesentliche Vergröße­
rung ihres Unternehmens den Bestand von Arbeitnehmern, 
den sie am 1. 9.19 hatten, um 5 % durch Arbeitnehmer der 
hier in Frage kommenden Art erhöhen. 

2. Das Unternehmen, für welches eine Verpflichtung zur 
Notbeschäftigung auferlegt werden soll, muß derartig sein, 

-----
1) Syrup-Billerbeck, Anm.9 zu § 16. 
2) Dieser Fall ist durch die V.O. vom 3.9.19 neu eingefügt, bisher 

war die Notbeschäftigungspflicht nur auf den zweiten Fall, die Unter­
nehmer von Kriegsbetrieben, beschränkt. 
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daß infolge seiner besonderen Verhältnisse die Neu­
einstellung entweder ohne weiteres oder durch Arbeits­
streckung möglich ist. Nur wenn und soweit dies der Fall ist, 
ist die Auferlegung einer Notbeschäftigungspflicht zulässig. 

3. Nicht zugunsten jedes beliebigen Arbeitnehmers kann eine 
Notbeschäftigungspflicht angeordnet werden, sondern nur 
zugunsten bestimmter Gruppen von Arbeitneh­
mern, nämlich der Kriegsteilnehmer, der reichsdeutschen 
Zivilinternierten und der reichsdeutschen aus dem Ausland 
oder dem abgetrennten oder besetzten Gebiet Ausgewiesenen, 
die an der Rückkehr durch eine fremde Macht verhindert 
sind. 

In. Der Inhalt der Notbeschäftigungspflicht besteht in der 
Verpflichtung des Arbeitgebers, eine bestimmte Anzahl von Per­
sonen der genannten Art in sein Unternehmen einzustellen, zu be­
schäftigen,zu entlohnen und vorläufig nicht zu entlassen(§§ 18,19). 
Diese Verpflichtung beschränkt sich also lediglich auf die Anzahl 
der neu einzustellenden Personen, während ihre Auswahl dem 
Arbeitgeber überlassen ist, nur muß die Auswahl aus einer der 
drei Gruppen erfolgen, zu deren Gunsten die Notbeschäftigungs­
pflicht überhaupt auferlegt werden kann (Kriegsteilnehmer, Zivil. 
internierte, Ausgewiesene). Aus ihnen kann er solche Personen 
wählen, die sich nach VorbUdung, Vertrauenswürdigkeit und 
körperlicher Beschaffenheit für sein Unternehmen eignen. 
A. Die Einstellung besteht in dem Abschluß eines Arbeitsver­

trages und der tatsächlichen Aufnahme in die Arbeitnehmer­
schaft des Betriebes. 

B. Die Beschäftigung hat in angemessener Weise zu erfolgen. 
Dies geschieht durch Übertragung solcher Dienste, die den 
Eingestellten billigerweise zugemutet werden können. 

C. Lohn oder Gehalt hat dem zu entsprechen, was den anderen 
Arbeitnehmern des Betriebes oder Bureaus unter sonst gleichen 
Verhältnissen gewährt wird. 

D. Die Entlassung der Noteingestellten darf frühestens zum 
Ende der in dem Bescheide ausgesprochenen Dauer der Ein­
stellungspflicht 1) erfolgen. Vorher sind dagegen die Arbeit­
geber den Noteingestellten gegenüber verpflichtet, eine Kündi­
gung zu unterlassen. Zu dem angegebenen Zeitpunkt ist aber 
eine Kündigung auch dann zulässig, wenn sie zu diesem Termin 
nach sonstigen gesetzlichen Vorschriften noch nicht statthaft 
wäre. In diesem Falle beträgt die Kündigungsfrist 1 Monat. 

1) Die ihrerseits höchstens 3 ~fonate betragen darf. Vgl. oben S.68. 
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IV. Die Verwirklichung der Notbeschäftigungspflicht ist ledig­
lich durch Strafandrohung gesichert, während dem einzelnen Ein­
zustellenden keinerlei Ansprüche gegen den Arbeitgeber zustehen 
( § 20) . Wenn sich nämlich ein Arbeitgeber der N otbeschäftigungs­
pflicht "in schuldhafter Weise" 1) entzieht, so kann er auf Antrag 
des Vorsitzenden des Demobilmachungsausschusses vom Schlich­
tungsausschuß für jede nicht besetzte Arbeitsstelle mit einer Buße 
bis zu 10000 Mark belegt werden 2 ). 

§ 17. 
Die Pflicht zur Beschäftigung von Schwerbeschädigten. 

Die Pflicht zur Beschäftigung Schwerbeschädigter ist die für 
die Arbeitgeber schärfste Maßregel zum Zweck der Beschaffung 
von Arbeitsgelegenheit. Denn hier werden die Arbeitgeber genötigt, 
nicht nur eine bestimmte Anzahl von Personen in die Betriebe 
einzustellen, deren Auswahl ihnen überlassen ist, sondern vielmehr 
einzelne bestimmte Personen, die ihnen zur Einstellung be­
zeichnet werden. Dazu kommt, daß die Leistungen dieser Personen 
infolge ihrer verminderten Arbeitsfähigkeit vielfach nicht den für 
ihre Beschäftigung aufgewendeten Kosten entsprechen werden, so 
daß also Aufwendungen vom Arbeitgeber verlangt werden, die 
nicht im Interesse des Betriebes, sondern der AUge meinheit 
zu machen sind, und für deren Aufbürdung auf den Arbeitgeber 
die Tatsache der Betriebsunterhaltung lediglich den äußeren An­
laß, nicht aber den inneren Grund bildet, um eine Aufgabe zu 
erfüllen, die nicht im Interesse des Betriebes, sondern außerhalb 
desselben im Interesse der Allgemeinheit liegt 3). 

Infolgedessen steht die Pflicht der Arbeitgeber zur Beschäfti­
gung Schwerbeschädigter in wirtschaftlicher Beziehung hart an 

1) Was damit gemeint ist, ist unklar. Anscheinend soll dadurch neben 
einer glatten Weigerung zur Einstellung auch ein böswilliges Verhalten 
des Arbeitgebers getroffen werden, das die Einstellung tatsächlich un­
möglich macht. Vgl. Syrup-Billerbeck, Anm.3 zu § 19. 

2) Die Festsetzung einer solchen Buße wird vom Demob.Komm. für 
vollstreckbar erklärt und dann wie Gemeindeabgaben beigetrieben. Ihr 
Betrag ist an die Hauptfürsorgeorganisation für Kriegsbeschädigtenfürsorge 
zu zahlen und von dieser im Interesse kriegsbeschädigter Arbeitnehmer 
zu verwenden (§ 20 Abs.2). Vgl. unten S.267. 

3) Nach dem Wortlaut des Gesetzes trifft zwar beides nicht zu, formell 
hat vielmehr der Arbeitgeber mit Ausnahme des Falles des § 13 Abs.2 
Satz 2, unter den Schwerbeschädigten die Wahl, und es ist die Entlohnung 
nach der Arbeitsfahigkeit zu bemessen. 'l'atsächlich wird aber vielfach 
auch außerhalb des J<'alles des § 13 Abs.2 Satz 2 eine Möglichkeit der 
Auswahl gar nicht bestehen, und es wird der Lohn die aus der Arbeit 
des Schwerbeschädigten erwachsenden Vorteile übersteigen müssen. 
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der Grenze des eigentlichen Arbeitsrechts und nähert sich 
der rechtlichen Kategorie öffentlichrechtlicher Pflichten, die auf 
dem Gebiete des Steuerrechts, besonders des Gewerbesteuerrechts, 
bestehen. Der juristischen Form nach ist die neue Pflicht aber auf 
die Verhältnisse des Betriebes, die Fürsorge des Arbeitgebers für be­
stimmte Arbeitnehmer und die Arbeitsbeschaffung zugeschnitten 
und daher rechtsenzyklopädisch ein Bestandteil des Arbeitsrechts. 

Die Pflicht der Arbeitgeber zur Beschäftigung Schwerbe­
schädigter war zunächst durch die V.O. vom 9. l. 19 (RG.BI. 
S. 28) eingeführt worden. Diese Verordnung wurde abgeändert 
durch weitere Verordnungen vom l. 2.19 (RG.Bl. S. 132), 1l. 3. 
(RG.BI. S. 301), 10.4. (RG.BI. S.389), 14.6. (RG.BI. S.581), 
1l.8. (RG.BL S.1382) und 24.9. (RG.BL S. 1720) 1). Diese Rege­
lung, die ursprünglich nur für die Zeit der wirtschaftlichen Demobil­
machung vorgesehen war, sollte nach Artikel III der V.O. vom 
1l. 8. 19 bis zum Inkrafttreten eines Gesetzes über die Be­
schäftigung Schwer beschädigter gelten. Dieses Gesetz ist 
nunmehr unter dem 6.4.20 ergangen2 ) (RG.BI. S.458) und bildet 
die alleinige rechtliche Grundlage diesel' Materie, während die 
früheren Verordnungen3) nach § 22 sämtlich aufgehoben sind4)5). 

I. Ihrer rechtlichen Natur nach ist die Pflicht der Arbeitgeber 
zur Beschäftigung Schwerbeschädigter eine doppelte, so daß ~lso 

1) Erläuterungen zu den heiden frühesten Verordnungen von B 0 ywid t 
(Verlag Carl Heymann, 1919). Vgl. ferner Gassner, Kriegsbeschädigten­
fürsorge 3, S.120ff., Konrad daselbst S.128ff., Weigert daselbst S.305ff., 
Ho ri 0 n, Soz. Praxis 28, S. 136 u. 155, F la t 0 w, J ur. Woch. 19, S. 76, 
Günther, Gew. u. Kaufm.Ger. 24, S.128, v. Schuh daselbst S.201, 
Weigert, Arbeitsnachweis 6, S.221. 

2) Entwurf nebst Begründung: Drucksache der Nationalversammlung 
Nr.1750; Kommissionsbericht: Drucksache Nr. 2422. Gegenüber dem Ent­
wurf sind durch die Kommission vor allem die Berufsgenossenschaften 
als Träger der Fürsorge für die Unfallverletzten beseitigt, und es ist statt 
dessen die Fürsorge auch für die letzteren der Hauptfürsorgestelle übertragen. 

3) Nach der bisherigen V.O. waren lediglich alle Betriebe verpflichtet, 
ursprünglich auf je 100 Beschäftigte, in landwirtschaftlichen Betrieben 
auf je 50 Beschäftigte je 1 Schwerbeschädigten einzustellen, seit der V.O. 
vom 24. 9. 19 auf 25-50 Beschäftigte 1, auf je weitere 50 Beschäftigte je 1 
weiteren Schwerbeschädigten. Ferner war für die Kündigung Schwer­
beschädigter zuntichst eine Sperrfrist vorgesehen, die immer wieder ver­
längert wurde, während seit der V.O. vom 11.8. 19 die Wirksamkeit 
der Kündigung von der Zustimmung der Hauptfürsorgeorganisation ab­
hängig sein sollte. 

4) Besprechung des Entwurfs von Weigert in der Zeitschr. Kriegs­
beschädigtenfiirsorge 4, S. 85. 

5) Durch das Gesetz werden etwa 1/2 Million Kriegsbeschädigte und 
1/4 Million Unfallbeschädigte erfaßt. Komm.Ber. S.2. Vgl. indessen auch 
Komm.-Ber. S.9, wonach die gegenwärtigen Zahlen geringer sind. 
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zwei verschiedene Gruppen von Pflichten, die ihrer rechtlichen 
Natur nach durchaus verschieden sind, aber teilweise gleichen 
Inhalt haben, nebeneinander stehen. 

Den Arbeitgebern sind nämlich einmal eine Reihe öffentlich­
rechtlicher Verpflichtungen in bezug auf die Beschäftigung Schwer­
beschädigter auferlegt, die gegenüber dem Staate bestehen und 
deren Einhaltung daher durch staatliche Organe!) überwacht und 
durch Zwang und Strafe gesichert wird. Die Auferlegung derartiger 
Pflichten wird gerechtfertigt durch das Interesse der Allgemeinheit 
an ihrer Durchführung. 

Ein Teil dieser Pflichten bezieht sich aber auch auf das Ver­
hältnis des Arbeitgebers zum einzelnen einzustellenden bzw. 
eingestellten Schwerbeschädigten. An ihrer Einhaltung hat daher 
dieser ein eigenes unmittelbares Interesse. 'Insoweit besteht des­
halb neben der öffentlichrechtlichen Schutzpflicht des Arbeit­
gebers gegenüber dem Staat gleichzeitig eine sich inhaltlich damit 
deckende privatrechtliche Pflicht des Arbeitgebers gegenüber dem 
Schwerbeschädigten, deren Durchführung auch von diesem in 
einem besonders geordneten Verfahren erzwungen werden kann 2) 3). 

Dagegen besteht keinerlei eigenes Recht des Schwerbeschädigten 
gegenüber dem Staat auf Beschaffung einer Arbeitsstelle, etwa 
nach der Art des Anspruchs auf Militärversorgung. Insoweit viel­
mehr überhaupt eine Pflicht des Staates zur Arbeitsbeschaffung 
angenommen werden kann, liegt sie lediglich im Rahmen der 
allgemeinen Staatsaufgaben, wie etwa Artikel 163 Abs. 2 der 

1) Als solche fungieren gemäß § 13 auch die HauptfürsorgesteIlen 
und dm:. Vertrauensmann. Wegen des letzteren vgl. unten S. 84/85. 

2) Uber sonstige Fälle dieser Art doppelter Pflichten gleichen Inhalts 
im Arbeitsrecht vgl. Kaskel, Die rechtliche Natur des Arbeiterschutzes 
S.14/15. 

3) Da auch der Betriebsrat und insbesondere der Vertrauensmann der 
Arbeitnehmer nach §§ 11 u. 13 für die Durchführung der Pflichten der 
Arbeitgeber in bezug auf Schwerbeschädigte zu sorgen haben, der letztere 
auch selbständig das Streitverfahren beantragen kann, so könnte man an­
nehmen, daß eine dritte, der öffentlichrechtlichen Schutzpflicht inhaltlich 
gleiche Pflicht, des Arbeitgebers gegenüber der Arbeitnehmer­
schaft des Betriebes (vgl. unten 8.174) besteht. Eine solche Konstruktion 
scheint mir indessen überflüssig und irreführend. Vielmehr üben Betriebs­
rat und Vertrauensmann nicht eigene Rechte. sondern lediglich staatliche 
Rechte aus, und diese Ausübung ist ihnen im § 11 ausdrücklich über­
tragen und sogar znr Pflicht gemacht. Insoweit handeln also auch Be­
triebsrat und Vertrauensmann nur als staatliche Organe zur Durchführung 
der öffentlichrechtlichen Schutzpflicht des Arbeitgebers, nicht dagegen 
als Organe der Arbeitnehmerschaft des Betriebes zur Durchführung einer 
der letzteren gegenüber bestehenden besonderen dritten Pflicht, die neben 
den Pflichten gegenüber Staat bzw. Schwerbeschädigten dem Arbeitgeber 
auferlegt wäre. 
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Reichsverfassung eine Pflicht des Staates zur allgemeinen Arbeits­
beschaffung gegenüber jedermann aufstellt. Eine Verpflichtung 
des Staates gegenüber dem einzelnen, ihm einen Arbeitsplatz zu 
beschaffen, wird hierdurch aber gegenüber dem Schwerbeschädigten 
ebensowenig begründet, wie gegenüber anderen Personen. 

Ir. Voraussetzung des Bestehens einer Pflicht der Arbeitgeber 
zur Beschäftigung Schwerbeschädigter ist das Vorhandensein be­
stimmter Eigenschaften auf Seiten der Arbeitgeber, ferner das 
Vorhandensein von Schwerbeschädigten und endlich das Vorliegen 
bestimmter Umstände, unter denen eine solche Pflicht besteht. 
A. Die Arbeitgeber, denen eine solche Pflicht obliegt, sind alle 

privaten und öffentlichen Arbeitgeber ohne Rücksicht auf den 
Gegenstand des Unternehmens und die Persönlichkeit des 
Unternehmers, sofern sie nur überhaupt als Arbeitgeber über 
einen Arbeitsplatz verfügen, mag dieser zurzeit besetzt-oder frei 
sein. Als Arbeitsplatz gilt hierbei im Gegensatz zum gesamten 
sonstigen Arbeitsrecht auch eine Beamtenstelle jeder Art (§ 2). 
Eine Ausnahme hiervon gilt lediglich für Dienstherrschaften 
bezüglich der von ihnen beschäftigten Dienstboten 1), deren 
Arbeitsplätze also nicht hierunter fallen. Und ferner können 
einzelne Arbeitgeber durch die Hauptfürsorgestelle der Kriegs­
beschädigten- und Kriegshinterbliebenenfürsorge 2) von der 
Pflicht zur Beschäftigung Schwerbeschädigter ganz oder teil­
weise befreit werden, wenn dies nach der besonderen Lage des 
Falles erforderlich ist, z. B. bei Erfordernis ganz bestimmter 
bei Schwerbeschädigten unmöglich vorauszusetzender Fach­
kenntnisse sämtlicher zu beschäftigender Personen (§ 5, Abs.3, 
Satz 1). . 

B. Schwerbeschädigte, zu deren Gunsten die hier behandelte 
Pflicht besteht, sind nicht etwa alle Personen, die überhaupt 
eine schwere Beschädigung erlitten haben, sondern nur solche, 
die wegen ihrer Beschädigung eine Rente in bestimmter Höhe 
auf Grund der Militärversorgungs- oder Unfallversicherungs­
gesetze beziehen. Als Schwerbeschädigte im Sinne des Gesetzes 
gelten nämlich bestimmte Militärrentner, ferner bestimmte 

1) Dies wird freilich im Gesetz nirgends ausdrücklich ausgesprochen, 
dürfte aber einmal aus § 11 Abs. 1 hervorgehen, ferner bei Berücksichtigung 
aller anderen arbeitsrechtlichen Bestimmungen im Wege der Analogie 
augenommen werden müssen und endlich aus der Natur des Dienstboten­
verhältnisses zu folgern sein, das bei der damit begrifflich verbundenen 
Aufnahme in die häusliche Gemeinschaft ein stärkeres persönliches Ver­
trauensverhältnis voraussetzt, das nieht durch Zwangseinstellung begründet 
werden kann. 

2) über diese vgl. V.O. vom 8.2.19 (R.G.Bl. 8.182). 
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Unfallrentner und endlich bestimmte kraft Gesetzes oder Be­
stimmung der Hauptfürsorgestelle gleichgestellte Personen 
(§ § 3, 16, 17). Ausnahmsweise kann indessen trotz V orliegens 
dieser Voraussetzungen die bevorrechtigte Stellung des Schwer­
beschädigten durch Beschluß zeitweise entzogen werden (§ 15). 
1. Militärrentner sind alle Personen, die auf Grund der Ver­

sorgungsgesetze eine Militärrente beziehen. Sie gelten als 
Schwerbeschädigte nicht unter allen Umständen, sondern 
nur im Falle des Rentenbezuges aus einem bestimmten 
Grunde und in einer bestimmten Höhe. 
a) Der Grund, um dessentwillen sie eine Militärrente 

beziehen, muß eine Dienstbeschädigung sein. Beziehen 
sie die Rente aus einem andern Grunde, vor allem wegen 
Ablaufes einer bestimmten Dienstzeit, so fallen sie nicht 
'darunter. Ob es sich um eine Kriegsdienstbeschädigung 
oder um eine sonstige Dienstbeschädigung handelt, ist 
unerheblich. 

b) Die Höhe der Militärrente muß mindestens 50 % der 
V ollrente betragen, doch genügt es, wenn die Prozent­
sätze der Militärrente zusammen mit denen einer Unfall­
rente 50 % der Vollrente ergeben. 

2. Unfallrentner sind alle Personen, die eine Unfallrente 
beziehen. Auch sie gelten als Schwerbeschädigte nicht unter 
allen Umständen, sondern nur im Falle des Rentenbezuges 
aus einem bestimmten Grunde und in bestimmter Höhe. 
a) Der Grund des Unfallrentenbezuges darf kein beliebiger 

sein, so daß etwa auch eine von privater Seite oder von 
einer Versicherungsgesellschaft bezogene Unfallrente aus­
reicht. Vielmehr muß der Bezug der Unfallrente ent­
weder auf den Vorschriften der reichsgesetzlichen Unfall­
versicherung (R.V.O. Buch 3) bzw. entsprechenden 
landesrechtlichen Vorschriften, oder auf Vorschriften des 
Unfallfürsorgegesetzes vom 18. 6.01. (R.G.BI. S.211) 
beruhen, so daß die Renten also auf Grund eines der dort 
angeführten entschädigungspflichtigen Tatbestände (Ver­
sicherungsfälle) bezogen werden. 

b) Die Höhe der Unfallrente muß mindestens 50 % der 
Vollrente betragen bzw. einer Einbuße an Erwerbsfähig­
keit um mindestens 50 % entsprechen; doch steht der 
Bezug mehrerer Unfallrenten von je weniger als 50 % 
einer einzigen Rente von 50 % gleich, wenn die Prozent­
lätze der einzelnen Renten zusammen mindestens 50 % 
~rgeben. 
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3. Den Militärrentnern und Unfallrentnern sind als Schwer­
beschädigte beßtimmte Personen gleichgestellt. Diese 
Gleichstellung besteht teils unter allen Umständen bereits 
auf Grund des Gesetzes, teils nur auf Grund besonderer Be­
stimmung der Hauptfürsorgestelle. 
a) Kraft Gesetzes gleichgestellt sind lediglich bis zur Neu­

regelung des Versorgungsrechts die unter das bisherige 
Offiziers-Pensionsgesetz vom 31. 5. 06. fallenden Per­
sonen (Offiziere, Sanitätsoffiziere, Heeresbeamte), deren 
Erwerbsfähigkeit infolge einer Dienstbeschädigung um 
mindestens 50 % beeinträchtigt ist; ob dies der Fall ist, 
ist durch die Hauptfürsorgestelle festzustellen. Gleich­
gestellt sind ferner die im § 35 desselben Gesetzes ge­
nannten, als Heeresbeamte verwendeten oder auf Privat­
dienstvertrag angestellten Personen, die infolge einer 
Kriegsdienstbeschädigung eine Rente auf Grund einer 
mindestens 50 % betragenden Beschränkung der Erwerbs­
fähigkeit beziehen (§ 17). 

b) Durch Beschluß der Hauptfürsorgestelle können 
den Schwerbeschädigten auch bestimmte andere Personen 
gleichgestellt werden. 
a) Dies gilt einmal für diejenigen Kriegsbeschädigten, 

deren Rente noch nicht festgesetzt ist, wenn bestimmt 
anzunehmen ist, daß ihre Erwerbsbeschränkung auf 
mindestens 50 % bemessen werden wird. Diese Mög­
lichkeit ist also auf Kriegsbeschädigte beschränkt, 
d. h. lediglich auf solche Personen, die eine Militär­
rente auf Grund einer Kriegsdienstbeschädigung oder 
Kriegsverwundung erhalten, während eine gleiche Be­
fugnis für andere Schwerbeschädigte nicht besteht. 
Die Gleichstellung ist zulässig bis zur endgültigen Fest­
stellung der Rente (§ 16). 

ß) Die Hauptfürsorgestelle darf ferner andere Schwer­
erwerbsbeschränkte, die nicht Schwerbeschädigte sind, 
z. B. Invalidenrentner, den Schwerbeschädigten aus­
nahmsweise gleichstellen. Doch gilt dies nur, soweit es 
im einzelnen Fall zur Vermeidung unbilliger Härten 
angemessen erscheintl). Die Wirkung einer solchen 
Gleichstellung besteht darin, daß der Arbeitgeber durch 
die Einstellung solcher gleichgestellter Personen seiner 

1) Nach der Begründung ist hier vor allem an die Friedensblinden 
gedacht, die ihren Platz im Wirtschaftsleben nicht wieder verlieren sollen. 
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Pflicht hinsichtlich der Beschäftigung Schwerbeschä­
digter ingleicher Weisenachkommt, wie wenn er eigent­
liche Schwerbeschädigte beschäftigen würde (§ 7). 

r) Die HauptfürsorgesteIle darf endlich Kriegsbeschä. 
digte und Unfallverletzte, die eine Rente von weniger 
als 50%, jedoch von mindestens 33Y3 % beziehen, 
ebenfalls ausnahmsweise den Schwerbeschädigten 
gleichstellen, indessen nur dann, wenn sie ohne diese 
Hilfe um ihrer Beschädigung willen keinen Arbeits­
platz finden können (§ 7, Satz 2). 

4. Eine Entziehung der bevorrechtigten Stellung als Schwer­
beschädigter ist trotz Vorhandenseins der Eigenschaft als 
Militärrentner, Unfallrentner oder gleichgestellte Person 
unter bestimmten Voraussetzungen, in bestimmter Form und 
auf bestimmte Zeit möglich (§ 15). 
a) Die Vorausse.tzung, unter der eine solche Entziehung 

statthaft ist, liegt vor, wenn ein Schwerbeschädigter ent­
weder einen Arbeitsplatz ohne berechtigten Grund 1) von 
vornherein zurückweist, oder nach Antritt wieder ver­
läßt, oder aber, wenn er durch sein Verhalten die 
Durchführung des Schwerbeschädigtengesetzes schuldhaft 
vereitelt 2). 

b) Die Form, inder eine Entziehung der Vorteile als Schwer­
beschädigter möglich ist, ist ein Beschluß des Beirats der 
HauptfürsorgesteIle, in deren Bezirk der Beschädigte 
seinen Wohnsitz hat. Ein solcher Beschluß bedarf einer 
%-Mehrheit. V or der Entscheidung ist der Beschädigte 
zu hören. Der Inhalt. des Beschlusses geht dahin, daß 
dem Beschädigten die Vorteile des Gesetzes für eine be­
stimmte, genau zu bezeichnende Frist nicht zugute 
kommen. Ein solcher Beschluß ist dem Beschädigten 
mitzuteilen, eine Form der Mitteilung ist nicht vorge­
schrieben, so daß mündliche Mitteilung genügt. Eine 
Beschwerde findet nicht statt 3), der Beschluß ist daher 
keiner Rechtskraft fähig und kann jederzeit von der Stelle, 
die ihn erlassen hat, wieder aufgehoben werden. 

----
1) Dies gilt auch dann, wenn er nach ärztlichem Gutachten zur Über­

nahme der Stelle befähigt ist, selbst aber seine Unfähigkeit behauptet. 
Dann muß er mindestens die Aufnahme der Arbeit versuchen, und das 
Weitere hängt davon ab, ob eine Verschlimmerung seines Zustandes 
eintritt, und welches Urteil der Arbeitgeber und seine Mitarbeiter über 
seine Eignung für den Arbeitsplatz abgeben. 

2) Z. B. im Fall der Simulation. 
3) § 15 wird in § 19 nicht genannt. 
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c) Die Frist, für die eine solche Entziehung statthaft ist, 
beträgt höchstens 3 Monate, Sie läuft vom Tage des 
Beschlusses an. 

d) Die Wirkung eines solchen Beschlusses ist für die Dauer 
der im Beschluß bezeichneten Frist einerseits der Verlust 
der Rechte des Schwerbeschädigten auf Grund dieser 
seiner Eigenschaft gegenüber dem Arbeitgeber, und 
andererseits die Tatsache, daß ein Arbeitgeber durch die 
Beschäftigung derartiger Personen nicht mehr seiner be­
sonderen Pflicht hinsichtlich der Beschäftigung Schwer­
beschädigter nachkommen würde. 

C. Die Umstände, unter denen für die pflichtigen Arbeitgeber 
hinsichtlich der Schwerbeschädigten eine Beschäftigungspflicht 
besteht, sind entweder das Vorhandensein eines geeigneten 
Schwerbeschädigten für die Besetzung einer freien Arbeitsstelle 
(§ 1), oder aber eine behördliche Anordnung, nach welcher ent­
weder bestimmte Arten von Arbeitsplätzen ohne Rücksicht auf 
ihre Anzahl oder umgekehrt eine bestimmte Anzahl von Arbeits­
plätzen ohne Rücksicht auf ihre Art oder endlich einzelne be­
stimmte Arbeitsplätze für Schwerbeschädigte freizuhalten sind 
(§ 4 und 5). 
1. Eine Beschäftigungspflicht besteht stets und ausnahmslos 

für sämtlicheArbeitsplätze bei Vorhandensein eines 
bestimmten geeigneten Schwerbeschädigten für die 
Besetzung eines Arbeitsplatzes (sog. "bewegliches System") 
(§ 1). 
a) In diesem Falle besteht die Beschäftigungspflicht un­

mittelbar kraft Gesetzes, ohne daß es besonderer 
behördlicher Anordnung bedarf. 

b) Jedoch braucht sich der Arbeitgeber mangels einer solchen 
Anordnung nicht erst seinerseits nach etwa geeigneten 
Schwerbeschädigten umzusehen, die Pflicht besteht viel~ 
mehr nur dann, wenn um die Stelle ein oder mehrere 
bestimmte schwerbeschädigte Bewerber bereits 
vorhanden und dem Arbeitgeber bekannt sind. 

e) Aber auch dann besteht eine Beschäftigungspflicht nur für 
den Fall der wirklichen Eignung des Schwerbeschä­
digten für die zu besetzende Stelle. Diese Eignung hat 
dem durchschnittlichen Maß der Leistungen zu entspre­
chen, welche die Stelle erfordert. Über dieses Durch­
schnittsmaß hinaus gehende Leistungen darf der Arbeit­
geber aber auch dann nicht verlangen, wenn ein anderer 
Bewerber da ist, der diesen Anforderungen genügen 
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-würde, sondern er muß einen geeigneten Schwerbeschä­
digten einem geeigneten anderen Bewerber vorziehen l ). 

2. Eine Pflicht zur Beschäftigung Schwerbeschädigter besteht 
ferner für einzelne nach Anzahl oder Art bestimmte 
Arbeitsplätze auf Grund besonderer behördlicher 
Anordnung. Zu einer solchen Anordnung sind bestimmte 
Behörden in bestimmtem Umfange ermächtigt. 
a) Die Behörden, die zu einer solchen Anordnung er­

mächtigt sind, sind verschieden, je nachdem es sich um 
Arbeitsplätze bei öffentlichen Körperschaften oder bei 
privaten Arbeitgebern handelt. 
a) Bei Arbeitsplätzen im Dienst öffentlicher Körper­

schaften einschließlich des Reiches und der Länder 
ist der Reichsarbeitsminister mit Zustimmung des 
Reichsrats zuständig (§ 4). 

ß) Bei Arbeitsplätzen im Dienste privater Arbeit­
ge ber ist der Reichsarbeitsminister allein, soweit es 
sich um einzelne bestimmte Arbeitsplätze handelt, ist 
die Hauptffusorgestelle zuständig2 ) (§ 5). 

b) Für den Umfang, in dem die behördliche Anordnung 
einer Beschäftigungspflicht für Schwerbeschädigte zu­
lässig ist, bestehen drei Möglichkeiten: 
a) Die Anordnung kann nämlich entweder dahin gehen, 

daß bestimmte Arten von Arbeitsplätzen mit 
Schwerbeschädigten zu besetzen sind ("Invaliden­
posten"). In diesem Falle entscheidet lediglich Art 
und Gegenstand der auszuführenden Arbeit inner­
halb bestimmter Berufe oder Fächer, während die 
Anzahl der auf das einzelne Unternehmen hiernach 
entfallenden Arbeitsplätze unerheblich ist. 

ß) Die Anordnung kann ferner dahin gehen, daß eine be­
stimmte Anzahl von Arbeitsplätzen, nämlich ein 
bestimmter Bruchteil aller in einem Unternehmen über­
haupt vorhandenen Arbeitsplätze, mit Schwerbeschä­
digten zu besetzen ist (sog. "starres System"). In 
diesem Fall entscheidet lediglich die Zahl der in einem 
einzelnen Unternehmen vorhandenen Arbeitsplätze, 
ohne Rücksicht auf die Art und den Gegenstand der 

-----
1) Bei Streit über die Eignung findet das S. 84 geschilderte Verfahren statt. 
2) Der Reichsarbeitsminister soll vor Erlaß einer solchen Anordnung die 

berufenen Vertreter der Arbeitgeber und Arbeitnehmer aus den betreffenden 
Wirtschaftsgebieten hören (§ 5, Abs. 4), die Hauptfürsorgestelle den einzelnen 
Arbeitgeber und die Vertretung der Arbeitnehmer (§ 5, Abs. 3, Satz 2). 
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auf den einzelnen Plätzen zu leistenden Arbeit. Doch 
kann eine solche Anordnung auch auf bestimmte Be­
rufsgruppen beschränkt, bzw. es können umgekehrt 
bestimmte Berufsgruppen davon ausgeschlossen oder 
verschieden stark berücksichtigt werden 1). 

r) Die Anordnung kann endlich dahin gehen, daß be­
stimmte einzelne Arbeitsplätze, weil sie für 
Schwerbeschädigte besonders geeignet erscheinen, 
diesen vorzubehalten sind. In diesem Fall ist sowohl 
die Anzahl wie die Art der Arbeitsplätze, die durch 
Schwerbeschädigte zu besetzen sind, bestimmt. 

IH. Der Inhalt der Pflicht der Arbeitgeber zur Beschäftigung 
Schwerbeschädigter ist ein sechsfacher. Er besteht nämlich in der 
Verpflichtung des Arbeitgebers zur Meldung freier Stellen, zur 
Unterlassung der Neubesetzung dieser Stellen, zur Auskunft­
erteilung über die Arbeitsverhältnisse im Betrieb, zur Einstellung, 
Beschäftigung und Entlohnung der Schwerbeschädigten, zu ihrer 
Weiterbeschäftigung und zu einer besonderen Betriebsfürsorge 
hinsichtlich der Schwerbeschädigten. 
A. Die Pflicht zur Meldung freier Stellen bildet die not­

wendige Voraussetzung der eigentlichen Beschäftigungspflicht 
und soll ihre Durchführung erst möglich machen, indem sie 
einen Überblick über die für Schwerbeschädigte vorhandene 
Arbeitsgelegenheit schafft. Sie entspricht daher der oben in 
§ 11 dargestellten allgemeinen Meldepflicht der Arbeitgeber, 
geht aber, wie die Meldepflicht offener landwirtschaftlicher 
Stellen, über diese in zweifacher Beziehung hinaus: sie besteht 
nämlich einmal für jede einzelne offene Stelle, nicht nur bei 
gemeinsamer Anforderung von fünf Arbeitskräften, und sie be­
steht ferner schon bei bloßem Vorhandensein einer Freistelle, 
nicht erst bei ihrer Besetzung (§ 6, Satz 1). 
1. Die Meldepflicht entsteh t auf Grund der Tatsache, daß ein 

von einem privaten Arbeitgeber oder einer offentlichen 
Körperschaft . auf behördliche Anordnung mit Schwer­
beschädigten zu besetzender bestimmter Arbeitsplatz oder 
ein Arbeitsplatz bestimmter Art frei wird. 

2. Die Meldepflicht besteht in der Verpflichtung des Arbeit­
gebers zur Mitteilung dieser Tatsache binnen 3 Tagen seit 
ihrem Eintritt. 

3. Meldestelle ist die Hauptfürsorgestelle. 

1) Bei Saisonbetrieben gilt für die Zeit, für die das vermehrte Arbeits­
bedürfnis besteht, auch in .Ansehung des Bruchteils die erhöhte .Anzahl 
von .Arbeitsstellen. 
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B. Die Pflicht zur Unterlassung der Neubesetzung frei­
gewordener Stellen bildet die Ergänzung zur Meldepflicht und 
entspricht in ihrer rechtlichen Eigenart dem Beschäftigungs­
verbot von Landarbeitern in gewerblicher Arbeit (vgl. oben 
S. 45). Sie soll die für die Schwerbeschädigten bestimm­
ten Stellen diesen nun auch tatsächlich reservieren (§ 6, 
Satz 2-3). 
1. Die Pflicht knüpft unmittelbar an die Meldepflicht an, 

sie entsteht daher mit der Tatsache der erfolgten An­
meldung. 

2. Die Pflicht besteht in der Verpflichtung, die Besetzung 
der als offen gemeldeten Stelle zu unterlassen, bis die Haupt­
fürsorgestelle einen geeigneten Schwerbeschädigten zur Be­
setzung der Stelle benannt hat. 

3. Die Pflicht ist aber befristet: sie besteht nur bis zur 
Höchstdauer von 6 Tagen nach erfolgter Meldung. Findet 
bis dahin die Benennung eines geeigneten Schwerbeschä­
digten nicht statt, so erlischt sie, und der Arbeitgeber erhält 
bezüglich der Neubesetzung dieser Stelle volle Freiheit. 

4. Ausnahmsweise besteht die Pflicht überhaupt nicht, 
soweit nämlich die Besetzung im Interesse des Betriebes 
nicht aufgeschoben werden kann l ). 

C. : Die Pflicht zur Auskunfterteilung ist ebenfalls eine Er-
, gänzung der Meldepflicht. Denn sie bildet, wie jene, die Vor­
aussetzung zur Schaffung eines Überblicks über die für Schwer­
beschädigte vorhandene Arbeitsgelegenheit und bietet ferner 
die Möglichkeit zur Nachprüfung der Vollständigkeit und 
Richtigkeit der Meldungen (§ 9, Abs.l). 
1. Die Pflicht entsteht, wenn eine Auskunft verlangt wird. 

Ohne ein ausdrückliches Verlangen ist dagegen ein Arbeit­
geber zur Auskunft nicht verpflichtet. 

2. Die Pflicht besteht in der Verpflichtung, einmal über be­
stimmte vorgelegte Fragen wahrheitsgemäße Mitteilungen 
zu machen, und ferner Einblick in den Betrieb zu dulden. 

3. Der Umfang der Pflicht wird dadurch begrenzt, daß sie 
nur insoweit besteht, als es im Interesse der Schwerbeschä­
digten notwendig ist 2). 

1) Wer hierüber entscheidet, ist nicht gesagt; m.E. sind die Melde­
stellen zuständig, gegen deren Beschluß ev. das Streitverfahren (vgl. unten 
S. 86) vor dem Schlichtungsau8schuß angerufen werden kann. 

2) Wegen der Zulässigkeit der Beschwerde an den Reichsarbeits­
minister gemäß § 19 vgl. unten S. 85/86. 



Die Pflicht zur Beschäftigung von Schwerbeschädigten. 81 

4. Die Pflicht besteht gegenüber der Hauptfürsorge­
steIle. Die für diese Stelle tätigen Personen sind bei Ver­
meidung von Strafe zur Geheimhaltung der bei dieser Ge­
legenheit zu ihrer Kenntnis gelangten Geschäfts- und Be­
triebsverhältnisse verpflichtet. 

D. Die Pflicht zur Einstellung, Beschäftigung und Entlohnung 
entspricht im wesentlichen den gleichen Verpflichtungen be­
züglich der Kriegsteilnehmer (vgl. oben S. 61). 
1. Die Pflicht zur Einstellung ist die Hauptpflicht des 

Arbeitgebers hinsichtlich der Beschäftigung Schwer­
beschädigter. 
a) Die Pflicht entsteht bei Meldung eines geeigneten 

Schwerbeschädigten auf eine offene Stelle, insbesondere 
auf eine für Schwerbeschädigte reservierte Stelle. 

Für den Betrieb ungeeignete Bewerber braucht der 
Arbeitgeber weder auf gewöhnliche, noch auf reservierte 
Stellen einzustellen, wobei sich die Eignung sowohl auf 
die körperliche Tauglichkeit wie auf anständiges Be­
nehmen gegenüber dem Arbeitgeber zu erstrecken hat l ). 

Doch darf er bei den reservierten Stellen an die körper­
liche Eignung nicht den gleichen Maßstab stellen, wie 
an unbeschädigte Bewerber, und kann vor allem höch­
stens der zu besetzenden Stelle entsprechende Durch, 
schnittsleistungen verlangen. 

Für die Besetzung von Beamtenstellen bestehen be­
sondere Vorschriften hinsichtlich Vorbildung, Reihen­
folge, Wartezeit, Beförderung und Versetzung. Diese 
Vorschriften sollen nicht zugunsten der Schwerbeschädig­
ten überhaupt beseitigt, aber so umgestaltet werden, daß 
sie die Einstellung Schwerbeschädigter erleichtern (§ 2, 
Satz 2). 

b) Die Einstellungspflicht besteht in der Verpflichtung 
zum Abschluß eines Arbeitsvertrages !-lnd zur tatsäch­
lichen Einreihung des Schwerbeschädigten in die Arbeit­
nehmerschaft. 

Landwirtschaftliche Arbeitgeber können statt dessen, 
soweit nicht eine einzelne bestimmte Stelle, sondern 
lediglich ein bestimmter Bruchteil aller Stellen in ihrem 
Betrieb für Schwerbeschädigte vorbehalten ist, den 
Schwerbeschädigten Siedlungsland, das ihnen und ihrer 

1) Vgl. Boywidt, Anm.3 zu § 6. 
K LI S k e I, Arbeitsrecht. 6 
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Familie den angemessenen Unterhalt gewährt, zu Eigen­
tum oder Pacht überlassen 1). Tun sie dies, so werden 
sie damit von ihrer Einstellungspflicht frei, und zwar 
bezüglich derjenigenAnzahl von Schwerbeschädigten, die 
sie angesiedelt haben, so daß also die Ansiedlung eines 
Schwerbeschädigten seiner Einstellung entspricht (§ 8). 

2. Die Beschäftigungspflicht ergibt sich, soweit ein be­
stimmter Arbeitsplatz vorbehalten ist, aus der Art des­
selben, anderenfalls ist der Schwerbeschädigte einiger­
maßen entsprechend seiner Vorbildung und der ihm ver­
bliebenen Erwerbsfähigkeit mit produktiver Arbeit zu 
beschäftigen2). 

3. Die Höhe des vom Arbeitgeber zu zahlenden Lohnes ist 
nach der Arbeitsfähigkeit des Schwerbeschädigten zu be­
messen (§ 13, Abs. 2, Satz 4). Regelmäßig wird die Höhe 
seiner Rente hierfür insofern einen Anhalt bilden, als min­
destens derj enige Teil des Lohnes eines Vollarbeitsfähigen 
zu zahlen ist, der dem nach der Rentenfeststellung verblie­
benen Rest seiner Erwerbsfähigkeit entspricht 3). Ist die 
Arbeitsleistung aber in Wahrheit höher zu bewerten, so ist 
der höhere Betrag zu zahlen. 

E. Auch die Pflicht der Arbeitgeber zur Weiterbeschäftigung 
entspricht dieser oben S. 62 dargestellten Pflicht anderen 
Arbeitnehmern gegenüber. Sie besteht in der Aufstellung 
einer allgemein längeren Kündigungsfrist gegenüber Schwer­
beschädigten, verbunden mit der Pflicht zur Mitteilung der 
erfolgten Kündigung andie beteiligten amtlichen Stellen, sowie 
in einer Pflicht zur Unterlassung jeglicher Kündigung für eine 
bestimmte Übergangszeit. 
1. Grundsätzlich ist eine Kündigung sowohl für den Arbeit­

geber wie für den Schwerbeschädigten zulässig. Will in­
dessen der Arbeitgeber kündigen, so beträgt die Kündi­
gungsfrist, sofern sie nicht nach Vertrag oder Gesetz noch 
länger ist; 4 Wochen. Die Kündigung ist ferner der 

1) Hierauf besteht indessen niemals ein Rechtsanspruch, vielmehr 
besteht lediglich ein Recht der landwirtschaftlichen Arbeitgeber, im Wege 
einer facultas alternativa statt der eigentlich geschuldeten Einstellung 
und Beschäftigung die Siedlung zu gewähren. 

2) Boywidt, Anm.ll zu § 1. 
3) Dies gilt m. E. auch dann, wenn in Wahrheit der Wert der Arbeit 

hinter diesem Satz zurückbleibt. Vielmehr bleibt dann nur übrig, einen 
Antrag auf Erhöhung der Rente zu stellen, wozu auf Veranlassung des 
Arbeitgebers auch die Kriegsfiirsorgestelle berechtigt sein dürfte. 
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Hauptfürsorgestelle mitzuteilen, und die Kündigungsfrist 
läuft erst von dem Tage ab, an dem eine solche Mitteilung 
abgesandt ist. 

Eine Ausnahme von der 4 wöchigen Kündigungsfrist gilt 
einmal für den Fall, daß ein Schwerbeschädigter nur zu vor­
übergehender Aushilfe oder versuchsweise eingestellt wor­
den war, und seine Beschäftigung tatsächlich 4 Wochen 
noch nicht überschritten hat, sowie ferner für den Fall, 
daß ein wichtiger Grund vorliegt, der nach dem Gesetz zu 
fristloser Kündigung berechtigt (§ 12). 

Hört die Eigenschaft als Schwerbeschädigter auf, etwa 
durch Herabsetzung der Rente auf unter 50 % der Vollrente, 
so entfällt damit die Weiterbeschäftigungspflicht, und die 
Kündigung erfolgt wieder nach den allgemeinen Bestim­
mungen l ). 

2. Ein Kündigungsverbot, also eine Verpflichtung zur 
Unterlassung jeglicher Kündigung, ist nur für eine Über­
gangszeit vorgesehen. Für die Dauer von 6 Monaten 
nach dem Inkrafttreten des Gesetzes, d. h. bis zum 
22. 10.20, ist nämlich eine Kündigung nur mit Zustim­
mung der Hauptfürsorgestelle zuläi>sig. Doch ist diese Zu­
stimmung zu erteilen, wenn dem Schwerbeschädigten ein 
anderer angemessener Arbeitsplatz gesichert ist. 

Auch hier gelten Ausnahmen für den Fall lediglich vor­
übergehender oder aushilfsweiser Einstellung, und bei Be­
rechtigung zu fristloser Entlassung (§ 18)2). 

F. Endlich ist den Arbeitgebern eine besondere Pflicht zur 
Betriebsftirsorge hinsichtlich der Schwerbeschädigten auf­
erlegt (§ 9, Abs. 2). Soweit es nämlich erforderlich ist, um 
die dauernde Unterbringung der Schwerbeschädigten sicher­
zustellen, ist ein Arbeitgeber auf Verlangen der Hauptfür­
sorgestelle verpflichtet, Betriebsräume, Betriebsvorrichtungen, 

I) Doch wird nachBoywidt, Anm.7 zu §5 in der Praxis zur Ver­
meidung von Beunruhigung nur eine Besserung von mindestens 15% als 
genligend zur Entlassung erachtet. 

2) Eine weitere Ausnahme gilt nach § 18 Abs.2 für den Fall, daß ein 
Arbeitgeber bei Inkrafttreten des Gesetzes mehr als 6 Schwerbeschädigte 
auf 100 insgesamt vorhandene Arbeitnehmer beschäftigt hatte. Die Kün­
digung braucht dann nur "im Benehmen", nicht mit Zustimmung der Haupt­
fürsorgesteIle zu erfolgen, darf jedoch nur allmählich geschehen, so daß 
monatlich höchstens einem Viertel der 6% der Arbeitnehmerschaft über­
steigenden Schwerbeschädigten gekündigt wird. 

6* 
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Maschinen und Gerätschaften so einzurichten und zu unter­
halten und den Betrieb so zu regeln, daß eine möglichst große 
Zahl von Schwerbeschädigten in dem Betriebe Beschäftigung 
finden kann. Damit wird dem Arbeitgeber also eine über 
§ 120a-e Gew.O. hinausgehende, der Vorschrift des § 120c 
Gew.O. für Jugendliche entsprechende erhöhte Fürsorgepflicht 
hinsichtlich der Art der Beschäftigung und der Vermeidung von 
Betriebsgefahren aufgebürdet, die sich aus der Beschäftigung 
Schwerbeschädigter für ihn ergeben. Doch darf ihm diese 
Pflicht nicht auferlegt werden, soweit ihre Durchführung den 
Betrieb ernstlich schädigen würde, mit unverhältnismäßigen 
Aufwendungen verbunden wäre, oder soweit staatliche oder 
berufsgenossenschaftliche Unfall verhütungsvorschriftenihr ent­
gegenstehen 1). 

IV. Die Verwirklichung der Pflicht der Arbeitgeber zur Be­
schäftigung Schwerbeschädigter ist in den §§ 10, 11, 13, 14 und 19 
geregelt. Die Regelung ist überaus unklar. 

Danach ist zu unterscheiden die verwaltungsmäßige Durch­
führung der Beschäftigungspflicht, die Entscheidung von Streitig­
keiten über diese Pflicht, und die Erzwingung ihrer Erfüllung 
durch Strafen. 
A. Die verwaltungsmäßige Durchführung ist das Hauptmittel 

zur Verwirklichung der Beschäftigungspflicht. 
1. Sie hat zum Gegenstande einmal die Feststellung, bei 

welchem Arbeitgeber eine Beschäftigungspflicht besteht 
bzw. durch zu erlassende Anordnung begründet werden kann, 
ferner die Ermöglichung der Erfüllung der Beschäftigungs­
pflicht durch Nachweisung geeigneter Schwerbeschädigter, 
sodann die Kontrolle, ob die Beschäftigungspflicht auch tat­
sächlich vom Arbeitgeber erfüllt wird, und endlich die Ver­
anlassung der notwendigen Maßnahmen (Einleitung des 
Streitverfahrens, Bestrafung) im Falle der Nichterfüllung 
oder Verweigerung der Erfüllung. 

2. Als Organe hierfür stehen nebeneinander die Hauptfür­
sorgestelle, die Vertretungen der Arbeitgeber und Arbeit­
nehmer, die Gewerbeaufsichtsbeamten, die Dienstaufsichts­
behörden der öffentlichen Körperschaften und die Arbeiter­
vertretungen der Einzelbetriebe (Betriebsräte und Obleute, 
vgl. unten S. 169ff.). An Stelle der letzteren ist in Betrieben 
mit mindestens 100 Arbeitnehmern vom Betriebsrat nach 

1) Sonst hat er Beschwerde an den Reichsarbeitsminister (§ 19). 
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Anhörung der schwerbeschädigten Arbeitnehmer des Be­
triebes ein besonderer Vertrauensmann zu bestellen, der 
tunlichst selbst Schwerbeschädigter sein soll. Mit diesem 
zusammen wiederum hat ein Beauftragter des Arbeitgebers 
im Interesse der Schwerbeschädigten zusammenzuwirken, 
und beide zusammen, die vom Arbeitgeber der Haupt­
fürsorgestelle zu benennen sind, dienen dieser Stelle als 
Vertrauensleute für den Betrieb. 

Soweit die Durchführung des Schwerbeschädigtengesetzes 
in Frage steht, ist ferner die HauptfürsorgesteIle so um­
gestaltet, als nach näherer Bestimmung des Reichsarbeits­
ministers die Berufsgenossenschaften der Reichsunfall­
versicherung, die öffentlichen Arbeitsnachweise und die 
Vereinigungen Unfallbeschädigter im Beirat der Haupt­
ffusorgestelle Sitz und Stimme erhalten. 

3. Die Zuständigkeit aller dieser Organe untereinander 
ist dahin abgegrenzt, daß die Einstellung und Beschäftigung 
der Schwerbeschädigten grundsätzlich Sache der Haupt­
fürsorgestelle ist. Sie hat indessen dabei "im Einver­
nehmen" mit den Vertretungen der Arbeitgeber und Ar­
beitnehmer, den Organen der Gewerbeaufsicht und den 
Arbeitsnachweisen vorzugehen, ohne daß indessen gesagt 
wird, wer zu entscheiden hat, wenn eine Verständigung 
nicht gelingtl). 

Für die Beamten der Körperschaften des öffentlichen 
Rechts liegt dagegen die Durchführung der Beschäfti­
gungspflicht den Trägern der Dienstaufsicht ob, jedoch 
"im Benehmen mit der Hauptfürsorgestelle". Hier ist 
indessen für den Fall von Meinungsverschiedenheiten die 
Entscheidung einer höheren Instanz vorgesehen, nämlich 
bei Dienststellen des Reiches die Entscheidung der Reichs­
regierung, im übrigen die Entscheidung der Landeszentral­
behörden. 

4. Eine Beschwerde im Verwaltungswege findet gegen 
Anordnungen· der Hauptfürsorgestelle grundsätzlich nicht 
statt. Nur gegen die Anordnung der Freihaltung einzelner 
Arbeitsplätze für Schwerbeschädigte, gegen das Verlangen 
nach Auskunft bzw. Einblick in den Betrieb und gegen 
die Auferlegung bestimmter Maßnahmen der Betriebs­
fürsorge (vgl. oben S. 83/84) kann der Arbeitgeber Be-

1) Bei beamteten Stellen bleibt dann nur die Dienstaufsichtsbeschwerde 
Ubrig. 
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schwerde beim Reichsarbeitsminister einlegen, der end­
gültig entscheidet. 

B. Ein Streitverfahren ist im § 13 vorgesehen für "Streitig­
keiten über die Verpflichtungen aus diesem Gesetz", also 
über Bestehen, Inhalt und Umfang der Beschäftigungs. 
pflicht. 
1. Zuständig 1) zur Entscheidung derartiger Str6litigkeiten ist 

der Schlichtungsausschuß. Bei der Entscheidung muß ein 
unparteüscher Vorsitzender sowie ein Schwerbeschädigter 
als nicht ständiger Vertreter der Arbeitnehmer mitwirken. 
Hierfür kann der Beirat der HauptfürsorgesteIle den Schlich· 
tungsausschüssen ihres Bezirks eine Vorschlagsliste von 
schwerbeschädigten Arbeitnehmern einreichen. 

2. Parteien im Streitverfahren sind auf der einen Seite 
der Arbeitgeber, auf der anderen Seite entweder der 
Schwerbeschädigte oder die mit der ordnungsmäßigen 
Durchführung befaßte Stelle (HauptfürsorgesteIle , Be· 
triebsrat, Vertrauensmann der Arbeitnehmer). Ist ur­
sprünglich nur der Schwerbeschädigte als Partei beteiligt, 
so kann trotzdem die HauptfürsorgesteIle sich dem Ver­
fahren anschließen und es selbständig wie eine Partei 
betreiben. 

3. Das Verfahre n ist das der Schlichtungsordnung (vgl. unten 
S. 243ff). Nur kann der Schiedsspruch stets für verbindlich 
erklärt werden. Diese Erklärung erfolgt, wenn an dem Ver· 
fahren nur private Arbeitgeber beteiligt sind, durch die 
höhere Verwaltungsbehörde, wenn sich der Schiedsspruch 
gegen die Behörde einer Körperschaft des öffentlichen 
Rechts richtet und diese sich ihm nicht unterwirft, bei 
Beteiligung einer Reichsbehörde durch das zuständige 
Reichsministerium, im übrigen durch die Landeszentral· 
behörden. 

4. Fordert der Schiedsspruch die Einstellung Schwer­
beschädigter, so können auf Antrag der Hauptfürsorge­
steIle die einzustellenden Schwerbeschädigten sogleich 
namentlich bezeichnet werden. In diesem :Falle gilt ein 
Arbeitsvertrag zwischen Arbeitgeber und Schwerbeschädig­
tem nach Maßgabe des Schiedsspruches, und, soweit dieser 
eine Regelung nicht vorsieht, nach Maßgabe der Arbeits-

1) Juristisch handelt es sich nicht eigentlich um eine Frage der Zu­
ständigkeit, sondern der Gerichtsbarkeit. 
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verträge gleichartiger Arbeitnehmer als abgeschlossen, wo­
bei die Entlohnung nach der Arbeitsfähigkeit des Schwer­
beschädigten zu bemessen ist. 

5. Das Verhältnis des Streitverfahrens zur verwal­
tungsmäßigen Durchführung der Beschäftigungs­
pflicht dürfte dahin zu bestimmen sein, daß die Anrufung 
des Streitverfahrens, soweit es sich um Bestehen, Inhalt 
und Umfang der Beschäftigungspflicht handelt, stets zu­
lässig ist, also sowohl gegenüber dem Schwerbeschädigten 
wie gegenüber einer mit der verwaltungsmäßigen Durch­
führung der Beschäftigungspflicht befaßten Stelle, und daß 
die Entscheidung in diesem Verfahren für die verwaltungs­
mäßige Durchführung maßgebend ist. 

C. Eine Bestrafung wegen Verletzung der Beschäftigungs­
pflicht ist nach § 14 sowohl wegen vorsätzlichen wie wegen 
fahrlässigen Verstoßes gegen die gesetzlichen Vorschriften 
statthaft, jedoch nur gegen einen privaten Arbeitgeber, nicht 
gegen den Inhaber einer öffentlichen Dienststelle. Voraus­
setzung eines Strafverfahrens ist ein Antrag der Hauptfür­
sorgesteIle, zuständig ist auch hier der Schlichtungsausschuß. 
Die zulässige Strafe besteht in einer Geldstrafe bis zu 
10 000 Mark für jeden Fall des Verstoßes. Vor der Ent­
scheidung ist der beschuldigte Arbeitgeber zu hören. Gegen 
die Entscheidung ist binnen 4 \Vochen Beschwerde an die 
höhere Verwaltungsbehörde zulässig, welche die Entscheidung 
nach eingetretener Rechtskraft für vollstreckbar erklären 
kann!). 

Eine Bestrafung ist indessen unzulässig, wenn der Arbeit­
geber nachweist, daß er in den letzten 3 Monaten vor dem 
Verstoß durchschnittlich 10 % seiner Arbeitsplätze mit Schwer­
beschädigten besetzt hat. Durch eine derartige Beschäftigung 
kann daher jeder Arbeitgeber ein für allemal jede Möglichkeit 
einer Bestrafung ausschließen. 

1) Die Geldstrafe wird wie Gemeindeabgaben beigetrieben und ist an 
die Hanptfürsorgestelle zu zahlen, die sie fiir Zwecke der Schwer­
beschädigtenfiirsorge verwendet. 
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Zweiter Teil. 

Die Arbeitslosenfürsorge. 
Erstes Kapitel. 

Allgemeines. 
§ 18. 

Entstehung und Bedeutung. 
1. Die Arbeitslosenfürsorge ist das Gegenstück zur Arbeits­

beschaffung. Nach Artikel 163 R.V. und § 1 des Sozialisierungs­
gesetzes vom 23. 3. 19 (R.B.Gl. S. 341) hat "der Staat die Pflicht, 
jedem Deutschen eine wirtschaftliche Existenz zu ermöglichen. 
Soweit im einzelnen angemessene Arbeitsgelegenheit 
nicht nachgewiesen werden kann,. wird für seinen 
notwendigen Unterhalt gesorgt", wobei "das Nähere der 
Bestimmung durch besondere Reichsgesetze überlassen" wird. 
Die Durchführung des ersten Grundsatzes ist die Aufgabe der 
Arbeitsbeschaffung, die Durchführung des zweiten Grundsatzes ist 
die Aufgabe der Arbeitslosenfürsorgel). 

Schon bevor der Grundsatz in Verfassung und Sozialisierungs­
gesetz ausdrücklich ausgesprochen war, war er durch die Gesetz­
gebung tatsächlich anerkannt. Das Zurückfluten der demobili­
sierten Heeresmassen ließ trotz aller auf Arbeitsbeschaffung ge­
richteter Maßnahmen die Gefahr bestehen, daß das Wirtschafts­
leben nicht imstande sein werde, alle diese Massen alsbald wieder 
aufzunehmen und ihnen eine irgendwie geartete Erwerbstätigkeit 
zu gewähren, daß vielmehr eine Erwerbslosigkeit von niegekanntem 
Umfang einsetzen werde. Diese Gefahr wurde dadurch verstärkt, 
daß mindestens in den ersten Wochen und Monaten viele Kriegs­
teilnehmer auch gar nicht die psychische Fähigkeit, vielleicht auch 
nicht die Neigung gehabt hätten, sogleich wieder in eine geordnete 
bürgerliche Tätigkeit überzutreten, während ein Arbeitszwang 
in Anbetracht der politischen Lage, der Schwäche der öffentlichen 
Gewalt und der Gemütsverfassung weiter Massen erfolglos oder 

1) Nichts anderes bedeutet auch der neue Zusatz zu § 2 der Reichs­
verordnung über Erwerbslosenfürsorge. daß das Ziel diesel' Fürsorge im 
einzelnen Falle die Beendigung der Erwerbslosigkeit durch Aufnahme 
von Arbeit ist, und daß Unterstützung nur zu gewähren ist, soweit dieses 
Ziel nicht erreicht werden kann. 
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sogar undurchführbar erscheinen mußte. Sobald daher das Waffen­
stillstandsangebot Anfang Oktober 1918 erlassen wurde, wurde 
die Frage der Schaffung einer Arbeitslosenfürsorge brennend, und 
das neugebildete Reichsarbeitsamt übernahm in gemeinsamer 
Arbeit mit den Vertretern der Gewerkschaften die Ausarbeitung 
einer Verordnung über Erwerbslosenfürsorge. Die Ver­
öffentlichung verzögerte sich indessen bis nach der Umwälzung 
vom 9. November. Der Erlaß einer V.O. über Erwerbslosenfür­
sorge war daher die erste gesetzgebt;lrische Maßnahme der neuen 
Regierung. Diese Maßnahme ging formell von dem neugebildeten 
Reichsamt für wirtschaftliche Demobilmachung aus, das indessen 
lediglich die vom Reichsarbeitsamt bereits ausgearbeitete Vorlage 
unter dem 13. November mit Gesetzeskraft vom gleichen Tage 
verkündete (RG.BI. S.1305). Die V.O. ist durch weitere Ver­
ordnungen vom 3. 12. 18 (RG.BI. S. 1401), 21. 12. 18 (RG.BI. 
S. 1445), 15. 1. 19 (RG.BI. S.82), 14.3. 19 (RG.BI. S. 303) und 
15.4. 19 (RG.BI. S. 399) abgeändert und auf Grund des Artikel II 
der letztgenannten Verordnung unter der Überschrift "Reichs­
verordnung über Erwerbslosenfürsorge" am 23.4.19 1) (RG.BI. 
S.416) in neuer Fassung bekannt gemacht worden. Sie ist in­
zwischen abermals durch weitere Verordnungen vom 27.10. 19 
(RG.BI. S. 1827) und 15. 1. 20 (RG.BI. S. 54) abgeändert und er­
gänzt, und auf Grund des Art. V der letztgenannten V.O. zum 
drittenmal unter dem 26. 1. 20 (RG.BI. S.98) in neuer Fassung 
verkündet worden. Diese Fassung bildet die gegenwärtige Rechts­
grundlage2 ). 

11. Die Erwerbslosenfürsorge überragt alle anderen Einrich­
tungen des' neuen Arbeitsrechts an wirtschaftlicher und poli­
tischer Bedeutung. 

Zwar ist die Erwerbslosenfürsorge keine völlige Neu­
schöpfung des neuen Arbeitsrechts.. Vielmehr war schon vor-

1) Druckfehlerberichtigung R.G.BI. S. 442. 
2) Erläuterungen zu der früheren V. O. von L e pp e rt, Braunsche Hof­

buchdruckerei, KarIsruhe 1919. Vgl. ferner Kaskel, D.J.Z.1919, S.56ff., 
Gaebel, Soz. Praxis 28, S.477 u. 763, L1.iwenthal, Soz. Praxis 28, 
S.544, Völckert, daselbst S.857, Wehrle, daBelbst S.950, Sahm, 
Pr.V.BI. 40, S.498, Hübner, Die gemeinnützige Rechtsauskunft 4, Nr.3, 
Mi ch el ,~Zeitschr. f. Kommunal. Wirtsch. und Politik 9, S.393. Reiches 
Material euthalten die "Mitteilungen der Erwerbslosenfürsorge Groß­
Berlin" (Naneksche Buchdruckerei). Nach Fertigstellung des Druckes ist 
ferner erschienen: 'roni Morgenstern, Arbeitslosenversicherung und 
Deutsche ErwerbslosenfürBorge, Leipzig (Verlag Meiner). Angekündigt 
aber noch nicht erschienen sind .. Erläuterungen zur V.O. vom 26. 1. 20 von 
Lehfeldt (Verlag Heymann). Uber die Anderungen der nel1esten V.O. 
vgl. Völkers D. J. Z. 20, S.306. 
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her während des Krieges eine Erwerbslosenfürsorge von Reichs­
wegen eingeführt gewesen, nämlich für die Arbeiter einzelner 
Industrien, die durch Maßnahmen der Kriegswirtschaft stillge­
legt, und deren Arbeitnehmer daher versorgt werden mußten. 
Demgemäß war im Laufe des Krieges nacheinander eine Er­
werbslosenfürsorge für die Arbeiter der Textil-, Bekleidungs-, 
Sehuhwaren- und Tabakindustrie durchgeführt worden. Diese 
Erwerbslosenfürsorge war indessen auf die Arbeitnehmer einer 
einzelnen Industrie beschränkt gewesen und erhielt dadurch nur 
geringe praktische Bedeutung, daß es bei dem während des 
Krieges herrschenden Arbeitermangel stets schnell gelang, die 
arbeitslos gewordenen und unter die Erwerbslosenfürsorge fallen­
den Personen einer anderen Erwerbstätigkeit zuzuführen. Die 
praktische Anwendung jener Formen der im Kriege eingeführten 
Erwerbslosenfürsorge blieb daher auf verschwindend wenig Fälle 
beschränkt. 

Die neue ErwerbslosenfÜl'sorge ist dagegen bei der Lage 
des Arbeitsmarktes und dem Rückgang der Arbeitsfreudigkeit 
mindestens zeitweise die wirtschaftliche Grundlage der 
Existenz eines großen Teiles der Gesamtbevölkerung 
geworden. Die Höchstzahl 1) der Erwerbslosen, die gleichzeitig 
Unterstützung erhielten (Mitte Februar 1919) betrug 1. 100. 889 2), 

die Zahl der Personen, die auf Grund der Reichserwerbslosenfür­
sorge überhaupt unterstützt worden sind, dürfte am 1. Januar 1920 
zwei Millionen überstiegen haben3 ), und noch am 1. Januar 1920 
wurden nach den Berichten der Demobilmachungskommissare 
371675 Erwerbslose unterstützt 4). 

Kein anderer Teil des neuen Arbeitsrechts hat vom po 1i -
tischcn Standpunkt aus eine so scharfe Kritik erfahren, wie die 

1) Genaue Zahlen fehlen, da eine zuverlässige Statistik erst allmählich 
geschaffen wurde und selbst jetzt noch nicht besteht. Nach Schätzung 
verschiedener Sachverständiger dürften die wirklichen Zahlen noch wesent­
lich höher sein, als die hier angegebenen. 

2) Vgl. die graphische Darstellung in dem vom Demobilmachungsamt 
herausgegebenen Blatt die wirtschaftliche Demobilmachung, 2. Jahrg., 
Nr. 109 vom 14. 5. 19 und die Unterlagen dazu in Nr.49 vom 28. 2. 19 
desselben Blattes, wonach die Zahl auf der Meldung der Demob.Kom­
missare beruht. 

3) Zu dieser Zahl kommt man, wenn man die Berliner Zahlen zugrunde 
legt. Dort betrug, unter Zugrundelegung der monatlicnen Zahlen für 
den Bestand am Anfang des Monats, Zugang und Abgang die Gesamt­
zahl der im ersten Jahr Unterstützten etwa doppelt so viel wie die Höchst­
zahl der gleichzeitig Unterstützten. 

4) Etwa der vierte Teil aller Erwerbslosen ist auf Groß·Berlin entfallen, 
die anscheinend höchste Zahl betrug am 11.3.19=275035 (Mitteilungen 
Heft 9, S. 8). 
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Erwerbslosenfürsorge. Man hat ihr vorgeworfen, daß sie die 
Arbeitsscheu begünstige, während doch nur angestrengtesteArbeit 
den Wiederaufbau ermögliche, daß sie durch die Zahlung von 
Geld ohne Arbeit die Moral untergrabe, den notwendigen Abfluß 
von Arbeitskräften aus den Großstädten auf das Land ver­
hindere und in den Arbeitslosen ein politisch bedenkliches Ele­
ment züchte. Im Rahmen dieser. lediglich juristischen Dar­
stellung kann die Berechtigung dieser Kritik nicht nachgeprüft 
werden. Bemerkt sei nur, daß die Schaffung einer Erwerbslosen­
fürsorge an sich aus den unter 1. angegebenen Gründen eine Not­
wendigkeit war, wenn man nicht Hunderttausende, vor allem 
unter den Angehörigen der kaufmännischen Berufe, verhungern 
lassen wollte, und daß eine Kritik daher nicht gegen die Schaffung 
einer Erwerbslosenfürsorge als solche, sondern gegen die Art ihrer 
gesetzestechnischen Ausgestaltung, vor allem ihre unbeschränkte 
Dauer, und noch mehr gegen ihre vom Gesetzgeber unabhängige 
praktische Handhabung gerichtet werden darf 1). 

Die Erwerbslosenfürsorge ist eine vor übe r geh end e Maß­
nahme. Sie ist durch V.O. des Reichsdemobilmachungsamts 
eingeführt, gilt daher höchstens bis zum Ende der wirtschaftlichen 
Demobilmachung. In der ursprünglichen V.O. war der Zeitpunkt 
ihres Außerkrafttretens spätestens 1 Jahr nach ihrer Verkündung, 
also zum 13. November 1919, in Aussicht genommen, während nach 
§ 18 der jetzt geltenden V.O. der Zeitpunkt des Außerkrafttretens 
von -der Reichsregierung oder der von ihr bezeichneten Behörde 
bestimmt werden soll. Jedenfalls ist dieErwerbslosenfürsorge eine 
reine Übergangsmaßnahme, die injhrer gegenwärtigen Form nicht 
für die Dauer bestimmt ist, sondern in eine Arbeitslosenversiche­
rung übergehen soll, für die ein Gesetzentwurf bereits ausgearbeitet 
ist 2). 

§ 19. 

Rechtliche Natur. 
Die rechtliche Natur der Erwerbslosenfürsorge ist verschieden 

von zwei ihr scheinbar verwandten Gebieten, nämlich einerseits 
von der Arbeitslosenversicherung, andererseits von der Armen­
unterstützung. 

1. Der Arbeitslosenversicherung ist die Erwerbslosenfürsorge 
zwar insofern ähnlich, als sie, ebenso wie jene, für den Fall der Er­
werbslosigkeit bestimmte Leistungen gewährt. Sie unterscheidet 

1) Vgl. auch unten S.99, Anm.1. 
2) VgL Michel, a. a. O. 
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sich aber von der Arbeitslosenversicherung m VIer wichtigen 
Punkten: 
A. Eine Arbeitslosenversicherung, wenigstens eine solche, die in 

den Rahmen unserer Sozialversicherung eingegliedert wäre, 
müßte auf bestimmte soziale Berufsstände begrenzt 
sein. Denn nur wer zu diesen versicherungsrechtlich privile­
gierten Berufsständen, also den Arbeitern, Angestellten, Dienst­
boten usw., gehört, ist nach deutschem Recht versicherungs­
fähig und kann demgemäß im Fall des Eintritts des Versiche­
rungsfalles Entschädigungsansprüche erlangen 1). Die jetzige 
Erwerbslosenfürsorge ist dagegen berufsständisch unbeschränkt, 
vielmehr genügt die bloße Tatsache des Mangels an Erwerbs­
gelegenheit als Voraussetzung ihres Bezuges. 

B. Die Gewährung von Leistungen der Arbeitslosenversicherung 
ist nur denkbar, wenn der Zeit der Arbeitslosigkeit, für welche 
die Leistungen beansprucht werden, eine Zeit der Arbeit 
vorangegangen ist. Es wäre dagegen nicht möglich, daß 
jemand, der bisher niemals gearbeitet hat, seinen Eintritt in 
die Versicherung lediglich durch die Erklärung nunmehriger 
Arbeitsbereitschaft beginnen wollte. Bei der Erwerbslosenfür­
sorge wird der Anspruch auf die Leistungen dagegen erworben, 
auch ohne daß dem Zustand der Erwerbslosigkeit ein Zustand 
der Erwerbstätigkeit vorangegangen zu sein braucht. 

C. Wenn auch die Sozialversicherung nach richtiger Ansicht 2 ) 

rechtlich keine Versicherung bildet, und daher der Bezug ihrer 
Leistungen für den einzelnen Versicherten unabhängig von der 
Zahlung der vorgeschriebenen Versicherungsbeiträge ist, so sind 
doch wenigstens wirtschaftlich Entschädigungsleistung und 
Beitragsleistung in der Weise miteinander in Verbindung ge­
setzt, daß die Mittel für die Leistungen ganz oder überwiegend 
durch die Interessenten, vor allem durch die Arbeitnehmer als 
die Empfänger der künftigen Leistungen, nach gewissen der 
Privatversicherung ähnlichen Grundsätzen aufgebracht werden 
müssen. Bei der Erwerbslosenfürsorge sind dagegen die 
Interessenten an der Aufbringung der Mittel völlig unbeteiligt. 
Weder Arbeitgeber noch Arbeitnehmer haben als solche irgend­
welche Beiträge zu leisten, vielmehr werden sämtliche Kosten 

1) Vgl. Kaskel-Sitzler, Grundriß des sozialen Versicherungs­
rechts S.38ff. 

2) Vgl. insbesondere Ro sin, Recht der Arbeiterversicherung I S.255ff. 
und Rechtsnatur der Arbeiterversicherung, ferner Laband, Staatsrecht 
5. Aufl., III S.289ff. und Kaskel-Sitzler S.33ff. 



Rechtliche Natur. 93 

lediglich aus öffentlichen Mitteln bestritten, nämlich 
durch das Reich, den Staat oder die Gemeinde aufgebrachtI). 

D. In der Sozialversicherung ist die Versicherungsfähigkeit und 
demgemäß die Gewährung der Leistungen grundsätzlich nur 
an die Zugehörigkeit zu einem vom Gesetzgeber als versorgungs­
bedürftig anerkannten Berufsstande gebunden, während die 
Versorgungsbedürftigkeit des Einzelnen regelmäßig unerheb­
lich ist. Der einzelne Versicherte erhält vielmehr Leistungen, 
auch wenn er ihrer gar nicht bedarf, bzw. Leistungen, die für 
seinen besonderen Bedarf nicht ausreichen. Die Erwerbslosen­
fürsorge und die Gewährung ihrer Leistllngen richten sich da­
gegen umgekehrt lediglich nach der Versorgungs bedürftig­
keit des Einzelnen. 
11. Gerade hierin entspricht die Erwerbslosenfürsorge der 

Armennnterstütznng, bei der die Unterstützung ebenfalls aus­
schließlich vom Unterstützungs bedürfnis des Einzelnen abhängt 
und aus öffentlichen Mitteln erfolgt. Die Erwerbslosenfürsorge 
unterscheidet sich aber von der Armenunterstützung dadurch, daß 
die Armenunterstützung als ein Almosen gegeben wird, auf dessen 
Gewährung dem Armen keinerlei eigenes Recht zusteht. Dagegen 
hat der Erwerbslose auf die Gewährung der Leistungen der Er­
werbslosenfürsorge bei Vorhandensein der gesetzlich vorgesehenen 
Voraussetzungen einen eigenen Rechtsanspruch, dessen 
Durchsetzung er erforderlichenfalls im Wege eines geordneten 
Verfahrens erzwingen kann. Daher bestimmt § 2 ausdrücklich, 
daß der Erwerbslosenfürsorge nicht der Rechtscharakter der 
Armenpflege beigelegt werden darf. 

IH. Die Erwerbslosenfürsorge besteht vielmehr in Wahr­
heit in der Einräumung eines subjektiven öffentlichen Rechts 
gegenüber dem zur Fürsorge Verpflichteten, regelmäßig der Ge­
meinde, auf Gewährung bestimmter, gesetzlich umschriebener 
Leistungen für den Fall der Erfüllung bestimmter, gesetzlich vor­
gesehener Voraussetzungen, deren wichtigste die Erwerbslosigkeit 
ist, d. h. der tatsächliche Mangel an Erwerbstätigkeit trotz vor­
handener Arbeitsbereitschaft. Dieses subjektive öffentliche Recht 
ist der Unterstütznngsanspl'nch. Der Unterstützungsanspruch 
entsteht bei Erfüllung seiner Voraussetzungen ipso jure und kann 
gegen den Verpflichteten, falls dieser die Erfüllung verweigert, im 
Wege eines geordneten Verfahrens durchgesetzt werden. Er ge­
hört in die gleiche Gruppe von subjektiven öffentlichen Rechten, 

1) Infolgedessen gibt es hier auch keine Selbstverwaltung der Be­
teiligten. 
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wie der Anspruch der Militärpersonen auf Gewährung der Ver­
sorgungsleistungen nach Maßgabe der Militärversorgungsgesetze 
oder der Anspruch der Versicherten bei Eintritt eines Versiche­
rungsfalles auf Gewährung der Entschädigungsleistungen nach 
Maßgabe der sozialen Versicherungsgesetze, nur daß es hier keiner 
besonderen, auf bestimmte Berufsstände beschränkten Versor­
gungsfähigkeit oder Versicherungsfähigkeit bedarf, daß die Unter­
stützungsfähigkeit vielmehr insoweit mit der allgemeinen Rechts­
fähigkeit zusammenfällt 1). 

§ 20. 

Durchführung. 
Die Durchführung der Erwerbslosenfürsorge ist nicht durch 

das Reich selbst geschehen, etwa durch Schaffung einer eigenen 
Behördenorganisation und Übernahme in eigene Verwaltung. 
Vielmehr hat sich das Reich nur darauf beschränkt, bestimmte 
Normativ bestimmungen für die Erwerbslosenfürsorge aufzustellen, 
hat aber im übrigen die Pflicht zur verwaltungsmäßigen Durch­
führung der Erwerbslosenfürsorge im Rahmen jener Normativ­
bestimmungen den Gemeinden übertragen und lediglich die Frage 
der Kostentragung und der Bereitstellung der erforderlichen Mittel 
seitens des Reiches für die Erwerbslosenfürsorge selbst geregelt. 

I. Die Normativbestimmungen, die das Reich für die Erwerbs­
losenfürsorge erlassen hat, gehen über ein bloßes Rahmengesetz 
hinaus und regeln fast erschöpfend das ganze Rechtsgebiet. Nur 
hinsichtlich der Bestimmungen von Art und Höhe der Leistungen, 
der Feststellung einer Wartezeit, der Schaffung weiterer Voraus­
setzungen und .bestimmter Ausschließungsgründe für die Unter­
stützung ist den Gemeinden gemäß § 9, Abs. 1, § 10, Abs. 1 und 2 
zur Schaffung ergänzender Rechtssätze ein Spielraum geblieben. 

II. Dagegen ist die gesamte verwaltungsmäßigeDurchführung 
den Gemeinden übertragen. Dies ist in der Weise geschehen, daß nach 
§ 2 sämtliohe Gemeinden verpflichtet sind, eine Erwerbslosenfür­
sorge nach Maßgabe jener Normativbestimmungen einzurichten 2 ). 

1) Vgl. hierzu auch Georg Jellinek, System der subjektiven öffent­
lichen Rechte, 2. Aufl., S.268, Anm.2, und Kaskel-Sitzler, a. a. O. 

2) Dies galt bisher nur, soweit nicht etwa Erwerbslosenfürsorge­
einrichtuugen bereits bestanden, die für die Erwerbslosen günstiger waren, 
als die durch die Reichsfürsorge vorgesehenen Einrichtungen, und die 
daher nach dem bisherigen § 15 aufrecht zu erhalten waren. Diese Be­
stimmung, die vor allem für die Textilarbeiter Schlesiens und der Lausitz 
Bedeutung hatte, ist nunmehr aufgehoben. Die Aufhebung tritt nach 
näherer Bestimmung der Landeszentralbehörde, spätestens jedoch am 
1. 4. 20 in Kraft (Art. 2, V. O. v. 15. 1. 20). 
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Kommt eine Gemeinde dieser Pflicht nicht nach und richtet sie 
trotz vorhandenen Bedürfnisses keine oder keine genügende Er­
werbslosenfürsorge ein, so wird sie von der Kommunalaufsichts­
behörde l ) dazu gezwungen. Auch kann diese Behörde an Stelle 
der Gemeinde und für ihre Rechnmig die notwendigen Anordnungen 
treffen. Nur wenn eine Gemeinde leistungsunfähig ist, kann nach 
Bestimmung der Kommunalaufsichtsbehörde an ihrer Stelle ein 
weiterer Kommunalverband, soweit er die Gemeinde nicht nur zu 
unterstützen hat, die Einrichtung und Durchführung der Erwerbs­
losenfürsorge selbst übernehmen. 

Die Gemeinde hat also insbesondere die nötigen Räume zu be­
schaffen, das erforderliche Personal anzustellen, durch dieses prüfen 
zu lassen, ob die Voraussetzungen zur Gewährung der Erwerbs­
losenfürsorge gegeben sind, die Höhe der in jedem einzelnen Fall 
in Betracht kommenden Leistungen festzustellen, diese Leistungen 
zunächst auszuzahlen und die verauslagten Beträge, soweit die 
Gemeinde nicht endgültig kostentragungspflichtig ist, von den 
erstattungspflichtigen Stellen einzuziehen. Sie hat ferner grund­
sätzlich die laufende Kontrolle über die Erwerbslosen zu üben und 
die gesamten für die Krankenfürsorge der Erwerbslosen erforder­
lichen Meldungen und Zahlungen vorzunehmen. Sie hat endlich 
die zur Ergänzung der Normativbestimmungen erforderlichen 
Vorschriften zu erlassen. Für die Nichtbefolgung der vom Reich 
oder den Gemeinden auf dem Gebiet der Erwerbslosenfürsorge er­
lassenen Vorschriften kann die Gemeinde Ordnungsstrafen bis zum 
Betrage von 150 Mark festsetzen, die in die Gemeindekasse fließen. 

IH. Die Kosten der Erwerbslosenfürsorge, die bisher ins­
gesamt nahezu 1- Milliarde betragen, werden nach § 4 zu 6/12 

vom Reich, zu 4/12 vom Land und zu 2!I2 von der Gemeinde ge­
tragen 2). Für leistungsschwache Gemeinden oder für einzelne 
Bezirke kann die Reichsregierung über die 6/12 hinaus eine Er­
höhung der Reichsbeihilfe bewilligen. Zu den Kosten gehört der 
Gesamtaufwand, der für die Durchführung der Erwerbslosenfür­
sorge an auszuzahlenden Leistungen, persönlichen und sächlichen 
Ausgaben entsteht; es fallen also hierunter auch die notwendigen 
besonderen Verwaltungskosten an Räumen, Personal usw. 3). 

Diese sämtlichen Kosten werden zunächst von der Gemeinde ver-

1) D. h. in Preußen vom Regierungspräsidenten. 
2) Doch kann die Reichsbeihilfe bzw. Landesbeihilfe entzogen werden, 

wenn [die zulässigen Höchstunterstützungssiitze (vgl. unten S. 109/110) 
überschritten werden (§ 4, Abs. 3). 

3) Dagegen nicht die Kosten der für die Erwerbslosen etwa ein­
gerichteten Kurse, Vorträge usw., "da Bildungsbestrebungen über den 
Rahmen der Erwerbslosenfürsorge hinausgehen". Mitteilungen Heft 12, S.10. 
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auslagt. Die Gemeinde stellt den· Antrag auf Erstattung der 
verauslagten Kosten durch Vermittlung der höheren Verwaltungs­
behörde bei der Landeszentralbehörde, die ihrerseits die Anforde­
rungen für jeden Monat bis zum 15. des folgenden Monats bei dem 
Reichsfinanzminister anmeldet: 

Um ferner einen Abbau der Erwerbslosenfürsorge zu fördern, 
vor allem Arbeitsgelegenheit für die Erwerbslosen zu beschaffen·, 
können den Gemeinden zur Unterstützung von Maßnahmen, die 
hierfür geeignet sind, Darlehen oder Zuschüsse aus Mitteln der 
Erwerbslosenfürsorge bewilligt werden (§ 15) 1). Die Höhe der Zu­
schüsse ist keine feste oder den tatsächlichen Aufwendungen der 
Gemeinde hierfür notwendig entsprechende, sondern wird von Fall 
zu Fall bestimmt, und zwar nach Maßgabe der Anzahl der Erwerbs­
losen, die durch die Abbaumaßnahmen tatsächlich der Erwerbs­
losenfürsorge entzogen oder von ihr ferngehalten werden. Zu­
ständig für die Bewilligung von Zuschüssen und die Festsetzung 
ihrer Höhe ist der Reichsarbeitsminister 2). Die dafür erforderlichen 
Kosten werden in gleicher Weise auf Reich, Land und Gemeinde 
verteilt, wie die sonstigen Kosten der Erwerbslosenfürsorge. 

IV. Die Erwerbslosenfürsorge setzt sich aus zwei verschiedenen 
Bestandteilen zusammen, nämlich aus der Gewährung von Er­
werbslosenunterstützung (Kap. II) und aus der Krankenfürsorge 
für Erwerbslose (Kap. III). In heiden Fällen sind nicht nur Art 
und Form der Fürsorge verschieden, sondern es hört grundsatz­
lich die eine Fürsorge auf, wenn die andere beginnt. 

Zweites Kapitel. 

Die Erwerbslosenunterstützung . 
Die Erwerbslosenunterstützung beruht auf der Einräumung 

eines subjektiven öffentlichen Rechts auf Unterstützung (des 
Unterstützungsanspruchß) an die Erwerbslosen. Je nach­
dem, wann ein solcher Unterstützungsanspruch entsteht, was der 
Unterstützungsberechtigte auf Grund des Anspruchs verlangen 
kann, von wem er es verlangen kann und auf welche Weise er es 
verlangen kann, gliedert sich die Lehre von der Erwerbslosenunter­
stützung in Voraussetzungen (§ 21), Gegenstand (§ 22), Schuldner 
(§ 23) und Verwirldichung (§ 24) des Unterstützungsanspruchs. 

1) Sog. "Produktive Erwerbslosenfürsorge." Die Ausführungsverol'd­
nung des Reichsarbeitsministers vom 10.1.20 (Mitteilungen 25, S.47ff.) 
konnte nicht mehr berUcksichtigt werden. 

2) Dieser kann die Befugnisse ganz oder zum Teil auf andere Stellen 
Ubertragen (§ 15, Abs. 2). 
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§ 2l. 
Voraussetzungen des Unterstützungs anspruchs. 

Die Voraussetzungen des Unterstützungsanspruchs zerfallen 
in solche, die kraft Reichsrechts unter allen Umständen vorliegen 
müssen, damit ein Unterstützungsanspruch zur Entstehung ge­
langt, und solche, die darüber hinaus kraft Ermächtigung des 
Reichsrechts die einzelne Gemeinde für ihren Bezirk schaffen kann, 
die also nur dann zur Entstehung eines Unterstützungsanspruchs 
erfüllt zu sein brauchen, wenn eine Gemeinde von jener Ermächti­
gung Gebrauch gemacht und die Entstehung eines Unterstützungs­
anspruchs für ihren Bezirk tatsächlich auch noch von der Er­
füllung dieser weiteren Voraussetzungen abhängig gemacht hat. 
Wir unterscheiden demgemäß die notwendigen Mindestvoraus­
setzungen und die zulässigen Mehrvoraussetzungen des Unter­
stützungsanspruchs. 

1. Die notwendigen lUindestvoraussetzungen, die also kraft 
Reichsrechts stets erfüllt sein müssen, damit ein Anspruch auf 
Erwerbslosenfürsorge entsteht, sind Unterstützungsfähigkeit, Ar­
beitsfähigkeit,Arbeitswilligkeit,ErwerbslosigkeitundBedürftigkeit. 
A. Die Unterstützungsfähigkeit ist die Eigenschaft einer Person, 

Unterstützungsansprüche erlangen zu können; sie ist die be­
sondere Rechtsfähigkeit in bezug auf den Unterstützungsan­
spruch. Nur wer unterstützungsfähig ist, kann überhaupt 
Unterstützungsansprüche erwerben. 

Die Unterstützungsfähigkeit . unterscheidet sich in ihrer 
rechtlichen Ausgestaltung von der Versicherungsfähigkeit da­
durch, daß sie nicht auf die Mitglieder bestimmter rechtlich 
und wirtschaftlich abhängiger Berufsstände beschränkt ist, 
sondern grundsätzlich allen Personen zusteht, so daß auch die 
bisher selbständigen Unternehmer sowie die Angehörigen 
freier oder beamteter Berufsstände darunter fallen. 

Eine Beschränkung der Unterstützungsfähigkeit gegenüber 
der allgemeinen Rechtsfähigkeit besteht vielmehr nur auf 
natürliche Personen, ferner hinsichtlich des Alters und endlich 
hinsichtlich der Staatsangehörigkeit. Dagegen stehen Männer 
und Frauen einander nunmehr l ) gleich. 

1) Neue Bestimmung der V. O. vom 15.1.20. Nach dem bisherigen § 7 
waren Frauen nur dann unterstlitzungsfähig, wenn sie auf Erwerbstätigkeit 
angewiesen waren. Und dies war nur dann anzunehmen, wenn sie selbst 
oder solche Personen, die ihnen gegenliber unterhaltsberechtigt waren, 
ohne die Erwerbstätigkeit der Frau der Armenunterstlitzung anheim· 
gefallen wären. Dabei mußte es sich um eine im Hauptberuf auszulibende, 
nicht um eine bloße Nebenbeschiiftigung handeln. 

K lt S k e I, Arbeitsrecht. 7 



98 Die Arbeitslosenfürsorge. 

1. Unterstützungsfähig sind nur natürliche Einzelper­
personen, niemals juristische Personen oder Personen­
gemeinschaften. Mögen die letzteren auch ihre frühere Er­
werbsmöglichkeit verloren haben und Not leiden, so kann 
höchstens eine Unterstützung nach anderen Bestimmungen, 
niemals aber nach der Erwerbslosenfürsorge für sie in Frage 
kommen. 

2. Eine Altersgrenze besteht nur hinsichtlich des Beginns 
der Unterstützungsfähigkeit. Die Unterstützungsfähigkeit 
tritt nämlich erst mit dem vollendeten 16. 1) Lebensjahre 
ein, (§6, Abs.l). Eine obere Altersgrenze ist dagegen, soweit 
Arbeitsfähigkeit besteht, nicht eingeführt. 

3. Ausländer standen bisher hinsichtlich der Unterstützungs­
fähigkeit den Inländern gleich. Nach einer neuen 2) Be­
stimmung des § 7 gilt dies nunmehr nur noch, soweit ihr 
Heimatstaat deutschen Erwerbslosen nachweislich eine 
gleichwertige Fürsorge gewährt. 

B. Arbeitsfähigkeit bedeutet die sonst im Sozialrecht als Er­
werbsfähigkeit bezeichnete Eigenschaft3 ). Sie ist im Gegen­
satz zur Unterstützungsfähigkeit keine rechtliche, sondern eine 
tatsächliche Fähigkeit. Unter Erwerbsfähigkeit versteht man 
die Fähigkeit, die dem Menschen innewohnende Arbeitskraft 
als Erwerbsquelle zu verwerten. Erwerbsunfähigkeit ist daher 
entweder mangelnde Arbeitskraft oder mangelnde Verwert­
barkeit derselben zum Erwerb 4). Die Erwerbsfähigkeit ist 
nicht auf den einzelnen Beruf, der etwa früher ausgeübt worden 
ist, beschränkt ("Berufsfähigkeit"), sondern im Rahmen des 
gesamten Arbeitsmarktes zu beurteilen, soweit der Einzelne 
auf demselben unter Berücksichtigung seiner persönlichen 
Kenntnisse und Fähigkeiten für eine Stelle einigermaßen in 
Betracht kommt. 

Die Arbeitsfähigkeit ist nach § 6 notwendige Voraussetzung 
eines Unterstützungsanspruchs. Nur wer arbeitsfähig ist, kann 
Erwerbslosenunterstützung erhalten. Denn wer arbeitsunfähig 
ist, kommt für einen Erwerb durch Arbeit ohnehin nicht in 

1) Durch V.O. vom 15.1.20 erhöht, bisher mit dem 14. Lebensjahr. 
2) Neue Bestimmung der V. O. vom 15.1.20. 
3) Der Ausdruck "Arbeitsfähigkeit" ist daher in § 6 eigentlich un­

riehtig, denn Arbeitsfähigkeit bedeutet regelmäßig (anders nur in der 
Krankenversicherung) lediglich die Fähigkeit, überhaupt Arbeit zu leisten, 
ohne Rtlcksicht auf ihre Verwertbarkeit. In § 6a, Abs. 2 wird auch richtig 
nicht von Arbeitsfähigkeit, sondern von "Erwerbsfähigkeit" gesprochen. 

4) Siefart in Monatsschr. f. Arb. u. Ang.Vers. 1913, Sp. 7ff.; Kaskel 
in Zeitschr.f.d.ges.Vers.Wissensch.1917, Sp.539. 
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Frage, kann also, weil es nicht gelingt, ihm eine Erwerbsmög­
lichkeit zu verschaffen, auch nicht als Ersatz dafür Erwerbs­
losenfürsorge beanspruchen. 

Ist die Arbeitsfähigkeit nicht völlig aufgehoben, sondern 
nur beeinträchtigt, so kommt es darauf an, ob der ver­
bleigende Rest der. Arbeitsfähigkeit ausreicht, um irgendwo 
auf dem Arbeitsmarkt einen mit angemessenem Erwerb ver­
bundenen Arbeitsposten, dessen übernahme unter Berück­
sichtigung der persönlichen Verhältnisse (Ausbildung, Kennt­
nisse) billigerweise zugemutet werden kann, auszufüllen, falls 
ein solcher Posten frei wäre. Beziehen Beschränkt-Arbeits­
fähige wegen dieser Beeinträchtigung eine Rente, so ist das 
Maß an Beeinträchtigung, bis zu 'dem eine Arbeitsfähigkeit 
noch als vorliegend erachtet wird, gesetzlich bestimmt. Nach 
§ 6a, Abs. 2 gelten nämlich Rentenempfänger nur insoweit als 
arbeitsfähig, als die Beeinträchtigung der Erwerbsfähigkeit, 
um derentwillen die Rente bezogen wird, nicht 66 2/ 3 % über­
steigt, so daß also alle Empfänger einer Invalidenrente ohne 
weiteres als arbeitsunfähig für die Erwerbslosenfürsorge aus­
scheiden. 

Diese Grenze von 66 2/ 3 % wird regelmäßig auch für solche 
Fälle als Maßstab dienen können, in denen eine Rente nicht 
bezogen wird. Andererseits gilt nach § 6 a eine Ausnahme für den 
Fall, daß der Rentenempfänger vor Eintritt der Erwerbslosig­
keit trotz der Beeinträchtigung auf Grund tatsächlicher Arbeits­
leistung, also nicht nur wegen Mildtätigkeit des Arbeitgebers, 
mindestens 2/3 des Ortslohnes verdient hat. In diesem Falle 
gilt er trotz des Rentenbezuges als arbeitsfähig. 

C. Arbeitswilligkeit ist die Bereitwilligkeit, nachgewiesene an­
gemessene Arbeit anzunehmen (§ 8). Nur wer arbeitswillig 
ist, kann Erwerbslosenunterstützung beanspruchen 1). Es be-

1) Die Arbeitswilligkeit ist die in der Praxis am schwierigsten fest­
zustellende Voraussetzung des Unterstützungsanspruchs, und die schwersten 
Angriffe gegen die Erwerbs!osenfürsorge werden gerade damit begründet, 
daß diese Voraussetzung außer Acht gelassen, oder ihr Vorhandensein 
nicht streng genug geprüft worden sei. Dieser Vorwurf ist de facto 
zweifellos in zahlreichen Fällen berechtigt. Doch standen die mit der 
Prüfung betrauten Beamten vielfach uuter so starkem Druck und Terror 
der Erwerbslosen, daß sie eine sachgemäße Entscheidung dieser die 
Erwerbslosen am meisten aufreizenden Frage zu fällen, oft tatsächlich 
nicht in der Lage waren. Dagegen trifft den Gesetzgeber in diesem 
Punkte kein Vorwurf: Bereits in der ersten Fassung der V. O. über Er­
werbslosenfürsorge war die Arbeitswilligkeit als Voraussetzung des Unter­
stützungsanspruchs genannt und die Art der annabmepflichtigen Arbeit 
näher umschrieben, Da sich diese Bestimmungen als nicht ausreichend 

7* 
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darf daher der Feststellung, einmal, wann eine Arbeit nach· 
gewiesen, ferner, wann sie als angemessen anzusehen und end­
lich, was unter Ablehnung zu verstehen ist. 
1. Nur die Ablehnung einer nachgewiesenen, nicht dagegen 

die Ablehnung einer beliebigen anderweitig sich bietenden 
oder angebotenen Arbeit begründet Arbeitsunwilligkeit 
des Ablehnenden im gesetzlichen Sinne. Nachgewiesen ist 
eine Arbeit nur dann, wenn sie vom zuständigen nicht ge­
werbsmäßigen Arbeitsnachweis (Allgemeinen- oder Fach­
Arbeitsnachweis) oder von der sonstigen Stelle oder Orga­
nisation, der die Kontrolle der Erwerbslosen übertragen ist, 
angeboten wird 1). . 

2. Angemessen ist eine Arbeit dann, wenn sie dem Erwerbs­
losen sowohl subjektiv, d. h. nach seinen persönlichen Eigen­
schaften, wie objektiv, d. h. nach den Arbeitsbedingungen 
und sonstigen äußeren Umständen der Arbeit, zugemutet 
werden kann. 
a) Subjektiv kommt für die Angemessenheit einer Arbeit 

in Betracht die körperliche Fähigkeit, die Arbeit zu leisten, 
die Gleichwertigkeit der Arbeit mit der bisherigen Be­
rufstätigkeit und die örtliche Erreichbarbeit der Arbeit. 
et) EineArbeit, die dem Arbeitsuchenden nach seiner kör-

perlichen Beschaffenheit nicht zugemutet werden 
kann, kann abgelehnt werden. Dies ist der Fall, wenn 
der E:rwerbslose entweder nicht die Kraft oder nicht die 
Widerstandsfähigkeit besitzt, um ohne Gefahr einer 
körperlichen Schädigung die Arbeit auszuführen, oder 
aber, wenn bei ihm bereits eine körperliche Beein­
trächtigung vorhanden ist, deren Verschlimmerung 
infolge derartiger Arbeit droht. In beiden Fällen wird 
die mit der Prüfung betraute Stelle, falls sie die darauf 
gestützte Weigerung der Arbeitsübernahme für un-

erwiesen, wurde durch die Abänderungsverordnung vom 25.1.19 die jetzt 
geltende Fassung eingeführt, wonach die Gemeinden ausdrücklich für 
verpflichtet erklärt werden, bei mangelnder Arbeitswilligkeit die Erwerbs­
losennnterstützung zu versagen oder zu entziehen, und die Art der an­
zunehmenden bzw. ablehnbaren Arbeit schärfer als bisher umrissen wird. 
Wenn diese Bestimmungen nach Wortlaut und Sinn richtig angewendet 
würden, wäre es ausgeschlossen, daß Nichtarbeitswillige (Arbeitsscheue) 
eine Erwerbslosenunterstützung erhalten. 

1) Eine - tatsächliche - Ausnahme hiervon gilt in :Fällen, in denen 
gemäß der neuen Bestimmnng des § 8, Abs.1, Satz 4 die Unterstützung 
zeitlich beschränkt ist, weil Aussicht besteht, daß der Erwerbslose sich 
inzwischen durch eigene Bemühung Arbeit verschaffen kann. 
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gerechtfertigt hält, das Gutachten eines Arztes ein· 
fordern müssen, ehe sie den Mangel an Arbeitswilligkeit 
feststellt. 

ß) Die Gleichwertigkeit der Arbeit mit der bisherigen 
Berufstätigkeit braucht nicht so weit zu gehen, daß 
dem Arbeitsucp.enden etwa nur Arbeit seines bisherigen 
Berufes angeboten werden dürfte, vielmehr darf die 
angebotene Arbeit auch außerhalb des bisherigen Be· 
rufes liegen. Doch muß die angebotene Arbeit wenig. 
stens einigermaßen im technischen und sozialen Wert· 
verhältnis zur bisherigen Berufsarbeit und Vorbildung 
stehen, so daß zwar der gelernte Arbeiter auch uno 
gelernte Arbeit übernehmen muß, nicht aber der 
Kopfarbeiter eine vorwiegend körperliche, der geistige 
Arbeiter eine lediglich mechanische Tätigkeit. 

r) Was endlich die örtliche Erreichbarkeit der Ar· 
beit betrifft, so darf die angebotene Arbeit nach aus· 
drücklicher Gesetzesbestimmung auch außerhalb des 
Wohnorts liegen 1). Dies gilt auch dann, wenn der 
Erwerbslose an seinem Wohnort einen gemeinsamen 
Haushalt mit Familienangehörigen führt und deren 
Mitnahme an den Beschäftigungsort nicht möglich ist. 
Doch werden in solchem Fall die Umstände des Falles 
dahin zu prüfen sein, ob nicht in der Unterbringung 
des Arbeitsuchenden außerhalb seines vVohnortes eine 
unbillige Härte liegt, insbesondere ob nicht bei 
Verheirateten dadurch die Versorgung der Familie 
unmöglich wird. 

b) Objektiv angemessen nach Arbeitsbedingungen und 
sonstigen äußeren Umständen ist eine Arbeit nach der 
Bestimmung des Gesetzes, sofern nicht zwei Ausnahme­
fälle vorliegen, wenn nämlich entweder ein nicht ange­
messener ortsüblicher Lohn geboten wird, oder wenn die 
Unterkunft sittlich bedenklich ist. Dazu wird als dritter 
Fall objektiv unangemessener Arbeit der Fall anzunehmen 
sein, daß die angebotene Arbeit Streikarbeit ist. 
a) Über die Frage der Angemessenheit und Orts­

-üblichkeit des Lohnes ist im Zweifel das Gutachten 

1) Nur für ausländische Zivilpersonen, denen durch die Militärbefehls­
haber ein inländischer Aufenthaltsort zugewiesen war, konnte der Demob.­
Kommissar die Orte, an denen Arbeit anzunehmen war, nach dem § 9a, 
Abs. 3 beschränken. Dje Bestimmung- ist durch die V. O. vom 15.1. 20 
aufgehoben. 
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des Demobilmachungsausschusses des Beschäftigungs­
ortes maßgebend 1). Bei Notstandsarbeiten oder ande­
ren Arbeiten, die mit Mitteln der Erwerbslosenfürsorge 
unterstützt werden, kann der Reichsarbeitsminister 
oder die von ihm bezeichnete Stelle bestimmen, 
welcher Lohn als angemessener ortsüblicher Lohn zu 
gelten hat (§ 8, Abs.l, Satz 3). Daß bei Vorhanden­
sein eines Tarifvertrages kein geringerer als der tarif­
mäßig vereinbarte Lohn in Betracht kommt, folgt 
schon aus der durch die V.O. vom 23. 12. 18 einge­
führten Unabdingbarkeit der Tarifverträge (vgl. oben 
S. 19). Dies dürfte auch dann gelten, wenn nur der 
Arbeitgeber, nicht aber der Arbeitslose, am Tarifver­
trag beteiligt ist, nicht aber umgekehrt, wenn dies 
zwar für den Arbeitslosen, nicht aber für den Arbeit­
geber gilt. Andererseits gilt auch ein Mindesttarif­
lohn als angemessen 2). 

(J) Sittliche Bedenken hinsichtlich der Unterkunft 
werden vor allem für Arbeiterinnen in Betracht kom­
men, wenn die Trennung der Geschlechter nicht ord­
nungsmäßig durchgeführt ist, oder gemeinsame Unter­
bringung mit sittlich anstößigen Personen vorgenom­
men werden soll. 

r) Da nach der Anschauung der Arbeitnehmerkreise der 
Streikbruch als unmoralische Handlung und als ein 
In den Rücken fallen gegenüber den Arbeitskameraden 
gilt, kann den Arbeitnehmern die übernahme von 
Streikarbeit nicht zugemutet werden, mag der Streik 
als solcher auch unberechtigt sein. 

3. Eine Ablehnung der angebotenen Arbeit liegt nicht nur 
dann vor, wenn der Arbeitsuchende· sich ausdrücklich 
weigert, die Arbeit anzunehmen, sondern auch dann, wenn er 
die Arbeit nicht antritt oder freiwillig ohne wichtigen Grund 
alsbald wieder verläßt, oder wenn er durch sein Verschulden 
alsbald wieder entlassen wird. 

D. Erwerbslosigkeit ist tatsächlicher Mangel einer Erwerbs­
tätigkeit, wobei unter Erwerbstätigkeit jede entgeltliche Be­
schäftigung zu verstehen ist. Doch genügt nicht jede beliebige 

1) Eine ausdrUckliehe Bestimmung dieses Inhalts, die bisher in § 8, 
Abs.1, Satz 3 enthalten war, ist zwar durch V.O. vom 15.1.20 aufgehoben, 
tatsächlich dUrfte die Bestimmung aber trotzdem fortbestehen. 

2) V gl. Mitteilungen Heft 21, S. 17. 
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Erwerbslosigkeit als Voraussetzung des Unterstützungs an· 
spruchs, sondern nur eine solche, die ursächlich auf den Krieg 
zurückzuführen istl). 

Die Erwerbslosigkeit kann eine volle oder teilweise sein. 
1. Volle Erwerbslosigkeit liegt vor bei gänzlichem Mangel 

jeglicher Erwerbstätigkeit. Sie ist die Voraussetzung für 
die Gcwährung der vollen Erwerbslosenunterstützung. 

2. Teilweise Erwerbslosigkeit liegt vor, wenn die Er­
werbstätigkeit die Arbeitszeit und Arbeitskraft nur teilweise 
in Anspruch nimmt und der Lohn demgemäß ein unzu­
reichender, insbesondere hinter den Sätzen der Erwerbs­
losenfürsorge zurückbleibender ist. Sie ist die Voraus­
setzung für die Gewährung einer teilweisen Unterstützung. 

Besonders geregelt ist der Fall, daß die teilweise Erwerbs­
losigkeit auf vorübergehende Einstellung oder Be­
schränkung der Arbeit zurückzuführen ist, in deren Folge 
die an der Arbeitstätte sonst übliche Zahl von Arbeits­
stunden (ohne Überstunden) nicht erreicht wird, so daß 
Lohnkürzungen eintreten. Hier liegt gemäß § 9, Abs. 2 eine 
teilweise Erwerbslosigkeit bereits dann vor, wenn der ver­
bleibende Arbeitsverdienst für die Woche oder Doppel­
woche den Wochen- bzw. Doppelwochenbetrag der Erwerbs­
losenunterstützung nicht nur nicht erreicht, sondern ihn 
nicht uni einen bestimmten Betrag übersteigt. Dieser 
Betrag wird in der Weise berechnet, daß 70 % 2) des 
tatsächlichen Wochenarbeitsverdienstes mindestens den 
Wochenbetrag der Erwerbslosenunterstützung erreichen 
müssen, widrigenfalls teilweise Erwerbslosigkeit angenom­
men wird. 

1) Hierzu genügt jeder irgendwie geartete ursächliche Zusammenhang, 
wenn nur der Krieg eine Mitursache der Erwerb~losigkeit bildet. Ist die 
Erwerbslosigkeit überwiegend auf S tre i k oder Aussperrung zurück­
zuführen, so ist sie nach ausdrücklicher Vorschrift des § 6, Abs.2 nicht 
als Kriegsfolge anzusehen. Vielmehr darf in solchem Falle trotz Vor­
liegens der sonstigen Voraussetzungen einem Erwerbslosen die Unter­
stützung frühestens 4 Wochen nach Abschluß des Streiks oder der Aus­
sperrung gewährt werden. Doch gilt dies nur bei Streik oder Aussperruug 
im eigenen bisherigen Betrieb des Erwerbslosen. nicht dagegen bei Ein­
stellung des Betriebs infolge Streiks in einem anderen Betriel:! und dadurch 
verursachten Mangels an Kohlen und sonstigem Material. Uber Erwerbs­
loseufiirsorge uud Streik vgl. auch Mitteilungen Heft 17, S. 2 und 
Heft 19, S. 5. Wer abgefnnden ist (vgl. oben S. 61, Anm.1), gilt nicht 
als erwerbslos. 

2) Im Fall besonderen Bedürfnisses kann der Satz durch die Landes­
zentralbehörde mit Ermächtigung des Reichsarbeitsministers und Reichs­
finanzministers bis auf 60% herabgesetzt werden l§ 9, Ahs. 2, Satz 3). 
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E. Die letzte Mindestvoraussetzung zur Entstehung eines Unter­
stützungsanspruches ist Bedürftig kei t. Nur solche Erwerbslose 
erhalten eine Erwerbslosenunterstützung, die bedürftig sind 1). 
Diese Bedürftigkeit muß sowohl dem Grade wie der Ursache 
nach bestimmter Art sein. 
1. Dem Grade nach liegt gemäß § 6, Satz 2 Bedürftigkeit nur 

dann vor, wenn die Einnahmen des Erwerbslosen einschließ­
lich der Einnahmen der in seinem Haushalt lebenden Fami­
lienangehörigen nicht ausreichen, um damit den notwendi­
gen Lebensunterhalt zu bestreiten. Hat der Erwerbslose 
zwar weder eigene Einnahmen noch eigenes Vermögen, je­
doch einen Unterhaltsanspruch gemäß §§ 1601 ff. B.G.B 
gegen leistungsfähige Verwandte, so liegt Bedürftigkeit nicht 
vor 2). Ist Vermögen vorhanden, so ist auch auf den Stamm 
desselben, nicht nur auf seine Zinsen zurückzugreifen, doch 
soll nach § 11 kleiner Besitz, wie Spargroschen, W ohnungs­
einrichtung u. dgl. für die Frage der Bedürftigkeit nicht in 
Betracht gezogen werden. Die vorhandenen Mittel brauchen 
nur auszureichen, um den notdürftigen Unterhalt, nicht 
etwa um den standesgemäßen Unterhalt des Erwerbslosen 
zu bestreiten. 

2. Die Ursache der Bedürftigkeit muß auf einen Rück. 
gang der Einnahmen infolge der Erwerbslosigkeit zurück­
zuführen sein. Beruht die Bedürftigkeit auf anderen Grün­
den, etwa geschäftlichen VerInsten, so genügt eine solche 
Bedürftigkeit nicht als Voraussetzung eines Unterstützungs­
anspruchs, auch wenn die anderen Voraussetzungen, ins­
besondere Erwerbslosigkeit, gegeben sind. 

H. Zulässige Mehrvoraussetzungen zur Entstehung eines 
Unterstützu·ngsanspruchs sind solche, die nur insoweit zur Ent­
stehung eines Unterstützungsanspruchs vorzuliegen brauchen, 
als eine Gemeinde von der Ermächtigung Gebrauch gemacht hat, 
über die reichsrechtlichen Mindestvoraussetzungen hinaus ihrerseits 
weitere Voraussetzungen aufzustellen. Es sind das vor allem Er-

1) Nur bei teil weiser Erwerbslosigkeit wird aus praktischen Er­
wägungen von dcm Erfordernis der Bedürftigkeit abgesehen (§ 9, Abs.2), 
vgl. auch Ausführungsbestimmungen flir Groß-Berlin, Art. 19, Mitteilungen 
Heft 7, S.5. 

2) Angehörige eines unterstützten Erwerbslosen, die gegen diesen 
einen UnterhaltungsaDspruch haben und bis zum Eintritt seiner eigenen 
Unterstützungsbedürftigkeit tatsächlich ganz oder in der Hauptsache von 
ihm unterhalten worden sind. erhalten keine selbständige Erwerbslosen· 
unterstützung, sondern lediglich FamilienzuschHiga zu der Unterstützung 
ihres bisherigen Ernährers (§ 6, Abs. 3). 
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füllung einer Wartezeit und Teilnahme an gewissen Bildungs­
veranstaltungen und Lehrkursen. Doch können die Gemeinden 
nach § 10 die Erwerbslosenunterstützung auch noch von weite,ren 
Voraussetzungen abhängig machen. 
A. Die Einführung einer Wartezeit bedeutet, daß ein Erwerbs­

loser nicht sogleich bei Eintritt der Erwerbslosigkeit, sondern 
erst nach ,einer gewissen Dauer derselben Unterstützung er­
hält. Sie liegt grundsätzlich im freien Ermessen der Ge­
meinde. Eine Wartezeit kann indessen seitens der Gemeinde 
nicht unbeschränkt eingeführt werden, sondern nur für eine 
bestimmte Höchstdauer und nur gegenüber bestimmten Per­
sonen (§ 9, Abs. 1, Satz 1 und 3). 
1. Die Höchstdauer der Wartezeit darf eine Woche nicht 

übersteigen. Doch beginnt diese Zeit nicht mit dem Eintritt 
der Erwerbslosigkeit als solcher, sondern erst mit der An­
meldung des UnterstützungsanspruchsI). 

2. Die Personen, denen gegenüber die Einführung einer 
Wartezeit unzulässig ist, sind Kriegsteilnehmer, be­
stimmte teilweise Erwerbslose und heimgekehrte Zuge­
zogene. 
a) Über denBegriffderKriegsteilnehmervgl. obenS. 55. 

Ihnen gegenüber kann eine Wartezeit niemals festgesetzt 
werden. 

b) Teilweise Er wer bslose im Sinne dieser Vorschrift sind 
nur diej enigen Arbeitnehmer, deren Arbeitsverdienst wegen 
vorübergehender Einstellung oder Beschränkung der Ar­
beit unter den angegebenen Satz (vgl. oben S. lO3u. 111) 
gesunken ist. Für die ihnen in diesem Fall zustehende 
Teilrente ist die Einführung einer Wartezeit unzulässig. 

c) Hei mge kehrte Zugezogene sind solche Personen, 
die während des Krieges zugezogen waren und in ihren 
früheren Wohnort zurückgekehrt sind. Dort darf für 
sie bei ihrer Rückkehr hinsichtlich der zu gewährenden 
Unterstützung keine Wartezeit eingeführt werden. 

B. Die Pflicht zur Teilnahme an Bildungsveranstaltungen und 
Lehrkursen soll dem Müßiggang entgegentreten. Sie kommt 
vor allem für Jugendliche in der Form einer Pflicht zum Be­
such der Fortbildungsschule in Betracht. Die Gemeinden 

1) Eine in den Lauf der Wartezeit fallende kurze Beschäftigung bringt 
keine neue Wartezeit in Lauf, daher sind die Beschiiftigungstage von der 
Wartezeit abzuziehen. Mitteilungen 1919, Heft 3, S.2. 
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können nämlich bestimmen, daß die Erwerbslosenunterstützung 
nur im Fall der Teilnahme an solchen Veranstaltungen und 
der Beibringung eines Nachweises hierüber 1 ) gewährt wird. 

§22. 
Gegenstand des Unterstützuugsanspruchs. 

I. Allgemeines. Gegenstand des Unterstützungs anspruchs sind 
die Leistungen der Erwerbslosenunterstützung. 
A. 1. Die Dauer dieser Leistungen währt grundsätzlich so 

lange, als sämtliche Voraussetzungen des Unterstützungs­
anspruchs vorhanden sind. 
a) Doch beginnt der Bezug dieser Leistungen bzw. der 

Lauf einer etwa eingeführten Wartezeit nicht schon mit 
dem Eintritt der Erwerbslosigkeit, sondern erst mit der 
Anmeldung des Anspruchs auf Unterstützung, da erst 
von diesem Zeitpunkt an die Arbeitswilligkeit festgestellt 
werden kann 2) 3). 

b) Die Leistungen endigen, wenn auch nur eine einzige Vor­
aussetzung des Unterstützungsanspruchs in Wegfall 
kommt, also vor allem mit dem Aufhören der Erwerbs­
losigkeit durch Übernahme einer Erwerbstätigkeit 4) oder 
mit eintretendem Mangel an Arbeitswilligkeit, wie er durch 
Ablehnung einer nachgewiesenen angemessenen Arbeit in 
die Erscheinung tritt. Nur bei Wegfall der Voraus­
setzung der Arbeitsfähigkeit hört die Erwerbslosenunter­
stützung nicht unter allen Umständen auf, nach aus-

1) Z. B. durch Stempel der Schule für jeden Tag der Teilnahme. 
2) Doch können für Kriegsteilnehmer Erleichterungen geschaffen 

werden, etwa dahin, daß die Unterstützung mit dem auf die Entlassung 
folgenden Tage, frühestens aber eine Woche vor der Meldung beginnt, 
vgI. auch Mitteilungen Heft 5, S. 2. 

3) Wegen des Beginnes der Leistungen frühestens 4 Wochen nach 
Abschluß eines Streiks oder einer Aussperrung vgl. oben S. 103, Anm. 1. 

4) Hat ein zur Wiederbeschäftigung oder Weiterbeschäftigung berech­
tigter für eine Zeit, für die ihm nach der V. O. vom 12.2.20 (vgI. oben 
S. 53ff.) ein Anspruch 'auf Lohn oder Gehalt oder auf Schadenersatz wegen 
verweigerter Beschäftigung zusteht, trotzdem versehentlich Erwerbslosen­
unterstützung bezogen, so ist sein Arbeitgeber verpflichtet, den Unter­
stützungsbetrag einschl. Familienzuschläge der zahlenden Stelle zurückzu­
erstatten und kann dafür den gleichen Betrag von der Vergütung ab­
ziehen. Doch muß dem Arbeitnehmer ein täglicher Betrag in Höhe der 
Erwerbslosenunterstützung einschl. Familienzuschläge verbleiben. Eine 
solche Rückerstattung gilt indessen nicht, soweit die Arbeitnehmer des 
beschäftigungspfiichtigen Betriebes wegen Arbeitsstreckung eine teilweise 
Erwerbslosenunterstützung bezogen haben (§ 15, V.O vom 12. 2. 20). 
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drücklicher Bestimmung des § 12 f wird vielmehr die 
Unterstützung dann weiter gezahlt, wenn ausnahmsweise 
keine Leistungen der Krankenversicherung gewährt wer­
den (vgl, unten S. 128). Ferner können nach § 10, Abs. 2 
durch die Gemeinde bestimmte Ausschließungsgründe 
für den Bezug der Erwerbslosenunterstützung festgestellt 
werden, wie z. B. Mißbrauch der Einrichtung, Nicht­
befolgung der Kontrollvorschriften u. dgL, bei deren Ein­
tritt die Leistungen ebenfalls in Wegfall kpmmen, und 
endlich ist die Unterstützung von vornherein auf einen 
bestimmten Zeitraum zu beschränken, wenn begründete 
Aussicht besteht, daß es dem Erwerbslosen möglich sein 
werde, sich innerhalb dieses Zeitraums durch eigene Be­
mühung Arbeit zu. verschaffen (§ 8, Abs.l, Satz 4). In 
diesem Falle endigt die Unterstützung spätestens mit dem 
festgesetzten Zeitpunkt, auch wenn der Erwerbslose bis 
dahin eine Arbeit nicht gefunden hatI)2). 

2. Von dem Grundsatz, daß die Leistungen der Erwerbs­
losenunterstützung so lange gezahlt werden, als sämtliche 
Voraussetzungen des Unterstützungsanspruchs vorhanden 
sind, gilt nach § 5, Abs.2 und 3 eine Ausnahme für 
die Zugezogenen. Wer nämlich seit dem 1. August 
1914 von seinem bisherigen Wohnort an einen anderen 
Ort zugezogen ist, oder wer als früherer Kriegsteilnehmer 
nach seiner Entlassung nicht in seine frühere Heimat zu­
rückgekehrt ist, soll veranlaßt werden, möglichst in seinen 
früheren Wohnort heimzukehren. Darum wird den 
zugezogenen Zivilpersonen und früheren Kriegsteil­
nehmern grundsätzlich eine Unterstützung außerhalb 
ihres Heimatortes nur auf die Dauer von 4 Wochen ge­
währt. Nach Ablauf von 4 Wochen hört dagegen die 
Unterstützung an dem neuen Wohnort auf und wird erst 
bei Übersiedlung in den früheren Wohnort dort fortge­
setzt. Hierdurch soll eITeicht werden, daß die gewalt-

1) Weist indessen der Erwerbslose nach, daß er sich ausreichend um 
Arbeit bemüht hatte, so kann er einen nenen Antrag auf Erwerbslosen­
unterstützung stellen. Ein solcher Fall wärlil dann aber ein neuer Unter­
stützungsfall, so daß auch eine neue Wartezeit zu erfüllen wäre. 

2) Bei ausländischen Zivilpersonen, denen durch die Militärbefehlshaber 
ein inländischer Anfenthaltsort zugewiesen worden war, endigten ferner 
die Leistungen an diesem Aufenthaltsort mit dem Zeitpunkt, an dem ihnen 
durch den Demob.Kommissar Gelegenheit zur Heimreise gegeben wurde. 
Der djes bestimmende § 9 a, Abs. 1 ist durch V. O. vom 15.1. 20 als ver­
altet aufgehoben. 
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same Umschichtung der Bevölkerung während des Krieges, 
vor allem der Zustrom ländlicher Arbeiter in die Groß­
städte infolge der dort lockenden hohen Verdienste, 
wieder rückgängig gemacht wird. Eine Ausnahme hier­
von gilt nur in vier Fällen, nämlich einmal für solche 
Erwerbslose, die vor Eintritt der Erwerbslosigkeit an dem 
neuen VV ohnort mit ihrer Familie einen gemeinschaft­
lichen Hausstand begründet haben und noch führen, 
ferner für solche Erwerbslose, für die eine Rückkehr in 
ihren früheren Heimatsort tatsächlich unausführbar ist, 
sodann für Auslandsdeutsche und endlich für Erwerbslose, 
die am 1. 8. 14 ihren Wohnsitz im abgetrennten oder be­
setzten Gebiet hatten, sofern die Rückkehr dorthirr aus 
politischen Gründen mit erheblichen Nachteilen für sie 
verknüpft ist. 

B. Die Leistungen der Erwerbslosenfürsorge sind höchstpersön­
lich, und, abgesehen von den genannten Gründen, unentzieh­
bar. Sie sind nach § 12 g der Pfändung nicht unterworfen, 
körrnen daher nach § 400 B.G.B. auch nicht abgetreten werden, 
und es findet nach § 394 B.G.B. ihnen gegenüber keine Auf­
rechnung statt. Hinsichtlich der Besteuerung sind sie nach 
richtiger Ansicht nicht als Einkommen zu bewerten 1). 

O. Die Leistungen der Erwerbslosenfürsorge zerfallen in Mindest­
leistungen, die unter allen Umständen gewährt werden müssen, 
Ersatzleistungen, die an ihrer Stelle, und freiwillige Mehr­
leistungen, die darüber hinaus gewährt werden können. 
II. Die llIindestleistungen sind solche Leistungen, auf die der 

Erwerbslose unter allen Umständen einen Rechtsanspruch hat, 
die ihm daher von der Gemeinde auf Grund seines Unterstützungs­
anspruchs mindestens gewährt werden müssen und im Falle der 
Verweigerung eingeklagt werden können. 

Mindestleistungen der Erwerbslosenfürsorge sind: die Erwerbs­
losenrente und die Gewährung freier Fahrt nebst Reisebeihilfe. 
A. Die Erwerbslosenrente ist eine für jeden Wochentag der 

Unterstützungsberechtigung (also nicht für Sonntage) 2) zahl­
bare Geldrente, die regelmäßig am Wochenende für die ab­
gelaufene Woche ausgezahlt wird. 

Ihre Höhe richtet· sich einmal nach dem in den einzelnen 
Gemeinden geltenden Unterstützungssatz, ferner nach dem 

1) Anders Entsch. d. Preuß. Finanzministers vom 24.1.19, Mitteilungen 
Heft 10, S. 9. 

2) FUr Feiertage. die auf einen Wochentag fallen, ist dagegen Unter­
stützung zulässig, Mitteilungen Heft 17, S. 4-5. 
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Vorhandensein bezugsberechtigter Familienmitglieder, sodann 
danach, ob die Rente voll oder nur teilweise zu zahlen ist, und 
endlich nach der Anrechnungsfähigkeit anderer Leistungen auf 
die Rente. 
1. Der Unterstützungssatz ist nicht ein für allemal reichs­

rechtlich bestimmt, vielmehr ist die Höhe des in jeder einzel­
nen Gemeinde geltenden Satzes der Bestimmung der Ge­
meinde selbst überlassen (§ 9, Abs.l, Satz 1), während sich 
das Reich darauf beschränkt, hierfür sowohl nach unten wie 
nach oben eine Grenze zu ziehen. 
a) Als untere Grenze für die Höhe des Unterstützungs­

satzes bestimmt § 9, Abs. 1, Satz 2, daß die Unter­
stützung ausreichend sein und mindestens den Ortslohn, 
wie er nach der R.V.O. festgesetzt ist, erreichen, bei Vor­
handensein von Familienmitgliedern aber über den Orts­
lohn hinaus angemessen erhöht werden muß. 

b) Die obere Grenze für die Höhe des Unterstützungs­
satzes bestimmt § 9, Abs. 3-5 dahin, daß dieser Satz ohne 
Familienunterstützung (vgl. unten) weder das anderthalb­
fache des Ortslohnes noch gewisse Höchstsätze über­
steigen darf. Diese Höchstsätze sind für alle Orte nach 
Maßgabe ihrer Einreihung in das Ortsklassenverzeichnis 
festgesetzt, wie es für die Gewährung von W ohnungsgeld­
zuschüssen für die Reichsbeamten aufgestellt ist. Nur 
wo diese Höchstsätze in einem Mißverhältnis zu den 
Kosten der Lebenshaltung stehen, können sie durch Be­
stimmung der Landeszentralbehörde bis zum anderthalb­
fachen des Ortslohnes, jedoch nicht über die Sätze der 
KlasseA erhöht werden 1). 

Diese Höchstsätze, die getrennt für männliche und 
weibliche Erwerbslose aufgestellt sind, betragen: 

Für Männer 
über 21 Jahre. . . . . . . 
darunter ......... . 

In den Ortsklassen: 
ABC Du.E 

6,- 5,- 4,- 3,50 
4,25 3,50 3,- 2,50 

1) Über diese Höchstsätze hinaus darf keine Gemeinde oder Landes­
regierung gehen. Wo dies doch geschehen ist, ist es rechtswidrig und 
nach Maßgabe der Verfassungsbestimmung, daß Reichsrecht Landesrecht 
bricht, unwirksam. Anßerdem kann nach § 4, Abs.3 in solchem Falle 
die Reichsbeihilfe durch den Reichsfinanzminister, die Landesbeihilfe 
dnrch die Landeszentralbehörde entzogen werden, so daß eine solche 
Gemeinde die gesamten Kosten der Erwerbslosenfiirsorge endgültig allein 
zn tragen hiitte. 
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In den Ortsklassen: 
Für Frauen ABC Du.E 

über 21 Jahre, sofern sie nicht in dem Haus-
halt eines anderen leben. . . . . . . 5,- 4,50 3,50 3,­

übel' 21 Jahre, sofern sie in dem Haushalt 
eines anderen leben. 4,25 3,50 3,- 2,50 

unter 21 Jahre. . . . . . . . . . . . . . 3,- 2,50 2,25 2,-

Die Landeszentralbehörden können nach § 17 be­
stimmen, daß für einheitliche Wirtschaftsgebiete sowohl 
der gleiche von ihnen festzusetzende Ortslohn wie der 
gleiche Höchstsatz 'zu gelten haben. 

2. Die Zahl der Familienmitglieder ist für die Höhe der 
Rente von Bedeutung insofern, als einmal bei Vorhanden­
sein mehrerer unterstützungsberechtigter Mitglieder der 
gleichen Familie ein Gesamthöchstbetrag der Erwerbslosen­
unterstützung bestimmt ist, so daß die Renten der einzelnen 
Mitglieder zu kürzen sind, andererseits bei Vorhandensein 
unterhaltsberechtigter Familienmitglieder des Erwerbs­
losen die Rente des letzteren zu erhöhen ist. 
a) Beziehen mehrere Familienmitglieder, die in einem ge­

meinsamen Hausstand leben, jeder für sich selb­
ständigErwerbslosenunterstützung, so darf derGesa mt­
betrag der solchen Familienmitgliedern zu zahlenden 
Unters.tützungen nicht das 2 1/ 2fache der Unterstützung 
übersteigen, die dem höchstunterstützten Mitglied der 
Familie gezahlt wird, wobei der Vorstand der Familie 
als ihr Mitglied gilt (§ 6, Abs. 4). Sonst tritt eine verhält­
nismäßige Kürzung der einzelnen Leistungen ein. 

b) Da die Erwerbslosenunterstützung den Arbeitsverdienst 
ersetzen soll, so erhält der Erwerbslose nicht nur für 
sich selbst eine solche Unterstützung, sondern auch für 
seine Falnilienangehörigen, die er zu unterhalten hat. 
Dies geschieht in der Form von Zuschlägen, die zu den 
eigentlichen Unterstützungssätzen für jedes Familien­
mitglied hinzu zu zahlen sind. 
a) Zuschlagberechtigt sind die Ehefrau, die Kinder 

und sonstige zum Haushalt gehörige unterstützungs­
berechtigte Verwandte. Dies gilt auch für den ge­
schiedenen oder getrennt lebenden Ehegatten und die 
bei ihm lebenden Kinder des Erwerbslosen, wenn sie 
von ihm ganz oder in der Hauptsache unterhalten 
worden sind, sowie unter der glGichen Voraussetzung 
auch für seine unehelichen Kinder, Stief- und Pflege-
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kinder!). Personen, die zur Führung des Haushalts 
eines Erwerbslosen nötig sind, sind wie Familienmit­
glieder zu behandeln und daher ebenfalls zuschlag­
berechtigt. 

fl) Die Höhe der Familienzuschläge ist nach unten dahin 
begrenzt, daß bei Vorhandensein von Familienmit­
gliedern der genannten Art die Rente über den Orts­
lohn hinaus angemessen erhöht werden muß. Als 
obere Grenze sind, ebenso wie für die Rente, bestimmte 
Höchstsätze für die. einzelnen Orte nach Maßgabe 
ihrer Einreihung in das Ortsklassenverzeichneis fest­
gesetzt. Diese Höchstsätze betragen: 

In den Orten der Ortsklasse 
ABC Du. E. 

l!'iir Ehefrau. . . . . . . . . . . . . . . 2,50 2,25 2,- 1,75 
Flir Kinder und sonstige Angehörige . . . 1,75 1,75 1,50 1,25 

Die Familienzuschläge dürfen insgesamt nicht das 
Il/2 fache der dem Erwerbslosen selbst gewährten Unter­
stützung übersteigen. 

3. Regelmäßig sind die angegebenen Sätze voll zu zahlen. In 
zwei Fällen kommt aber nur eine Teilrente in Frage, näm­
lich «inmal bei nur nur teilweiser Erwerbslosigkeit und ferner 
bei nur geringer Bedürftigkeit. 
a) Beträgt bei teilweiser Erwer bslotdgkeit der Arbeits­

verdienst infolge nicht voller Ausnutzung der Arbeits­
kraft weniger als die Sätze der Erwerbslosenunter­
stützung, so ist die Differenz zwischen dem Verdienst und 
jenen Sätzen als Erwerbslosenunterstützung zu zahlen. 

Beruht die teilweise Erwerbslosigkeit auf vorüber­
gehender Einstellung oder Beschränkung der Arbeit und 
dadurch eingetretener Lohnkürzung, so beträgt die Er­
werbslosenunterstützung die Differenz zwischen dem Be­
trage von 70 % 2) des verbleibenden Wochen- (bzw. 
Doppelwochen-) Arbeitsverdienstes und dem Wochen­
(bzw. Doppelwochen-) Unterstützungssatz bei voller Er­
werbslosigkeit, jedoch höchstens so viel, daß Arbeitsver­
dienst und Erwerbslosenunterstützung insgesamt nicht 
mehr als den bisherigen Arbeitsverdienst bei voller 
Arbeitszeit ergeben (§ 9, Abs. 2). 

1) Über die Auszahlung der Familieuzuschläge in solchem Falle 
\'gl. unten S. 121. . 

2) Bzw. bis zu 60%, vgl. oben S. 103, Anm. 2. 
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Beispiel: Normaler Wochenarbeitsverdienst bei acht­
stündiger Arbeitszeit 120 Mark, infolge Herabsetzung der Arbeits­
zeit auf 4 Stunden 60 Mark, hiervon 70% = 42 Mark. Höchst­
unterstützungssatz für Erwerbslose mit Frau und 4 Kindern = 
6>< 15 = 90 Mark. Teilrente = 90 -42 = 48 Mark, die voll. aus­
zuzahlen ist, da 60+48= 10811ark ist, also weniger als 120 Mark. 

b) Wenn die Bedürftigkeit bereits durch einen Teilbetrag 
der Erwerbslosenunterstützung behoben werden kann, 
so ist nach § 6a, Abs. 1 nur der Teilbetrag zu gewähren. 

4. Eine Anrechnung anderer Leistungen auf die Erwerbs­
losenunterstützung bedeutet eine Minderung der letzteren 
um die anrechnungsfähigen Beträge. Die Gemeinde darf 
dann also die URterstützungsleistungen insoweit kürzen, 
als eine Anrechnung statthaft ist. In Höhe der anrechnungs­
fähigen Bezüge steht daher der Gemeinde gegenüber dem 
Unterstützungsanspruch eine peremptorische Einrede zu, 
die sie insoweit zu dauernder Verweigerung der Unter­
stützungszahlung berechtigt. 

Anrechnungsfähig sind nach § 12 sämtliche Bezüge 
eines Erwerbslosen. Denn da die Erwerbslosenunter­
stützung nur das Existenzminimum gewähren soll, so be­
steht kein Anlaß, eine Unterstützung insoweit zu gewähren, 
als das Existenzminimum bereits gedeckt ist. 

Demgemäß sind also anrechnungsfähig nicht nur Ein­
nahmen aus einem Nebenerwerb, sowie sämtliche Zinsen 
einschließlich solcher aus Spargroschen, sondern grund­
sätzlich auch Unterstützungen, Leistungen aus einer privaten 
Versicherung und Renten 1). 

Für die letzteren besteht indessen eine Einschränkung: 
Unterstützungen, die der Erwerbslose auf Grund eigener 
oder fremder Vorsorge bezieht, sowie Rentenbezüge jeder 
Art sind nämlich nur in Höhe von 2/3 ihres tatsächlichen 
Betrages anrechnungsfähig 2) 3). 

1) Eine Abfindung hinsichtlich einer Pflicht zur Wiederbeschäftigung 
oder Weiterbeschäftigung kommt für eine Anrechnung darum nicht in 
Frage, weil die Abgefundenen für die Zeit der Abfindung gar nicht als 
erwerbslos galten, und insoweit eine Erwerbslosenunterstützung nicht 
beziehen. Vgl. oben S. 61, Anm. 1, 66 u. 103, Anm. 1, sowie Richtlinien 
des Reichsarb.Min. für das Schlichtungsverfahren vom 21. 1. 20. 1. 4. 

2) Die Neufassung des § 12 durch die V.O. vom 15.1.20 ist 
unklar und unjuristisch, da der Abs. 1 nicht von einer Anrechnung auf 
denlBetrag der Rente, sondern von einem "in Betracht ziehen für die 
Beurteilung der Bedürftigkeit" spricht. Gemeint ist aber offenbar das 
erstere. Nach bisherigem Recht bes.tand hinsichtlich der Anrechnungs­
fähigkeit dieser Bezüge eine doppelte Einschränkung: 
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B. Die zweite Mindestleistung der Erwerbslosenfürsorge ist die 
Gewährung von freier Fahrt und Reisebeihilfe. Auch 
auf diese Leistung besteht für die Erwerbslosen ein Rechts­
anspruch, der im Fall der Leistungsverweigerung seitens der 
Gemeinde von den Berechtigten eingeklagt werden kann. 
1. Anspruchsberechtigt auf diese Leistung sind die Unter­

stützungsberechtigten, also die Erwerbslosen, die alle Vor­
aussetzungen zum Bezug der Erwerbslosenunterstützung 
erfüllt haben. Ein solcher Anspruch besteht in zwei Fällen, 
nämlich einmal im Falle de): Heimfahrt Zugezogener, und 
andererseits im Falle der Reise an einen auswärtigen Be­
schäftigungsort (§ 5, Abs. 4, 8 Abs. 2). 
a) Zugezogen sind alle Personen, die nach dem 1. August 

1914 von ihrem früheren Wohnort in einen anderen Ort 
verzogen sind, sowie die Kriegsteilnehmer, die nach 
ihrer Entlassung nicht in ihre Heimat zurückgekehrt, 
sondern in einem anderen Ort geblieben sind. Sie sollen 
aus den früher angegebenen Gründen zur Heimkehr 
veranlaßt werden. 

b) Wenn der Beschäftigungsort vom Wohnort ver­
schieden ist, so kann dem Erwerbslosen nicht zuge­
mutet werden, auf seine eigenen Kosten in den Be­
schäftigungsort überzusiedeln, zumal er mangels aus­
reichender Mittel hierzu meist gar nicht in der Lage sein 
wird. 

a. Einmal durften die Renten der Kriegsbeschädigten nur zu 2Ja, nicht 
in voller Höhe in Anrechnnng gebracht werden. Dies galt nicht nur für 
die Mindestleistungen der Kriegsbeschädigten, auf deren Gewährung der 
Versorgungsanspruch gerichtet ist, sondern auch auf alle anderen 
Leistungen, vor allem die sogenannten "Kannbeziige", deren Gewährung 
lediglich im freien Ermessen der Milltärverwaltung liegt. 

b. Und ferner durften sämtliche BezUge nur insoweit angerechnet werden, 
als sie zusammen mit der Erwerbslosenunterstiitzung den dreifachen 
Ortslohn überschreiten wUrden. Wurde dieser Gesamtbetrag nicht 
erreicht, so war eine Anrechnung ausgeschlossen. Die auf Grund der 
Anrechnungsfähigkeit anderer BezUge begriindete Einrede bestand also 
nicht unter allen Umständen, sondern war, entsprechend den Renten 
der Sozialversicherung, lediglich eine Einrede des überschrittenen 
Gesamthöchstbetrages. (Vgl. Kaskel-Sitzler S.61.) 

3) Bei entlassenen Kriegsgefangenen sind gemäß Entscheidung des 
Reichsarbeitsministeriums uud Verf. des Preuß. Ministers des Innern vom 
14.7.19 (Mitteilungen Heft 17, S. 12 und Heft 18, S.16) die fUr die Dauer 
eines 8wöchentlichen Urlaubs bewilligten Friedensgebiihrnisse und das 
Entlassungsgeld nur als Unterstützung auf Grund fremder Vorsorge an­
rechnungsfähig. 

Kaskel, Arbeitsrecht. 8 
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2. Die Leistung der freien Fahrt und Reisebeihilfe besteht 
in der unentgeltlichen Aushändigung einer Fahrkarte, sowie 
in der Zahlung oder Erstattung eines Geldbetrages. Die 
Höhe des letzteren ist nach Lage des Einzelfalles unter. Be­
rücksichtigung der Mehraufwendungen zu bestimmen, die 
infolge der Reise gegenüber einem Verbleiben am Wohnort 
für den Erwerbslosen erforderlich werden. Sie umfaßt bei 
Zugezogenen l ) auch die Kosten der Beförderung des Um­
zugsgutes. 

Die Leistung der freien Fahrt und Reise beihilfe ist dem 
Erwerbslosen nicht nur für sich selbst, sondern auch für seine 
Familienangehörigen zu gewähren, wenn sie im Haushalt 
des Erwerbslosen leben und zum Zweck der Weiterführung 
des Haushalts in den Beschäftigungsort mitreisen oder 
nachfolgen. Doch muß in diesem Falle der Nachweis er­
bracht werden, daß ihre Unterkunft im Beschäftigungsort 
gesichert ist. 

IH. Ersatzleistungen sind solche Leistungen, welche die Ge­
meinde an Stelle der eigentlich geschuldeten Mindestleistungen ge­
währen kann. Auf ihre Gewährung hat der Erwerbslose niemals 
einen Anspruch, er kann vielmehr nur die Gewährung der Mindest­
leistungen verlangen. Die Gemeinde kann sich aber von ihrer 
Verpflichtung zur Gewährung der Mindestleistungen auch dadurch 
befreien, daß sie an deren Stelle die Ersatzleistungen gewährt. 
Ob sie dies tun will, steht aber lediglich in ihrem Ermessen. Sie 
hat also bezüglich Gewährung der Mindest- bzw. Ersatzleistungen 
eine facultas alternativa. 

Nach § 9 Abs. 1, Satz 2 sind für das Gebiet der Erwerbslosen­
fürsorge Ersatzleistungen insofern zulässig, als die Gemeinde an 
Stelle der Geldunterstützung auch Sachleistungen gewähren kann, 
die etwa in Lebensmitteln, Mietsunterstützung u. dgl. bestehen 
können. Solche Sachleistungen können sowohl an Stelle der ganzen 
Geldleistungen wie auch eines Teiles von ihnen treten, sofern nur 
der Wert der Ersatzleistung dem der Mindestleistung gleich­
kommt 2) 3). 

1) Bei Verschiedenheit von Wohnort und Beschäftigungsort ist dagegen 
die Zahlung der Kosten der Beförderung des Umzugsgutes nicht Mindest­
leistung, sondern freiwillige l\iehrleistuug; vgl. unten S.117. 

2) Ersatzleistungen sind m.W.nirgends eingeführt worden. WoihreEin­
führung erörtert wurde, wie z. B. in Dresden, scheiterte sie an der Schwierig­
keit praktischer Durchführung und am Widerstand der Erwerbslosen. 

3) Eine weitere Ersatzleistung war bisher nach § 9a, Abs. 2 insofern 
vorgesehen, als die Fürsorge für ausländische Zivilpersonen, denen durch 
die Militärbefehlshaber ein inländischer Aufenthaltsort zugewiesen war, 
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IV. Freiwillige Mehrleistungen sind solche Leistungen, welche 
die Gemeinde über ihre Verpflichtung zur Gewährung von Mindest­
leistungen bzw. Ersatzleistungen hinaus freiwillig und nach freiem 
Ermessen gewährt. 

Bei der Erwerbslosenfürsorge kommen fünf Gruppen von frei­
willigen Mehrleistungen in Betracht, nämlich einmal eine Erhöhung 
der für die Erwerbslosenrenten vorgeschriebenen Mindestsätze, 
ferner die Fortdauer der Zahlung von Familienzuschlägen im Fall 
der Beschäftigung Erwerbsloser außerhalb ihres Wohnortes, so­
dann ein Zuschuß bis zur Erlernung der Fertigkeit eines neuen 
Berufs, weiter eine Winterbeihilfe und endlich eine Beihilfe zur Be­
förderung des Umzugsgutes. 
A. Über die Erhöhung der Mindestsätze der Erwerbslosen­

rente vgl. oben S. 109. Wird eine solche Erhöhung von einer 
Gemeinde vorgenommen, so werden die so bestimmten Sätze 
für diese Gemeinde zu Mindestleistungen, auf deren Ge­
währung nunmehr ein Rechtsanspruch besteht, solange die 
Gemeinde die Sätze nicht wieder herabsetzt. 

B. Die Gewährung von Familienzuschlägen ist an sich nur ein 
Teil der Erwerbslosenunterstützung. Hört diese auf, weil der 
bisher Erwerbslose eine Erwerbstätigkeit findet, so enden 
auch die Familienzuschläge. 

Wenn aber der Beschäftigungsort vom Wohnort verschieden 
ist, so kann die Gemeinde im Wege der freiwilligen Mehr­
leistung während der Dauer des auswärtigen Arbeitsverhält­
nisses die Familienzuschläge weiter zahlen, wenn bei Verhei­
rateten die Mitnahme der Familie in den auswärtigen Be­
schäftigungsort nicht angängig ist. Diese Weiterzahlung kann 
in voller Höhe der bisherigen Zuschläge oder auch nur in einem 
Teilbetrage davon erfolgen (§ 8, Abs. 3) 1). 

C. Ein Zuschuß bis zur Erlernung der Fertigkeiten eines 
neuen Berufes kann nach § 9, Abs. 7 als freiwillige Mehr­
leistung gewährt werden. 

von dem Demob.Kommissar derart geregelt werden konnte, daß dem 
Erwerbslosen Unterkunft und Verpflegung von seinem bisherigen Arbeit· 
geber nach Maßgabe des während des Arbeitsverhältnisses üblichen als 
Sachleistung gewährt wurde und die Gemeinde dem Arbeitgeber hierfür 
aus lUitteln und nach Maßgabe der Erwerbslosenfürsorge eine Vergütung 
zahlte. Die Bestimmung ist durch V. O. vom 15.1. 20 als veraltet aufgehoben. 

1) Ist die Arbeit land- oder forstwirtschaftlicher Art, so m ü s sen 
die Familienzuschläge nach § 4 c V. O. vom 16.3.19 gewährt werden, und 
zwar in Höhe des anderthalbfachen der Zuschläge der Erwerbslosen­
fürsorge, vgl. oben S. 39. 

8* 
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1. V ora ussetzung der Gewährung eines solchen Zuschusses 
ist einmal die tatsächliche Annahme einer Arbeitsstelle, 
ferner das Erfordernis einer gewissen Dauer für die Er­
lernung der dort notwendigen Fertigkeiten und endlich 
eine durch den Mangel dieser Fertigkeiten bedingte Minde­
rung des Verdienstes. 
a) Nur wer eine Arbeitsstelle tatsächlich angenommen 

und die Arbeit dort angetreten hat, kann einen Zuschuß 
erhalten. Solange dagegen nur eine Vorbereitung auf 
einen künftigen Beruf stattfindet, ist die Gewährung 
eines Zuschusses unzulässig. 

b) Die neue Arbeitsstelle muß Fertigkeiten erfor­
dern, deren Erlernung eine gewisse Dauer be­
ansprucht. Ob diese Dauer der Erlernungszeit durch 
persönliche Mängel des Erwerbslosen, etwa eine körper­
liche Beeinträchtigung, bedingt wird, oder aber ob jeder­
mann die Fertigkeit nur allmählich erlernen könnte, 
macht keinen Unterschied. 

c) Der Verdienst muß durch das Fehlen jener Fertigkeiten 
beeinträchtigt sein. Der Erwerbslose muß also dadurch 
gehindert werden, den vollen Verdienst zu erhalten, der 
auf der innegehabten Arbeitsstelle sonst erzielt wird. 
Und zwar muß der Verdienst so gering sein, daß er den 
bisherigen Betrag der Erwerbslosenunterstützung ein­
schließlich der Familienzuschläge um weniger als eine 
Mark werktäglich übersteigt. 

2. Die Höhe des Zuschusses ist dahin begrenzt, daß der Zu­
schuß den Unterschied zwischen dem wirklich verdienten 
Lohn und dem um eine Mark werktäglich vermehrten Betrag 
der Erwerbslosenunterstützung nicht überschreiten darf. 

3. Die Dauer der Zahlung eines solchen Zuschusses ist nicht 
unbegrenzt, sondern auf eine Höchstzeit von 6 Wochen 
beschränkt. Über diese Zeit hinaus darf derZuschuß nie­
mals gewährt werden. 

D. Eine Winterbeihilfe ist durch § 9, Abs. 8-10 eingeführt 
worden. 
1. Voraussetzung der Gewährung von Winterbeihilfe ist 

örtliche Teuerung, bestimmtes Lebensalter und längere 
Unterstützungsdauer. 
a) Eine Teuerung wird grundsätzlich nur in den Orten 

der Ortsklassen A und B angenommen. Nur wenn die 
Unterstützung in einem solchen Orte gezahlt wird, ist 
die Gewährung von Winterbeihilfe zulässig. Nur in 
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Ausnahmefällen kann die Landeszentralbehörde oder die 
von ihr bestimmte Stelle in Fällen besonderen Bedürf. 
nisses zulassen, daß die vVinterbeihilfe auch an Orten ge· 
währt wird, die nicht zu den Ortsklassen A und B ge· 
hören. 

b) Winterbeihilfe darf nur an Erwerbslose über 18 Jahre 
gewährt werden. 

c) Die Unterstützungsdauer muß in den letzten 3 Mo­
naten mindestens 60 Tage hindurch bestanden haben. 
Nur wer während dieser Zeitdauer die volle Erwerbslosen· 
unterstützung bezogen hat, kann Winterbeihilfe erhalten. 

2. Die Höhe der Winterbeihilfe wird grundsätzlich nach 
Monatsbeträgen bemessen. Nur soweit bei einem Erwerbs· 
losen die Voraussetzungen für die Zahlung der Winterbei· 
.hilfe nicht während eines vollen Monats bestanden haben, 
wird ein entsprechender Bruchteil der Winterbeihilfe ge· 
währt. Für die Berechnung dieses Bruchteils wird der 
Monat zu 26 Tagen berechnet. 

Der Monatsbetrag beläuft sich bei Erwerbslosen mit zu· 
schlagberechtigten Familienangehörigen auf den vier· 
fachen Tagessatz der Unterstützung einschließlich der 
Familienzuschläge, bei den übrigen Erwerbslosen auf den 
m:eifachen Tagessatz der Unterstützung. 

3. Die Winterbeihilfe dauert längstens vom 1. 11. 19 bis 
zum 31. 3. 20. Sie wird monatweise gewährt und soll in der 
Rggel in Sachleistungen bestehen. 

E. Endlich kann im Falle der Verschiedenheit des Beschäftigungs. 
orts vom Wohnort den Erwerbslosen neben der freien Fahrt 
in den Beschäftigungsort und der Beihilfe zu den Reiseunkosten 
auch noch eine Beihilfe zn den Unkosten der Befördernng 
des Umzngsgntes aus Mitteln der Erwerbslosenfürsorge ge· 
währt werden. Diese Beihilfe besteht aus einem Geldbetrage, 
dessen Höhe von Fall zu Fall zu bestimmen ist und die tat· 
sächlichen Kosten dieser Beförderung natürlich nicht über· 
steigen darf (§ 8, Abs. 2, Satz 3). 

§ 23. 
Schuldner des Unterstiitzungsanspruchs. 

1. Allgemeines. Schuldner des Unterstützungsanspruchs, 
d. h. zur Auszahlung der Unterstützungsleistungen an die Unter­
stützungsberechtigten verpflichtet, sind die Ge meinden. Nur 
soweit im Fall der Leistungsunfähigkeit einer Gemeinde die 
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Kommunalaufsichtsbehörde oder die sonstige von der Landes­
zentralbehörde dazu bestimmte Behörde es anordnet, tritt ein 
weiterer Gemeindeverband an die Stelle der Gemeinde. Die Ge­
meinde ist jedoch nur die unmittelbar zur Auszahlung der Unter­
stützungsleistungen verpflichtete Stelle, während die endgültige 
Tragung der Kosten anderweitig geregelt ist (vgl. oben S. 95/96). 
Die Unterstützungsberechtigten können sich aber mit ihren An­
sprüchen stets nur an die Gemeinde halten, und diese tritt ihnen 
daher als der eigentliche Schuldner des Unterstützungsanspruchs 
gegenüber, während die Frage der Kostenerstattung rechtlich und 
tatsächlich hiervon zu trennen ist. 

II. Der Unterstützungsberechtigte kann aber nicht von jeder 
beliebigen Gemeinde die Befriedigung seines Anspruchs verlangen. 
Vielmehr ist unter den verschiedenen Gemeinden jeweilig nur eine 
bestimmte Gemeinde "zuständig", die somit allein der rechte 
Schuldner des Unterstützungsanspruchs ist. 
A. Für die Zuständigkeit kommen vier verschiedene Ge­

meinden in Betracht, nämlich die Gemeinde des Wohnorts, 
des Aufenthaltsorts, des früheren Wohnorts und des Ent­
lassungsorts. Dabei ist unter Wohnort gemäß § 8a derjenige 
Ort zu verstehen, "in dem sich eine Person nicht nur vorüber­
gehend aufhält, sondern mit der Absicht längeren oder dauern­
den Verbleibens wohnt", d. h. wo sie für eine von vornherein 
länger bestimmte oder doch wenigstens für eine nicht abseh­
bare, aber als länger in Aussicht genommene Zeit tatsächlich 
bleiben will l ). Dagegen ist der Aufenthaltsort der Ort, wo_eine 
Person sich augenblicklich aufhält, ohne die Absicht zu haben, 
dort ständig oder auf längere Zeit zu bleiben. Der frühere 
Wohnort Zugezogener ist der Wohnort vor dem 1. August 1914 
bzw. vor der Einziehung zum Militär. Der Entlassungsort 
endlich ist der Ort, nach welchem ein Kriegsteilnehmer vom 
Heere entlassen worden ist. 

B. Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze ist die Zuständig­
keit folgendermaßen geregelt: 
1. Grundsätzlich zuständig für die Erwerbslosenunter­

stützung ist die Gemeinde des Wohnorts bzw. der Ge­
meindeverband, in dessen Bezirk der Wohnort belegen ist, 
und zwar bei Beginn der Unterstützungsbedürftigkeit (§ 5, 
Abs. I). 

1) Im Gegensatz zum B.G.B. (§ 7) wird dagegen keine "Niederlassung" 
verlaugt. 



Schuldner des Unterstützungsanspruchs. 119 

2. Eine Ausnahme hiervon gilt für Kriegsteilnehmer, für 
Zugezogene, und im Falle besonderer Vereinbarung. 
a) Für Kriegsteilnehmer ist grundsätzlich der frühere 

Wohnort vor ihrer Einziehung zuständig; wenn sie jedoch 
an diesen Ort nicht zurückgekehrt sind, und die Unter­
stützungsbedürftigkeit unmittelbar nach ihrer Ent­
lassung vom Heere eintritt, so ist bis zur Höchstdauer 
von 4 Wochen der Entlassungsort unterstützungspflichtig 
(§ 5, Abs. 3). 

b) Für Zugezogene ist in gleicher Weise grundsätzlich der 
frühere Wohnort vor dem 1. 8. 14 zuständig, doch ist, 
solange sie an diesen nicht zurückgekehrt sind, bis zur 
Höchstdauer von 4 "\IV ochen der Aufenthaltsort unter­
stützungspflichtig. Nur in den Fällen der Führung eines 
gemeinschaftlichen Hausstandes für sich und die Familie 
am neuen Wohnort, bei tatsächlicher Unausführbarkeit 
der Rückkehr, bei Auslandsdeutschen und bei solchen 
Bewohnern der abgetrennten oder besetzten Gebiete, 
für welche die Rückkehr aus politischen Gründen 
mit erheblichen Nachteilen verbunden ist, bleibt der 
neue Wohnort bzw. der Aufenthaltsort auch über die 
Dauer VOll 4 Wochen hinaus unterstützungspflichtig 
(§ 5, Abs. 2). 

c) Eine abweichende Vereinbarung der Gemeinden 
über ihre Zuständigkeit ist nur zulässig, wenn sie im 
öffentlichen Interesse liegt und von der Landeszentral­
behörde oder der von ihr bezeichneten Stelle genehmigt 
wird (§ 5, Abs. 5). 

C. Eine besondere Regelung der Zuständigkeit ist endlich für 
die Gewährung einzelner Leistungen getroffen, nämlich 
für freie Fahrt und Reisebeihilfe und für die Gewährung von 
Zuschüssen zur Erlernung der Fertigkeiten eines neuen 
Berufes. 
1. Sowohl im Fall der Heimreise Zugezogener, wie der Fahrt 

an den vom Wohnort verschiedenen Beschäftigungsort ist 
der letzte Wohnort, nicht der frühere oder der Beschäfti­
gungsort zuständig (§ 5, Abs. 4, § 8, Abs. 2). 

2. Die freiwillige Mehrleistung der Gewährung von Zuschüssen 
während der Erlernung von Fertigkeiten eines neuen Be­
rufes ist abhängig von der Bewilligung der Gemeinde deR 
letzten Wohnorts (§ 9, Abs. 8). 
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§ 24. 
Verwirklichung des Unterstützungs anspruchs. 

Die Verwirklichung des Unterstützungsanspruchs besteht 
darin, daß die zu gewährendenUnterstützungsleistungen einerseits 
festgestellt, andererseits dem Berechtigten ausgezahlt werden. 

I. Die Feststellung der Leistungen geschieht in der Weise, daß 
die Unterstützungsberechtigten ihre Ansprüche bei der von der 
Gemeinde bestimmten Stelle, z. B. dem Arbeitsnachweis, anmelden. 
Hierzu werden Formulare bereitgehalten, die auszufüllen sind. 
Diese Formulare enthalten zugleich die Fragen, aus deren Beant­
wortung sich das Vorliegen der Voraussetzungen für den Unter­
stützungsanspruch ergibt. 

Liegen diese Voraussetzungen nicht vor, so wird die Unter­
stützung kurzerhand abgelehnt. Gegen die Ablehnung ist form­
und fristlose Beschwerde an einen Fiirsorgeausschuß zu­
lässig. Fürsorgeausschüsse sind bei jeder Gemeinde zu bilden und 
bestehen aus einem Unparteiischen als Vorsitzenden und der 
gleichen Anzahl von Arbeitgebern und Arbeitnehmern als Bei­
sitzern. Gegen die Entscheidung des Fürsorgeausschusses ist 
weitere Beschwerde an die Kommunalaufsichtsbehörde zulässig, 
die endgültig entscheidet (§ 13) 1). 

Wird eine Unterstützungsberechtigung dagegen anerkannt, 
so ist zu unterscheiden, ob die Unterstützungsberechtigten einer 
Arbeitnehmerorganisation angehören oder nicht. Sind sie Mit­
glieder einer solchen Organisa tion, so sind sie dieser zur weiteren 
Kontrolle und Auszahlung der Unterstützungen zu überweisen, 
wenn die Organisation es beantragt und gewisse Garantien erfüllt, 
nämlich einerseits satzungsgemäß ihren Mitgliedern eine Erwerbs­
oderArbeitslosenunterstützung gewährt und andererseits genügende 
Sicherheit dafür bietet, daß die Auszahlung der Unterstützung 
und die Kontrolle der Erwerbslosen ordnungsmäßig erfolgt. Für 
Nichtorganisierte 2) erfolgt dagegen die Kontrolle und Aus­
zahlung durch die Gemeinde. Zum Zweck der Kontrolle haben 
sich die Arbeitslosen regelmäßig beim Arbeitsnachweis zu melden, 
um dort etwa vorhandene Arbeit nachgewiesen zu erhalten 3). 

1) Dagegen sind die Schlichtungsausschüsse in Fragen der Erwerbs­
losenfiirsorge niemals zuständig. Mitteilungen Heft 17, S. 8, Heft 20, S. 5. 
Auch die ordentlichen Gerichte oder Arbeitsgerichte sind niemals zuständig. 
Gew. u. Kaufm.Ger. 24, S.213. 

2) Bzw. für nicht überwiesene Organisierte. 
3) In Zusammenarbeit mit den Arbeitsnachweisen Bollen die Fürsorge­

ausschüsse darauf hinwirken, daß den Erwerbslosen baldmUglich Arbeit 
vermittelt wird, hierzu sind die bereits Hingere Zeit Unterstützten der 
ZentralauskunftsteIle (vg\. oben S.34) unter Angabe ihrer Verwendungs­
fähigkeit namhaft zu machen (§ 13 Abs.4). 
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Ist dies nicht möglich, so erhalten sie darüber eine Bescheinigung, 
auf Grund deren die Auszahlung durch die Gemeindekasse erfolgt. 

Zur Feststellung des Sachverhalts bei teilweiser Erwerbs­
losigkeit sind die Arbeitgeber verpflichtet, über den Arbeits­
verdienst Auskunft zu geben. Auch müssen sie auf Erfordern der 
Gemeinden die Errechnung und vorschußweise Auszahlung der 
Unterstützung in solchem Falle kostenlos selbst besorgen (§ 9, 
Abs.2, Satz 2). 

H. Die Auszahlung erfolgt in allen )j'ällen unmittelbar an den 
Unterstützungsberechtigten selbst oder bei dessen Behinderung 
an einen Vertreter, der sich über seine Vollmacht zur Empfang­
nahme ausweisen kann. Nur im Falle des Getrenntlebens der 
Ehegatten kann die Auszahlung der Familienzuschläge auch an 
denjenigen erfolgen, in dessen Haushalt das getrennt lebende 
Familienmitglied verpflegt wird (§ 9, Abs. 1, Satz 6). 

Drittes Kapitel. 

Die Kl'ankenfürsorge der Erwerbslosen 1), 

§ 25. 

Allgemeines. 
1. Die Krankenfürsorge der Erwerbslosen bildet logisch und 

gesetzestechnisch einen Bestaudteil der Erwerbslosenfürsorge, 
wenn sie auch in der rechtlichen Ausgestaltung der allgemeinen 
Krankenversicherung der R.V.O. angenähert und geradezu in 
diese eingegliedert ist. Dies kommt auc;h äußerlich dadurch zum 
Ausdruck, daß sie nicht in einer die R.V.O. ergänzenden Ver­
ordnung, sondern in der V.O. über Erworbslosenfürsorge 
in den §§ 12a-f mitgeregelt ist. 

H. Eine besondere Krankenfürsorge der Erwerbslosen war 
schon darum notwendig, weil die Erwerbslosenunterstützung 
nur unter der Voraussetzung bestehender Arbeitsfähigkeit ge­
währt wird (vgl. oben S. 98). Trat daher eine Arbeitsunfähigkeit 
infolge von Krankheit ein, so hörte die Erwerbslosenunterstützung 
auf. Andererseits bot die Krankenversicherung der R.V.O. den 
Erwerbslosen keinen Schutz. Denn die Krankenversicherung gilt 
nur unter der Voraussetzung einer versicherungspflichtigen Be­
schäftigung, während der Erwerbslose ja gerade beschäftigungslos 

1) Literatur: Kaskel in Ortskrankenkasse S.65 u. S. 343, Spiel­
hag e n in Monatsschrift f. Arb. u. Ang. Vers. Sp. 81 u. Sp. 353, ~I Ü 11 er. 
in Arbeiterversorgnng S.281, Jäger in Arbeiterversorgnng 8.121 u. 150 
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ist. Und auch die Bestimmung des § 214 R.V.O., wonach im Falle 
der Erwerbslosigkeit die Krankenversicherung noch auf 3 Wochen 
nachWirkt, wenn eine genügend lange Zeit der Pflichtver­
sicherung vorangegangen ist, bot keinen Schutz. Denn die Er­
werbslosigkeit, der es jetzt abzuhelfen galt, pflegte die Dauer von 
3 Wochen wesentlich zu überschreiten; auch hatten viele jetzt 
Erwerbslose früher eine krankenversicherungspflichtige Beschäfti­
gung gar nicht gehabt, so daß die Bestimmung des § 214 R.V.O. 
ohnehin für sie nicht in Betracht kam. 

III. Trotzdem ist die neue Gesetzgebung über Erwerbslosen­
fürsorge an die Schaffung einer Krankenfürsorge für die Erwerbs­
losen nur zögernd -herangetreten. 

Die ursprüngliche V.O. vom 13.11. 18 enthielt eine solche Für­
sorge überhaupt noch nicht, .sondern beschränkte sich lediglich 
auf die Bestimmung, daß die Gemeinden bei solchen Erwerbs­
losen, die zur Weiterversicherung berechtigt waren, die Kosten 
dieser Versicherung im Wege der freiwilligen Mehrleistung über­
nehmen können. Erst die ergänzende V.O. vom 21. 12. 18 brachte, 
wiederum in Anknüpfung an die Weiterversicherung, eine eigent­
liche Krankenfürsorge, indem nunmehr die Gemeinden ver­
pflichtet wurden, alle Erwerbslosen, die zur Weiterversicherung 
berechtigt waren, bei ihrer früheren Kasse zur Weiterversicherung 
anzumelden und die Beiträge aus Mitteln der Erwerbslosenfürsorge 
zu zahlen. Unterließ die Gemeinde die rechtzeitige Anmeldung, 
so sollte sie selbst im Erkrankungsfalle an Stelle der Kasse deren 
Leistungen zu gewähren haben. Wer hiernach keine Krankenfür­
sorge erhielt, sollte im Falle der Erkrankung die Erwerbslosen­
unterstützung weiter beziehen. 

Diese Regelung nötigte die Gemeinden, alle Erwerbslosen 
daraufhin zu prüfen, ob und wo sie zur Weiterversicherung be­
rechtigt waren, eine Arbeit, die bei den großen Gemeinden mit 
ihren Riesenzahlen von Erwerbslosen praktisch undurchführbar 
war. Diese Gemeinden suchten sich daher dadurch zu helfen, daß 
sie mit ihren Allgemeinen Ortskrankenkassen Vereinbarungen tra­
fen, wonach schlechthin alle ihre Erwerbslosen dort zur Kranken­
versicherung angemeldet werden sollten, ohne Rücksicht auf Weiter­
versicherungsrecht und Kassenzuständigkeit. Dieser zunächst 
gesetzwidrige Zustand ist durch die V.O. vom 15.4. 19 legalisiert 
worden; dort ist zugleich die Krankenfürsorge der Erwerbslosen 
formell neugeordnet und damit die bisherige Entwicklung zu einem 
gewissen Abschluß gebracht. 

IV. Hiernach sind verschiedene Formen der Krankenfürsorge 
für Erwerbslose zu unterscheiden, nämlich die regelmäßige Form 
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der Krankenfürsorge, die sich auf dem Recht der Erwerbslosen 
zur Weiterversicherung aufbaut (§ 26), und Ausnahmeformen einer 
solchen Fürsorge, die auf besonderer Vereinbarung beruhen oder 
wegen Unerreichbarkeit der zuständigen Kasse bestehen (§ 27). 
Greift keine dieser Formen Platz, so beschränkt sich die Kranken­
fürsorge der Erwerbslosen darauf, daß ihnen trotz mangelnder 
Arbeitsfähigkeit die Erwerbslosenuriterstützung fortbezahlt wird 
(§ 28). 

§ 26. 
Die regelmäßige Form der Krankenfürsorge. 

In der Regel besteht die Krankenfürsorge der Erwerbslosen 
darin, daß ausschließlich diejenigen Erwerbslosen 1), die zur 
Weiterversicherung berechtigt sind, von der Gemeinde, von 
der sie Erwerbslosenunterstützung beziehen, zur Weiterversiche­
rung anzumelden sind. Sie beziehen dann im Krankheitsfalle die 
auf Grund der R.V.O. und der Satzung ihrer Kasse ihnen zustehen­
den Leistungen (§ 12 a) . 

1. Zur Weiterversicherung berechtigt sind 2) nach § 313 
R. V. O. Kassenmitglieder, die vor ihrem Ausscheiden eine bestimmte 
l\1:indestzeit hindurch zwangsversichert gewesen sind, und die das 
Recht zur Weiterversicherung nicht hinterher verloren haben 3). 

A. Die Mindestzeit vorangegangener Zwangsversicherung be­
trägt entweder in den letzten 12 Monaten 26 Wochen oder un­
mittelbar vorher 6 Wochen. Für Kriegsteilnehmer und Hilfs­
dienstpflichtige wird diese Berechnung in zweifacher Weise ab­
geändert 4) : 
1. Einmal wird die Dauer der Versicherung vor und nach dem 

Kriege, bzw. vor und nach Übernahme ·einer nicht versiche­
rungspflichtigen Beschäftigung auf Grund des Hilfsdienst­
gesetzes als einheitliche Zeit gerechnet, es wird also die Mili­
tärzeit nicht als eine Unterbrechung der Versicherungs­
dauer behandelt, sondern sie bleibt überhaupt unberück­
sichtigt, so daß die Dauer einer Zwangsversicherung vor und 
nach solchen Zeiten zusammengezählt wird. 

1) Nur voll El'werbslose kommen in Fra~e, vgl. Mitteilungen Heft 21, S. 9 
2) Vgl. Kaskel, Ortskrankenkasse 1919, S.65/66. 
3) Ferner die bisher freiwillig Versicherten. Dagegen fallen nich' 

uuter die V.O. die nach § 176 R.V.O. Versicherungsberechtigten, di« 
dieses Recht nicht ausgeübt haben. 

4) V.O. vom 16.11.16 (R.G.Bl. S.1279) § 2, V.O. vom 24.2.17 (R.G.BI 
S.l71) § 4. 
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2. Ferner wird eine Zeit der Erwerbslosigkeit nach Rückkehr 
in die Heimat bzw. nach Austritt aus einer nicht versiche­
rungspflichtigen Beschäftigung auf Grund des Hilfsdienst­
gesetzes nicht angerechnet, sondern bleibt ebenfalls un­
berücksichtigt. 

B. Das Recht der Weiterversicherung geht verloren durch Frist­
ablauf und Nichtzahlung von Beiträgen: 
1. Die' Frist, innerhalb welcher die Weiterversicherung bei 

Vermeidung des Ausschlusses geltend gemacht werden muß, 
beträgt 3 Wochen vom Ausscheiden aus der Kranken­
kasse ab. 

Jedoch sind alle Kriegsteilnehmer, die vor dem Kriege 
zur Weiterversicherung berechtigt waren, innerhalb von 
6 Wochen nach ihrer Rückkehr immer noch berechtigt, 
von diesem Recht Gebrauch zu machen l ). 

2. Die Nichtbezahlung der Beiträge bewirkt nach § 314 
R.V.O. den Verlust der Kassenmitgliedschaft, wenn zweimal 
hintereinander am Zahltag die Beiträge nicht entrichtet 
sind und seit dem ersten dieser Tage mindestens 4 Wochen 
vergangen sind. 

Für Kriegsteilnehmer gilt dies aber wiederum nur dann, 
wenn ihre Kassenmitgliedschaft schon vor ihrer Einziehung 
erloschen war. Ist der Verlust dagegen während der Kriegs­
zeit eingetreten, so sind sie innerhalb von sechs Wochen nach 
der Heimkehr zum Wiedereintritt in die Versicherung be­
rechtigt 2). 

H. Die Anmeldung der zur Weiterversicherung berechtigten 
Erwerbslosen erfolgt bei ihrer früheren Kasse, also bei derjenigen 
Krankenkasse, bei welcher der einzelne Erwerbslose zur Weiter­
versich~rung berechtigt ist, und zwar in seiner bisherigen Mit­
gliederklasse oder Lohnstufe. Die Anmeldung ist durch die Ge­
meinde zu bewirken, und zwar in gleicher Weise, wie wenn der 
Erwerbslose selbst von seinem Recht zur Weiterversicherung Ge­
brauyh machte. Die Anmeldung soll binnen 2 Wochen nach 
Beginn der Unterstützung, d. h. nach Stellung des Unterstützungs­
antrages erfolgen, doch ist eine Versäumung dieser Frist nicht 
mit Rechtsnachteilen für den Versicherten verbunden, sondern 
nur eine Ordnungsvorschrift für die Gemeinde, zu deren Inne­
haltung sie von ihrer Aufsichtsbehörde angehalten werden kann. 

1) V.O. vom 28.1.15 (R.G.Bl. S.49) § 1. 
2) Gesetz vom 4.8.14 (R.G.Bl. S.337) § 3. 



Ausnahmeformen deI' Krankenfürsorge. 125 

Auch die Beiträge sind von den Gemeinden in gleicher Weise 
zu zahlen, wie wenn der Erwerbslose auf Grund seines Rechts zur 
Weiterversicherung sie selbst entrichtete, und zwar werden sie zu 
diesem Zweck aus den Mitteln der Erwerbslosenfürsorge ent­
nommen, treffen also nur in Höhe von je 2/12 die Gemeinde end­
gültig, während in Höhe von Gh2 das Reich, in Höhe von 4/12 das 
Land erstattungspflichtig ist. 

Versäumt die Gemeinde die rechtzeitige Anmeldung oder 
Beitragszahlung, und verliert dadurch der zur Weiterversicherung 
berechtigt gewesene Erwerbslose den Anspruch auf Krankenfür­
sorge gegen seine Kasse, so muß die Gemeinde selbst an Stelle der 
Kasse gleiche oder gleichwertige Leistungen gewähren, wie diese 
sie gewährt hätte. Ob die Versäumnis verschuldet war oder nicht, 
ist hierbei unerheblich. 

Ur. Die Leistungen sind in vollem Umfang nach Gesetz und 
Satzung so zu gewähren, wie wenn der Erwerbslose selbst von seinem 
Recht der Weiterversicherung Gebrauch gemacht hätte. Die Tat­
sache daß es sich um einen Erwerbslosen handelt, ist für die Kasse 
und ihre Leistungen unerheblich. Dagegen fällt die Erwerbslosen­
unterstützung weg, wenn der Erwerbslose wegen Erwerbsunfähig­
keit Leistungen der Krankenversicherung bezieht, also sowohl 
neben dem Bezug von Krankengeld wie von Krankenhauspflege, 
dagegen nicht, wenn lediglich Krankenpflege gewährt wird. Eine 
Ausnahme hiervon gilt nur für die Zuschläge für Familienmit­
glieder, die unabhängig von dem Bezug der Leistungen der Kran­
kenversicherung. an den Erwerbslosen fortzuentrichten sind. 

§ 27. 
Ausnahmeformen der Krankenfiirsorge. 

Von der l~egel, daß die Krankenversicherung der Erwerbslosen 
auf die zur Weiterversicherung Berechtigten beschränkt ist, welche 
die Versicherung bei ihrer früheren Kasse fortsetzen, bestehen 
zwei Ausnahmen, nämlich einmal für den Fall, daß die Ge­
meinde eine abweichende Vereinbarung trifft, und anderer­
seits für den Fall, daß die frühere Kasse nicht erreichbar ist. 

1. Nach § 12b sind die Gemeinden berechtigt, im Wege der 
Vereinbarung die Rechtsgrundlagen der Krankenversicherung der 
Erwerbslosen wesentlich umzugestalten. Danach dürfen sie näm­
lich alle Erwerbslosen ohne Rücksicht darauf, ob und wo sie zur 
Wei terversicherung berechtigt sind, unterschiedslos bei ein e r 
einzigen Kasse versichern. Dadurch entfällt für sie die 
schwierige und zeitraubende Prüfung, und es beschränkt sich 
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ferner ihr Schriftwechsel auf den Verkehr mit einer einzigen Kasse, 
die damit für alle Erwerbslosen zuständig wird. Voraussetzung 
hierfür ist jedoch, daß es der Gemeinde gelingt, eine diesbezügliche 
Vereinbarung tatsächlich zu treffen, und zwar entweder mit der 
Allgemeinen Ortskrankenkasse oder mit einer anderen Kranken­
kasse ihres Bezirks, deren Leistungen denen der Allgemeinen Orts­
krankenkasse mindestens gleichwertig sind. Ob eine solche Ver­
einbarung getroffen werden soll oder nicht, liegt ausschließlich im 
freien Ermessen der Gemeinde wie der Kasse, die beide von keiner 
Seite hierzu gezwungen werden können. 
A. In solchem Falle entsteht für die Erwerbslosen eine Versiche­

rung eigener Art, die ihrer rechtlichen Natur nach weder 
Pflichtversicherung noch freiwillige Versicherung ist, vielmehr 
insofern der Privatversicherung nahesteht, als ihre Grundlage 
lediglich die zwischen Gemeinde und Kasse getroffene Verein­
barung bildet. Diese Vereinbarung selbst ist indessen nicht als 
privatrechtlicher Versicherungsvertrag anzusehen, sondern als 
eine analog einem Tarifvertrag auf Grund staatlicher Er­
mächtigung im Wege der Rechtsvereinbarung geschaffene 
objektive Rechtsnorm, die an Stelle und in Ergänzung des 
Gesetzes die Krankenfürsorge der Erwerbslosen für den Bezirk 
einer Gemeinde selbständig regeltI). Eine solche Versicherung 
entfernt sich auch dadurch von der rechtlichen Struktur der 
sonstigen Sozialversicherung, daß die Versicherungsfähigkeithier 
nicht auf bestimmte Berufsstände beschränkt, sondern auf alle 
Erwerbslosen erstreckt ist, für die ihrerseits nach dem Obigen 
(vgl. S. 97) eine berufsständische Beschränkung nicht besteht. 

B. Die rechtlichen Besonderheiten dieser Versicherung haben 
einige Sondervorschriften erforderlich gemacht, um sonst 
entstehende Lücken auszufüllen und diese Versicherung dem 
Aufbau der sonstigen Sozialversicherung einzugliedern. 

Vor allem ist diese Versicherung hinsichtlich ihrer Leistungen 
der Pflichtversicherung gleichgestellt. Ferrier ist als Grund­
lohn, für dessen Bemessung sonst jeder Anhalt fehlen würde, 
der Betrag der Erwerbslosenunterstützung angesetzt, soweit 
dieser den Höchstbetrag des Grundlohns bei der Kasse nicht 
übersteigt. Um ferner den Kreis der Versicherten nicht 
dauernd über den in der R.V.O. abgegrenzten Personenkreis zu 
erweitern, soll auf Grund einer solchen Versicherung nach dem 

1) Für den Inhalt der auf Grund der Vereinbarung entstehenden 
einzelnen Versicherungsverhilltnisse bleibt freilich das Recht der R.V.O. 
maßgebend. 
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Aufhören der Erwerbslosenunterstützung kein Recht zur 
Weiterversicherung bestehen. Um Doppelleistungen an Er­
werbslose auszuschließen, gilt sodann hier nicht die Bestimmung 
des § 214 RV.O.l), wenn der Erwerbslose bereits von der Er­
werbslosenkasse Leistungen erhält. Und endlich wird eine 
solche Versicherung der Erwerbslosen für die Erfüllung einer 
Wartezeit einer sonstigen Versicherung rechtlich gleichgestellt. 

C. Die unterschiedslose Versicherung der Erwerbslosen auf Grund 
einer Vereinbarung zwischen Gemeinde und Kasse enthält 
für die zur Weiterversicherung Berechtigten die Gefahr einer 
Verschlechternng ihrer Rechtsstellung insofern, als die 
Versicherung gemäß der Vereinbarung zu ungünstigeren Be­
dingungen erfolgen kann, als sie ihnen auf Grund ihres Rechts 
zur Weiterversicherung sonst zustehen würde. Darum haben 
die zur Weiterversicherung berechtigten Erwerbslosen das 
Recht zu verlangen, daß sie, obwohl eine solche Vereinbarung 
getroffen ist, trotzdem bei ihrer' eigenen Kasse angemeldet 
werden. Doch ist dieses Recht an eine Ausschlußfrist von 
3 Wochen vom Beginn des Bezuges der Erwerbslosenunter­
stützung oder vom Inkrafttreten einer solchen Vereinbarung 
an gebunden. 

Aber auch selbst wenn diese Frist versäumt ist, sollen die 
Erwerbslosen ihres früheren Rechtes nicht dauernd verlustig 
gehen, sondern können nach der Beendigung der Versicherung 
bei der Erwerbslosenkasse immer noch bei ihrer früheren Kasse 
die einstige Versicherung fortsetzen, wenn sie dieser Kasse 
binnen 3 Wochen ihren Wiederbeitritt erklären. 
11. Die zweite Ausnahme von der Regel der vVeiterversicherung 

der Erwerbslosen bei ihrer früheren Kasse ist für den Fall vor­
gesehen, daß diese Kasse nicht erreichbar ist, weil der geschäftliche 
Verkehr infolge Besetzung deutschen Gebietes durch eine feind­
liche Macht verhindert oder wesentlich erschwert ist. In diesem 
Falle sind solche Versicherte, ohne daß es einer besonderen Verein­
barung bedarf, ohne weiteres bei der Allgemeinen Ortskranken­
kasse, oder, wo diese nicht besteht, bei der Landkrankenkasse an­
zumelden. Für die Leistungen, die Berechnung des Grundlohns, die 
Nichtanwendbarkeit des § 214 und die Anrechnung einer solchen 
Versicherung auf eine Wartezeit gilt das Gleiche, wie für die Ver­
sicherung auf Grund einer Vereinbarung von Gemeinde und Kasse. 

1) Nach § 214 R.V.O. erhalten Versicherte, die wegen Erwerbslosigkeit 
ausscheiden, noch 3 Wochen lang im Erkrankungsfalle die Leistungen 
der Krankenversicherung von ihrer bisherigen Kusse. . 
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§ 28. 
Weiterzahlnng der Erwerbslosennntel'stütznng. 

Da nur Arbeitsfähige eine Erwerbslosenunterstützung erhalten, 
so hört mit dem Eintritt der Arbeitsunfähigkeit der Bezug der 
Erwerbslosenunterstützung grundsätzlich auf (vgl. oben S. 98). 
Nur solange eine Krankheit lediglich HeilbehamUung erfordert, 
nicht aber arbeitsunfähig macht, ist daher die Zahlung einer Er­
werbslosenunterstützung zulässig :Erwerbslosenunterstützung kann 
also nur neben Krankenpflege, niemals neben Krankengeld oder 
Krankenhauspflege bezogen werden 1). 

Wenn indessen Erwerbslose der Krankenversicherung über­
haupt nicht unterstehen, weil weder sie selbst zur Weiterver­
sicherung berechtigt sind, noch seitens ihrer Unterstützungs­
gemeinde eine Vereinbarung über die Versicherung der Erwerbs­
losen getroffen worden ist, so würde für solche Erwerbslose eine 
Fürsorge im Fall der Erkrankung überhaupt nicht bestehen. 
Darum wird in diesem Falle, wenn erkrankte Erwerbslose aus­
nahmsweise keine Leistungen der Krankenversicherung erhalten, 
von dem Erfordernis der Arbeitsfähigkeit als Voraussetzung des 
Unterstützungsanspruchs abgesehen. Erkrankte Erwerbslose, 
die keine Leistungen der Krankenversicherung beziehen, erhalten 
vielmehr nach ausdrücklicher Vorschrift des § 12f trotz mangeln­
der Arbeitsfähigkeit die Leistungen der Erwerbslosenunterstützung 
weiter. Diese Leistungen bilden dann einen Ersatz für eine sonst 
fehlende Krankenfürsorge solcher Erwerbsloser. 

Dritter Teil. 

Die Arbeitsleistung. 
§29. 

Übersicht. 
Die neue Reichsverfassung bestimmt in Art. 151: "Die 0 rd­

nung des Wirtschaftslebens muß den Grundsätzen der 
Gerechtigkeit mit dem Ziele der Gewährleistung eines 
menschenwürdigen Daseins für alle ents'prechen. In 
diesen Grenzen ist die wirtschaftliche Freiheit des Ein­
zelnen zu sichern." Die Durchführung dieser Bestimmung 

1) Nur die Zuschläge für Familienangehörige sind auch daneben zu 
gewähren, und zwar auch dann, wenn Hausgeld gezahlt wird (§ 12e Abs. 2). 
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erfolgt für das Gebiet des Arbeitsrechts durch die Regelung der 
Arbeitsleistung 1). 

Diese Regelung soll nach dem Inhalt der angeführten Ver­
fassungsbestimmung ein doppeltes Ziel erreichen: sie soll einmal 
dafür sorgen, daß dem Einzelnen nicht nur eine wirtschaftliche 
Daseinsmöglichkeit geschaffen wird, auf Grund derer er überhaupt 
weiterleben kann und nicht zu verhungern braucht, sondern es 
soll ihm ein "menschenwürdiges Dasein gewährleistet" werden. 
Soweit also die Ausführung der Arbeitsleistung die Lebenshaltung 
unter die hiernach erforderlichen Mindestanforderungen herab­
drücken würde, bedarf die Arbeitsleistung einer rechtlichen Rege­
lung, die dies verhindert. Und ferner soll die wirtschaftliche 
Freiheit des Einzelnen nur "in diesen Grenzen" gesichert sein. 
Soweit also eine schrankenlose Vertragsfreiheit die zu treffende 
Regelung zu beeinträchtigen vermöchte, muß die Regelung der 
Arbeitsleistung unabhängig von vertraglichen Vereinbarungen 
zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer durch zwingende Rechts­
normen unabänderlich festgelegt werden. 

Aus diesem doppelten Ziel ergeben sich Form und Inhalt 
einer rechtlichen Regelung der Arbeitsleistung: 

Der Form nach muß die Regelung entweder im Wege der 
Schaffung öffentlichrechtlicher Schutzpflichten der Arbeitgeber 
erfolgen, die gegenüber der Staatsgewalt bestehen, und auf deren 
Inhalt die Parteien eines Arbeitsvertrages daher ohnehin ohne 
Einfluß sind, oder aber zwar im Wege der Schaffung privatrecht­
licher Vertragspflichten, die indessen durch ausdrückliche Gesetzes­
bestimmung der Änderung durch Parteivereinbarung entzogen 
werden. Das neue Arbeitsrecht hat sich bei der Regelung der 
Arbeitsleistung beider Formen bedient. 

Inhaltlich muß die Regelung so ausgestaltet werden, daß 
nach Art und Maß der Arbeitsleistung die körperliche und seelische 
Integrität des Arbeitenden gewahrt bleibt und nach Wert und 

1) Ein "Recht der Arbeitsleistung" als Bestandteil des Arbeitsrechts 
gibt es nicht. Was vielmehr hier unter dem Begriff "Arbeitsleistung" 
zusammengefaßt wird, sind die beiden Bestandteile des Arbeitsrechts, 
die rechtsenzyklopädisch als "Arbeiterschutz" bzw. "Arbeitsvertrag" be­
zeichnet werden; da indessen die Darstellung hier auf das neu e Ar­
beitsrecht beschränkt ist, das neue Recht für diese beiden Gebiete aber 
nur einzelne Sätze geprägt hat (v/{l. unten S. 130), während in der Haupt­
sache das bisherige Recht unverändert g'eblieben ist, sodaß eine syste­
matische Gesamtdarstellung des neuen Arbeiterschutzrechts bzw. Arbeits­
vertragsrechts noch nicht möglich ist, so sind diese einzelnen Sätze nach 
ihrer wirtschaftlichen Bedeutung unter der Bezeichnung "Arbeitsleistung" 
zusammengefaßt. 

K a sIre I, Arbeitsrecht. 9 
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Ertragsfähigkeit der Arbeit eine angemessene Lebenshaltung des 
Arbeitenden ermöglicht wird. Die Integrität des Arbeitenden 
bestimmt sich einerseits nach der Gefährlichkeit, andererseits 
nach der Dauer der Arbeitsleistung, der Ertrag der Arbeit nach 
Höhe und Art des Arbeitslohnes. ' 

Dieses weite Gebiet der Arbeitsleistung ist indessen bisher 
nicht in seinem gesamten Umfang neu geregelt, und es ist dem­
gemäß im Gegensatz zu Arbeitsbeschaffung und Arbeitslosen­
fürsorge für die Arbeitsleistung bisher kein eigentlicher rechtlicher 
Neubau versueht worden. Das neue Arbeitsrecht hat sich viel­
mehr zunächst auf die Aufstellung einzelner Vorschriften über die 
Arbeitsleistung beschränkt. Vor allem ist bezüglich der Gefähr­
lichkeit der Arbeit (Betriebs- oder Gefahrenschutz) eine Neurege­
lung völlig unterblieben, hier ist vielmehr das bisherige Recht 
unverändert aufrecht erhalten 1). Dagegen findet sich zwar eben­
falls keine vollständige Neuregelung, wohl aber die Neuregelung 
einzelner Teilgebiete für das Recht der Arbeitszeit und des Arbeits­
lohnes. Die Lehre von der Regelung der Arbeitsleistung nach 
neuem Arbeitsrecht zerfällt daher in die Lehre von der Neurege­
lung der Arbeitszeit (Kap. I) und von der Neuregelung des Arbeits­
lohnes (Kap. II). 

1) Abgesehen von der Mitwirkung der Betriebsräte an den Verhü­
tungsmaßnahmen vgI. unten S. 204 u. 211. Ferner ist die Bekanntmachung 
des Reichskanzlers vom 26. 5. 03 über Einrichtung und Betrieb von An­
lagen znr Herstellung von Bleifarben und anderen Bleiprodukten durch 
eine neue V.O. vom 27.1. 20 (R.G.Bl. S. 109) ersetzt. Die neue V.O. enthält 
indessen im wesentlichen nur technische Verbesserungen in einer Reihe 
von Einzelheiten, ferner eingehende Bestimmungen über die bereitzuhal­
tende ~(ldeeinrichtung \§ 16) und vor allem eine Erweiterung der ärzt­
lichen Uberwachung, wonach nur solche Arbeiter eingestellt werden 
dürfen, bei denen dies der Arzt für unbedenklich erklärt hat (§ 17). Auch 
ist die Arbeitszeit in Oxydierkammern und für das Verpacken von Blei­
produkten in trockenem Zustand und das Zuschlagen der damit gefüllten 
Fässer von 8 Stunden auf 6 Stunden herabgesetzt (§ 12). 

Endlich gehört hierher das Gesetz über weibliche Angestellte in 
Gast- und Schankwirtschaften vom 15.1. 20 (R.G.BI. S. 69). Danach haben 
die Landeszentralbehörden oder die von ihnen bezeichneten Behörden 
zur Wahrung der Gesundheit und Sittlichkeit in Gast- und Schankwirt­
schaften Vorschriften über Zulassung, Beschliftig)!ng und Art der Ent­
lohnung weiblicher Angestellter zu erlassen. Die Ubertretung dieser Vor­
schriften ist mit Strafe bedroht. Die Vorschriften sind der Volksvertretung 
des Landes vorzulegen nnd auf deren Verlangen wieder aufzuheben. 
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Erstes Kapitel. 

Die Regelung der Arbeitszeit. 
§ 30. 
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1. Die Regelung der Arbeitszeit ist gesetzestechnisch im neuen 
Arbeitsrecht nicht einheitlich für alle Arbeitnehmer erfolgt, 
sondern getrennt für gewerbliche Arbeiter im allgemeinen, für die 
Arbeiter in Bäckereien und Konditoreien im besonderen, und für 
Angestellte. Für die ersteren gilt die V.O. vom 23. 11. 18 (RG.BI. 
S. 1334), ergänzt durch V.O. vom 17.12.18 (RG.BI. S. 1436), 
für die Arbeiter in Bäckereien und Konditoreien gilt die V.O. vom 
23.11.18 (RG.BI. S.1329), für die Angestellten die V.O. vom 
18. 3. 19 (RG.BI. S. 315). Sowohl für Arbeiter wie für An­
gestellte, sofern sie im Handelsgewerbe beschäftigt sind, end­
lich gilt die V. O. vom 5. 2. 19 über Sonntagsruhe (RG.BI. 
S.176). Die Verordnungen über die Regelung der Arbeitszeit für 
Arbeiter und Angestellte ("Arb.V.O." und "Ang.V.O.") gelten 
nur für die Zeit der wirtschaftlichen Demobilmachung, während 
die Bäckerei-V.O. vom 23.11. 18 ("Bäck.V.O.") und die V.O. 
über Sonntagsruhe im Handelsgewerbe vom 5. 2.19 auch darüber 
hinaus gelten 1). 

H. Die in diesen Verordnungen geschützten Personenklassen 
sind im wesentlichen für alle genannten Verordnungen einheitlich 
bezeichnet. Dem neuen Arbeitszeitschutz unterstehen danach 
einerseits gewerbliche2) Arbeiter und andererseits Angestellte. 
Wer als Angestellter anzusehen ist, untersteht lediglich den für 
Angestellte, nicht den für Arbeiter geltenden Bestimmungen. Die 
letzteren gelten also nicht, insoweit jemand nach den besonderen 
Bestimmungen der hier in Betracht kommenden Verordnungen 
als Angestellter anzusehen ist,. mag er auch im Sinne der Gew.O. 
und sonstiger Gesetze, vor allem des Ang.Vers.Ges., Arbeiter 

1) Die Literatur liber das neue Arbeitszeitrecht behandelt meist nicht 
die gesetzliche, sondern die durch Tarifvertrag zu treffende Regelung 
der Arbeitszeit, vor allem für die Bergarbeiter. V gI. indessen die eingehende 
Darstellung von Gottschalk, Die Regelung der Arbeitszeit der An­
gestellten. Jur. Woch. 19, S.353. Kürzere Inhaltsangabe der neuen Be­
stimmungen Arbeiterrechtsbeilage des Korrespondenzblatts der General­
kommission der Gewerkschaften Deutschlands 19, S. 18. 
, 2) Über die auf vÖllig anderer (privatrechtlicher) Grundlage beruhende 
Regelung der Arbeitszeit der landwirtschaftlichen Arbeitnehmer vgl. unten 
S.275. 

9* 
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sein 1). Der Schutz ergreift alle Personen ohne Unterschied des 
Alters, des Geschlechts oder der Staatsangehörigkeit und enthält 
damit für die erwachsenen Männer, für die es bisher, abgesehen 
von der Sonntagsruhe, nur den hygienischen Arbeitszeitschutz 
des § 120f Gew.O. gab, eine wesentliche Erweiterung. 
A. Wer als gewerblicher Arbeiter geschützt ist, ist einmal nach 

seiner Berufsstellung, andererseits nach der Art des Betriebes 
bestimmt, in dem die Beschäftigung stattfindet. 
1. Nach der Berufsscellung gelten als gewerbliche Arbeiter 

alle unter Titel VII der Gew.O. fallenden Personen, soweit 
sie nicht als Angestellte geschützt sind. Zu den gewerb­
lichen Arbeitern im Sinne dieser Vorschrift gehören aber 
außer den eigentlichen Arbeitern einschließlich der Ge­
sellen, Gehilfen und Lehrlinge auch fast alle technischen 
Angestellten, weil ihre Tätigkeit mit der der gewerblichen 
Arbeiter so eng verbunden ist, daß die Arbeitszeit beider 
gleichartig geregelt werden mußte (§ ll, Nr.2 Ang.V.O.). 

2. Die Betrie be, in denen diese Arbeiter dem Schutz unter­
stellt sind, sind aUe gewerblichen Betriebe einschließlich 
des Bergbaues, ohne Unterschied, ob sie einem privaten 
Unternehmer oder dem Reich, einem Land oder einer Ge­
meinde gehören, und ob sie in der Absicht der Gewinn­
erzielung betrieben werden. Zum Gewerbe gehört auch das 
Handelsgewerbe, sowie ein landwirtschaftlicher Neben­
betrieb gewerblicher Art2) (Artikel I Arb.V.O.). 

Einen besonderen Schutz genießen die Arbeiter in: ge­
werblichen Bäckereien und Konditoreien, sowie die Ar­
beiter in Wirtschaften aller Art, die mit der Herstellung 

1) A. M. Pottboff, Arbeitsrecht S.72/73, der annimmt, der Ausdruck 
"gewerbliche Arbeiter" könne nur im Sinne der Gew.O. Titel Vll ver­
standen werden, umfasse hier aber auch die Angestellten einschließlich 
der Handlungsgehilfen. Richtig ist zwar, daß der Titel VII grundsätzlich 
auch ftir diese gilt. Praktiscb ist aber seine Geltung durch § 154 Gew. O. 
so gut wie ausgeschlossen. Gerade die für die Arbeitszeit in Betracht 
kommenden Bestimmungen der Gew.O., an welche doch die neuen Ver­
ordnungen anknüpfen, gelten danach für die kaufmännischen Angestellten 
nicht. Dazu kommt, daß man die Verhältnisse der Angestellten offenbar 
besonders regeln und nicht unter die obige Hegelung für Arbeiter fallen 
lassen wollte (vgl. Denkschrift des Reichsarbeitsministers Bauer für die 
Nationalversammlnng S. 31). So kommt man zu obigem Ergebnis. 

2) Der hier mitgeregelte Arbeitszeitschutz der landwirtschaftlichen 
Nebenbetriebe wird indessen durch die Regeluug der Landarbeitsordnung 
vielfach modifiziert (vgI. unten S. 270ff.l. Denn die Landarbeitsordnung ist 
das spätere Gesetz, und was danach als Inhalt des Arbeitsvertrages erlaubt 
ist, kann nicht gleichzeitig durch öffentIichrechtliche Schutzvorschriften 
verboten sein. 
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von Bäcker- und Konditorwaren beschäftigt werden 1). 

Zu den gewerblichen Bäckereien und Konditoreien gehören 
nach § 10 Bäck.V.O. auch die Bäckereien von Konsum- und 
anderen Vereinen. 

B. Auch wer als Angestellter dem neuen Arbeitszeitschutz unter­
stellt ist, bestimmt sich einmal. nach seiner Berufsstellung, 
andererseits nach dem Gegenstand des Unternehmens, in 
welchem die Beschäftigung erfolgt. 
1. Nach ihrer Berufsstellung gelten nach § 11 Ang.V.O. als 

Angestellte die kaufmännischen, technischen und Bureau­
angestellten, sowie die Lehrlinge, die sich in einer geregelten 
Ausbildung zu einer solchen Stellung befinden. Für die 
technischen Angestellten gilt dies indessen nur, soweit sich 
ihre Arbeitszeit praktisch von der der Arbeiter trennen läßt; 
anderenfalls gehören sie zu den gewerblichen Arbeitern. 
Dagegen gehören zu den Bureauangestellten hier auch solche, 
die niedere oder mechanische Dienste leisten, daher nach 
dem Ang,Vers.Ges. als Arbeiter anzusehen wären. 

Ausgenommen vom neuen Arbeitszeitschutz sind ledig­
lich besonders hervorragende Angestellte, nämlich einmal 
die Generaldirektoren und die im Handels- oder Genossen­
schaftsregister eingetragenen Vertreter des Unternehmers, 
und ferner auch andere Angestellte in leitender Stellung, 
wenn sie entweder Vorgesetzte von mindestens 20 Ange­
stellten oder 50 Arbeitnehmern sind, oder wenn ihr Jahres­
arbeitsverdienst 7000 Mark übersteigt. 

2. Der Gegenstand des Unternehmens, in welchem die 
Angestellten beschäftigt werden, ist grundsätzlich unerheb­
lich. Vielmehr erstreckt sich der Schutz auf die Ange­
stellten in allen Betrieben oder Bureaus, ohne Rücksicht 
darauf, ob diese Betriebe einem Privatunternehmer oder 
einer Körperschaft des öffentlichen Rechts gehören, ob sie 
in der Absicht der Gewinnerzielung geführt werden und 
welches ihr Gegenstand ist. Ausgenommen sind nur die 
Betriebe der Land- oder Forstwirtschaft einschließlich ihrer 
Nebenbetriebe und die Apotheken. Angestellte, die dort 
beschäftigt sind, fallen also nicht unter den neuen Schutz 2). 
Auch sind für solche Angestellte, die gemeinsam mit Be-

1) Genannt werden in §1, Abs.3 Gast- und Schankwirtschaften, Speise­
anstalten aller Art (Pensionen, Heilanstalten, Fabrikkantinen), Warenhäuser, 
Mühlen und andere gewerbliche Betriebe, sowie Bahnhofswirtschaften. 

2) Wegen der Sonntagsruhe in Apotheken vgl. unten S.151, wegen 
der Angestellten in landwirtschaftlichen Betrieben unten S. 273. 
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amten von Körperschaften des öffentlichen Rechts be­
schäftigt werden, mangels abweichender Vereinbarung die 
für Beamte geltenden Dienstvorschriften maßgebend (§§ 13, 
14 Ang.V.O.). 

IH. Die rechtliche Durchführung der Regelung der Arbeitszeit 
ist im neuen Arbeitsrecht in der gleichen juristischen Form erfolgt, 
wie im bisherigen Recht, nämlich durch Auferlegung einer öffent­
lichrechtlichen, dem Staate gegenüber bestehenden Pflicht an die 
Arbeitgeber, die Beschäftigung ihrer Arbeitnehmer zu bestimmten 
Zeiten und über eine gewisse Dauer hinaus zu unterlassen. 

Die Überwachung dieser Pflicht obliegt den Gewerbeaufsichts­
beamten bzw. im Bergbau den Bergrevierbeamten, für die Ange­
stellten kann sie daneben auch den ordentlichen Polizeibehörden 
oder besonderen Beamten übertragen werden 1). Damit ist die Ge­
werbeaufsicht grundsätzlich über den Bereich ihrer bisherigen 
Zuständigkeit hinaus für das Gebiet des Arbeitszeitschutzes zu 
einer allgemeinen Arbeitsaufsicht erweitert2 ). Die mit der 
Überwachung betrauten Beamten können mit dem Betriebsrat 
und dem Arbeitgeber verhandeln und selbständig den Betriebsrat 
einberufen (Art. IX Arb.V.O., § 16 Ang.V.O., § II Bäck.V.O.). 

Übertritt ein Arbeitgeber die ihm auferlegten Pflichten, so wird 
er mit Geldstrafe bis zu 2000 Mark bzw. 6 Monaten Gefängnis, 
im Wiederholungsfalle bei vorsätzlichem Handeln sogar mit Geld­
strafe von 100-3000 Mark bestraft. Doch liegt der Fall der Wieder­
holung nur bei zweimaliger rechtskräftiger Verurteilung vor, wenn 
seit der letzten Verurteilung nicht mehr als. 3 Jahre bis zur 
Begehung der neuen Straftat vergangen sind (Art. X Arb.V.O., 
§ 18 Ang.V.O., § 12 Bäck.V.O.)3). 

IV. Für die Gliederung des Stoffes ist ebenso wie im bisherigen 
Recht zu unterscheiden die Regelung für den einzelnen Arbeitstag 
und für die einzelne Arbeitswoche. Der gesamte Arbeitszeitschutz 
zerfällt daher einerseits in den Tagesschutz und andererseits in 
den Wochenschutz. Für beide Zeitperioden läßt ferner die Rege­
lung drei verschiedene Fälle unterscheiden: einmal ist ein be­
stimmtes Maximum an Arbeitsdauer festgesetzt, über das hinaus 
eine Beschäftigung nicht stattfinden darf (Maximalarbeitstag 

1) Die Aufsicht über Betriebe und Bureaus der Körperschaften des 
öffentlichen Rechts steht den die allgemeine Dienstaufsicht führenden 
Behörden zu (§ 16, Abs. 2 Ang. V. 0.) . 

. ~} Vgl. auch Potthoff, Gew.- u. Kaufm.Ger. 24, S. 260, und über 
die Ubertragung weiterer Aufgaben an die Gewerbeaufsicht Fischer, 
Soz. Monatshefte 19, Bd. II, S.788. 

3) Für die Verjährung gilt § 145, Ahs. 2 Gew.O. Gottschalk, a.a.O. 
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bzw. Maximalarbeitswoche). Ferner ist eine bestimmte Ver­
teilung der Arbeit und Ruhe auf einzelne Stunden bzw. Tage 
innerhalb des einzelnen Arbeitstages bzw. der Arbeitswoche vor­
genommen (Arbeits- und Feierstunden bzw. Arbeits- und Feier­
tage), und endlich ist eine Unterbrechung der Arbeit durch zeit­
liche Zwischenräume in Gestalt von Pausen, Mindestruhezeiten 
und arbeitsfreien Tagen vorgesehen. 

Die Regelung der Arbeitszeit gliedert sich daher in den Tages­
schutz (§ 31) und den Wochenschutz (§ 32), und zerfällt für jeden 
von ihnen in die Regelung der Höchstdauer (I), der Verteilung (II) 
und der Unterbrechung der Arbeit (III) 1). 

§31. 
Der Arbeitstag. 

1. Ein gesetzlicher Maximalarbeitstag bestand im bisherigen 
Recht nur für Frauen und für Jugendliche. Für erwachsene 
männliche Arbeiter war dagegen nach § 120f Gew.O. nur der 
sogenannte hygienische Maximalarbeitstag eingeführt, wonach 
für einzelne Gewerbe, in denen durch übermäßige Dauer der täg­
lichen Arbeitszeit die Gesundheit der Arbeiter gefährdet war, 
durch behördliche Anordnung die Dauer der Arbeitszeit beschränkt 
werden konnte 2). 

Dagegen verhieß bereits der Aufruf des Rates der Volksbeauf­
tragten spätestens zum 1. Januar 1919 die Einführung des all­
gemeinen 8stündigen Maximalarbeitstages. Diese Verheißung ist 

1) Das künftige Recht dürfte auch längere Abschnitte, vor allem das 
Arbeitsjahr, der Regelung zugrunde legen, wobei indessen die drei Mittel 
der Regelung (Bestimmung der Höchstdauer, der Verteilung und der Unter­
brechung der Beschäftigung) die gleichen bleiben. Ansätze hierzu finden 
sich bereits im geltenden Recht: 
a) Einmal wird, soweit Ausnahmen vom Arbeitszeitschutz zugelassen wer­

den, gleichzeitig bestimmt, daß diese Ausnahmen eine bestimmte Höchst­
zahl von Tagen nicht übersteigen dürfen. 

b) In der Landarbeitsordnung ist die Höchstdauer der Arbeitszeit für 
die verschiedenen Jahresdrittel verschieden bestimmt (vgl. unten S. 275). 
Eine ähnliche Bestimmung galt übrigens auch schon bisher nach § 14 
der Preuß. V.O. für Spiegelbeleganstalten vom 18.5.89 (R.M.BI. S. 77). 

c) Eine Unterbrechung des Arbeitsjahres durch Urlaubszeiten ist gesetz­
lich zwar noch nicht vorgeschrieben, in Tarifverträgen aber schon jetzt 
regelmäßig ausbedungen und dürfte künftig auch Bestandteil des Schutz­
rechts werden. Vgl. dazu auch Mitteilungsblatt .. des Schlichtungsaus­
schusses Groß-Berlin 8, S.86, und für Deutsch-Osterreich Grünberg 
in Gew. u. Kaufm.Ger. 25, S. 36ff. 

2) Nur für die in Steinkohlenbergwerken an Betriebspunkten mit einer 
gewöhnlich höheren Temperatur als + 28° C unterirdisch beschäftigten Ar­
beiter galt nach § 93 c des Allg. Berg. Ges. ein 6 stündiger Maximalarbeitstag. 
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durch die beiden Verordnungen vom 23. 11. 18 für gewerbliche 
Arbeiter im allgemeinen und für Arbeiter in Bäckereien im be­
sonderen, und durch die V.O. vom 18.3.19 für Angestellte durch­
geführt worden. 
A. Danach darf grundsätzlich die regelmäßige tägliche Arbeitszeit 

die Dauer von 8 Stunden nicht überschreiten. Über dieses 
Maximum hinaus darf kein Arbeitgeber weder gewerbliche Ar­
beiter noch Angestellte beschäftigen (Art. II Arb.V.O., §1 Ang.­
V.O., § 1 Bäck.V.O.). Die Arbeitszeit umfaßt nicht nur die 
Zeit der eigentlichen Arbeitsleistung, sondern auch die Zeit 
bloßer Arbeitsbereitschaft, sowie die Zeit des Fortbildungs­
schulunterrichtsI). Dagegen sind die Pausen auf die 8stündige 
Arbeitszeit nicht anzurechnen. Daher ist in vielen Betrieben 
die Dienstschicht, welche die Dienstdauer 'einschließlich der 
Dienstpausen umfaßt, von der reinen Arbeitszeit, d. h. der vom 
Personal während der Dienstschicht zu leistenden Dienstzeit, 
zu unterscheiden 2 ). Nur für die letztere aber gilt die Begren­
zung auf 8 Stunden 3). 

B. Von diesem Grundsatz, der jede Beschäftigung über die 
Maximaldauer von 8 Stunden täglich verbietet, besteht in­
dessen eine Reihe von Ausnahmen. Solche Ausnahmen sind ein­
mal innerhalb gewisser Schranken im Wege der Vereinbarung 
möglich, ferner können durch behördliche Anordnung der De­
mobilmachungs- bzw. der Aufsichtsbeamten Ausnahmen zuge­
lassen werden, weiter bestehen Ausnahmen bei Unfällen sowie 
zur Verhütung des Verderbens von Waren, und endlich besteht 
je eine allgemeine Ausnahme für Arbeiter und für Angestellte. 
1. Vereinbarungen, durch welche Ausnahmen vom acht­

stündigen Maximalarbeitstag zwischen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer vertraglich ausbedungen werden, sind nicht 
allgemein zulässig. Denn die Pflicht zur Unterlassung der 
Beschäftigung über das gesetzliche Maximum hinaus ist 
keine privatrechtliche, dem Arbeitnehmer gegenüber be­
stehende, sondern eine öffentlichrechtliche der Staatsgewalt 
gegenüber begründete, so daß die Disposition über den 

1) Bescheid des Reichsarbeitsministers vom 10.7.19. Mitteilungsblatt 
des Schlichtungsausschusses Groß-Berlin 12, S. 138. 

2) Vgl. Erlaß des Eisenbahnministers vom 11.12. 18 bei Syrup, Anm.2 
zu Art. III Arb. V.O. 

8) Selbstverständlich siI].d die 8 Stunden nicht genau auf die Minute 
zu berechnen, geringftigige Uberschreitungen um wenige Minuten sind da­
her, vor allem bei Angestellten, ausnahmsweise zulässig. So darf z. B. 
ein Anwalt einen angefangenen Brief zu Ende diktieren. Gottschalk, 
a. a. O. S. 355/56. 
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Inhalt dieser Pflicht den Parteien des Arbeitsvertrages 
grundsätzlich entzogen ist. Nur soweit das Gesetz aus­
nahmsweise eine abweichende Vereinbarung zuläßt, ist sie 
daher statthaft und rechtswirksam 1). Dies ist in folgen­
den Fällen geschehen: 
a) Sowohl für gewerbliche Arbeiter wie für Angestellte ist 

vorgesehen, daß ein Ausfall von der 8stündigen Ar­
beitszeit, der vereinbarungsgemäß an den Vorabenden 
der Sonn- und Festtage stattfinden soll, auf die 
übrigen Werktage verteilt werden kann (Art. U, Satz 2 
Arb.V.O., § 1, Satz 2 Ang.V.O.). 

Beispiel: Es wird vereinbart, daß am Sonnabend die Arbeits­
zeit nur 4 Stunden, nämlich vormittags von 8-12 Uhr, dauern 
soll, dafür aber Dienstag bis Freitag je 9 Stunden. 

b) Für das Verkehrsge wer be2) einschließlich Eisenbahn-, 
Post- und Telegraphenverwaltung wird der 8stündige 
Maximalarbeitstag nicht unter allen Umständen durch­
führbar sein. Darum sieht das Gesetz selbst vor, daß über 
die Schaffung von Ausnahmen Vereinbarungen zwischen 
den Betriebsleitungen und Arbeitnehmerverbänden ge­
troffen werden sollen (Art. IU Arb.V.O., § 15 Ang.V.O.). 

c) Endlich sind Tarifverträge mit abweichenden Be­
stimmungen zulässig, jedoch nur in beschränktem Um­
fang und mit verschiedener Wirkung für gewerbliche 
Arbeiter und Angestellte. 
a) Für gewerbliche Arbeiter bilden solche Tarifver­

träge nicht selbst die Grundlage für die Schaffung von 
Ausnahmen vom Maximalarbeitstage, sondern ledig­
lich die Voraussetzung für eine diesbezügliche Anord­
nung durch die Gewerbeaufsichtsbeamten. Sie sind 
daher nur unter den gleichen Voraussetzungen zulässig 
wie die Verfügungen der Gewerbeaufsichtsbeamten 
selbst (keine Betriebsunterbrechung statthaft oder 
Aufrechterhaltung im öffentlichen Interesse geboten 
und Mangel an Arbeitskräften, vgl. unten S. 138/9), 
(Art. VII, Abs. 1, Satz 2-3 Arb.V.O.). 

-----
1) Dennoch wird in der Praxis, vor allem bei den kaufmännischen 

Angestellten, vielfach anders verfahren. Vielfach wird nämlich der 
Maximalarbeitstag nur der Lohnberechnung (Tariflphn) zugrunde gelegt, 
und die 8 Stunden übersteigende Arbeitszeit als Überstundenarbeit be­
zahlt. Dies ist zweifellos formell gesetzwidrig, aber praktisch notwen­
dig und bis zum Erlaß eines neuen Gesetzes, das die Ausnahmen ein­
gehender regelt, als durch stillschweigende Duldung legalisiert anzusehen. 

2) Zum Verkehrsgewerbe gehört auch die Straßenbahn. Gottschalk, 
a. a. O. 
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(3) Für Angestellte können dagegen unmittelbar durch 
Tarifvertrag Ausnahmen vom 8stündigen Maximal­
arbeitstag festgesetzt werden (§ 7 Ang. V. 0.) . Jedoch 
sind auch hier der Vereinbarung. Schranken gesetzt. 

Einmal darf nämlich eine Erhöhung des Maximums 
nur für insgesamt höchstens 30 Tage im Jahr erfolgen, 
anderenfalls muß eine Verminderung des sonstigen 
Tagesmaximums zum Ausgleich stattfinden. Und 
ferner ist ein solcher Ausgleich ohne Erhöhung des 
Gesamtmaximums an Arbeitsdauer in dei' Weise zu­
lässig, daß an einzelnen Tagen eine Erhöhung, an 
anderen dafür eine Verminderung des Tagesmaximums 
eintritt, so daß also eine Maximalarbeitswoche von 48 
oder eine Doppelwoche von 96 Stunden an. die Stelle 
des Maximalarbeitstages tritt, oder daß innerhalb der 
einzelnen Jahreszeiten bei Notwendigkeit von Saison­
arbeit ein Ausgleich erfolgt. 

Werden durch Tarifvertrag derartige Abweichungen 
vereinbart, so sind die diesbezüglichen Bestimmungen 
des Tarifvertrages den Aufsichtsbeamten als Grund­
lage für die Kontrolltätigkeit einzureichen. 

2. Der Demobilmachungskommissar kann sowohl für 
gewerbliche Arbeiter wie für Angestellte Ausnahmen vom 
Maximalarbeitstag zulassen, wenn solche Ausnahmen im 
öffentlichen Interesse zur Verhinderung der Arbeitslosigkeit 
oder zur Sicherstellung der Volksernährung dringend not­
wendig werden (Art. IU, Abs. 3 Arb.V.O., § 10 Ang.V.O.). 
Doch sind zuvor die Aufsichtsbeamten zu hören. Eine 
solche Anordnung kann jederzeit widerrufen werden; eine 
Abschrift ist vom Demobilmachungskommissar binnen 
2 Tagen dem Reichsarbeitsministerium vorzulegen., 

3. Ebenso können die Aufsichtsbeamten unter gewissen 
Voraussetzungen und in bestimmtem Umfang Ausnahmen 
vom 8stündigen Maximalarbeitstag zulassen. Doch ist 
die Regelung hier für gewerbliche Arbeiter und Angestellte 
sowie für Bäckereien verschieden. 
a) Für gewerbliche Arbeiter ist die Zulassung von Aus­

nahmen nur zulässig für bestimmte Betriebe und unter 
bestimmten Voraussetzungen. 
a) Die Betrie be, für die Ausnahmen zugelassen werden 

können, sind solche, deren Natur eine Unterbrechung 
nicht gestattet, oder deren unbeschränkte Aufrecht­
erhaltung im öffentlichen Interesse nötig ist. 
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fJ) Die Voraussetzung, unter der für diese Betriebe 
eine Zulassung von Maßnahmen durch die Aufsichts­
beamten möglich ist, ist in materieller Beziehung ein 
Mangel an der erforderlichen Anzahl geeigneter Ar­
beitskräfte, in formeller Beziehung ein diesbezüglicher 
Antrag des Arbeitgebers und die Zustimmung der 
Arbeitnehmer. Für die letztere bedarf es entweder 
einer ausdrücklichen Zustimmungserklärung des Be­
triebsrates bzw. der Arbeiterschaft, oder aber der 
Vorlage einer dahin zielenden Vereinbarung, ins­
besondere eines Tarifvertrages zwischen Arbeitgeber­
und Arbeitnehmerverbänden. 

r) Über den Umfang der zuzulassenden Ausnahmen ist 
gesetzlich nichts bestimmt, er richtet sich also nach 
dem Bedürfnis und Willen der Beteiligten. Jedoch 
hat der Aufsichtsbeamte die von ihm erteilte Aus­
nahmebewilligung sofort dem zuständigen Demobil­
machungskommissar mitzuteilen, der seinerseits ihren 
Widerruf veranlassen kann. Und ferner hat der Auf­
sichtsbeamte sofort den für den Betrieb zuständigen 
Arbeitsnachweis auf den Mangel an Arbeitskräften 
hinzuweisen, damit diesem J\fangel abgeholfen werden 
kann und so die Voraussetzung für· die Ausnahme­
bewilligung entfällt. 

b) Für Angestellte ist die Zulassung von Ausnahmen 
durch die Aufsichtsbeamten nach § 6 Ang.V.O. nur zu­
lässig, wenn Naturereignisse, Unglücksfälle oder andere 
unvermeidliche Störungen den Betrieb eines Arbeitgebers 
unterbrochen haben. Doch ist zuvor der Betriebsrat bzw. 
die Angestelltenschaft zu hören. Der Aufsichtsbeamte 
darf dann widerruflich eine abweichende Regelung 
treffen, für deren Inhalt das Bedürfnis entscheidet. Eine 
derartige Regelung hat in der Form eines schriftlichen 
Bescheides zu erfolgen, deren Abschrift im Arbeitsraum 
sichtbar aufzuhängen ist. 

c) Endlich ist für Bäckereien die Zulassung von Aus­
nahmen durch die Aufsichtsbeamten gemäß § 7a und c 
Bäck.V.O. in zwei Fällen vorgesehen, nämlich einmal für 
höchstens 20 Tage im Jahr, wenn dafür ein dringendes 
Bedürfnis nachgewiesen wird, und ferner während der 
Messen, Jahrmärkte und Volksfeste. Doch ist auch hier 
zunächst der Betriebsrat oder bei dessen Fehlen die 
Arbeiterschaft zu hören, und es ist eine Abschrift des 
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schriftlich zu erteilenden Bescheides sichtbar im Be­
triebsraum anzubringen. 

4. In Notfällen können sowohl gewerbliche Arbeiter wie An­
gestellte über die Maximaldauer von S Stunden hinaus 
beschäftigt werden, wenn es sich um vorübergehende Ar­
beiten handelt, die unverzüglich vorgenommen werden 
müssen (Art. VI Arb.V.O., § .4, NI'. 1 Ang.V.O.). Bei An­
gestellten gilt dies nach §4, NI'. 2 Ang.V.O. auch dann, wenn 
ein öffentliches Interesse vorliegt. Werden Angestellte auf 
Grund dieser Vorschriften mit Überarbeit beschäftigt, 
so muß der Arbeitgeber die Zahl der Angestellten und der 
von ihnen geleisteten Dienststunden sowie die Art der Ar­
beiten für jeden Tag in ein Verzeichnis eintragen und es auf 
Erfordern dem Aufsichtsbeamten vorlegen. 

5. Zur Verhütung des Verderbens von Waren oder des 
Mißlingens von Arbeitserzeugnissen können nach § 4, NI'. 3 
Ang.V.O. Angestellte, nach §2 Bäck.V.O. Arbeiter inBäcke­
reien über die Sstündige Maximalarbeitszeit hinaus aus­
nahmsweise beschäftigt werden, ohne daß es einer ausdrück­
lichen Genehmigung hierzu bedarf. Bei der Beschäftigung 
von Angestellten bedarf es indessen in solchem Falle wieder­
um der Eintragung in ein Verzeichnis. 

6. Endlich besteht sowohl für gewerbliche Arbeiter wie für 
Angestellte je ein allgemeiner Ausnahmefall, in 
welchem eine Beschäftigung über das Sstündige Maxi­
mum hinaus gestattet ist, ohne daß eine Vereinba;rung, eine 
behördliche Anordnung oder besondere Ausnahmezustände 
einen solchen Fall rechtfertigen. 
a) Nach Art. IV Arb.V.O. dürfen nämlich gewerbliche 

Arbeiter in solchen Betrieben, deren Natur eine Unter­
brechung nicht gestattet, oder bei denen eine ununter­
brochene Sonntagsarbeit zurzeit im öffentlichen Interesse 
nötig ist, zur Herbeiführung eines regelmäßigen wöchent­
lichen Schichtwechsels zu einer längeren Arbeitsleistung 
herangezogen werden. Doch gilt dies nur für erwachsene 
männliche Arbeiter, niemals für Frauen und Jugendliche. 
Die Ausnahme ist ferner auf ein einziges Mal innerhalb 
eines Zeitraumes von 3 Wochen beschränkt und darf 
die Dauer von 16 Stunden einschließlich der Pausen nicht 
übersteigen. Und es muß endlich zum Ausgleich solcher 
Überarbeit im Laufe jener 3 Wochen zweimal eine 
ununterbrochene Ruhezeit von je 24 Stunden gewährt 
werden. 
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b) Angestellte endlich dürfen nach § 5 Ang.V.O. an 
20 Tagen im Jahr l ), deren Bestimmung den Arbeitgebern 
überlassen ist, über die 8 stündige Maximalarbeits­
dauer hinaus beschäftigt werden. Im Gegensatz zur 
Beschäftigung von Arbeitern in Bäckereien (vgl. oben 
S. 139) bedarf es hierzu keinerlei behördlicher Genehmi­
gung, vielmehr besteht eine solche Befugnis bereits kraft 
Gesetzes. Doch darf auch in diesem Falle die Beschäfi­
gung nicht 10 Stunden Überschreiten und nicht länger 
als bis 10 Uhr abends dauern. 

Erfolgt eine solc4e Beschäftigung, so ist hierüber im 
Arbeitsraum an sichtbarer Stelle eine Tafel anzubringen, 
auf der jeder Tag, an dem Überarbeit geleistet wird, vor 
ihrem Beginn einzutragen ist. 

Ir. Das Recht der Verteilung der Arbeit innerhalb des einzelnen 
Arbeitstages enthält die Bestimmungen darüber, wann, zu welchen 
Stunden innerhalb des Tages, der Arbeitgeber eine Beschäftigung 
seiner Arbeitnehmer zu unterlassen hat, also vor allem die Bestim­
mungen über Beginn und Ende der Arbeit und Nachtruhe. Auch 
hierüber bestand nach bisherigem Recht für erwachsene männliche 
Arbeiter nur die Bestimmung des § 120 f Gew.O., die auf eine 
behördliche Regelung für einzelne Gewerbe im Falle der Gesund­
heitsgefährdung beschränkt war 2). 

Auch nach neuem Recht besteht eine unmittelbare gesetzliche 
Regelung der Ruhestunden nur für die Arbeiter in Bäckereien, 
während im übrigen nur eine Regelung der Ruhestunden im Wege 
der Vereinbarung vorgeschrieben ist. Eine- mittelbare Regelung 
der Ruhestunden für die Angestellten in offenen Verkaufsstellen 
enthalten ferner die Bestimmungen über den Ladenschluß, die im 
neuen Arbeitsrecht vielfach umgestaltet sind. Endlich sind die 
bisherigen Bestimmungen für die den Frauen zu gewährenden 
Ruhestunden etwas abgeändert. Im einzelnen gilt folgendes: 
A. Am weitesten geht nach § 3-5 und 7 b, c Bäck.V.O. die Rege­

lung für die Arbeiter in gewerblichen Bäckereien und Kon­
ditoreien. Diese Regelung erstreckt sich außer auf die oben 
S. 133 genannten Wirtschaften, in denen die Herstellung von 
Bäcker- und Konditorwaren stattfindet, in diesem Falle auch 

1) Unter diese 20 Tage fällt jeder Tag, an dem auch nur ein einziger 
Angestellter beschäftigt ist (§ 5, Abs. 2). 

2) Das Nachtbackverbot der V. O. vom· 15. 1. 15 (R.G.BI. S. 8) war 
keine arbeitsrechtliche Bestimmung zum Schutze der Arbeiter in Bäckereien, 
sondern eine wirtschaftspolitische Maßregel zur Streckung der Mehl­
vorräte. 
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noch auf die Anlagen zum Herstellen von Zwieback, Keks, 
Biskuit, Honigkuchen, Lebkuchen, Waffeln und Matze. 
1. Grundsätzlich besteht in diesen Betrieben volle Nacht­

ruhe, und zwar in den Bäckereien und Konditoreien selbst 
für alle Arbeiten ohne Unterschied ihrer Art und ihres Gegen­
standes, in den anderen Betrieben für alle Arbeiten und Vor­
arbeiten, die zum Herstellen von Bäcker- und Konditorwaren 
dienen. Die Nachtruhe dauert werktäglich von 10 Uhr 
abends bis 6 Uhr morgens. 

2. Von diesem Grundsatz bestehen zwei Ausnahmen: 
a) Einmal ist eine V erschie bung der Ruhestunden auf 

andere Stunden zulässig. Eine solche Verschiebung ent­
hält keine Verlängerung der Dauer der Arbeitszeit, die 
vielmehr niemals mehr als 8 Stunden betragen darf, 
sondern nur eine Verlegung der Stunden, innerhalb deren 
sie liegt. Sie kann durch die von der Landeszentral­
behörde bezeichnete Behörde für ihren Bezirk oder Teile 
davon erfolgen, wenn die Interessenten sie beantragen. 
Jedoch ist die Verschiebung der Ruhestunden nur höch­
stens um 1 Stunde zulässig, so daß also die Arbeitsruhe 
dann äußerstenfalls von 9-5 bzw. von 11-7 Uhr dauern 
würde. 

b) Ferner ist ausnahmsweise die Vornahme von Arbeit 
während der Ruhezeit gestattet, wenn es sich entweder 
um bestimmte dringende Arbeiten oder um Ar­
beiten während der Zeit der Messe;n., Jahrmärkte 
und Volksfeste handelt. Dringende Arbeiten im Sinne 
dieser Bestimmung sind solche, die in Notfällen oder im 
öffentlichen Interesse zur Bewachung von Betriebsan­
lagen oder zur Ausbesserung von Betriebseinrichtungen 
erforderlich sind, sofern sie ohne erhebliche Störung des 
Betriebes nicht in der zugelassenen Arbeitszeit vorge­
nommen werden können. Die Zulassung solcher Aus­
nahmen erfolgt auf Antrag durch den Gewerbeaufsichts­
beamten. Doch ist vor der Erteilung der Erlaubnis der 
Betriebsrat bzw. die Arbeiterschaft zu hören, und der 
schriftlich zu erteilende Bescheid ist in den Betriebs­
räumen an sichtbarer Stelle anzubringen. 

B. Für sonstige Betriebe erfolgt die Festsetzung der Ruhestunden, 
soweit sie nicht durch Tarifvertrag bestimmt ist, im Wege der 
Vereinbarung. Der Abschluß einer Vereinbarung'über die 
Ruhestunden ist aber nicht dem freien Belieben überlassen, 
sondern gesetzlich vorgeschrieben. Der Arbeitgeber ist also 
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verpflichtet, eine solche Vereinbarung abzuschließen und ihren 
Inhalt einzuhalten (Art. VIII Arb.V.O., § 3 Ang.V.O.). 

Der Abschluß der Vereinbarung hat zwischen dem Arbeit­
geber und dem Betriebsrat bzw. der Arbeiter- und Angestellten­
schaft zu erfolgen. Die Vereinbarung hat Bestimmungen über 
Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit zu enthalten. Sie 
kann entweder einheitlich für den Gesamtbetrieb oder ge­
trennt für einzelne Abteilungen des Betriebes getroffen werden. 
Die so getroffene Festlegung von Beginn und Ende der Arbeits­
zeit ist durch Aushang bekannt zu machen. Ausnahmen von 
der vereinbarten Regelung sind in Notfällen, sowie bei An­
gestellten auch im öffentlichen Interesse und zur Verhütung 
des Verderbens von Rohstoffen und des Mißlingens von Ar­
beitserzeugnissen zulässig. 

C. Der Ladenschluß, der für Angestellte in offenen Verkaufsstellen 
besteht, bedeutet nicht eigentlich ein Verbot jeglicher Tätigkeit, 
sondern nur ein Verbot der Verkaufstätigkeit, während andere 
Arbeiten, vor allem Reinigungs- und Aufräumungsarbeiten, 
hierdurch nicht berührt werden. Doch wird praktisch die 
Ruhezeit nicht wesentlich vom Ladenschluß abweichen. 

Ein solcher Ladenschluß bestand auch schon bisher nach 
§ 13ge-f Gew.O. Er ist aber durch § 9 der Ang.V.O. mit 
Rücksicht auf den 8stündigen Maximalarbeitstag erweitert 
und der meisten bisher bestehenden Ausnahmen entkleidet 
worden. 
1. Während grundsätzlich bisher der Ladenschluß kraft 

Gesetzes von 9 Uhr abends bis 5 Uhr früh bestand, 
und auf Antrag von 2/3 der beteiligten Geschäftsinhaber 
durch behördliche Anordnung für eine Gemeinde auf die 
Zeit von acht Uhr abends bis sieben Uhr morgens erweitert 
werden konnte, besteht nunmehr der Ladenschluß für alle 
Verkaufsstellen mit Ausnahme der Apotheken unter allen 
Umständen und überall von 7 Uhr abends bis 7 Uhr 
morgens. 

2. Von den bisher bestehenden Ausnahmen ist lediglich das 
Recht zum Ausbedienen der beim Ladenschluß schon an­
wesenden Kunden unverändert bestehen geblieben. Auch 
wird man, obwohl dieser Fall nicht mehr erwähnt ist, an­
nehmen dürfen, daß in unvorhergesehenen Notfällen auch 
jetzt noch Ausnahmen statthaft sind. Dagegen ist die für 
Ideine Städte unter 2000 Einwohnern bisher vorgesehene 
Ausnahme gänzlich beseitigt, und die Zulassung von Aus­
nahmen bis 10 Uhr abends an 40 Tagen durch die Orts-
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polizeibehörde 1) ist auf 20 Tage und auf die Zeit bis 9 Uhr 
abends eingeschränkt. Neu hinzugekommen ist dagegen die 
Zulassung von Ausnahmen durch die Ortspolizeibehörde für 
Lebensmittelgeschäfte für die Zeit von 5 bis 7 Uhr morgens. 

Vor der Zulassung von Ausnahmen müssen die Orts­
polizeibehörden nunmehr erst die Äußerung der Aufsichts­
beamten einholen und haben ihnen die erteilte Ausnahme­
genehmigung abschriftlich mitzuteilen. Glaubt der Auf­
sichtsbeamte, daß die Ausnahmegenehmigung mit dem 
Schutze der Angestellten nicht zu vereinbaren ist, so hat er 
unverzüglich die Entscheidung der höheren Verwaltungs­

behörde herbeizuführen. 
Eine Anhörung des Angestelltenbetriebsrates bzw. der An­

gestelltenschaft ist dagegen in diesem Falle nicht erforderlich. 
D. Die Arbeitszeit der Frauen über 16 Jahre ist insofern, und 

zwar zu ihren Ungunsten, abgeändert, als nach § 137 Gew.O. 
Frauen nicht nach 8 Uhr abends und vor 6 Uhr morgens und 
an den Vorabenden der Feiertage nicht nach 5 Uhr nachmittags 
beschäftigt werden durften, während sie nunmehr nach 
Art. V Arb.V.O. in zwei- oder mehrschichtigen Betrieben bis 
10 Uhr abends beschäftigt werden können. Diese Änderung ist 
darum vorgenommen, damit der Arbeitgeber im Interesse der 
Beschäftigung möglichst vieler Arbeiter die Möglichkeit hat, 
eine weitere Arbeits schicht einzuschieben, von der die eine von 
6 Uhr früh bis 2 Uhr nachmittags, die andere von 2 Uhr nach­
mittags bis 10 Uhr abends reicht. 

Doch ist derartig beschäftigten Arbeiterinnen nach Beendi­
gung der Arbeitszeit eine ununterbrochene Ruhepause von min­
destens 16 Stunden zu gewähren. In solchem Falle kann eine 
anderweitige Regelung der Pausen eintreten (vgl. unten S.146). 
IH. Eine Unterbrechung der Arbeit kann durch kürzere 

Pausen innerhalb einer Arbeitsschicht und durch eine ununter­
brochene Mindestruhezeit zwischen zwei Arbeitsschichten erfolgen. 
Eine Unterbrechung sowohl durch Pausen wie durch Mindest­
ruhezeit war bisher nur für jugendliche und weibliche Arbeiter, 
nicht dagegen für erwachsene männliche Arbeiter angeordnet. 
Für erwachsene ·Männer kam vielmehr nach § 120 f Gew.O. nur 
eine behördliche Regelung für einzelne Gewerbe im Fall der Ge­
sundheitsgefährdung in Frage. Nur für offene Verkaufsstellen 
war nach § 139 c, d Gew.O. sowohl eine Regelung der Pausen wie 

1) Die Bestimmung erfolgt durch diese, nicht durch den Arbeitgeber. 
Gottschalk. a. a. O. 
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eine Mindestruhezeit von 10 bzw. p Stunden vorgesehen. Diese 
Bestimmungen bleiben aufrecht erhalten, soweit das neue Recht 
nicht noch weitergehende Vorschriften enthält. Das neue Recht 
trifft nämlich Bestimmungen sowohl über Pausen wie über Mindest­
ruhezeit. 

A. Bezüglich der Pausen wird nunmehr für erwachsene Arbeiter 
und Angestellte eine Regelung durch Vereinbarung vorge­
schrieben. Ferner wird für Angestellte auch noch eine nähere 
zeitliche Begrenzung der Pausen angeordnet. Und endlich 
sind die bisher für Jugendliche und Frauen hinsichtlich der 
Pausen bestehenden Bestimmungen wesentlich erweitert. 

1. Für erwachsene männliche gewerbliche Arbeiter 
und Angestellte ist nach Art. VIII Arb.V.O., § 3 Ang.V.O. 
Beginn und Ende der Pausen zwar nicht im Gesetz geregelt, 
sondern der Vereinbarung überlassen, der Abschluß einer 
Vereinbarung hierüber aber gesetzlich vorgeschrieben, so­
weit nicht eine tarifliche Regelung erfolgt ist. Auch hier 
ist also der Arbeitgeber verpflichtet, eine solche Verein­
barung abzuschließen und einzuhalten. Der Abschluß der 
Vereinbarung hat zwischen dem Arbeitgeber und dem Be­
triebsrat bzw. der Arbeitnehmerschaft zu erfolgen. Die 
Vereinbarung hat Bestimmungen über die Dauer der Pausen 
und über die Stunden, auf welche sie zu verlegen sind, zu 
enthalten. Kommt eine Vereinbarung auf gütlichem Wege 
nicht zustande, so kommt es zum Verfahren vor dem 
Schlichtungsausschuß. Die getroffene Regelung ist durch 
Aushang bekaru;t zu machen. ' 

2. Für Angestellte ist in § 2 Ang.V.O. eine nähere zeitliche 
Begrenzung der Pausen vorgeschrieben, in deren Rahmen 
sich eine zu treffende tarifliche oder sonstige Vereinbarung 
zu halten hat. Diese Begrenzung gilt jedoch nur, wenn die 
tägliche Arbeitszeit 6 Stunden übersteigt, während bei 
6stündiger oder kürzerer Arbeitszeit die Einhaltung von 
Pausen gesetzlich überhaupt nicht vorgeschrieben ist. 

Übersteigt die Arbeitszeit 6 Stunden, so muß der 
Arbeitgeber eine Pause von mindestens 1/2 Stunde eintreten 
lassen. Und fällt das Ende der Arbeitszeit nach 4 Uhr 
nachmittags, so muß für Angestellte, welche die Haupt­
mahlzeit außerhalb des die Arbeitsstätte enthaltenden Ge­
bäudes einnehmen, eine Mittagspause von mindestens 
11/ 2 Stunden eingehalten werden. Diese Pausen müssen 
zwischen der Arbeitszeit, sie dürfen nicht vor ihrem Beginn 

Kaskel, Arbeitsrecht. 10 
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oder nach ihrem Schluß liegen 1), so daß es also nicht ge­
nügt, wenn die Arbeitszeit nur um die Dauer dieser Pausen 
verkürzt würde. 

3. Für jugendliche Arbeiter (unter 16 Jahren) und Arbei­
terinnen endlich ist in Art. V, Satz 3 und 4 Arb.V.O. eine über 
die Bestimmungen der §§ 136, 137 Gew.O. teilweise hinaus­
gehende Regelung getroffen, die durch § 1, Abs. 2 Bäck.V.O. 
für Bäckereien und Konditoreien noch erweitert wird. 

Während nämlich die Regelung in §§ 136, 137 Gew.O. auf 
Betriebe mit mindestens 10 Arbeitnehmern und gleichge­
stellte Anlagen beschränkt war, ist sie nunmehr auf alle 
Betriebe erstreckt, für welche die Arb.V.O. gilt. (V gl. oben 
S. 132.) Und ferner war nach der Gew.O. für die Jugend~ 
lichen bei 6stündiger Arbeitszeit eine Pause von mindestens 
1/2 Stunde, bis zu 8stündiger Arbeitszeit eine Mittagspause 
von mindestens 1 Stunde und bei mehr als 8 stündiger Arbeits­
zeit oder wenn die ununterbrochene Arbeitszeit vor- oder 
nachmittags 4 Stunden übersteigen würde, außerdem je eine 
1/ 2stündige Vor- und Nachmittagspause vorgeschrieben. Für 
Arbeiterinnen endlich mußte eine mindestens IstündigeMit­
tagspause und, sofern sie ein Hauswesen zu besorgen haben, 
auf ihren Antrag eine Mittagspause von mindestens Ilj 2Stun­
den eingehalten werden. Nunmehr beträgt dagegen die 
Pause für Jugendliche wie für Arbeiterinnen bei mehr als 
4stündiger Arbeitszeit 2) lj 4 Stunde, in Bäckereien ins­
gesamt lj 2 Stunde, sie beträgt ferner bei mehr als 
6stündiger Arbeitszeit lj 2 Stunde oder 2 Viertelstunden, 
in Bäckereien insgesamt 1 Stunde, wovon eine Pause 
mindestens 1j 2 Stunde dauern muß, und sie beträgt endlich 
bei längerer als 8stündiger Beschäftigung die in der 
Gew.O. bestimmte, oben angegebene Zeit. Unterbrechungen 
von weniger als lj 4 Stunde kommen auf die Pausen nicht 
in Anrechnung. 

Werden Frauen in zwei- oder mehrschichtigen Betrieben 
bis 10 Uhr abends beschäftigt (vgl. oben S. 144), so können 
an die Stelle der 1 stündigen Mittagspause eine lj 2stündige 
oder zwei lj4stündige Pausen treten. Diese Pausen sind 
dann aber auf die Dauer der Arbeitszei~ anzurechnen, damit 
so die Einführung einer weiteren Arbeitsschicht (6-2, 
2-10 Uhr) möglich wird. 

1) Vgl. Gottschalk, a. a. O. 
2) Bei Beschäftigung unter 4 Stunden braucht eine Pause überhaupt 

nicht gewährt zu werden. 
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B. EinellIindestruhezeit endlich ist neu eingeführt für Angestellte 
und in einem Sonderfall für Arbeiterinnen 1). 
1. Für Angestellte besteht eine Mindestruhezeit nunmehr 

allgemein in einer Dauer von 11 Stunden (§ 2, Abs. 2 
Ang.V.O.). Sie schließt sich an das Ende der täglichen 
Arbeitszeit an und darf nicht unterbrochen werden. 

Ausnahmen sind zulässig durch behördliche Anordnung 
des Demobilmachungskommissars oder Aufsichtsbeamten, 
ferner in Notfällen, im öffentlichen Interesse oder zur Ver­
hütung des Verderbens von Waren oder des Mißlingens von 
Arbeitserzeugnissen, und zwar unter den beim Maximal­
arbeitstag angegebenen Voraussetzungen 2). 

2. Arbeiterinnen, die in zwei- oder mehrschichtigen Be­
trieben bis 10 Uhr abends beschäftigt werden, ist nach 
Beendigung der Arbeit eine Mindestruhezeit von 16 Stunden 
zu gewähren (Art. V, Abs. 1 Arb.V.O.). 

§ 32. 

Die Arbeitswoche. 
I. Eine Maximalarbeitswoche, also die Bestimmung eines 

Maximums an Arbeitszeit für eine Woche, über das hinaus ein 
Arbeitgeber seine Arbeitnehmer nicht beschäftigen darf, ist im 
neuen Arbeitsrecht ebenso wie im früheren nur als Eventualfall 
vorgesehen: Wenn von dem Arbeitsmaximum, das grundsätzlich 
für den einzelnen Tag vorgeschrieben ist, ausnahmsweise für diesen 
Tag .abgegangel1 wird, so soll wenigstens' für die Gesamtwoche ein 
nicht zu überschreitendes Maximum eingehalten werden müssen. 

Für das neue Recht ist dies ausdrücklich in zwei Fällen be­
stimmt: 
A. Nach Art. II Arb.V.O., § 1 Ang.V.O. kann im Falle der Ver­

einbarung einer kürzeren als 8stündigen.Arbeitszeit an Vor­
abenden der Feiertage der Ausfall der Arbeitsstunden an 

1) Dagegen enthiilt der in Art. IV Arb. V. O. geregelte Fall, wonach 
den erwachsenen männlichen Arbeitern, die alle 3 Wochen einmal zu 
16 stUndiger Arbeit herangezogen sind (vgl. oben 8.140), in diesen 3 Wochen 
zweimal eine Mindestrnhezeit von je 24 Stunden zu gewähren ist, keinen 
Fall der Mindestruhezeit, sondern der Unterbrechung der Arbeitswoche 
durch freie Ruhetage. Dieser Fall ist daher unten S. 152 behandelt. 

2) Dagegen ist trotz des § 7 Ang. V. 0., der den § 2 mit zitiert, eine 
abweichende tarifliche Regelung unzulässig, vielmehr kann sich § 7 ver­
nUnftigerweise nur auf die Dauer der Arbeitszeit beziehen, wie ja auch 
das Zitat des §3 daselbst bedeutungslos ist. Die Bestimmung des §o kommt 
hier nicht in Frage. 

10* 
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diesen Tagen auf die anderen Werktage verteilt werden, so daß 
also an einzelnen Tagen mehr als 8 Stunden, im W ochen­
maximum aber nicht mehr als 48 Stunden gearbeitet wird. 

B. Für Angestellte kann durch Tarifvertrag eine vom 8stün­
digen Maximalarbeitstag abweichende Regelung getroffen wer­
den (vgl. oben S. 138). Als eine Form einer derartigen ab­
weichenden Regelung wird in § 7, Abs. 2 Ang.V.O. ausdrück­
lich der Ersatz der 8stündigen Tagesarbeitszeit durch eine 
48stündige werktätige Wochenarbeitszeit oder eine 96stün­
dige werktägige Doppelwochenarbeitszeit genannt. Die für 
Feiertage zugelassenen Arbeitsstunden sind gemäß § 8, Abs. 3 
Ang.V.O. auf diese Zeit nicht anzurechnen. 
Ir. Die Verteilung der Arbeit auf Arbeits- und Feiertage, oder 

kürzer der Feiertagsschu tz, war im bisherigen Recht in gleicher 
Weise für Arbeiter und Angestellte, dagegen in verschiedener 
Weise für das sonstige Gewerbe und für das Handelsgewerbe 
geregelt. W"ährend nämlich im sonstigen Gewerbe grundsätzlich 
volle Feiertagsruhe bestand, also überhaupt jede Beschäftigung 
von Arbeitnehmern an Feiertagen verboten war, war für das 
Handelsgewerbe nur eine Beschränkung der Arbeitszeit an Feier­
tagen auf grundsätzlich 5 Stunden vorgeschrieben. 

Das neue Recht hat hier wesentliche Änderungen gebracht: es 
hat einmal den Feiertagsschutz für Arbeiter und Angestellte ver­
schieden gestaltet, indem es sämtliche Angestellte den Bestim­
mungen über den Feiertagsschutz im Handelsgewerbe unterstellt. 
Ferner sind diese Bestimmungen selbst völlig abgeändert, indem 
nunmehr auch für das Handelsgewerbe grundsätzlich die volle 
Sonntagsruhe eingeführt ist. Dagegen sind für die gewerblichen 
Arbeiter die bisherigen Bestimmungen über den Feiertagsschutz 
unverändert geblieben, nur soweit sie in Bäckereien arbeiten, 
enthält das neue Recht auch für sie eine Reihe neuer Bestimmungen 
Und endlich ist ein ganz neuer Feiertagsschutz für Apotheken 
geschaffen worden. 
A. Sämtliche Angestellte unterstehen nunmehr nach §8 Ang.V.O. 

den Bestimmungen über den Feiertagsschutz im Handels­
gewerbe, ohne Rücksicht darauf, ob sie tatsächlich im Handels­
gewerbe arbeiten oder nicht. Der Geltungsbereich der Be­
stimmungen über den "Feiertagsschutz im Handelsgewerbe" 
ist daher in Wahrheit nur noch für die Arbeiter auf das Han­
delsgewerbe beschränkt, während die Arbeiter außerhalb des 
Handelsgewerbes anderen Bestimmungen unterstehen. Für 
die Angestellten ist dagegen der "Feiertagßschutz j m 
Handelsgewerbe" der allgemeine Feiertagsschutz ge-
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worden, dem alle Angestellten schlechthin unterstehen, ob sie 
im Handelsgewerbe oder in einem anderen Gewerbe oder 
sonstigen Unternehmen tätig sind. 

B. Dieser Feiertagsschutz der Arbeiter im Handelsgewerbe und 
der Angestellten schlechthin ist aber auch nach Inhalt und 
Umfang abgeändert, und zwar durch die V.O. vom 5.2.19 
über Sonntagsruhe im Handelsgewerbe und in Apotheken. 
Durch diese V.O. ist nämlich der § 105 b, Abs. 2 Gew.O. ab· 
geändert, und es sind alle auf Grund des § 105 b, Abs. 2 bisher 
ergangenen Sonder. und Ausnahmebestimmungen über die 
Sonntagsruhe im Handelsgewerbe aufgehoben (Art. IV, Abs. 2). 
Von dieser Umgestaltung wird sowohl der Inhalt wie der Um· 
fang der Feiertagsruhe betroffen. 
1. Der Inhalt der Feiertagsruhe ist völlig umgestaltet worden: 

a) Grundsätzlich ist, wie ausgeführt, an die Stelle der 
bisherigen Beschränkung der Beschäftigungsdauer an 
Feiertagen das Verbot jeder Beschäftigung an Feiertagen 
getreten. 

b) Dieser Grundsatz ist aber durch eine Reihe von Aus­
nahmen durchbrachen: 
a) Zunächst sind die nach der Gew. O. § 105 c und § 105 e 

von der Sonntagsruhe im Handelsgewerbe bisher zu· 
lässigen Ausnahmen (dringende Arbeiten, Sonntags. 
gewerbe, Wind- und Wasserbetrieb) aufrecht erhalten. 

ß) Ferner kann für das Speditions- und Schiffsmakler· 
gewerbe und andere Gewerbebetriebe, soweit es sich 
bei ihnen um Abfertigung und Expedition von Gütern 
handelt, die höhere Verwaltungsbehörde eine Be. 
schäftigung bis zu 2 Stunden zulassen. 

y) Endlich kann allgemein die Polizeibehörde für sechs 
Feiertage, die höhere Verwaltungsbehörde für weitere 
vier Feiertage im Jahr eine Beschäftigung bis zu 
8 Stunden, jedoch nicht länger als bis 6 Uhr abends 
zulassen, wenn an diesen Tagen besondere Verhält­
nisse einen erweiterten Geschäftsverkehr erforderlich 
machen. Eine solche Zulassung kann für alle oder 
aber nur für einzelne Geschäftszweige, dagegen niemals 
für einzelne Geschäfte erfolgen. Wird sie vorge· 
nommen, so sind gleichzeitig die Beschäftigungs­
stunden unter Berücksichtigung der für den öffent­
lichen Gottesdienst bestimmten Zeit festzusetzen. 

2. Dem Umfang und sachlichen Geltungsbereich nach ist der 
Feiertagsschutz für das Handelsgewerbe insofern erweitert, 
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als eine Reihe von Betrieben, die der Gewerbeordnung und 
damit auch den Vorschriften über den Feiertagsschutz im 
Handelsgewerbe bisher nicht unterstanden, nunmehr diesem 
Schutz unterstellt werden. Es sind das die Betriebe der 
Versicherungsunternehmer einschließlich der Vereine zur 
Versicherung auf Gegenseitigkeit, der Versicherungsagenten 
und der Sparkassen. 

Die hier beschäftigten Arbeiter sind daher nunmehr eben­
falls dem Feiertagsschutz im Handelsgewerbe unterstellt. 

e' Der Feiertagsschutz für gewerbliche Arbeiter außerhalb des 
Handelsgewerbes ist grundsätzlich unverändert geblieben. Nur 
soweit sie in Bäckereien oder Konditoreien arbeiten oder 
in den sonstigen Wirtschaften der genannten Art (vgl. S. 133) 
mit Arbeiten oder Vorarbeiten zum Herstellen von Bäcker­
oder Konditorwaren beschäftigt sind 1), ist auch für die gewerb­
lichen Arbeiter unter Aufhebung des bisherigen Feiertags­
schutzes der Gew.O. (§§ 8, 13 Bäck.V.O.) dieser Schutz umge­
staltet worden (§§ 6-8 Bäck.V.O.). 
1. Grunds ätz lich besteht auch hier volle Feiertagsruhe, jede 

Beschäftigung in Bäckereien oder Konditoreien und jede 
Beschäftigung in solchen Betrieben, die den Arbeiten oder 
Vorarbeiten zur Herstellung von Bäcker- oder Konditor­
waren dienen, ist daher an Feiertagen verboten. 

2. Davon besteht indessen eine Reihe von Ausnahmen: 
a) Allgemein dürfen an Feiertagen nach 6 Uhr abends 

während einer Stunde Arbeiten vorgenommen werden, 
die zur Wiederaufnahme des regelmäßigen Betriebs 
am folgenden Werktag erforderlich sind. Folgen 
zwei Feiertage unmittelbar aufeinander, so gilt das aber 
nur für den zweiten Feiertag. 

b) Leicht verderbliche Waren dürfen, sofern es die 
Landeszentralbehörde für das Gebiet ihres Staates oder 
Teile davon gestattet, auch an Feiertagen, jedoch während 
längstens 3 Stunden, ausgetragen werden. 

c) Arbeiten, die zur Verhütung des Verderbens von 
Rohmaterialien oder des Mißlingens von Arbeits­
er zeugnissen erforderlich sind, dürfen auch an Feier­
tagen ausgeführt werden, sofern nicht diese Arbeiten auch 
an Werktagen vorgenommen werden können. 

1) Doch gilt dies nur für diese, nicht auch für die in § 4 genannten 
Anlagen zur Herstellung von Zwieback, Keks, Biskuit, Honigkuchen, 
Waffeln oder Matze; fiir die letzteren gilt vielmehr (vgl. oben S. 142) ledig­
lich die Nacht.·uhe (§ 8 Bäck.V.O.). 
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d) Die Gewerbeaufsichtsbeamten können auf Antrag 
widerruflich die Ausführung von Arbeiten an Feiertagen 
gestatten, wenn es sich um dringende Arbeiten oder um 
Arbeiten ·in der Zeit der Messen, Jahrmärkte oder Volks­
feste handelt. Dringende Arbeiten im Sinne dieser Vor­
schrift sind Arbeiten, die in Notfällen oderim öffentlichen 
Interesse, zur Bewachung von Betriebsanlagen oder zur 
Ausbesserung von Betriebseinrichtungen erforderlich 
sind, sofern sie ohne erhebliche Störung des Betriebes 
nicht in der zugelassenen Arbeitszeit vorgenommen wer­
den können. Vor der Zulassung solcher Ausnahmen ist 
jedoch der Betriebsrat bzw. die Arbeiterschaft zu hören, 
und der schriftlich zu erlassende Bescheid des Gewerbe­
aufsichtsbeamten muß in den Arbeitsräumen an sicht­
barer Stelle angebracht sein. 

e) Folgen drei ~eiertage einander unmittelbar, so gilt der 
dritte Tag als Werktag, so daß der Feiertagsschutz sich 
auf ihn nicht mehr erstreckt. 

D. Völlig neu ist endlich der Feiertagsschutz für Apotheken, der 
in Art. III der V.O. vom 5.2.19 geregelt ist. 

Danach ist die höhere Verwaltungsbehörde befugt, eint) 
Apotheke an Feiertagen für den ganzen Tag oder für einen Teil 
des Tages bis spätestens 8 Uhr morgens des nächsten Tages 
zu schließen. Doch ist dies nur zulässig, wenn in einer Ge­
meinde oder in benachbarten Gemeinden mehrere Apotheken 
bestehen, die dann abwechselnd je für einen Feiertag oder für 
einen Teil davon geschlossen werden. An der geschlossenen 
Apotheke ist an sichtbarer Stelle ein Aushang anzubringen, 
in dem die zurzeit geöffneten Apotheken anzugeben sind. 

Über eventuelle Freigabe eines anderen Tages an die An­
gestellten vgl. unten S. 152. 
III. Eine Unterbrechung der Arbeitswoche durch arbeitsfreie 

Ruhetage!) war im bisherigen Recht, abgesehen vom freien Nach­
mittag vor Feiertagen für Arbeiterinnen, nur als Ersatz für einen 
als Ruhetag ausgefallenen Feiertag bekannt. 

Das neue Recht hat einen weiteren solcher Ersatzruhetage für 
die Apothekenangestellten eingeführt, außerdem aber zwei weitere 
Fälle geschaffen, in denen ein Ruhetag ohne Rücksicht auf den 
Ausfall eines Feiertags nur wegen Arbeitsüberlastung ange­
ordnet ist. 

1) Zur geschichtlichen Grnndlegungvgl. Köhne die Idee des Rechts auf 
arbeitsfreie Tage. Archiv fUr Rechts- n. Wirtschaftsphilosophie 12, S.207. 
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A. Wenn bei Apotheken von dem Recht der Schließung an 
Feiertagen kein Gebrauch gemacht ist (vgI. oben S. 151), oder 
wenn die Apotheken an Feiertagen länger als 6 Stunden ge­
öffnet bleiben, so müssen den pharmazeutischen Angestellten 
nach Art. III, Abs. 2 V.O. vom 5. 2. 19 für jeden Feiertag, an 
dem sie beschäftigt sind, entweder ein W' ochentag oder zwei 
Nachmittage freigegeben werden. 

B. Werden erwachsene männliche Arbeiter in Betrieben, deren 
Natur eine Unterbrechung nicht verträgt oder bei denen un­
unterbrochene Sonntagsarbeit im öffentlichen Interesse liegt, 
alle drei Wochen einmal zu 16stündiger Arbeit heran­
gezogen (vgI. oben S. 140), so ist ihnen in diesen drei Wochen 
zweimal ein voller Ruhetag von mindestens je 24 Stunden zu 
gewähren (Art. IV Arb.V.O.). 

C. Die Festsetzung von mehr als 30 Überar bei tstagen im Jahr 
für Angestellte durch Tarifvertrag ist nach § 7, Abs.3 
Ang.V.O. nur zulässig, wenn als Ausgleich'hierfür entweder eine 
verkürzte Arbeitsdauer zu bestimmten Jahreszeiten oder die 
Festsetzung von ganz oder teilweise freien Tagen vorgenommen 
wird. 

§ 33. 

Erweiterung der Fortbildungschulpfiicht. 
Eine Fürsorge hinsichtlich der Arbeitszeit erfordert nicht nur 

die Freimachung von Arbeit, sondern bei Jugendlichen zugleich 
die Sorge für eine angemessene Verwendung der freigemachten 
Zeit zu Ausbildungszwecken. Dem dient die Fortbildungsschul­
pflicht. Eine solche Pflicht bestand schon nach bisherigem Recht. 
Sie ist indessen durch die V.O. vom 28.3.19 (R.G.BI. S.354) 
weiter ausgedehnt worden. Die V.O. gilt nurfür die Zeit der wirt­
schaftlichen Demobilmachung. 

Nach § 120 Gew.O. konnte zwar auch schon bisher durch Orts­
statut einer Gemeinde oder eines Gemeindeverbandes ein Fort­
bildungsschulzwang eingeführt werden, doch war diese Möglichkeit 
auf gewerbliche Arbeiter und Arbeiterinnen beschränkt. Nach 
§ 1 der neuen V.O. kann ein solcher Zwang aber nunmehr für alle 
Personen unter 18 Jahren ohne Rücksicht auf ihren Berufsstand 
eingeführt werden, wenn sie seit Ostern 1918 die Volksschule 
verlassen haben und keine weitergehende wissenschaftliche oder 
künstlerische Ausbildung genießen. 

Diese Bestimmung bildet die notwendige Ergänzung zur Er. 
werbslosenfürsorge, die ja ebenfalls nicht berufsständisch be­
schränkt ist. 
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Die Durchführung im einzelnen ist der ortsstatutarischen 
Regelung im Rahmen des § 120 Gew.O. überlassen. Doch ist 
ausdrücklich bestimmt, daß das Ortsstatut den Arbeitgebern der 
Schulpflichtigen (bzw. soweit sie in keinem Arbeitsverhältnis 
stehen, ihren gesetzlichen Vertretern) die Pflicht auferlegen kann, 
die Schulpflichtigen rechtzeitig an- und abzumelden, ihnen die 
zum Besuch der Schule nötige Zeit zu gewähren und sie zu pünkt­
lichem und regelmäßigem Schulbesuch anzuhalten. 

Auch diese Pflicht ist eine öffentlichrechtliche, dem Staate 
gegenüber begründete, ihre Nichterfüllung wird daher mit Strafe 
bedroht. 

Zweites Kapitel. 

Regelung des Arbeitslohnes. 
§ 34. 

Allgemeines. 
Eine gesetzliche Regelung .des gesamten Rechts des Arbeits­

lohnes ist auch unter dem neuen Arbeitsrecht nicht erfolgt, viel­
mehr sind bisher nur einzelne Vorschriften auf diesem Gebiet er­
gangen, für die gerade ein Bedürfnis zu bestehen schien. Erheblich 
weitergehende Änderungen des Lohnrechts und Löhnungswesens 
sind dagegen in den Tarifverträgen enthalten. Dort ist für die 
einzelnen Berufe und Ge biete in sehr verschiedener '\Veise die Lohn­
höhe und Lohnberechnung geregelt worden. 

Noch ist diese Regelung im einzelnen so mannigfaltig, daß 
einheitliche Rechtsgrundsätze nicht erkennbar hervortreten. 
Regelmäßig werden die Arbeitnehmer für die Lohnbemessung 
in verschiedene Gruppen oder Klassen eingeteilt, und für jede 
Gruppe besondere Lohnstufen eingestellt, die nach der Dauer 
der Beschäftigung gestaffelt werden. Neben dem eigentlichen 
Lohn werden einmalige oder laufende Teuerungszulagen, ein­
malige Entschuldungsbeiträge oder Wirtschaftsbeihilfen verein­
bart. Während die eigentlichen Löhne für die Dauer der 
Geltung eines Tarifvertrages unabänderlich feststehen, schwankt 
die Praxis, ob bei wesentliche:c Erhöhung der Kosten der Lebens­
haltung seit Abschluß des Tarifvertrages eine tarifliche Bindung 
für jene Zulagen und Beihilfen besteht!), was rechtlich zweifel­
los zu bejahen ist, da es sich auch bei den Zulagen und Bei-

1) V gl. die Entscheidung des Demob.Kommissars vom 22.11. 19, Mit­
teilungsblatt 10, S. 114, und Au bel e, Mitteilungsblatt 13, S. 151. 
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hilfen lediglich um Bestandteile des Lohnes unter anderer Bezeich­
nung handelt, und der Zweck des Tarifvertrages gerade dahin geht, 
die Höhe des Lohnes für die Dauer seiner Geltung festzulegen. 

Ob das System der "gleitenden Lohnskalen", bei dem die 
Höhe des Lohnes mit den Preisen für die wichtigsten Lebens­
bedürfnisse in Beziehung gesetzt wird, weitere Verbreitung 
finden wird, läßt sich noch nicht übersehen. Das früher allgemein 
übliche System des Akkordlohnes, das bei den Arbeitern unbeliebt 
war, ist zunächst fast überall fallen gelassen und ein Zeitlohn ein­
geführt worden. Wegen des absoluten und relativen Sinkens der 
Produktion sind aber starke Bestrebungen im Gange, den Akkord­
lohn wieder einzuführen. 

Eine einheitliche Regelung auch sonstiger Lohnrechtsfragen 
tritt in der Praxis noch nicht hervor!). Vor allem sind über 
das Verhältnis von Streik und Lohn für jeden Fall besonders 
getroffene Vereinbarungen maßgebend, für deren Inhalt die 
tatsächlichen Machtverhältnisse entscheidend sind2). Dagegen 
scheint in der Frage, ob bei Betriebseinstellung infolge Mangels 
an Betriebsstoffen (Kohle) oder Arbeitseinstellung die Arbeits­
willigen Arbeitnehmer trotzdem zu entlohnen sind, mit Recht 
der von Oertmann vertretene Standpunkt 3) durchzudringen, 
wonach ein solcher Lohnansprnch wegen Annahmeverzuges des 
Gläubigers (Versagen des vom Arbeitgeber zu stellenden Arbeits­
substrats der Arbeitsstätte und Fehlen einer ihm obliegenden 
Mitwirkungshandlung) besteht. 

Eine gesetzliche Regelung ist nur für wenige Fälle und 
Seiten des Lohnrechts versucht worden, die sich teils auf die 
Höhe des Lohnes (§ 35), teils auf die Mitwirkung der Arbeiter­
schaft bei Feststellung des Lohnes (§ 36) und endlich auf die 
Sicherung des Lohnes gegen den Zugriff Dritter beziehen (§ 37). 

§ 35. 

Die Höhe des Lohnes. 
Eine gesetzliche Regelung der Höhe des Lohnes hat nur in 

wenigen Ausnahmefällen stattgefunden. Und auch in diesen 
Ausnahmefällen ist nicht ein bestimmter Lohnsatz genannt, der 

1) V gl. z. B. über unverschuldete Arbeitsversiiumnis die lehrreiche 
Zusammenstellung von Flatow, Gew.- u. Kaufm.Gericht 24, S.255ff., 
über Arbeitsversäumnis und Eisenbahnverkebr Elster daselbst S. 273. 

2) V gl. Sc haI ho r n, Gew.- u. Kaufm.Gericht 24, S. 92 u. 120. 
3) Gew.- u. Kaufm.Gericht 25, S.5. Dazu Elster dllselbst S. 59. 

Vgl. auch Gew.- u. Kaufm.Gericht 24, S.87 u. 261 ff., und 25, S. 100. 
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gezahlt werden müßte, sondern es sind nur bestimmte Grundsätze 
aufgestellt, nach denen die Höhe des Lohnes zu bemessen ist. 
Dies ist geschehen einmal mit Rücksicht auf die Verkürzung der 
Arbeitszeit durch den 8stündigen Maximalarbeitstag , sodann 
für den Fall der Arbeitsstreckung durch Verkürzung der Arbeits­
zeit, und endlich für die wiedereinzustellenden sowie die zwangs­
eingestellten Kriegsteilnehmer. Eine besondere Regelung der 
Lohnhöhe besteht endlich für die Arbeiter in der Kaliindustrie, 
für die auch schon nach bisherigem Recht Bestimmungen über 
die, Lohnhöhe galten. 

I. Eine Lohnregelung mit Rücksicht auf die verkürzte Ar­
beitszeit infolge Einführung des 8stündigen Maximalarbeits­
tages iSt nicht allgemein erfolgt, sondern nur für die Arbeiter in 
Bäckereien und Konditoreien. Nach § 1 der V.O. vom 2. 12. 18 
ist nämlich der Arbeitgeber in den genannten Betrieben nicht 
berechtigt, mit Rücksicht auf die Beschränkung der Arbeitszeit 
den Arbeitern einen Abzug vom vereinbarten Lohn zu machen, 
vielmehr ist der bisher vereinbarte Arbeitslohn trotz Verkürzung 
der Arbeitszeit weiter zu zahlen. Ist ein Stücklohn vereinbart 
gewesen, so erhöhen sich die Lohnsätze derart, daß in 8 Arbeits­
stunden nunmehr der gleiche Lohnbetrag erzielt wird, der bisher 
auf einen regelmäßigen Arbeitstag entfiel, mag auch das Arbeits­
ergebnis bei der verkürzten Arbeitszeit hinter dem früheren zu­
rückstehen. 

Dieser Anspruch auf Weiterzahlung des Lohnes ist ein lediglich 
privatrechtlicher Anspruch des Arbeiters gegenüber dem Arbeit­
geber. Er kann daher nur im Wege des Prozesses, nicht aber im 
Wege öffentlichrechtlichen Zwanges durch Gewerbeaufsicht oder 
Bestrafung durchgesetzt werden. Eine entsprechende gesetzliche 
Regelung für andere Berufsstände oder Betriebe ist bisher nicht 
getroffen; sie erübrigt sich auch mit Rücksicht darauf, daß die 
Lohnhöhe fast überall tariflich geregelt ist. 

II. Der Pflicht zurWeiterbeschäftigung der bisherigen Arbeiter 
und Angestellten (vgl. oben S. 62ff.) entspricht die Notwendig­
keit der Arbeitsstreckung. In solchem Falle ist indessen der Ar­
beitgeber berechtigt, den mit verkürzter Arbeitszeit beschäftigten 
Arbeitnehmern Lohn oder \ Gehalt entsprechend zu kürzen, also 
etwa bei nur 4stündiger Beschäftigung auch nur den halben 
Lohn zu zahlen!). Doch darf eine solche Kürzung nicht sogleich 
eintreten, sondern erst zu dem Zeitpunkt, zu dem ohne das Be-

1) Über die Erwerbslosenunterstützung dieser "teilweise Erwerb11-
losen" vgl. oben S. 103. 
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stehen der Weiterbeschäftigungspflicht nach Gesetz oder Vertrag 
eine Entlassung zulässig wäre (§ 12, Abs.2 V.O. vom 12. 2. 20). 

Ur. Für die von ihren früheren Arbeitgebern wiedereinzu­
stellenden oder von Unternehmern der Kriegs- und Großbetriebe 
neu einzustellenden Kriegsteilnehmer (vgI. oben S. 52ff. u. S. 66ff.) 
bestimmen die §§ 9, 18, Abs. 2, Satz 2 der V.O. vom 12.2.20. 
daß die Eingestellten Anspruch auf eine Vergütung haben, die der­
jenigen entspricht, die den anderen Arbeitnehmern des Betriebes 
oder Bureaus unter sonst gleichen Verhältnissen gewährt wird. 
Sie erhalten also den gleichen Lohn, wie ihre Mitarbeiter in ent­
sprechenden Stellungen und mit entsprechender Arbeitsleistung bei 
entsprechender Dienstzeit in dem betreffenden Betrieb, wobei die 
Dienstzeit vor und nach der Militärzeit zusammenzurechnen sind 1.) 

IV. Eine besondere Regelung hat die Höhe des Lohnes endlich 
für die Arbeiter in der Kaliwirtschaft erfahren. Schon in dem 
nunmehr aufgehobenen Kaligesetz vom 25.5. 10 (R.G.BI. S. 775) 
war in den §§ 13-16 eine Regelung der Lohnhöhe dahin getroffen 
gewesen, daß auf die Kaliwerksbesitzer ein mittelbarer Druck zur 
Zahlung eines angemessenen Lohnes ausgeübt wurde. Sanken 
nämlich in einem Kaliwerk die durchschnittlich gezahlten Löhne 
gegenüber den Durchschnittslöhnen der Jahre 1907-1909, so 
sollten die Anteile der Kaliwerksbesitzer am Kaliabsatz in ent­
sprechendem Verhältnis herabgesetzt werden. Diese Bestim­
mungen waren durch V.O. vom 21. 6. 16 (R.G.BI. S. 559), 16. 6. 17 
(R.G.BI. S. 501) und 23. 7.18 (R.G.BI. S.749) dahin abgeändert 
worden, daß die Jahre 1907-1909 durch entsprechende spätere 
Jahre ersetzt wurden. 

Diese Regelung soll nunmehr gemäß Art. I, U Nr. 2 des Gesetzes 
vom 19. 7.19 (R.G.BI. S. 661) durch Bestimmungen ersetzt werden, 
die der Reichskalirat unter Zustimmung seiner Arbeitervertreter, 
soweit es sich um die Gehaltsverhältnisse der Angestellten handelt, 
unter Zustimmung seiner Angestelltenvertreter, zu erlassen hat 2). 

Diese Bestimmungen sollen gemäß § 60 der Vorschriften zur Durch­
führung des Gesetzes über die Regelung der Kaliwirtschaft vom 
18.7. 19 (R.G.BI. S. 663) zur Sicherung der Durchschnittslöhne 
der Arbeiter und der Gehälter der Angestellten der Kalündustrie 
nach Art der bisherigen Regelung dienen. Sie sind im Deutschen 
Reichsanzeiger zu veröffentlichen. Sie gelten grundsätzlich nur 

1) Über die Rückzahlung einer dem Wiedereingestellten neben dem 
Anspruch auf Lohn gezahlten Erwerbslosenunterstützung vgl. oben S. 106, 
Anm.4. 

2) VgI. über die Beteiligung der Arbeiter uud AngesteUten im Reichs­
kalirat unten S. 168. 
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für die Arbeiter und Angestellten der im KalisyndUmt vereinigten 
Kaliwerke und Sodafabriken, sowie des Reichskalirates, der Kali­
stellen und des Kalisyndikats. Doch kann die Geltung über diesen 
Kreis hinaus auf bestimmte weitere Gruppen erstreckt werden 1). 
Werden die Beteiligungsziffern der Kaliwerksbesitzer auf Grund 
dieser Vorschriften gekürzt, so tritt nach § 84c eine Änderung der 
geltenden Beteiligungsziffer durch Umrechnung ein. 

Die so erlassenen Bestimmungen gelten aber nur in Ermange­
lung von Tarifverträgen: sind dagegen Tarifverträge geschlossen, 
so sind die Bestimmungen des Reichskalirates aufzuheben, wenn 
die vertragschließenden Parteien über die Aufhebung einig sind 
(§ 60, Abs. 1, Satz 2) 2). 

§ 36. 
Mitwirkung der Arbeitnehmel' an der Lohnbemessung. 

Eine Mitwirkung der Arbeitnehmer an der Lohnbemessung ist 
bisher einerseits im Betriebsrätegesetz, andererseits für die Arbeit­
nehmer in der Kaliwirtschaft geregelt. 

1. über die Mitwirkung der Arbeitnehmer an der Lohnbe­
messung in den Betriebsräten vgl. unten S. 200ff.. 

11. In der Kaliwirtschaft ist die Mitwirkung der Arbeitnehmer 
an der Lohnbemessung durch ihre Teilnahme an den Kalilohn­
prüfungsstellen gewährleistet. 

Die Kalilohnprüfungsstellen sind eine von den drei Kalistellen, 
welche der Reichskalirat nach § 16 der genannten Vorschriften 
zur Durchführung des Kaliwirtschaftsgesetzes zu bilden hat. Sie 
zerfallen in zwei Instanzen: 

Als Kalilohnprüfungsstelle erster Instanz wirkt die Kali­
prüfungsstelle. Sie besteht aus einem vom Reichswirtschafts­
minister ernannten Vorsitzenden und acht Beisitzern, von denen 
vier von den Vertretern der Arbeiter aus ihrem Kreise, drei davon 
aus solchen Arbeitern, die im Kalibergbau tätig sind, gewählt 

1) Nämlich auf die Arbeiter und Angestellten der noch nicht mit 
einer Beteiligung versehenen Kaliwerke, ferner solcher Nebenbetriebe, 
die in unmittelbarem Zusammenhang mit dem Kalibergbau und Kali­
fabrikations betriebe stehen, und endlich die gruppenweise von einem 
Unternehmer in Lohn genommen sind, falls der Unternehmer für den Be­
trieb eines Kaliwerkes tätig ist (§ 61). 

2) Eine weitere das Lohnrecht der Arbeiter und Angestellten iJ;]. der 
Kaliwirtschaft berührende Bestimmung enthlilt § 85 für den Fall der Uber­
tragung der Absatzanteile und der dadurch eintretenden Beschäftigungs­
losigkeit oder Verdienstminderung. Dann sind nämlich einmal der Ein­
nahmeausfall bis zu 26 Wochen und ferner bei Ubernahme neuer Arbeit 
weiter als 6 km vom bisherigen Wohnort Umzugskosten zu ersetzen. 
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werden 1). Bei der Gehaltsprüfung der Angestellten wirken an 
Stelle der vier Arbeitervertreter vier Vertreter der Angestellten 
mit, die vom Reichskalirat zu wählen sind (§§ 30, 14-25). 

Die Kalilohnprüfungsstelle zweiter Instanz besteht aus einem 
vom Reichswirtschaftsminister ernannten Vorsitzenden und sechs 
vom Reichskalirat gewählt~n Beisitzern, die je zur Hälfte denKali­
erzeugern und Kaliarbeitern zu entnehmen sind .. Bei der Prüfung 
der Gehaltsverhältnisse der Angestellten wirken wiederum statt der 
Arbeitervertreter Vertreter der Angestellten mit (§§ 31-34). 

Die Kalilohnprüfungsstellen überwachen die Durchführung der 
Lohnvorschriften (vgI. oben S. 156). Die Stelle erster Instanz 
entscheidet, ob die in diesen Vorschriften vorgesehenen Rechts­
folgen, also vor allem eine Kürzung der Beteiligungsziffer, einzu­
treten haben. Gegen ihre Entscheidung geht die Berufung an die 
Stelle zweiter Instanz (§ 69). 

Auch sind die Kalilohnprüfungsstellen befugt, von den Be­
sitzern der Kaliwerke, auf deren Arbeiter und Angestellte die 
Lohn- und Gehaltsbestimmungen des Reichskalirates Anwendung 
finden, Auskunft über Arbeitszeiten und Lohn- und Gehaltsver­
hältnisse zu verlangen (§§ 69-70). 

§ 37. 
Sicherung des Lohnes gegen Zugriff Dritter. 

Das Lohnbeschlagnahmegesetz, durch welches der zum Leben 
unbedingt notwendige Teil des Lohnes der Pfändung entzogen 
wird, war schon durch die V.O. vom 17.5.15 (R.G.BI. S. 285) 
den veränderten wirtschaftlichen Verhältnissen gemäß dadurch 
abgeändert worden, daß der nicht pfändbare Teil des Lohnes von 
1500 Mark auf 2000 Mark erhöht wurde. Durch V.O. vom 13.12.17 
(R.G.BI. S. 1102) war eine abermalige Erhöhung des nicht 
pfändbaren- Lohnanteils auf 2500 Mark, bei Vorhandensein von 
unterhaltsberechtigten Ehegatten und ehelichen Abkömmlingen 
auf 3600 vorgenommen, und diese Erhöhung zugleich mit der 
Begrenzung der Pfändung auf einen bestimmten Bruchteil des 
Lohnes verbunden. Durch V.O. vom 22.6.19 (R.G.BI. S. 587) ist 
endlich für die Zeit der Übergangswirtschaft wiederum eine 
wesentliche Änderung des Lohnpfändungsrechtes vorgenommen, 
und auf Grund dieser Änderung ist die VerordnuJ;lg über Lohn­
pfändung unter dem 25.6. 19 in neuer Paragraphenfolge ver-

1) Von den übrigen vier werden zwei von den Vertretern der Kali­
erzeuger aus ihren Kreisen, zwei von den Vertretern der Länder aus 
ihren oberen Bergbeamten gew1ihlt. 
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öffentlicht worden (R.G.BI. S. 589). Der Reichsjustizminister 
soll den Tag ihrer Aufhebung bestimmen, doch soll sie spätestens 
bis zum 31. 12. 20 außer Kraft treten 1). 

Die V.O. enthält einmal eine Erweiterung der zugriffsfreien 
Bestandteile des Vermögens über Lohn und Gehalt hinaus, ferner 
eine Erhöhung der ziffernmäßigen Grenze, bis zu der jene Bestand­
teile dem Zugriff entzogen sind, und endlich eine besondere Er­
leichterung für Kriegsteilnehmer. 

I. Während nach dem Lohnbeschlagnahmegesetz der zu­
griffsfreie Vermögensteil sich lediglich auf Lohn oder Gehalt be­
schränkte, hatte schon die V.O. vom 22.3. 17 (R.G.BI. S. 254) 
auch das Ruhegeld solcher Personen, die in einem privaten Arbeits­
oder Dienstverhältnis beschäftigt waren, dem Lohn und Gehalt 
gleichgestellt 2). Die neue V.O. erstreckt in § 3 darüber hinaus die 
Beschlagnahmefreiheit auf die Bezüge der Handlungsgehilfen, 
die diese nach § § 74-75 a in der Fassung des Gesetzes vom 
14. 6. 14 (R.G.BI. S. 209) für die Zeit nach Beendigung ihres 
Dienstverhältnisses als Entschädigung für ein Wettbewerbsverbot 
beanspruchen können. 

11. Die Grenze, bis zu der eine Pfändung. dieser Vermögens­
bestandteile 3) nunmehr unzulässig ist, ist verschieden hoch, je 
nachdem der Schuldner zur Bestreitung des Unterhalts bestimmter 
gesetzlich ihm gegenüber unterhaltsberechtigter Angehöriger ver­
pflichtet ist 4), oder ob er nur für seinen eigenen Unterhalt zu 
sorgen hat 5). 
A. Bestehen dem Schuldner gegenüber gesetzliche Unterhalts­

ansprüche von Ehegatten, früheren Ehegatten, Verwandten 
auf- und absteigender Linie oder unehelichen Kindern, so be­
trägt der beschlagnahmefreie Teil des Lohnes 2500 Mark und, 

1) Vgl. Langenbach, Recht und V'i'irtschaft 19, S. 183 und Leipziger 
Zeitschrift 19, S.847, Mantey daselbst S.1004, Arbeiterrechtsbeilage 
zum Korrespondenzblatt der Generalkommission der Gewerkschaften 19, 
S.56 u. 64. 

2) Doch sollen hierdnrch nach § 6 gesetzliche Vorschriften, die über 
die Pfändung solchen Ruhegeldes abweichende Vorschriften treffen, wie 
die Vorschriften der Sozialversicherung Uber Pfiindung der Renten, un­
berUhrt bleiben. 

3) Die Erhöhung gilt außer flir die genannten Vermögens bestandteile 
auch noch für die nach § 850, Abs. 3 Z.P.O. bisher nur bis zum Gesamt­
betrag von 1500 Mark nicht pfändbare Geldrente auf Grund des § 843 
B.G.B. wegen Verletzung des Körpers oder der Gesundheit (§ 4). 

4) Nur das Bestehen einer Verpflichtung, nicht die tatsächliche Ge­
währung ist entscheidend, Mantey, a. a. O. 

5) Gehaltsschiebungsverträge (,,1500 Mark -Vertriige") bleiben auch 
künftig zulilssig, La n gen b ach I Leipziger Zeitschrift, a. a. O. 
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soweit der Lohn diesen Betrag übersteigt, 1/5 des Mehrbe­
trages; er erhöht sich für jede unterhaltspflichtige Person um 
ein weiteres Zehntel, höchstens aber auf 6/10 des Mehrbe­
trages bis zur Höchstgrenze von 4500 Mark. 

B. Bestehen derartige gesetzliche Unterhaltsansprüche nicht, 
hat vielmehr der Schuldner von Gesetzeswegen nnr für seinen 
eigenen Unterhalt zu sorgen, so beträgt der beschlagnahmefreie 
Teil des Lohnes 2000 Mark und, soweit der Lohn diesen Betrag 
übersteigt, IJs des Mehrbetrages bis zur Höchstgrenze von 
3000 Mark. 

Beispiel: X. verdient 6000 Mark, hat Frau, vier Kinder, 

Vater, uneheliches Kind zu ernähren. Beschlagnahmefrei 2500 + 35~0 
+ 6 X1~500 = 4700 Mark, gekürzt auf Höchstbetrag von 4500 Mark. 

Ändern sich die Verhältnisse, die für die Bestimmung des 
unpfändbaren Teiles maßgebend sind, z. B. durch Hinzu­
kommen oder Wegfall eines Unterhaltspflichtigen, so erweitert 
oder beschränkt sich die Pfändbarkeit von dem auf den Ein­
tritt der Änderung nächstfolgenden Zeitpunkt ab, an welchem 
der Lohn fällig wird. 

Beispiel: Ist bei Monatslohn ein Kind am 21. Juli geboren, so 
beschränkt sich der pfändbare Lohnanteil um 1/10 des 2500 Mark über­
steigenden Betrages vom 1. August ab. 

Der Pfändungsbeschluß ist seitens der Behörde, die ihn er­
lassen hat, auf Antrag des Gläubigers oder Schuldners ent­
sprechend zu berichtigen 1). Doch kann der Drittschuldner, 
solange ihm die Benachrichtigung nicht zugestellt ist, nach 
Maßgabe des bisherigen Inhalts des Pfändungsbeschlusses mit 
befreiender Wirkung leisten. 
IH. Für Kriegsteilnehmer 2) endlich enthält § 5 eine be­

sondere Erleichterung dahin, daß die Beschlagnahmefreiheit 

1) Über die Unzweckmäßigkeit dieser Regelung vgl. Langenbach, 
Recht u. Wirtschaft a. a. O. 

2) Als Kriegsteilnehmer im Sinne dieser Vorschrift gelten einmal die 
in § 2, Abs. 1 des Gesetzes vom 4.8. 14 (R.G.BI. S. 328) genannten Per­
sonen, also die vermöge ihres Dienstverhältnisses, Amtes oder Berufes zu 
den mobilen oder gegen den Feind verwendeten Teilen der Land- oder 
Seemacht oder zur Besatzung einer armierten oder in Armierung be­
griffenen Festung gehörenden Personen, ferner die sich dienstlich aus Anlaß 
der Kriegsführung des Reiches im Ausland aufhaltenden, sowie die als 
Kriegsgefangene oder Geiseln in der Gewalt des Feindes befindlichen 
Personen, und außerdem die vermöge ihres Dienstverhältnisses, Amtes 
oder Berufs zu den immobilen Teilen der Land- oder Seemacht gehören­
den, sowie diejenigen Personen, die sich in Ausübung des vaterländischen 
Hilfsdienstes im Ausland aufhalten (§ 5). 
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uneingeschränkt auch gegenüber den gesetzlichen Unterhalts­
ansprüchen der Verwandten, des Ehegatten, früheren Ehegatten 
und eines unehelichen Kindes gilt. Die für diese Ansprüche nach 
dem § 850, Abs. 4, Z.P.O. und § 4, Nr. 3 und § 4 ades Lohnbe­
schlagnahmegesetzes vorgesehenen Ausnahmen von der Beschlag­
nahmefreiheit für die Zeit nach Erhebung der Klage und des diesem 
Zeitpunkt vorangehenden letzten Vierteljahres kommen also für 
Kriegsteilnehmer in Wegfall. Doch gilt diese Ausnahme nur für 
solche Unterhaltsbeiträge, die der Schuldner für die Zeit seiner 
Kriegsteilnehmerschaft zu entrichten hatte. 

Vierter Teil. 

Die Arbeitsverfassung. 
§ 38. 

Allgemeines. 
Art. 165 Abs. 1 der Reichsverfassung bestimmt: "Die Ar­

beiter und Angestellten sind dazu berufen, gleichbe­
rechtigt in Gemeinschaft mit den Unternehmern an der 
Regelung der Lohn- und Arbeitsbedingungen sowie an 
der gesamten wirtschaftlichen Entwicklung der pro­
duktiven Kräfte mitzuwirken". Die Durchführung dieses 
Grundsatzes ist die Aufgabe der Arbeitsverfassung. 

Der angeführte Grundsatz enthält gegenüber dem bisherigen 
Recht eine völlige Neuordnung. 

I. Wohl beruhte auch bisher der einzelne Arbeitsvertrag gemäß 
§ 105 Gew.O. grundsätzlich auf einer freien Vereinbarung zwischen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Rechtlich war also niemand 
gezwungen, einen Arbeitsvertrag zu Bedingungen abzuschließen, 
denen er nicht zustimmte. Für den einzelnen Betrieb oder die 
einzelne Verwaltung bestimmte aber ausschließlich der Arbeit­
geber, zu welchen Bedingungen der Abschluß eines Arbeitsvertrages 
dort tatsächlich möglich sein sollte, so daß die Vertragsfreiheit 
des Arbeitnehmers sich darauf beschränkte, entweder diese Be­
dingungen anzunehmen und damit in den Betrieb einzutreten, 
oder sie abzulehnen und damit dem Betriebe fernzubleiben. Die 
Freiheit des Arbeitgebers hinsichtlich der Gestaltung der Arbeits­
bedingungen in seinem Betrieb war daher nur insofern beeinträch­
tigt, als er Arbeitnehmer finden mußte, die bereit waren, zu den 
von ihm gestellten Bedingungen die Arbeit zu übernehmen. 

Kaske!, Arbeitsrecht. 11 
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Innerhalb dieser durch die tatsächlichen Verhältnisse ge­
zogenen Grenzen war dagegen der Arbeitgeber bezüglich der 
Festsetzung des Inhalts der Arbeitsbedingungen grundsätzlich 
selbständig. Eine Mitwirkung der Arbeitnehmer an dieser Fest­
stellung fand also nicht statt. Eine Einwirkung auf die Gestaltung 
der Arbeitsbedingungen stand vielmehr den Arbeitern oder An­
gestellten eines Betriebes nur insoweit zu, als sie durch Ablehnung 
des Abschlusses von Arbeitsverträgen zu den angebotenen Arbeits­
bedingungen die Arbeitgeber zur Aufstellung günstigerer Arbeits­
bedingungen zu bestimmen vermochten. 

H. Um eine solche Einwirkung ausüben zu können, reichte 
indessen die Kraft des einzelnen Arbeitnehmers regelmäßig nicht 
aus, vielmehr bedurfte es hierzu des Zusammenschlusses mehrerer 
Arbeitnehmer zu einer Organisation. 

Eine solche Organisation der Arbeitnehmer war auf doppeltem 
Wege möglich: Sie konnte sich einmal für den einzelnen Betrieb 
bilden, in dem die Arbeitnehmer tätig waren. Dann beschränkte 
sich die Organisation auf die Arbeitnehmer dieses Betriebes und 
bestand nur gegenüber dem einzelnen Arbeitgeber gerade dieses 
Unternehmens. Eine solche Organisation kam naturgemäß nur für 
Betriebe mit einer größeren Zahl von Arbeitnehmern in Frage. 
Oder aber die Organisation griff über die Grenzen des einzelnen 
Betriebes hinaus und umfaßte die Angehörigen eines ganzen 
Berufszweiges oder einer ganzen Industrie. Dann bestand eine 
solche Organisation gegenüber sämtlichen Arbeitgebern dieses 
Berufszweiges oder dieser Industrie, die in der Regel entsprechend 
zu einer Arbeitgeberorganisation zusammengeschlossen waren. 

Beide Formen einer Organisation haben sich zwar auch schon 
unter der Herrschaft des bisherigen Rechts gebildet, jedoch nicht 
auf Grund besonderer hierfür geltender Rechtsvorschriften, sondel"fr 
ohne solche oder sogar gegen die bestehenden Bestimmungen 
oder wenigstens deren Tendenz. Hierbei war indessen die Rege­
lung für die Betriebs- und Berufsorganisation eine verschiedene. 

Eine Betriebsorganisation in Form von Ausschüssen, Sicher­
heitsmännern oder Vertrauensmännern wurde wenigstens als be­
ratender Faktor durch besondere gesetzliche Regelung zugelassen, 
und zwar grundsätzlich als fakultative Einrichtung, im Bergbau 
und (durch das Hilfsdienstgesetz) für hilfsdienstpflichtige Betriebe­
sogar obligatorisch vorgeschrieben. Die Bildung von Berufs­
organisationen der Arbeitnehmer (Gewerkschaften) wurde da­
gegen durch ausdrückliche gesetzliche Vorschriften bekämpft, 
indem diese Organisationen dem öffentlichen Vereinsrecht der 
politischen Vereine unterstellt wurden, die Aufforderung, ihnen 
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beizutreten, durch die besondere Strafandrohung des § 153 Gew.O. 
erschwert und den einer solchen Organisation zugrunde liegenden 
Vereinigungs- und Beitrittsabreden durch Aberkennung der 
Möglichkeit von Klage und Einrede in § 152. Abs. 2 Gew.O. der 
Gerichtsschutz versagt wurde. 

Trotzdem hiernach eine Betriebsorganisation der Arbeit­
nehmer von der Gesetzgebung wenigstens geduldet, eine Berufs­
organisation dagegen ausdrücklich bekämpft wurde, ging indessen 
die Rechtsentwicldung zunächst den Weg, daß die Betriebsorgani­
sationen eine nennenswerte Bedeutung nirgends erlangten, die 
Berufsorganisationen dagegen ein Machtfaktor von immer steigen­
der Wichtigkeit wurden. Die Regierung sah sich daher genötigt, 
im Kriege und vor allem zur Durchführung des Hilfsdienstes die 
Berufsorganisationen zur Mitarbeit heranzuziehen, zu diesem 
Zweck ihre Unterstellung unter das öffentliche Vereinsrecht der 
politischen Vereine durch Gesetz vom 26.6. 16 (R.G.BI. S. 635) 
fallen zu lassen und die strafrechtliche Ausnahmebestimmung des 
§ 153 Gew.O. durch Gesetz vom 22. 5. 18 (R.G.BI. S. 423) aufzu­
heben. 

In der Revolutionszeit basierte dagegen zunächst die weitere 
Entwicklung großenteils auf der Organisation der einzelnen Be­
triebe in den sogenannten "Arbeiterräten" 1). Dieser tatsächlichen 
Entwicklung folgend, schuf daher die neue Gesetzgebung alsbald 
die Grundlagen für eine Betriebsorganisation und erweiterte diese 
Grundlagen in außerordentlichem Maße in der Gesetzgebung über 
die Räte. 

Inzwischen hatte sich aber auch noch eine dritte Organisations­
form neu gebildet: während nämlich bisher Arbeitgeber und Arbeit­
nehmer sich organisatorisch in getrennten Heerlagern gegenüber­
standen, begannen sie, etwa seit der Einführung des Hilfsdienst­
gesetzes, sich zum Zweck gemeinschaftlicher Arbeit in gemein­
samen Organisationen, den sogenannten Arbeitsgemeinschaften, 
zusammenschließen. Auch diese Neubildung erfuhr zunächst im 
Wege der Rechtsvereinbarung, dann aber auf dem Wege der Ge­
setzgebung eine rechtliche Ausgestaltung. 

IH. Demgemäß gliedert sich das Recht der Arbeitsverfassung 
zurzeit in drei Bestandteile: Für das Recht der Berufsorgani­
sation sind unter dem neuen Arbeitsrecht vor allem die bisherigen 
Beschränkungen aufgehoben (Kap. I), das Recht der Betriebs-

1) Theoretisch zu rechtfertigen versucht insbesondere von Lederer, 
Soziologie der Revolution im Verlag "Der neue Geist" 1919. Dagegen 
Günther, Annalen f. soz. Politik u. Gesetzgebung Bd. VI, S.583. 

11* 
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organisation hat in den Betriebsräten eine außerordentliche recht­
liche Erweiterung erfahren (Kap. II), und das Recht der gemein­
samen Organisationen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer endlich 
ist in den Arbeitsgemeinschaften, den Arbeitskammern und Fach­
ausschüssen, sowie vor allem in den Wirtschaftsräten völlig neu 
geschaffen worden (Kap. III). 

Erstes Ka pi tel. 

Die Bernfsorganisation. 
§ 39. 

Übersicht. 
Die Organisation ganzer Berufe und Industrien kann einmal 

in der Form von Berufsvereinen erfolgen (§ 40), sie kann ferner 
dadurch geschehen, daß staatlicherseits einem Berufe eine Ver­
tretung in Form einer Berufskammer gestellt wird (§ 41), und 
es können endlich einzelne Mitglieder des Berufes als dessen 
Interessenvertreter zur Beratung und Beschlußfassung über An­
gelegenheiten des Berufes kraft gesetzlicher Vorschrift heran­
gezogen werden (§ 42). 

§ 40. 

Die Bernfsvereine. 
Das Recht der Berufsvereine oder, wie sie in der neuesten 

Gesetzgebung regelmäßig bezeichnet werden, der "wirtschaft­
lichen Vereinigungen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer", ist 
durch das neue Arbeitsrecht bisher nicht von Grund aus neu 
gestaltet worden. Vor allem ist bisher die Organisation der Be­
rufsvereine, ihre Rechtsfähigkeit!) , ihr Verhältnis zu ihren Mit­
gliedern und ihre Haftbarkeit auch unter dem neuen Arbeitsrecht 
nicht gesetzlich geregelt.. Eine Weiterbildung des Rechts der 
Berufsvereine hat vielmehr bisher nur nach zwei Richtungen 
stattgefunden, nämlich einmal durch ihre rechtsförmliche Aner­
kennung, und ferner durch die Beseitigung der bisherigen Koa­
litionsschranken. 

I. Während bisher den Berufsvereinen die Eigenschaft als 
rechtmäßige Vertretung der in ihnen zusammengeschlossenen 
Arbeitnehmer nicht zugebilligt wurde und die Arbeitgeber es 

1) Doch darf in Abänderung der §§ 61, 43, Abs. 4 B.G.B. nach Art. 124, 
Abs.2 R.V. einem Verein der Erwerb der Rechtsfähigkeit nicht mtlhr aus 
dem Grunde versagt werden, weil er einen sozialpolitischen Zweck verfolgt. 
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vielfach ablehnten, über Verhältnisse ihres Betriebes mit den Be­
rufsvereinen zu verhandeln, ist nunmehr eine rechtsförmlicheAn­
erkennung der Berufsvereine erfolgt, und zwar einerseits im Wege 
der Rechtsvereinbarung durch die Arbeitgeber, andererseits im 
Wege der Gesetzesvorschrift und durch Aufnahme einer diesbezüg­
lichen Bestimmung in die neue Reichsverfassung. Die dadurch 
erlangte Rechtsstellung der Berufsvereine ist gegenüber der neu­
geschaffenen Betriebsorganisation durch §§ 8 und 78, Nr.2 des 
Betriebsrätegesetzes ausdrücklich aufrecht erhalten l ). 

A. In der Vereinbarung vom 15. 11. 18 zwischen den großen 
industriellen Arbeitgeberverbänden und Gewerkschaften (vgl. 
oben S. 5) werden unter Nr. 1 "die Gewerkschaften als die 
berufenen Vertreter der Arbeiterschaft anerkannt". Damit 
haben die Berufsvereine der Arbeitnehmer gegenüber allen 
an der Vereinbarung beteiligten Arbeitgebern eine Rechts­
steIlung erhalten, die ihnen die Zuständigkeit zu Verhand­
lungen sowohl mit den Arbeitgeberverbänden wie mit den 
einzelnen Arbeitgebern über die Arbeitsbedingungen in dem 
betreffenden Beruf oder der betreffenden Industrie wie auch 
im Einzelbetriebe bezüglich der dort beschäftigten Arbeiter 
verleiht. Den Arbeitgebern gegenüber sind damit also die 
Berufsvereine grundsätzlich zur legitimen verhandlungsfähigen 
und verhandlungsberechtigten Vertragspartei . geworden. 

B. Diese Verhandlungsfähigkeit und Verhandlungsberechtigung 
der Berufsvereine ist in der V.O. vom 23. 12. 18 § 20 durch 
Verleihung des Rechts auf Anrufung des Schlichtungs aus­
schusses auch gesetzlich anerkannt (vgl. unten S. 256) und 
ist endlich in Art 165, Abs. 1, Satz 2 R.V. verfassungsmäßig 
festgelegt worden. 
II. Die Beseitigung der Koalitionsverbote, wie sie bisher vor 

allem landesrechtlieh für Landarbeiter und Staats-Arbeiter und 
-Angestellte galten, ist zunächst im Aufruf des Rates der Volks­
beauftragten vom 12. 11. 18 Nr. 2 und 8 erfolgt. Sie ist sodann 
in Art. 159 R.V. bestätigt, wonach die Vereinigungsfreiheit zur 
Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen 
für jedermann und für alle Berufe gewährleistet wird, und alle 
Abreden und Maßnahmen, welche diese Freiheit einschränken 
oder zu behindern suchen, rechtswidrig sind. 

Dadurch werden sowohl gesetzliche wie rechtsgeschäftliehe 
Bestimmungen, die für die Mitglieder eines Berufsstandes oder für 
einzelne Personen den Beitritt zu einer Berufsorganisation ver-

1) Vgl. auch nnten S. 210. 
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bieten oder mit Rechtsnachteilen verbinden, aufgehoben und, 
soweit sie künftig getroffen werden, für unwirksam erklärtl). 

§ 4l. 
Gesetzliche Berufsvertretungen (Berufskammern) . 

Die Schaffung einer gesetzlichen Vertretung für einen ganzen 
Berufsstand ist in der Form, daß die Vertretung nur die Arbeit­
nehmer eines bestimmten Berufes oder Faches umfassen soll 
(Arbeiterkammer), bisher nicht erfolgt. Wohl sind gesetzliche 
Vertretungen für die Hausarbeit, das Bäckereigewerbe und vor 
allem für den Bergbau geschaffen worden. In allen diesen Fällen 
wirken aber in den Berufsvertretungen Arbeitgeber und Arbeit­
nehmer gemeinschaftlich, so daß diese Vertretungen nicht hier, 
sondern bei den gemeinsamen Organisationen zu behandeln sind 
(vgl. unten S. 234ff.). 

Doch ist im Bergbau wenigstens vorgesehen, daß jede Gruppe 
(Arbeitgeber bzw. Arbeitnehmer) für sich allein zusammentritt, 
einen Vorsitzenden wählt und gewisse Aufgaben erledigt (§§ 5, 
24, 26, 39, Abs. 4 der V.O. vom 8. 2. 19, R.G.BI. S. 202). Hier 
finden sich also die ersten und bisher einzigen Ansätze einer viel­
fach verlangten Regelung der Schaffung einer Berufsvertretung 
lediglich für die Arbeitnehmer eines bestimmten Berufes. Auch 
über diese Gruppen vgl. unten S. 238. 

§ 42. 
Mitwirkung einzelner Berufsvertreter. 

Berufsvertreter kommen nicht nur als Mitglieder einer ge­
schlossenen beruflichen Organisation in Betracht, sondern auch als 
einzelne Mitglieder gemischter Organisationen. Das neue Recht hat 
nämlich für eine Reihe von Industrien, die der Sozialisierung ent­
gegengeführt werden sollen, Vertreter der Interessenten dieser In-

1) Ob damit auch die Bestimmungen des § 152 Gew. O. über den 
mangelnden Gerichtsschutz derartiger Vereinigungen in Wegfall ge­
kommen sind, ist zweifelhaft. Ich möchte die Frage bejahen, weil § 152 
Gew. O. ein Ausnahmegesetz ftir Berufsvereine darstellt, der Sinn des 
Art. 159 aber dahin geht, diese Ausnahmegesetze zu beseitigen. M. E. 
gelten also künftig für aUe Berufsvereine keine anderen Vorschriften 
mehr wie ftir andere Vereine. - Dagegen halte ich die Ansicht von 
ErdeI, Auskunftei des Arbeitsrechts Heft 3, nicht ftir richtig, daß 
Art. 159 R.V. ein Persönlichkeitsrecht begründet, das zu den sonstigen 
Rechten des § 823 B.G.B. gehört. Denn die Aufstellung derartiger Rechte 
geht über Absicht und System der Grundrechte hinaus. Vgl. auch Pott­
hoff, Arbeitsrecht VI, S.91. 
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dustrien zusammen mit behördlichen Mitgliedern zu Kollegien ver­
einigt. In diesen Kollegien wirken nach gesetzlicher Vorschrift auch 
Vertreter der Arbeiter oder Angestellten in festgesetzter Zahl mit. 

Derartige Bestimmungen bestehen bisher für den Bergbau 
nach der V.O. vom 18.1. 19 (R.G.BI. S. 64) Nr. 1 und der V.O. 
vom 18. 6. 19 (R.G.BI. S. 579) § 2, für die Kohlenwirtschaft nach 
dem Gesetz über die Regelung der Kohlenwirtschaft vom 30. 3.19 
(R.G.BI. S. 342) §§ 2 und 3, dem Gesetz betreffend Änderung des 
Gesetzes über die Regelung der Kohlenwirtschaft vom 20.8.19 
(R.G.BI. S. 1447) und den Ausführungsbestimmungen zum Gesetz 
über die Regelung der Kohlenwirtschaft vom 21. 8. 19 (R.G.BI. 
S. 1449), für die Kaliwirtschaft nach dem Gesetz über die Regelung 
der Kaliwirtschaft vom 24.4. 19 (R.G.BI. S. 413) Art. I, Nr. 1 und 
Art. H und'den zur Durchführung dieses Gesetzes erlassenen Vor­
schriften vom 18. 7. 19 (R.G.BI. S. 663) §§ 3, 4, 19, 30,32,36,44 
und endlich für die Elektrizitätswirtschaft nach dem Gesetz be­
treffend die Sozialisierung der Elektrizitätswirtschaft vom 31.12.19 
(R.G.BI. S. 19) § 20. 

1. Für den Kohlenbergbau werden bis zur gesetzlichen Rege­
lung der Sozialisierung für die einzelnen Bergbaubetriebe Reichs­
bevollmächtigte durch die Reichsregierung im Einvernehmen mit 
der zuständigen Landesregierung ernannt. Ihre Aufgabe ist die 
fortdauernde Überwachung aller wirtschaftlichen Vorgänge auf 
dem Gebiet der Kohlenförderung, des Absatzes, der Verwertung 
und Preisbemessung der Kohle. Unter diesen Reichsbevollmäch­
tigten muß sich je ein Vertreter der Unternehmer und der Arbeiter 
befinden, die von der Arbeitsgemeinschaft der Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerverbände (vgI. unten S. 226ff.) vorgeschlagen werden. 
Bei dem Reichskommissar für den Bergbau des Ruhrgebiets ist 
nach der V.O.vom 18. 6.19 ein Ausschuß zur Prüfung der Frage 
der Arbeitszeit errichtet worden. Diesem Ausschuß gehören nach 
. § 2 außer sechs Vertretern der Zechenverbände und sechs Sach­
verständigen auch sechs Vertreter der Arbeiter und Angestellten 
an, von denen drei noch im Bergbau tätig sein müssen. Die Mit­
glieder werden vom Reichsarbeitsminister ernannt, die Vertreter 
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer nach Vorschlägen der Berufs­
vereinigungen im Bergbau des Ruhrgebietes. 

H. Für die Leitung der Kohlenwirtschaft besteht ein Reichs­
kohlenrat, nachdem zunächst ein ähnlich zusammengesetzter 
Sachverständigenrat gebildet worden war. Zu den 60 Mitgliedern 
des Reichskohlenrates gehören u. a. je 15 Vertreter der bergbau­
lichen Unternehmer und Arbeiter, je ein Vertreter der Unter­
nehmer und Arbeiter der Gasanstalten, zwei Vertreter der tech-
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nischen und ein Vertreter der kaufmännischen bergbaulichen An­
gestellten und je zwei Vertreter der Unternehmer und der Arbeiter 
der kohleverbrauchenden Industrie, von denen die Vertreter der 
Arbeiter und Angestellten ausnahmslos, die Vertreter der Unter­
nehmer mit wenigen AusnahmenI) von der Arbeitsgemeinschaft 
gewählt werden (§§ 25, 26 der Ausführungsbestimmungen). 

Ferner sind die Besitzer der Kohlenbergwerke für bestimmte 
Bezirke zu Kohlensyndikaten, die Besitzer von Gasanstalten, die 
Koks erzeugen, zu einem Gaskokssyndikat zusammengeschlossen, 
die wieder ihrerseits zu dem Reichskohlenverband vereinigt sind. 
Auch an der Verwaltung dieser Syndikate sind die Arbeitnehmer 
in der Weise beteiligt, daß den geschäftsführenden Organen sowohl 
der Syndikate wie des Reichskohlenverbandes eine Person an­
gehören muß, die von den Arbeitervertretern des Reichskohlen­
rates vorgeschlagen ist, und ferner müssen dem Aufsichtsrat sämt­
licher Kohlensyndikate zwei bis drei Personen angehören, die von 
den Arbeitervertretern des Reichskohlenrates vorgeschlagen sind, 
dem Aufsichtsrat der fünf größten Kohlensyndikate ferner je 
eine Person, die von den Angestelltenvertretern des Reichskohlen­
rates vorgeschlagen ist, und dem Aufsichtsrat des Reichskohlen­
verbandes drei Personen, die von den Arbeitervertretern und eine 
Person, die von den Angestelltenvertretern des Reichskohlenrates 
vorgeschlagen sind (§§ 10, ll, Abs. 2-3, 13, Abs. 2, 19, Abs. 1, 
21, 22 der Ausführungsbestimmungen). 

IH. Für die Leitung der Kaliwirtschaft besteht ein Reichskali­
rat, nachdem zunächst ein Sachverständigenrat gebildet worden 
war. Zu den 30 Mitgliedern des Reichskalirates gehören u. a. 
fünf Vertreter der Kalierzeuger und acht Vertreter der im Kali­
bergbau und Fabrikationsbetrieb beschäftigten Arbeiter, ferner 
je ein Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertreter aus der kaliver­
arbeitenden chemischen Industrie sowie je ein Vertreter der tech­
nischen und kaufmännischen Kaliwerksangestellten, von denen 
die ersteren von der Fachgruppe der Arbeitsgemeinschaft gewählt, 
die beiden Angestelltenvertreter vom Reichswirtschaftsminister 
ernannt werden. Auch an den vom Reichskalirat gebildeten 
Kalistellen nehmen Vertreter der Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
teil, nämlich an der Kaliprüfungsstelle, die gleichzeitig als Lohn­
prüfungsstelle erster Instanz fungiert, zwei Vertreter der Arbeit­
geber und vier Vertreter der Arbeitnehmer, an der Kalilohn-

i) Die übrigen Mitglieder werden vom Reichswirtschaftsminister er­
nannt, zwei Vertreter der bergbaulichen Unternehmer vom preuß. Haudels­
minister, die Vertreter des Kohlenhandels (fünf Kohlenhä.ndJer, ein An­
gestellter des Kohlengroßhandels) vom Deutschen Industrie- und Handelstag. 
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prüfungsstelle zweiter Instanz je drei Vertreter der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer, an der landwirtschaftlich-technischen Kali­
stelle ein Vertreter der Arbeiter. Und endlich sind auch in den 
Aufsichtsrat des Kalisyndikats zwei Arbeitervertreter und ein 
Angestelltenvertreter zu entsenden. 

IV. Für die Elektrizitätswirtschaft endlich ist ein Beirat zur 
beratenden Mitwirkung bei allen Angelegenheiten zu bilden, der 
auf Einladung und unter Vorsitz des Reichsschatzministers tagt, 
auf Antrag von neun seiner Mitglieder aber berufen werden muß. 
Zu den Mitgliedern dieses Beirates gehören auch je fünf Vertreter 
der Arbeiter- und Angestelltenorganisationen. 

Zweites Kapitel. 

Die Betriebsorganisation. 
§ 43. 

Entwickhmg und gesetzliche Grundlagen. 
1. Die Entwicklung 1) einer gesetzlichen Regelung der Betriebs­

organisation setzte in Deutschland erst um die Jahrhundertwende 
ein. Sie ist in der Richtung gegangen, daß einerseits die Not­
wendigkeit der Errichtung von Betriebsvertretungen auf immer 
weitere Betriebe erstreckt, andererseits der Aufgabenkreis der 
Betriebsvertretungen immer mehr erweitert wurde. 
A. Die ersten Anfänge einer gesetzlichenRegelung der Betriebsorga­

nisation finden sich im Arbeiterschutzgesetz vom 1. 6. 1891, 
das in § 134 h eine fakultative Einrichtung von Arbeiteraus­
schüssen vorsah. Solche Ausschüsse sollten für den Fall ihrer 
Errichtung in der Mehrzahl ihrer Mitglieder von den Arbeitern 
des Betriebes aus ihrer Mitte gewählt werden. Als ihre Aufgabe 
bezeichnete das Gesetz ihre Anhörung vor Erlaß der Arbeits­
ordnung und ihre Zustimmung zu einzelnen Bestimmungen 
der Arbeitsordnung, nämlich zu Bestimmungen über das Ver­
halten der Arbeiter bei Benutzung der zu ihrem Besten ge­
schaffenen mit dem Betriebe verbundenen Einrichtungen und 
über das Verhalten minderjähriger Arbeiter. 

B. Die weitere Entwicklung der Betriebsorganisation ging zu­
nächst vom Bergbau aus 2 ). Während nämlich die Einrichtung 

1) Vgl. hierzu Schippel, Vom Arbeiterausschuß zum Betriebsrat, 
Soz. Monatshefte 19, Bd. 1, S.440ff. 

2) Vgl. hierzu Schlüter, Das Recht der Arbeitervertretungen beim 
Bergbau in Preußen und Müller-Erzbach, Das Bergrecht Preußens, 
S. 391 ff., Glückauf, Bd. 54, S. 729-37,745-50, 761-67,781-87, 797-803. 
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von Arbeiterausschüssen nach § 134 h Gew.O. nur fakultativ ge­
wesen war, brachten die Novellen zum preußischen Berggesetz 
vom 14. 7. 1905 nunmehr für Bergwerke, in denen in der Regel 
mindestens 100 Arbeiter beschäftigt werden, die obligatorische 
Einrichtung von Arbeiterausschüssen. Dazu kam nach der 
Novelle vom 2S. 7. 09 für bestimmte Bergbaubetriebe mit beson­
derer Betriebsgefahr 1) die Bestellung von Sicherheitsmännern. 

Aufgabe der Arbeiterausschüsse sollte es sein, darauf hinzu­
wirken, daß das gute Einvernehmen innerhalb der Belegschaft 
und zwischen der Belegschaft und dem Arbeitgeber erhalten 
bleibt oder wiederhergestellt wird. Sie sollten ferner Anträge, 
Wünsche und Beschwerden der Belegschaft, die sich auf die 
Betriebs- und Arbeitsverhältnisse sowie die W ohlfahrtsein­
richtungen bezogen, zur Kenntnis des Bergwerksbesitzers 
bringen und sich darüber äußern. Dazu traten endlich einige 
besondere Aufgaben, wie Mitwirkung bei der Verwaltung der 
Unterstützungskasse, Äußerung zur Arbeitsordnung vor ihrem 
Erlaß u. dgl. (§§ SOf, SOfs, SOfi). Die Sicherheitsmänner 
sollten an der Kontrolle und Aufrechterhaltung der Betriebs­
sicherheit mitwirken (§§ SO fa-fp Allg. Bergges.). 

C. Einen wesentlichen Schritt vorwärts auf dem Wege der gesetz­
lichen Regelung der Betriebsorganisation brachte so dann das 
Gesetz über den vaterländischen Hilfsdienst vom 5. 12. 16. 
Nach § 11 dieses Gesetzes mußten nämlich Arbeiter- oder An­
gestelltenausschüsse für alle dem Titel VII der Gew.O. unter­
stehenden Hilfsdienstbetriebe mit mindestens 50 Arbeitern 
oder Angestellten errichtet werden. Diesen Ausschüssen wurde 
die Aufgabe übertragen, Anträge, Wünsche und Beschwerden 
von Arbeitern und Angestellten, die sich auf Betriebseinrich­
tungen oder Lohn- und sonstige Arbeitsverhältnisse des Be­
triebes bezogen, zur Kenntnis des Unternehmers zu bringen 
und sich darüber zu äußern. Vor allem aber sollten die Aus­
schüsse bei Arbeitsstreitigkeiten selbständig die neu gebildeten 
Schlichtungsausschüsse anrufen dürfen. 

D. Die Weiterentwicklung dieses Rechtszustandes wurde während 
der Revolution zunächst dadurch unterbrochen, daß sich 
in den meisten Betrieben und Verwaltungen außerhalb der 
bisherigen gesetzlichen Bestimmungen Arbeiterräte bildeten, 
unter einander zusammenschlossen und eine Betätigung weitab 

1) Nämlich für Steinkohlenbergwerke, unterirdisch betriebene Braun-
kohlenbergwerke und Erzbergwerke und für selbständige Betriebsanlagen 
dieser Art, wenn dort in der Regel mindestens 100 Arbeiter beschäftigt 
wurden. 
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von der bisherigen Zuständigkeit der Ausschüsse, vor allem 
auf politischem Gebiet erstrebten. Demgegenüber suchten Ge­
setzgebung und Verwaltung, unter Beseitigung derartiger Bil­
dungen, zunächst an die vorhandenen Einrichtungen, insbeson­
dere des Hilfsdienstgesetzes, anzuknüpfen und sie auszubauen 1). 

E. Nach der V.O. vom 23. 12. 18 (R.G.BI. S. 1456)2) §§ 7-14 
sollten nämlich nunmehr in allen Betrieben, Verwaltungen 
und Bureaus, auch solchen des Reiches, der Bundesstaaten, 
der Gemeinden und der Träger der Sozialversicherung, sofern 
in ihnen in der Regel mindestens 20 Arbeiter oder Angestellte 
beschäftigt wurden, Arbeiter- oder Angestelltenaus­
sch üsse errichtet werden. Diese Ausschüsse sollten von allen 
über 20 Jahre alten Arbeitern und Angestellten ohne Unter­
schied des Geschlechts in unmittelbarer geheimer Wahl nach 
den Grundsätzen der Verhältniswahl gewählt werden. Ihre 
Aufgabe sollte darin bestehen, die wirtschaftlichen Interessen 
der Arbeiter und Angestellten des betreffenden Unternehmens 
gegenüber dem Arbeitgeber wahrzunehmen, die Einhaltung 
der Tarifverträge in Gemeinschaft mit dem Arbeitgeber zu 
überwachen, soweit eine tarifliche Regelung nicht bestand, 
im Einvernehmen mit der Berufsorganisation bei der Regelung 
der Löhne und sonstigen Arbeitsverhältnisse mitzuwirken, das 
gute Einvernehmen innerhalb der Arbeiter- und Angestellten­
schaft und zwischen dieser und dem Arbeitgeber zu fördern 
und an der Bekämpfung der Unfall· und Krankheitsgefahren 
mitzuwirken. Eine Beeinträchtigung in der Ausübung des 
WahlrEichts zum Ausschußmitglied und in der Tätigkeit der Aus­
schußmitglieder durch den Arbeitgeber war unter Strafe gestellt. 

Diese Regelung wurde durch V.O. vom 18. 1. 19 (R.G.BI. 
S. 64) Nr. 2 auch auf Bergbaubetriebe erstreckt, in denen 
ständige Arbeiterausschüsse nach Maßgabe der bisherigen Ge­
setzgebung bereits bestanden. Auch dort sollten nunmehr 
neue Ausschüsse unter der Bezeichnung "Zechen- oder 
Bergwerksräte" aus der Reihe der Arbeiter des Betriebes 
in unmittelbarer und geheimer Wahl nach den Grundsätzen 
der Verhältniswahl und den Bestimmungen der V.O. vom 
23. 12. 18 gewählt werden 3). 

1) Vgl. hierzu insbesondere KaliBki, Soz. Monatshefte 19, Bd. I' 
S. 229, Cohen daselbst Bd. II, S. 1043. 

2) Abänderung dazu durch V.O. vom 21. 9.19 (R.G.Bi. S. 1707). Lite­
ratur oben S. 16, Anm. 2. 

3) Sc h I ü t er, ArbeiterausschüBse, Angestelltenausschüsse, Schlich­
tungsausschüsse und Sicherheitsmänner (Dortmund 1919, Verlag Bellmann) 
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F. Endlich wurde durch eine Reihe der zum Zwecke der Arbeits· 
beschaffung ergangenen Demobilmachungsverordnnngen (vgl. 
oben S. 3ff.) der Aufgabenkreis der Ausschüsse dahin erweitert, 
daß ihnen bei Kündigung und Entlassung von Arbeitnehmern 
das Recht vorheriger Anhörung oder sogar eigentlicher Mit· 
wirkung eingeräumt wurde. 
Ir. Die so ausgestalteten Ausschüsse entsprachen indessen 

noch nicht den Wünschen der Vertreter des Rätegedankens. Denn 
das Betätigungsgebiet der Ausschüsse war ausschließlich auf den 
einzelnen Betrieb und innerhalb desselben auf soziale Aufgaben, 
im wesentlichen auch nur auf eine beratende Stellung beschränkt. 
Die Vertreter det' Rätegedankens wollten dagegen den Räten 
il1l1erhalb des Einzelbetriebes eine entscheidende Stellung und in 
ihrem Zusammenschluß eine über den Betrieb hinausreichende 
allgemeine Bedeutung verleihen und den Wirkungskreis der Räte 
auf das wirtschaftliche Gebiet und vor allem auf das politische 
Gebiet übertragen. 

Diesen Wünschen, die nicht nur von den Arbeitgebern, sondern 
auch von den Vertretern der Gewerkschaften lebhaft bekämpft 
wurden, hat die Gesetzgebung wenigstens' teilweise entsprochen. 
Schon durch. einzelne Tarifverträge, vor allem das Abkommen 
für das mitteldeutsche Bergbaugebiet vom 12.3. 19 und den 
Schiedsspruch in der Berliner Metallindustrie vom 19.4. 19, war 
eine Mitwirkung der Betriebsvertretungen an den eigentlichen 
Betriebsvorgängen vorgesehen 1 ). Seinen gesetzlichen Ausdruck 
fand der Rätegedanke aber erst in der neuen Rätegesetzgebung. 

Diese Gesetzgebung, die eine wesentliche Ausgestaltung der 
bisherigen Betriebsvertretungen, also der Arbeiter· und Ange. 
stelltenausschüsse, unter dem neuen Namen von "Räten" bildet 2), 

enthält ein Kompromiß, das nach heftigen Kämpfen zwischen den 
verschiedenen Bestrebungen zustande gekommen ist, 3). Einerseits 
ist den Räten zwar nunmehr il1l1erhalb des Betriebes hinsichtlich 
der Feststellung der Arbeitsbedingungen eine nicht nur beratende, 

1) Mit Recht bezeichnet Dersch Vorbemerkung zum Kommentar 
des Betr.R.G. diese beiden Tarifverträge als "unmittelbare Vorläufer" 
und "Brücke zur gesetzlichen Regelung". 

2) Durch diese Gesetzgebung sind daher die bisherigen Bestimmungen 
über Betriebsvertretungen aufgehoben, und zwar sowohl die Bestimmungen 
über Arbeiter- und Angestelltenausschiisse, also der § 134 h Gew.O. und 
die §§ 7-14 der V.O. vom 23.12.18, wie auch die Landesgesetze über 
Betriebsräte. Mit Vollziehung der ersten Wahl nach Inkrafttreten des 
Betr.R.G. hören daher die vorhandenen Betriebsräte, die für Betriebe er­
richteten Arbeiterräte und die Arbeiter· und Angestelltenausschüsse zu 
bestehen auf. Betr.R.G. § 104, I und V und § 106. 

3) Vgl. Kaliski, Soz. Monatshefte 19, Bd. II, S.1128ff. 
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sondern mitentscheidende, dem Arbeitgeber vielfach gleichbe­
rechtigte Stellung eingeräumt, ferner ist ihnen nicht nur eine 
soziale, sondern auch eine wirtschaftliche Funktion übertragen, 
die ihnen über das Arbeitsverhältnis hinaus einen Einfluß auf die 
Gestaltung des Betriebes selbst, seine Produktion, seinen Absatz 
und seine Finanzgebarung ermöglichen soll. Auch sind die einzel­
nen Räte territorial zu größeren Organisationen mit der Spitze 
einer Reichsorganisation zusammengeschlossen. Eine Über­
tragung politischer Befugnisse auf die Räte hat dagegen grund­
sätzlich nicht stattgefunden, und eine Übertragung wirtschafts­
politischer Befugnisse, die über den Rahmen des Einzelbetriebes 
hinausgehen, ist nur im Zusammenwirken mit den Arbeitgebern 
und deren Vertretungen erfolgt. 

Die gesetzlichen Grundlagen dieses Räterechts und damit 
des neuen Rechts der Betriebsorganisation bildet einmal der 
Artikel 165 RV., wo die Grundzüge dieser Organisation "ver­
fassungsmäßig verankert" sind, und ferner die zur Ausführung 
dieser Bestimmung ergangenen einzelnen Rätegesetze. 

Nach der Verfassung ist die Bildung von Vertretungen der 
Arbeiter und Angestellten in einer dreigliedrigen Stufenfolge vor­
gesehen, die in der untersten Stufe vom Einzelbetrieb ausgeht, 
in der mittleren Stufe ein territorial abgegrenztes Wirtschafts­
gebiet umfaßt und in der obersten Stufe in einer Organisation für 
das ganze Reichsgebiet endigt. 

In Ausfühnmg dieser Bestimmungen ist bisher nur das Gesetz 
über Betriebsräte fertiggestellt, das indessen den wichtigsten 
Teil der ganzen Gesetzgebung bildet. Der Entwurf des Gesetzes 
ging am 16. August 1919 der Nationalversammlung zu 1). Er 
wurde auf Grund der ersten Lesung am 21. August dem sozial­
politischen Ausschuß überwiesen. Dort wurde der Entwurf 
unter heftigen Kämpfen, vor allem über die Frage einer Beteili­
gung der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat von Aktiengesellschaften, 
wesentlich umgestaltet 2). Noch in der zweiten und dritten Lesung 
im Plenum am 13. bis 18. Januar 1920, die von Unruhen in Berlin 
begleitet war, wurden erhebliche Änderungen vorgenommen. Die 
Annahme des Gesetzes erfolgte mit 215 gegen 63 Stimmen. Das 
Gesetz wurde am 4. Fe bruar 1920 vollzogen und am 9. Fe­
bruar 1920 im RG.Bl. NI'. 26, S. 147 verkündet. Mit dem Tage 
seiner Verkündung ist das Gesetz gemäß § 106 in Kraft getreten 3 ). 

1) Drucksache Nr.928. 
2) Kommissionsbericht Drucksache Nr.1838. 
3) Kommentare zum Betr.R.G. sind während des Druckes erschienen 

bzw. angekündigtvon Dersch (Verlag Bensheimer), Feig-Sitzler (Verlag 
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§ 44. 

Rechtliche Stellung und Arten der Betriebsvertretungen. 
I. Die rechtliche Stellung der Betriebsvertretungen wird in 

Art. 165 R.V. als "gesetzliche Vertretungen der Arbeiter und 
Angestellten zur Wahrnehmung ihrer sozialen und wirtschaftlichen 
Interessen" bezeichnet. Damit wird die Frage indessen nicht 
juristisch gelöst, sondern jene Stellung nur allgemein umschrieben. 

Um die rechtliche Stellung der Betriebsvertretungen juristisch 
zu erfassenl ), muß man von dem im Arbeitsrecht neu gebildeten 
Begriff der "Arbeitnehmerschaft" ausgehen, die wieder ihrerseits 
in die "Arbeiterschaft" und "Angestelltenschaft" zerfällt. 

Solange im Betriebe das absolutistische Prinzip herrschte, 
bedurfte es dort nur eines einzigen willenbildenden Faktors, näm­
lich des Arbeitgebers, dessen Willen die Singuli, die einzelnen 
Arbeitnehmer, ohne rechtliche Gebundenheit unter einander ledig­
lich als Einzelne ausführten. Bisher standen daher die einzelnen 
Arbeitnehmer eines Unternehmens in rechtlichen Beziehungen 
nur zu ihrem Arbeitgeber, während sie untereinander durch 
keinerlei gewolltes oder gesetzlich angeordnetes Rechtsband ver­
knüpft waren. Vielmehr bestand für sie nur ein tatsächliches, 
gleichzeitiges Nebeneinanderbestehen von Arbeitsverhältnissen 
gleichen Inhalts mit dem gleichen Arbeitgeber. Sollte nun aber 
das absolutistische Prinzip fallen gelassen und an seiner Stelle 
das konstitutionelle Prinzip in den Betrieb eingeführt werden, 
so bedurfte es der Schaffung eines zweiten willenbildenden Faktors 
neben dem Arbeitgeber, und um diesen zu erhalten, mußten daher 
die Arbeitnehmer aus ihrer bisherigen Vereinzelung heraus zu einer 
rechtlich anerkannten Einheit zusammengefaßt werden. 

Eine solche Einheit bildet nunmehr die Arbeiterschaft bzw. 
Angestelltenschaft eines Unternehmens. Sie ist eine Form der 
Personengemeinschaft, die aber nicht bis zur höchsten rechtlichen 
Erscheinungsform einer solchen Gemeinschaft, einem rechts-

Vahlen), Flatow (Verlag Vorwärts), Kieschke-Syrup (Verlag Hey­
mann), Potthoff (Verlag MUnch. Volksbuchhandlung), Umbreit (Ver­
lag Gesellschaft und Erziehung), Schneider (Verlag Spaeth & Linde), 
SchuIz (Verlag Springer) und Weinhausen (Verlag Kohlhammer). Von 
ihnen konnte nur noch der Kommentar von Dersch zu § 1-10 berück­
sichtigt werden, dessen Druckfahnen insoweit mir freundlichst zur Ver­
fügnng gestellt wurden. Ferner ist eine gemeinverständliche Darstellung 
von S t ö v e im Verlag Beymann erschienen. Zum Entwurf des Betr. 
R.G. vgI. Tänzler D.J.Z.19, S. 798; H eyde, Soz. Praxis 28, S. 817; Schick, 
das. 29, S.60; LUders, das. 29, S.103; Wiethaus, das. 29, S. 195; Pas­
quay, Pr.V.B1.40, S. 497; GUnther, Techniku. Wirtschaft, Bd.XII, Heft12. 

1) Anregungen hierzu vgl. Hedemann D.J.Z. 19, S.773. 
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fähigen Verein, ausgestaltet ist, ja nicht einmal die Rechtsform 
eines nichtrechtsfähigen Vereins im Sinne des B.G.B. erhalten hat. 
Vielmehr handelt es sich lediglich um eine Zusammenfassung von 
Personen zu einer rechtlichen Einheit für einzelne ganz bestimmte, 
gesetzlich umgrenzte Aufgaben. Nur für diese Aufgaben, nicht 
dagegen außerhalb derselben, besteht ein rechtlicher Gemein­
schaftsbereich und die rechtliche Anerkennung eines Gemeinschafts­
willens und seiner Betätigung. Diese Zusammenfassung ist auf 
betrieblicher Grundlage und innerhalb des Betriebes auf berufs­
ständischer Grundlage erfolgt. Sie ist keine freiwillige, sondern 
eine gesetzlich vorgeschriebene, und beruht nicht auf privatem, 
sondern auf öffentlichem Recht, da die Mitglieder nicht in ihrer 
Eigenschaft als Einzelpersonen, sondern in ihrer Eigenschaft als 
Mitglieder eines sozialen Verbandes, nämlich ihrer Betrie bs- bzw. 
Berufsgemeinschaft, erfaßt werden, zu dem Zweck, durch diesen 
Zusammenschluß einen Verbandswillen zu schaffen. Wer in 
einen Betrieb neu eingestellt wird, wird damit ohne weiteres Mit­
glied dieses Verbandes der Arbeitnehmerschaft, wer aus dem 
Betrieb ausscheidet, verliert die Mitgliedschaft, so daß die Arbeit­
nehmerschaft nunmehr auch als solche ein eigenes Interesse an 
Neueinstellungen bzw. Entlassungen hat, dem durch eine Mit­
wirkung hierbei entsprochen. wird. 

So ist die "Arbeitnehmerschaft" bzw. die besondere "Arbeiter­
schaft und Angestelltenschaft" eines Betriebes und darüber hinaus 
eines Wirtschaftsbezirkes oder des Reiches rechtlich aufzufassen. 
Sie bildet in Ansehung einzelner, gesetzlich umgrenzter Rechte 
und Aufgaben, (z. B Recht auf Einsicht in die Handelsbücher, 
auf V ertretung im Aufsichtsrat, Aufstellung .einer Arbeitsordmmg), 
eine öffentlichrecht.liche Personengemeinschaft und besitzt inso­
weit eine der allgemeinen Rechtsfähigkeit entsprechende besondere 
Rechtsfähigkeit, die sie befähigt, als solche, in ihrer Verbunden­
heit zu einer Einheit, insoweit also rechtsfähig, Träger von ein­
zelnen bestimmten Rechten und Pflichten zu sein, während außer­
halb jener AufglJ,ben jede Zusammenfassung zu einer rechtlichen 
Einheit und jeder einheitliche Rechtsbereich, wenigstens soweit 
sie auf gesetzlicher Anordnung beruhen, fehlen 1). 

Wie eine voll rechtsfähige Personengemeinschaft, so bedarf nun 

1) Diese gesetzlich umgrenzte materielle Rechtsfähigkeit setzt sich 
für das Streitverfahren in eine entsprechend umgrenzte prozessuale Par­
teifähigkeit im Schlichtungsverfahren um (vgl. unten S. 203, 211, 256). Dort 
ist nach § 20 V.O. v. 23. 12. 18 eine Parteifähigkeit in Fällen, in denen eine 
Betriebsvertretung nicht besteht, ausdrücklich für die "Arbeiterschaft" 
bzw. "Angestelltenschaft" anerkannt. Auch dies spricht für die Richtig­
keit obiger Ausführungen. 
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aber auch die Arbeiterschaft und Angestelltenschaft für den Be­
reich ihrer rechtlichen Einheit bestimmter Organe, die den Einheits­
willen der Gemeinschaft bilden und erklären. Organe der Arbeit­
nehmerschaft aber sind die Betriebsvertretungen1)2). 

II. Von solchen Organen der Arbeitnehmerschaft bestehen 
verschiedene Arten. Das Hauptorgan für den einzelnen Betrieb 
ist der Betriebsrat (§ 45). An seine Stelle tritt für Kleinbetriebe 
der Betriebsobmann (§ 46), während das oberste Organ der Arbeit­
nehmerschaft für den Einzelbetrieb in allen Fällen die Betriebs­
versammlung bildet (§ 47). über den Einzelbetrieb hinausgehend 
bestehen sodann für größere Wirtschaftsbezirke die Bezirksarbeiter­
räte (§ 48) und endlich für das Gebiet des ganzen Reiches der 
Reichsarbeiterrat (§ 49). 

§ 45. 

Der Betriebsrat. 
Der Betriebsrat ist ein aus mehreren ArbeitnehmeIn eines 

Unternehmens zusammengesetzes Kollegium zur Wahrung der 
Interessen sämtlicher Arbeitnehmer dieses Unternehmens. Das 
Gesetz hat Bestimmungen getroffen über die Voraussetzungen 
seiner Errichtung, also wann er zu bllden ist (I), ferner über seine 
Wahl, also wie er zu bilden ist (II), weiter über seine Ausgestal­
tung, also was, welche Art Rechtskörper zu bilden ist (lU), und 
endlich über seine Oblliegenheiten, also wozu er zu bilden ist (IV). 

I. Die Voraussetzungen der Errichtung eines Betriebsrates sind 
dahin geregelt, daß einmal grundsätzlich bestimmt wird, wann ein 
Betriebsrat zu bilden ist, daß ferner vorgesehen wird, wann eine 
Änderung dieses Normalzustandes durch Vermehrung oder Ver-

1) Insoweit eine Betriebsvertretung also innerhalb der ihr gesetzlich 
zugewiesenen Aufgaben handelt, sind ihre Erklärungen für die Arbeit­
nehmerschaft verbindlich, darüber hinaus dagegen nicht. Nur insoweit 
möchte ich daher auch eine Haftung der Arbeitnehmerschaft gemäß §§ 31,89 
B.G.B annehmen. Dagegen bildet die Betriebsvertretung als solche keine 
juristische Person, noch stehen ihre Mitglieder in einem Vertragllverhältnis 
zueinander. Ihre Rechtsstellung entspricht vielmehr der des Vorstandes 
einer juristischen Person. Die scheinbar nach dem Gesetz ihnen selbst 
zustehenden Rechte sind daher in Wahrheit solche der Arbeitnehmer­
schaft, während sie selbst nur zu deren Ausübung berufen sind. Nur 
zu dieser Ausübung sind sie auf Grund der Wahl für die Dauer der 
Wahlzeit sowohl gegenüber der Arbeitnehmerschaft wie dem Arbeitgeber 
Kraft ~jgenen Rechts berechtigt. A. A. Dersch, Anm.6 zu § 1. 

2) Ahnlich wohl auch Herzfelder, Arbeitsrecht VI, S.111, der von 
einem "Organ der Gehilfenschaft" spricht, die "als Trengenossenschaft 
konstruiert ist" und von ihm als "Betriebsgenossenschaft" bezeichnet 
wird, die ihrerseits mit dem Arheitgeber zu einer "Betriebsgemeinschaft" 
zusammengeschlossen wäre. 
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minderung der Zahl der Betriebsräte eintritt, und daß endlich 
die Ausnahmen festgesetzt werden, bei deren Vorliegen die Bildung 
von Betriebsräten überhaupt unterbleibt. 
A. Grundsätzlich ist je ein Betriebsrat für jedes Unternehmen zu 

bilden, in dem in der Regel mindestens 20 Arbeitnehmer beschäf­
tigt werden (§ 1). Die Errichtung muß erfolgen, ist also un­
abhängig vom Willen des Arbeitgebers, wenn ihre Voraus· 
setzungen vorliegen. Diese Voraussetzungen sÜ'id ein errich­
tungspflichtiges Unternehmen, die Beschäftigung bestimmter 
Arbeitnehmer und eine bestimmte Mindestzahl der letzteren. 
1. Ein errichtungspflichtiges Unternehmen ist ein 

Unternehmen jeder Art, mag es sich um Betriebe, Geschäfte 
oder Verwaltungen des öffentlichen oder privaten Rechts 
handeln (§ 9), also ohne Rücksicht auf den Gegenstand des 
Unternehmens und die Persönlichkeit des Unternehmers l ). 

Errichtungspflichtig sind also auch land- und forstwirt­
schaftliche Unternehmen und öffentliche Verwaltungen. 
Errichtungspflichtig ist aber nur ein selbständiges Unter­
nehmen, nicht ein bloßer Teil eines solchen. Nebenbetriebe 
und Bestandteile 2) eines Unternehmens, die keine eigene 
Selbständigkeit besitzen, sondern durch gemeinsame Be­
triebsleitung oder das Al'beitsverfahren, z. B. Verwendung 
der gleichen Arbeitskräfte oder der Erzeugnisse 'oder Ab­
fälle des einen Betriebes für den anderen, miteinander ver­
bunden sind, gelten, sofern sie sich innerhalb der gleichen 
Gemeinde oder wirtschaftlich zusammenhängender und 
benachbarter Gemeinden befinden, nicht als selbständigeR 
Unternehmen. Für sie ist daher ein besonderer Betriebsrat 
nicht zu errichten (§ 9, Abs. 2.). 

2. Die Ar bei tneh mer, deren Beschäftigung die Bildung 
eines Betriebsrates erfordert, sind Arbeiter und Angestellte. 
Nicht zu den Arbeitnehmern im Sinne dieser Vorschrift 
gehören Familienangehörige des Arbeitgebers, öffentliche 
Beamte und Personen, deren Beschäftigung nicht in erster 
Reihe ihrem Erwerbe, sondern anderen Zwecken dient (§ 10). 

1) Nur die Hauswirtschaft fällt nicht darunter, doch wird dies prak­
tisch bedeutungslos sein, da auch eine Anzahl von fünf Dienstboten, wie 
sie für die Wahl eines Betriebsobmannes mindestens erforderlich wäre 
(vgl. unten S. 219), praktisch wohl nur sehr selten vorkommen wird. Ferner 
ist für Schiffahrtsbetriebe eine Regelung durch ein besonderes Gesetz 
vorgesehen (§ 5). 

2) Über diesen Begriff vgl. die ausgezeichneten Ausführungen von 
Dersch, Anm. 3b zu § 9. 

K a s k e I. Arbeitsrecht. 12 
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a) Ar bei tel' sind alle im Dienste anderer gegen Entgelt oder 
als Lehrlinge beschäftigte Personen mit Ausnahme der 
Angestellten. Zu den Arbeitern gehören auch Haus­
gewerbtreibende im Sinne des § 119 b der Gew.O., wenn 
sie in der Gemeinde des Betriebes oder in einer wirtschaft­
lich mit ihr zusammenhängenden benachbarten Gemeinde 
wohnen und einmal in der Hauptsache für denselben 
Betrieb arbeiten, andererseits selbst keine Arbeitnehmer 
beschäftigen (§ 11). 

b) Angestellte sind Personen. die eine der in § 1 Abs. 1 
Ang.Vers.Ges. genannten Beschäftigungen ausüben, auch 
wenn sie nicht versicherungspflichtig sind. Dazu kom­
men die in einer geregelten Ausbildung zu einer dieser 
Beschäftigungen befindlichen Lehrlinge und die mit nie­
deren oder lediglich mechanischen Dienstleistungen be­
schäftigten Bureauangestellten. Dagegen gehören nicht zu 
den Angestellten im Sinne dieser Vorschrift die Angestell­
ten in besonders hervorragender Stellung, nämlich einmal 
die Vorstände oder vertretungsberechtigten Mitglieder 
von juristischen Personen und Personengesamtheiten 
des öffentlichen und privaten Rechts und andererseits 
die Geschäftsführer und Betriebsleiter, die zur selbstän­
digen Einstellung oder Entlassung der übrigen im Be­
trieb oder der Betriebsabteilung beschäftigten Arbeit­
nehmer berechtigt sind, oder die Prokura oder General­
vollmacht besitzen (§ 12). 

c) Familiena11gehörige sind alle in einem tatsächlich!) 
anerkannten Familienzusammenhang zum Arbeitgeber 
stehenden Personen, ohne Rücksicht auf den Grad der 
Verwandtschaft oder Schwägerschaft, die Ehelichkeit 2) 
und die Zugehörigkeit zum Haushalt. 

d) Öffentliche Beamte einschließlich der Beamtenan­
wärter 3) gehören nicht zu den Arbeitnehmern. Für sie 
wird vielmehr eine besondere Beamtenvertretung ge-

1) Anders Dersch, Anm. 4a zu § 10, der einen rechtlich anerkannten 
Zusammenhang fordert. Das ist m. E. einerseits zu weit, andererseits 
zu eng. 

2) Anders Dersch a. a. O. 
3) Das heißt Personen, die, ohne schon öffentliche Beamte zu sein, 

doch eine Stelle bekleiden, in der sie .. nach den bestehenden Verwaltungs­
~rundsätzen begründete Aussicht auf Ubernahme in das Beamtenverhältnis 
haben, vor allem die bereits angestellten Militäranwärter mit Zivilversor­
gungsschein oder Anstellungsschein, Beispiele vgl. Dersch, Anm. 4b 
zu § 10. 
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bildetl). Doch kann für Behörden und Betriebe des 
Reichs durch Verordnung der Reichsregierung, für Be­
hörden und Betriebe der Länder und Gemeinden durch 
Verordnung der Landesregierung bestimmt werden, daß 
gewisse Gruppen von Beamten und Beamtenanwärtern 
als Arbeiter oder Angestellte anzusehen und daher für 
die Bildung von Betriebsräten mitzuzählen sind. Da­
gegen kann andererseits in gleicher Weise bestimmt wer­
den, daß gewisse Gruppen von Arbeitnehmern, die nicht 
Beamte sind, aber Aussicht auf Übernahme in das Be­
amtenverhältnis haben und in den Behörden mit gleichen 
oder ähnlichen Arbeiten wie die Beamten oder Beamten­
anwärter beschäftigt werden, hinsichtlich der Betriebs­
vertretung nicht als Arbeitnehmer, sondern als Beamte 
zu behandeln sind. Doch müssen ihnen dann bei Bildung 
der Beamtenvertretungen die gleichen Rechte gewährt 
werden, wie den Beamten (§ 13). 

e) Endlich zählen nicht zu den Arbeitnehmern solche Per­
sonen, deren Beschäftigung nicht hauptsächlich 
ihrem Erwerbe dient. Als andere Zwecke, denen die 
Beschäftigung dienen kann, nennt das Gesetz körper­
liche Heilung, Wiedereingewöhnung, sittliche Besserung, 
Erziehung und Gründe charitativer, religiöser, wissen­
schaftlicher oder künstlerischer Art. 

3. Nur wenn in der Regel mindestens 20 Arbeitnehmer 
in dem Unternehmen beschäftigt werden, ist ein Betriebsrat 
zu bilden. Ob Arbeiter oder Angestellte beschäftigt werden, 
oder ob zum Teil die einen, zum Teil die anderen, ob es sich 
um ständige oder nichtständige Arbeitnehmer handelt, ist 
unerheblich, wenn nur insgesamt die Zahl der Arbeitnehmer 
20 erreicht. Nur in den Betrieben der Land- und Forst­
wirtschaft werden bei dieser Zahl nur die ständigen Arbeit­
nehmer berücksichtigt (§ 4). 

Doch braucht auch die Zahl von 20 Arbeitnehmern nicht 
zu jeder Zeit im Unternehmen tätig zu sein, wenn dies nur 
in der Regel, d. h. nicht nur bei vorübergehend eintretendem 
außergewöhnlichem Arbeitsbedürfnis der Fall ist. Für die 

1) Vgl. R.V. Art. 130, Aba.3 und für Preußen die V.O. vom 24.3.19 
liber Bildung und Aufgaben von Beamtenauaschlissen (dazu Da m m e D.J.Z. 
19, S. 561). - Eine solche Beamtenvertretung kann in gemeinsamen An­
gelegenheiten mit dem Betriebsrat zu gemeinsamer Beratung zusammen­
treten. Den Vorsitz führen die Vorsitzenden beider Vertretungen ab­
wechselnd. Die Einladungen ergehen durch beide gemeinsam (§ 65). 

12* 
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nur vorübergehend Beschäftigten ist dagegen die Regelung 
verschieden, je nach ihrer Anzahl. Steigt nämlich ihre 
Zahl über die der regelmäßig Beschäftigten, mindestens 
aber um 15, und sind darunter drei 'Wahlberechtigte, so 
wählt, der nur vorübergehend beschäftigte Teil in geheimer 
Wahl einen eigenen Vertreter, welcher der bestehenden Be· 
triebsvertretung beitritt. Übersteigt ihre Zahl dagegen 100, 
so kann regelmäßig auf Mehrheitsbeschluß aller wahl. 
berechtigten Arbeitnehmer ein Betriebsrat neu errichtet 
werden, nur in land· und forstwirtschaftlichen Betrieben 
wählen in diesem Falle die vorübergehend Beschäftigten 
in geheimer Wahl zwei eigene Vertreter, die der bestehenden 
Betriebsvertretung beitreten. 

B. In Abweichung von diesem Normalzustand je eines Betriebs· 
rates für jedes Unternehmen der genannten Art kann eine 
Vermehrung oder Verminderung der Zahl der Betriebsräte 
in der ,Veise eintreten, daß entweder für ein einziges Unter· 
nehmen mehrere Betriebsräte oder umgekehrt, für mehrere 
Unternehmen nur ein einziger Betriebsrat zu bilden ist, oder 
daß überhaupt der Aufbau der Betriebsräte auf völlig anderer 
Grundlage erfolgt. 
1. Eine Ver mehrung der Zahl der zu bildenden Betriebsräte 

tritt ein, wenn entweder in einem Betriebsrat gleichzeitig 
Arbeiter und Angestellte vertreten sind, oder aber wenn in 
einem Betriebe mindestens 20 Hausgewel'btreibende be­
schäftigt werden. 
a) Sind in einem Betriebsrat gleichzeitig Arbeiter und An­

gestellte vertreten, so ist außer dem eigentlichen Be­
triebsrat noch je ein besonderer Arbeiter- und An­
gestclltcnrat ("Gruppenrat") zu errichten. Ein 
solcher besonderer Arbeiter· und Angestelltenrat besteht 
zwar grundsätzlich aus den Arbeitermitgliedern bzw. An· 
gestelltenmitgliedern des Betriebsrates, erscheint also 
dann nur als besondere Abteilung des letzteren. Er ist 
aber in bestimmten Fällen (vgl. unten S. 190) durch 
weitere Mitglieder zu ergänzen und hat ferner eine Reihe 
nur ihm, nicht aber dem eigentlichen Betriebsrat zu­
stehender Aufgaben. Er ist daher als besondere Be­
triebsvertretung von dem allgemeinen Betriebsrat zu 
trennen und bildet den besonderen Betriebsrat je für die 
Sondergruppe der Arbeiter und Angestellten (§ 6). 

b) Beschäftigt ein Betrieb mindestens 20 Hausgewerb­
treibende im Sinne des § ] 19 b der Gew.O., so muß ein 
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besonderer Betriebsrat für Hausgewerbtrei­
bende errichtet werden, doch gilt dies nur dann, wenn 
die Hausgewerbtreibenden in der Hauptsache nur für 
diesen einen Betrieb arbeiten und wenn sie selbst keine 
Arbeitnehmer beschäftigen (§ 3). 

2. Eine Verminderung der Zahl der zu bildenden Betriebs­
räte kann eintreten, wenn mehrere Unternehmen in der 
Hand des gleichen Eigentümers sind, oder wenn ein Betrieb 
nicht genügend wählbare Personen hat. 
a) Bei mehreren Betrieben des gleichen Eigen­

tümers kann statt für jedes Unternehmen ein besonderer 
Betriebsrat, für die sämtlichen Unternehmen ein gemein­
samer Betriebsrat gebildet werden, neben dem es Be­
triebsräte für die Einzelbetriebe überhaupt nicht gibtl), 
oder aber es kann doch wenigstens für gemeinsame An­
gelegenheiten ein Gesamtbetriebsrat gebildet werden, 
neben dem die einzelnen Betriebsräte dann nur für die 
besonderen Angelegenheiten ihrer Einzelbetriebe zu­
ständig sind 2) (§§ 50-53). 

Voraussetzung einer solchen Regelung ist gemeinsames 
Eigentum an mehreren Betrieben, deren Gleichartigkeit 
oder Zusammengehörigkeit nach dem Betriebszweck, 
benachbarte Lage und ein diesbezüglicher Beschluß der 
Einzelbetriebsräte. 
a) Gemeinsames Eigentumliegtvor, wemlder gleiche 

Arbeitgeber mehrere selbständige Unternehmen be­
treibt und Eigentümer ihrer Betriebseinrichtungen ist. 
Bei Betrieben öffentlicher Körperschaften mit Aus­
nahme der Gemeinden und Gemeindeverbände ent­
spricht dem gemeinsamen Eigentum die Zugehörig­
keit zum gleichen Dienstzweige. 

fl) Nur für gleichartige oder nach dem Betriebs­
zweck zusammengehörige Unternehmungen kann 
ein gemeinsamer Betriebsrat oder Gesamtbetriebsrat 
gebildet werden: Gleichartig ist ein Unternehmen 
dann, wenn es auf den gleichen Gegenstand abgestellt 

I) Doch ist eine solche Vereinigung nicht unauflöslich, vielmehr 
können die wahlberechtigten Arbeitnehmer jedes der in dem gemeinsamen 
Betriebsrat vereinigten Betriebe wieder aus der Vereinigung ausscheiden. 
Hierzu bedarf es lediglich eines Mehrheitsbeschlusses spätestens 6 Wochen 
vor Ablauf der Wahlzeit des gemeinsamen Betriebsrates (§ 51, Abs. 2). 

• 2) Innerhalb des Gesamtbetriebsrates gibt es keine besonderen Ar­
beiter- uud Angestelltenräte (§ 54, Abs .. 2). 
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ist l ). Eine Zusammengehörigkeit nach dem Betriebs­
zweck liegt vor bei getrennter Herstellung verschiede­
ner Teile für das gleiche Endprodukt oder bei Ver­
wendung der Erzeugnisse und Abfälle des einen Be­
triebes für den anderen 2). Nur für die Betriebe der 
Gemeinden oder Gemeindeverbände wird von dem 
Erfordernis der Zusammengehörigkeit nach dem Be­
triebszweck abgesehen 3). 

y) Weiter bedarf es der benachbarten Lag~ der ver­
schiedenen Betriebe. Sie liegt dann vor, wenn die 
mehreren Betriebe entweder in der gleichen Gemeinde 
oder in mehreren zusammenhängenden oder nahe 
beieinander liegenden Gemeinden belegen sind. 

0) Endlich bedarf es zu einer solchen Regelung des übe r­
einstimmenden Beschlusses der Betriebsräte 
der einzelnen Betriebe, für die ein gemeinsamer 
Betriebsrat oder Gesamtbetriebsrat- gebildet werden 
soll. 

In zwei Fällen ist jedoch ausnahmsweise ein solcher 
Beschluß nicht erforderlich, nämlich einmal, wenn 
sonst keine Betriebsvertretung zu errichten wäre, und 
ferner wenn ein gemeinsamer Betriebsrat an die Stelle 
eines bestehenden Gesamtbetriebsrates treten soll. 

Der erste Fall liegt vor, wenn entweder ein Betrieb 
der hier behandelten Art nicht mindestens 20 bzw. 
5 Arbeitnehmer beschäftigt, oder wenn ausnahms­
weise ein Betriebsrat nicht gebildet wird (vgl. unten 
S. 183). In diesem Falle muß für diese Betriebe ein 
gemeinsamer Betriebsrat errichtet werden ( § 51, Abs. 3). 
Und wenn ferner ein Gesamtbetriebsrat errichtet ist, 
statt dessen aber durch die Schaffung eines oder 
mehrerer gemeinsamer Betriebsräte eine wesentliche 
Vereinfachung des Geschäftsganges ohne Schädigung 
der Interessen der Arbeitnehmer eintreten würde, so 
kann sowohl ein Einzelbetriebsrat wie der Arbeitgeber 
einen dahingehenden Antrag stellen. Über einen 

1) Nach der Erklärung des Reg.Vertreters, wenn es "im wesentlichen 
den gleichen Betriebszweck verfolgt". 

2) Nach der Erklärung des Reg.Vertreters, wenn sie "Glieder eines 
und desselben Produktionsprozesses oder Betriebszweckes sind". 

3) Dies muß, da Gleichartigkeit und Zusammengehörigkeit nach dem 
Betriebswerk nur alternativ, nicht kumulativ vorzuliegen brauchen, auch 
für das Erfordernis der Gleichartigkeit gelten. 
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solchen Antrag entscheidet, wenn nicht übereinstim­
mende Beschlüsse der Einzelbetriebsräte zustande 
kommen, der Bezirkswirtschaftsrat 1) 2). 

b) Wenn ein Betrieb nicht mindestens drei wählbare 
Arbeitnehmer hat, so wird von der Bildung eines Be­
triebsrates abgesehen und lediglich ein Betriebsobmann 
gewählt (§ 15, Abs. 5, vgl. unten S. 219). 

3. Ein völlig anderer Aufbau der Betriebsräte ist endlich 
möglich bei den Unternehmungen und Verwaltungen des 
Reiches, der Länder und Gemeindeverbände, die sich über 
größere Gebiete oder mehrere Gemeindebezirke erstrecken. 
Hier wird die Bildung von Einzel- und Gesamtbetriebsräten, 
die Abgrenzung ihrer Befugnisse gegen einander, sowie die 
Festsetzung, welche Bestandteile der Unternehmung oder 
Verwaltung als besondere Betriebe oder als Nebenbetriebe 
gelten, im Verordnungswege geregelt. Die Regelung soll sich 
an den Aufbau der Unternehmung oder Verwaltung an­
lehnen. Zuständig zum Erlaß derartiger Verordnungen ist 
die jeweils zuständige Reichs- oder Landesregierung. Vor 
dem Erlaß der Verordnung ist mit den beteiligten wirtschaft­
lichen Vereinigungen über den Inhalt der Regelung zu ver­
handeln (§ 61). 

c. Ausn~sweise wird ein Betriebsrat überhaupt nicht ge­
bildet, bzw. ein bestehender Betriebsrat aufgelöst, wenn nach 
der Natur eines Betriebes der Errichtung oder der Tätigkeit eines 
Betriebsrates besondere Schwierigkeiten entgegenstehen und 
auf Grund eines für allgemein verbindlich erklärten Tarifver­
trages eine andere Vertretung der Arbeitnehmer besteht oder 
errichtet wird 3). Diese andere Vertretung (Sonderver­
tretung) hat dann die sonst dem Betriebsrat zustehenden 
Rechte und Pflichten (§ 62, Abs. 1). 

Wenn indessen nicht alle Arbeitnehmer des Betriebes durch 
den Tarifvertrag betroffen werden, so wird für die nicht ge­
bundenen Arbeitnehmer eine besondere Betriebsvertretung 
errichtet (§ 64). 

1) Solange dieser nicht besteht, der SchlichtungsausBchuß. 
ll) Auch in diesem Falle ist ein Ausscheiden auf dem S. 181, Anm. 1 

angegebenen Wege möglich. Doch bedarf es hier einer Entscheidung 
des Bezirkswirtschaftsrates bzw. Scblichtungsausschusses (§ 52, .!:ps. 2). 

3) Von Bedeutung besonders für das Baugewerbe, wo nach Uberein­
kunft zwischen den beteiligten Verbänden Vertrauensleute für die einzelnen 
Baustellen ("Baudelegierte") bestellt wefde~. 
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H. Die Betriebsräte kommen durch Wahl zustande. Das 
Gesetz enthält nicht sämtliche Bestimmungen über die Wahl, 
sondern beschränkt sich darauf, nur einige wichtige Grundsätze 
über die Wahl selbst zu regeln, nämlich die Wahlberechtigung, 
die Wählbarkeit, die Form der Wahl und die Zusammensetzung 
des Wahlvorstandes zu bestimmen, während die näheren Be­
stimmungen über das eigentliche Wahlverfahren durch den 
Reichsarbeitsminister mit Zustimmung eines Reichstagsaus­
schusses zu treffen sind (§ 25). Diese Bestimmungen sind in 
der gleichzeitig mit dem Betriebsrätegesetz verkündeten Wahl­
ordnung zum Betr.R.Ges. vom 5. 2. 20 (R.G.BI. S. 175) ent­
halten 1). 

A. Die Wahlberechtigung ist möglichst wenig beschränkt und fast 
allen Arbeitnehmern verliehen worden. Wahlberechtigt sind 
nämlich alle Arbeitnehmer ohne Unterschied des Geschlechts 
und der Staatsangehörigkeit und ohne Rücksicht auf die Dauer 
ihrer Tätigkeit in dem betreffenden Beruf oder Betriebe, sofern 
sie nur mindestens 18 Jahre alt und im Besitz der bürgerlichen 
Ehrenrechte sind (§ 20, Abs. 1). Wahlberechtigt ist man nur 
für den Betriebsrat desjenigen Betriebes, in dem man als Ar­
beitnehmer tätig ist. Wer in mehreren Betrieben gleichzeitig 
beschäftigt ist, ist in jedem Betriebe wahlberechtigt 2). An 
der Ausübung des Wahlrechts darf der Arbeitgeber bei Ver­
meidung von Strafe niemanden hindern (§§ 95, 99). Ver­
säumnis der Arbeitszeit infolge Ausübung des Wahlrechts darf 
keine Minderung des Lohnes oder Gehalts zur Folge haben. 
Diese Bestimmung ist zwingend und kann durch Vertrag nicht 
abgeändert werden (§ 24). 

B. Dagegen ist die Wählbarkeit, abgesehen von ihrer Beschrän­
kung auf Wahlberechtigte und auf nur einen einzigen Betrieb, 
an fünf Voraussetzungen geknüpft, nämlich höheres Lebens­
alter, Reichsangehörigkeit, abgeschlossene Berufsausbildung, 
bestimmte Dauer der Betriebsangehörigkeit und bestimmte 
Dauer der Berufsangehörigkeit (§ 20, Abs. 2 u. 3, § 21). 
Fehlt eine dieser Voraussetzungen, so ist die betreffende Wahl 
ungültig und der Ersatzmann tritt an die Stelle des Gewählten 
(§ 39, Abs. 1, § 40). Die Wiederwahl eines bisher Gewählten 
ist zulässig (§ 18, Abs. I, Satz 2). 

1) Erläuterungen zur Wahlordnung sind angekündigt von Sc h U bl, 
Wahl und Aufgaben der Betriebsräte. Verlag Springer. 

2) Arg. e contrario aus S 20. Abs. 3. 
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1. Das Wahlalter ist im Gegensatze zur Wahlberechtigung, 
die bereits mit vollendetem 18. Lebensjahr beginnt, für die 
Wählbarkeit erst das vollendete 24. Lebensjahr. 

2. Während die Wahlberechtigung auch Ausländern zusteht, 
ist die Wählbarkeit auf deutsche Reichsangehörige 
beschränkt. 

3. Während die Wahlberecl;ltigung auch Lehrlingen zusteht, 
ist die Wählbarkeit auf Personen mit abgeschlossener 
Berufsausbildung beschränkt. Es ist also zwar eine 
besondere Berufsausbildung nicht erforderlich, vielmehr 
steht der ungelernte Arbeiter hinsichtlich der Wählbarkeit 
dem gelernten Arbeiter gleich. Wer aber in Berufsaus­
bildung begriffen ist, ist während dieser Zeit nicht wählbar, 
wobei unter Berufsausbildung eine Lehrzeit zu verstehen ist, 
die sowohl kaufmännischer wie technischer Art sein kann. 

4. Während die Wahlberechtigung von der Dauer der Be­
trie bsangehörigkeit unabhängig ist, daher auch dem 
eben erst, womöglich erst am Wahltag in den Betrieb ein­
getretenen Arbeitnehmer zusteht, ist die Wählbarkeit an eine 
Betriebsangehörigkeit von bestimmter Dauer geknüpft. 
Wählbar ist nämlich nur, wer dem Unternehmen, für das der 
Betriebsrat gewählt werden soll, am Wahltage seit mindestens 
6 Monaten, wenn aber das Unternehmen selbst noch 
nicht 6 Monate besteht, seit seiner Begründung ange­
hört hat. 

Doch bestehen hiervon zwei Ausnahmen: Eine längere 
Betriebsangehörigkeit wird nämlich für Betriebe, die alle 
oder einzelne Arbeitnehmer regelmäßig nur einen Teil des 
Jahres beschäftigen (Saisonbetriebe), hinsichtlich der vor­
übergehend beschäftigten Personen niemals verlangt. Und 
es kann ferner von dem Erfordernis einer längeren Betriebs­
angehörigkeit abgesehen werden, wenn andernfalls nicht 
so viel wählbare Arbeitnehmer vorhanden wären, als der 
Betriebsrat Mitglieder zu zählen hat (vgl. unten S. 190). 

5. Während die Wahlberechtigung auch dem Neuling zusteht, 
ist die Wählbarkeit an eine längere Zugehörigkeit zu 
dem betreffenden Beruf oder Gewerbszweig geknüpft l ). 

Diese Zugehörigkeit muß nämlich am Wahltag mindestens 
3 Jahre bestanden haben. 

1) Dabei entscheidet aber nicht etwa das Spezialfach nach der Ge­
werbestatistik, sondern der allgemeine Beruf, wie er etwa in der Berufs­
or~anjsation zl~m A.usdmck k,.olUP.lt. 
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Doch bestehen auch von diesem Grundsatz zwei Aus­
nahmen: Einmal kann nämlich auch von dem Erfordernis 
der dreijährigen Berufsangehörigkeit abgesehen werden, 
wenn andernfalls nicht so viel wählbare Arbeitnehmer 
vorhanden wären, als der Betriebsrat Mitglieder zu zählen 
hat. Doch ist dann zunächst von dem Erfordernis der 
längeren Betriebsangehörigkeit, und erst, wenn dies nicht 
ausreicht, von dem Erfordernis längerer Berufsangehörigkeit 
Abstand zu nehmen. Und ferner wird für Schwerbeschädigte, 
die infolge ihrer Beschädigung einen neuen Beruf haben 
ergreifen müssen, eine längere Berufsangehörigkeit niemals 
verlangt. 

C. Die Form der Wahl ist die unmittelbare geheime Verhältnis­
wahl in getrennten Gruppen für Arbeiter und Angestellte (§ 18, 
Abs. 1). Besonderheiten gelten für die Wahl der Gesamt­
betriebsräte (§ 54). 
l. Die Wahl ist unmittelbar, die Betriebsratsmitglieder 

werden also von den wahlberechtigten Arbeitnehmern, 
nicht erst von Wahlmännern, welche die Arbeitnehmer 
wählen, bestimmt. 

2. Die Wahl ist gehei m, eine Wahl durch Akklamation daher 
unzulässig. 

3. Die Wahl findet nach den Grundsätzen der Verhältnis­
wahl statt, und zwar gemäß § 40 auf Grund von Wahlvor­
schlagslisten. 

4. Die Wahl erfolgt grundsätzlich in getrennten Gruppen 
für Arbeiter und Angestellte. Es haben also sämt­
liche Arbeiter und sämtliche Angestellte unter den Arbeit­
nehmern eines Betriebes unter sieh zu einer Arbeiter- bzw. 
Angestelltengruppe zusammenzutreten, und jede Gruppe 
hat für sich getrennt die Wahl vorzunehmen, wobei die 
Arbeitervertreter im Betriebsrat sowie ihre Ergänzungs­
mitglieder (vgl. unten S. 190) von der Arbeitergruppe, die 
Angestelltenvertreter im Betriebsrat sowie ihre Ergänzungs­
mitglieder von der Angestelltengruppe zu wählen sind. 

Nur wenn sowohl die wahlberechtigten Arbeiter "\Vie An­
gestellten vor einer Neuwahl in getrennter Abstimmung 
mit Zweidrittelmehrheit beschließen, von einer besonderen 
Gruppenwahl abzusehen, kann eine Wahl aller Betriebsrats­
mitglieder in einheitlicher Wahlhandlung aller Arbeit­
nehmer stattfinden (§ 19). 

5. Die Wahl eines Gesamt betrie bsrats endlich erfolgt durch 
die Mitglieder der Einzelbetriebsräte. Zu diesem Zwec}( 
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bilden alle Arbeitermitglieder und alle Angestelltenmit­
glieder der Einzelbetriebsräte je einen Wahlkörper, und 
jeder dieser beiden Wahlkörper wählt aus seiner Mitte unter 
Leitung der drei ältesten Vorsitzenden der Einzelbetriebs­
räte die auf ihn entfallenden Mitglieder des Gesamtbetriebs­
rats. Die Wahl ist auch hier geheim und nach den Grund­
sätzen der Verhältniswahl vorzunehmen. 

D. Ein Wahlvorstand ist vom Betriebsrat spätestens 4 Wochen 
vor Ablauf seiner Wahlzeit aus dem Kreise der Wahlberech­
tigten mit einfacher Stimmenmehrheit zu wählen. Der Wahl­
vorstand hat aus drei Mitgliedern zu bestehen, deren eines 
der Betriebsrat zum Vorsitzenden zu bestimmen hat. Ist ein 
Betriebsrat noch nicht vorhanden, weil ein Betrieb erst neu 
errichtet wird oder erst jetzt die vorgeschriebene Mindestzahl 
von Arbeitnehmern erreicht, oder kommt der Betriebsrat seiner 
Verpflichtung zur Bestellung des Wahlvorstandes nicht nach, 
so ist der Wahlvorstand vom Arbeitgeber zu bestellen, und 
zwar aus den drei ältesten wahlberechtigten Arbeitnehmern, 
in Betrieben mit Arbeitern und Angestellten unter Vertretung 
beider Gruppen. Ein solcher Wahlvorstand bestimmt seinen 
Vorsitzenden selbst (§ 23, Abs. 1) 1). Versäumnis von Arbeits­
zeit infolge Betätigung im Wahlvorstand darf keine Kürzung 
des Lohnes oder Gehalts zur Folge haben. Auch diese Be­
stimmung ist zwingend und kann durch Vertrag nicht abge­
ändert werden (§ 24). 

E. Das Wahlverfahren, wie es durch die Wahlordnung geregelt 
ist, (vgl. oben S. 184), zerfällt in die Vorbereitung der Wahl, 
die Wahlhandlung und die Feststellung des Wahleigeb­
nisses. 
1. Zur Vor berei tung der Wahl bedarf es der Aufstellung 

der Wählerliste, des Erlasses eines Wahlausschreibens und 
der Einreichung von Wahlvorschlagslisten. 
a) Die Wähler liste enthält die Namen sämtlicher Wahl­

berechtigter. Sie ist vom Wahlvorstand getrennt für 
Arbeiter und Angestellte aufzustellen. über Einsprüche 
gegen ihre Richtigkeit entscheidet der Wahlvorstand und 

1) Bei der ersten Wahl tritt an die Stelle des Betriebsrates der Ar­
beiterausschuß in gemeinsamer Sitzung mit dem Angestelltenausschuß 
unter Leitung des Vorsitzenden des ersteren, bei Fehlen eines Arbeiter­
:msschusses der Angestelltenaus8chuß. Fehlt auch dieser, oder kommen 
die Ausschüsse ihrer Verpflichtung nicht nach, 80 hat der Arbeitgeber 
den Wahlvorstand in der oben angegebenen Weise zu bestellen (§ 102). 
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berichtigt die Wählerliste, falls der Einspruch begründet 
ist!) (§§ 2, 4 Wahlordnung). 

b) Das Wahlausschreiben ist die öffentliche Ankündi­
gung der Wahl und ihrer Bedingungen. Es ist spätestens 
10 Tage vor dem letzten Tage der Wahlhandlung zu er­
lassen und enthält neben der Aufforderung zur Ein­
reichung von Wahlvorschlagslisten alles, was der Wähler 
von der bevorstehenden vVahl zu wissen hat (Zahl der zu 
wählenden Personen, Einsicht in Wählerliste und Zu­
lassung von Einsprüchen dagegen, Einreichung der Wahl­
vorschlagslisten, Ort der Wahlhandlung u. dgl.). Das 
Wahlausschreiben ist an sichtbarer, allgemein zugäng­
licher Stelle auszuhängen. 

c) Die Wahlvorschlagslisten enthalten die Namen der 
von den einzelnen Wählergruppen oder Parteien vor­
geschlagenen Bewerber. Jede Liste soll mindestens 
doppelt so viele wählbare Bewerber benennen, als 
Arbeiter oder Angestellte einschließlich der Ergänzungs­
mitglieder 2) zu wählen sind. Die Bewerber sind in er­
kennbarer Reihenfolge mit Familien- und Vornamen, 
Beruf und Wohnort zu bezeichnen. Die schriftliche 
Zustimmung der benannnten Bewerber zur Aufnahme 
in die Liste ist beizufügen. Ein Bewerber kann auch 
auf mehreren Listen stehen. 

Die Listen müssen von mindestens drei Wahlberech­
tigten unterzeichnet sein, die sämtlich als Listenver­
treter gelten, soweit nicht nur ein einzelner als Vertreter 
der Liste ausdrücklich bezeichnet wird. Niemand darf 
mehr als eine Liste unterzeichnen. Listenverbindung 
ist unzulässig. 

Die eingereichten Listen werden vom Wahlvorstand 
mit Ordnungsnummern oder Namen versehen und auf 
ihre Gültigkeit (§ 17 Wahlordn.) geprüft. Anstände sind 
sofort vom Listenvertreter unter Setzung einer Frist zur 
Beseitigung mitzuteilen. Die zugelassenen Listen sind 
durch Auslegung oder Aushang bekannt zu machen. 

1) Diese Entscheidung des Wahlvorstandes kann nur mit der Wahl 
im ganzen angefochten werden (§ 4, Satz 3 Wahlordnung.). 

2) Die Zahl der Ergänzungsmitglieder ist dadm-ch festzustellen, daß 
man zunächst prüft, wieviel Mitglieder zu bestellen wären, wenn nur die 
Arbeiter oder nur die Angestellten fitr sich allein vorhanden wären, und 
diese Zahlen mit der Zahl der wirklich zn wlihlenden Mitglieder ver­
gleicht. Vgl. das Beispiel unten S. 190/1. 
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Wird keine gültige Vorschlagsliste eingereicht, so hat 
der Wahlvorstand dies bekannt zu machen und zur Ein­
reichung einer Vorschlagsliste eine Nachfrist zu setzen. 
Wird auch dann noch keine gültige Vorschlagsliste ein­
gereicht, so hat er bekannt zu machen, daß eine Wahl­
handlung nicht stattfindet. 

2. Die Wahlhandlung besteht in der Entscheidung der 
einzelnen Wähler für eine der eingereichten Listen 1). 
Es gilt also der Grmidsatz der streng gebundenen Liste, 
wonach jeder Wähler sowohl an die Zusammensetzung 
der einzelnen Liste wie an ihre Reihenfolge gebunden ist. 
und nur für eine der Listen in unveränderter Form, nicht 
aber für einzelne Bewerber stimmen kann. 

Die Wahlhandlung erfolgt am fest.gesetzten Ort zur 
festgesetzten Zeit getrennt für Arbeiter und Angestellte 
durch Abgabe von Stimmzetteln, die eine der Listen 
deutlich bezeichnen. Die Wähler haben diese Stimm­
zettel in einen Wahlumschlag zu stecken und diesen 
offen oder verschlossen der dazu bestimmten Person 
zu übergeben. Diese steckt den Umschlag ihrerseits, ohne 
von seinem Inhalt Kenntnis zu nehmen, in Gegenwart des 
Wählers in einen Stimmzettelkasten und vermerkt die 
erfolgte Wahl in der Wählerliste. 

3. Die Feststellung des Wahlergebnisses soll durch den 
Wahlvorstand spätestens am 3. Tage nach der Wahl­
handlung erfolgen. Sie wird nach dem System der 
Höchstzahlen vorgenommen. Die Gewählten sind vom 
Wahlvorstand schriftlich von der auf sie entfallenden ·Wahl 
zu benachrichtigen. Erklären sie nicht binnen einer Woche, 
daß sie die Wahl ablehnen, so gilt die Wahl als angenommen. 
Die Namen der endgültig Gewählten sind vom Wahlvorstand 
durch Aushang bekannt zu machen. 

IH. Hinsichtlich der Ausgestaltung der Betriebsräte enthält 
das Gesetz Bestimmungen über Zusammensetzung, Beginn und 
Ende der Mitgliedschaft, persönliche Stellung der Mitglieder, 
Organe und Geschäftsführung der Betriebsräte. 
A. Die Zusammensetzung der Betriebsräte ist einmal hinsichtlich 

der Anzahl ihrer Mitglieder, ferner hinsichtlich der Verteilung 
der Mitglieder auf Arbeiter und Angestellte und endlich hin-

1) Ist nur eine einzige gültige Liste eingegangen, so gelten die dort 
benannten Personen ohne weiteres als nn dem zur Wahlhandlung ange­
setzten Tage gewiihlt. 
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sichtlich der Berücksichtigung der verschiedenen Berufs­
gruppen geregelt worden. 
1. Die Anzahl der Mitglieder eines Betriebsrates ergibt sich 

aus der Zahl der Arbeitnehmer eines Betriebes und beträgt 
mindestens 3 und höchstens 30. Die Mindestzahl von 
3 Mitgliedern gilt für Betriebe unter 50 Arbeitnehmern, 
sie steigt auf 5 für Betriebe bis zu 99, auf 6 für 
Betriebe bis zu 199 Arbeitnehmern und erhöht sich für 
Betriebe von 200 bis 999 Arbeitnehmern für je angefangene 
200 Arbeitnehmer, für Betriebe von 1000 bis 5999 für je 
angefangene 500 Arbeitnehmer und für Betriebe von 6000 
und mehr Arbeitnehmern für je angefangene 1000 Arbeit­
nehmer l ) um je 1 Mitglied bis zur Höchstzahl von 30, die 
demnach bei 15000 Arbeitnehmern erreicht wird. Sind 
nicht so viel wählbare Arbeitnehmer vorhanden, so sind 
entsprechend weniger, mindestens aber drei Mitglieder, zu 
bestellen, sind auch nicht drei wählbare Mitglieder vor­
handen, so ist ein Betriebsobmann zu bestellen (§ 15). 
In Betrieben, in denen vorübergehend Beschäftigte einen 
bzw. zwei eigene. Vertreter wählen (vgl. oben S. 180), treten 
diese Vertreter dem Betriebsrat bei (§ 18, Abs. 2. u. 3). 
Diese Bestimmungen gelten auch für den Gesamtbetriebsrat 
(§ 54). 

Die Anzahl der Mitglieder in dem besonderenAr bei ter­
rat und Angestelltenrat (Gruppenrat) ergibt sich 
grundsätzlich aus der Zahl der Arbeiter- bzw. Angestellten­
mitglieder im Betriebsrat. Ein Gruppenrat kann daher 
auch aus ein 'oder zwei Mitgliedern bestehen, wenn die be­
treffende Gruppe nicht mehr Mitglieder im Betriebsrat 
zählt. Wenn aber nach der Zahl der in dem Betriebe be­
schäftigten Arbeiter oder Angestellten unter Zugrunde­
legung obiger Berechnung eine größere Zahl von Arbeitern 
oder Angestellten zu Betriebsratsmitgliedern hätte gewählt 
werden müssen, als dies tatsächlich geschehen ist, so tritt 
eine entsprechende Anzahl von Ergänzungsmitgliedern in 
den Arbeiterrat bzw. Angestelltenrat zu den Betriebsrats­
mitgliedern der betreffenden Gruppe hinzu. 

Beispiel: 80 Arbeitnehmer eines Betriebes bestehen aus 
50 Arbeitern und 30 Angestellten. Der Betriebsrat besteht aus 
5 Mitgliedern, nämlich 3 Arbeitern und 2 Angestellten. Bei nur 
50 Arbeitnehmern bestände der Betriebsrat aus 5 Mitgliedern, bei 

1) Das Gesetz sagt nicht, ob volle oder angefangene gemeint sind, 
offenbar ist das letztere anzunehmen. 
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nur 30 Arbeitnehmern bestände er aus 3 Mitgliedern, folglich treten 
zum Arbeiterrat 2 Ergänzungsmitglieder, zum Angestelltenrat ein 
Ergänzungsmitglied hinzu. 

2. Eine Verteilung der Mitglieder des Betriebsrates auf die 
Gruppen der Arbeiter und Angestellten findet in der 
Weise statt, daß bei Vorhandensein beider Arten von Arbeit­
nehmern grundsätzlich die Verteilung eine verhältnismäßige 
sein soll, wobei der Zeitpunkt der Anberaumung der Wahl 
maßgebend ist. In dem gleichen Zahlenverhältnis, in dem 
sich die Arbeitnehmerschaft zu diesem Zeitpunkt auf Ar­
beiter und Angestellte verteilt, soll also eine Verteilung der 
Betriebsratsmitglieder auf beide Gruppen stattfinden (§ 6). 
Auch diese Bestimmungen gelten nicht nur für den Einzel­
betriebsrat, sondern auch für den Gesamtbetriebsrat. 

Doch bestehen hiervon vier Ausnahmen: 
a) Die Minderheitsgruppe ist dadurch besonders ge­

schützt, daß ihr eine gesetzlich bestimmte Mindestzahl 
von Plätzen im Betriebsrat gesichert wird, nämlich 

bei Gruppenangehörigen Mitglieder 
OO-~9 2 

300- 599 3 
600- 999 4 

1000-2999 5 
3000-5999 6 
6000 und mehr 8 

b) Keine Gruppe darf weniger als einen Vertreter 
haben (§ 16, Abs. 2). Nur wenn einer Minderheitsgruppe 
nicht mehr als fünf Personen angehören und diese zu­
gleich nicht mehr als 5 % der Arbeitnehmer ausmachen, 
ist diese Gruppe im Betriebsrat überhaupt nicht zu ver­
treten (§ 16, Abs. 5). 

c) Besitzt eine der beiden Gruppen weniger wählbare 
Personen, als die ihr ziffernmäßig zufallende Anzahl von 
Vertretern im Betriebsrat, so kann sie auch Angehörige 
der anderen Gruppe zu ihren Vertretern erwählen (§ 17, 
Abs. 2). 

d) Durch einen Mehrheitsbeschluß beider Gruppen in der 
Betriebsversammlung, der in getrennter Abstimmung 
zu fassen ist, kann endlich eine andere Verteilung 
der Betriebsratsmitglieder auf Arbeiter und Angestellte 
vorgenommen werden (§ 17, Abs. 1)1). 

I) Dagegen hat der Beschluß gemeinsamer Wahlhandlung (vgl. oben 
S. 186) diese Bedeutung nicht (§ 19, Abs. 2). 
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3. Eine Berücksichtigung der verschiedenen Berufs­
gr u p pe n ist nicht zwingend vorgeschrieben, sondern ledig­

lich im Wege einer Sollvorschrift vorgesehen, wonach die 
verschiedenen Berufsgruppen der im Betriebe beschäftigten 
männlichen und weiblichen Arbeitnehmer nach Möglichkeit 
bei der Zusammensetzung des Betriebsrates zu berück­
sichtigen sind (§ 22). Dies kann durch besondere Wahl­
vorschlagslisten für die einzelnen Berufe oder durch ent­
sprechende Ausgestaltung der einzelnen 'Wahlvorschlags­
listen erreicht werden. 

B. Die Mitgliedschaft im Betriebsrat ist nach Beginn und 
Ende geregelt. 
1. Die Mitgliedschaft im Betriebsrat beginnt unmittelbar 

nach erfolgter 'Wahl und ihrer Annahme. Einer Bestäti­
gung der Gewählten oder Einführung in ihr Amt bedarf es 
nicht, wenn auch nach § 29 spätestens innerhalb einer 
Woche nach erfolgter Wahl die neugewählten Mitglieder 
erstmalig vom Wahlvorstand zur Konstituierung, ins­
besondere zur Vornahme der Wahl der erforderlichen Organe, 
zu berufen sind (vgl. unten S. 197). 

2. Für das Ende der Mitgliedschaft ist die regelmäßige Be­
endigung von den Fällen der ausnahmsweisen Beendigung 
zu unterscheiden. 
a) Regelmäßig endigt die Mitgliedschaft im Betriebsrat 

mit dem Ablauf der Wahlzeit, die auf 1 Jahr bemessen 
ist (§ 18, Abs. 1). Doch bleiben die Mitglieder des bis­
herigen Betriebsrates noch so lange im Amte, bis der 
neue Betriebsrat gebildet ist (§ 42, Abs. 1). 

b) Ausnah ms weise endigt die Mitgliedschaft im Betriebs­
rat aber schon vor Ablauf der "\Vahlzeit. Hierbei ist zu 
unterscheiden, ob nur ein einzelnes Mitglied aus dem 
Betriebsrat ausscheidet, während der Betriebsrat im 
übrigen bestehen bleibt und die nicht ausscheidenden 
Mitglieder ihre Mitgliedschaft fortsetzen, oder aber ob 
der ganze Betriebsrat aufgelöst wird und damit die 
Mitgliedschaft aller bisherigen Mitglieder ihr Ende findet. 
a) Die Mitgliedschaft eines einzelnen Betrie bsrats­

mitgliedes erlischt, abgesehen vom Tode, in den 
Fällen der Niederlegung, der Beendigung des Arbeits­
vertrages, des Verlustes der Wählbarkeit und der 
groben Pflichtverletzung (§ 39). 
aa) Eine Niederlegung des Amtes ist jederzeit zu­

lässig. So wenig eine Pflicht zur Annahme des 
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Amtes besteht, so wenig besteht eine Pflicht zu 
seiner Beibehaltung. Die Niederlegung erfolgt 
durch formlose Erklärung gegenüber dem Be­
triebsrat. 

bb) Die Beendigung des Arbeitsvertrages hat 
den Verlust der Stellung als Betriebsratsmitglied 
zur Folge, da damit die Eigenschaft als Arbeit­
nehmer dieses Betriebes aufhört. Der Verlust 
der Betriebsratsmitgliedschaft tritt mit dem Ab­
lauf des Vertrages ipso jure ein, ohne daß es eines 
besonderen Ausspruches dieses Verlustes bedarf. 

ce) Auch mit dem Verlust der Wählbarkeit (vgl. 
oben S. 184), d. h. mit dem Verlust irgendeiner 
der Eigenschaften, welche die Voraussetzung der 
Wählbarkeit bilden, tritt der Verlust der Betriebs­
ratsmitgliedschaft ein, und zwar ipso jure, ohne 
daß es eines diesbezüglichen Ausspruches bedarf. 

dd) Dagegen findet im Fall der Pflichtverletzung 
ein förmliches Verfahren statt. Voraussetzung 
eines solchen Verfahrens ist materiell eine gröb­
liche Verletzung der einem Betriebsratsmitglied 
gesetzlich obliegenden Pflichten, z. B. die An­
nahme von Geschenken für eine bestimmte Ab­
stimmung, andererseits formell ein Antrag ent­
weder des Arbeitgebers oder eines Viertels der 
wahlberechtigten Arbeitnehmer. Über den Antrag 
entscheidet der Bezirkswirtschaftsrat. 

ß) Die Mitgliedschaft sä mtlicher Betrie bsra ts mi t ~ 
glieder bzw. sämtlicher Mitglieder des Arbeiterrats 
oder Angestelltenrats erlischt in den Fällen des Rück­
tritts des gesamten Betriebsrates oder der Gruppen­
räte, ihrer Auflösung wegen grober Pflichtverletzung 
und ihrer Neuwahl (§§ 41-44). 
aa) Ein Rücktritt des gesamten Betriebsrates oder 

Gruppenrates (§ 42, Abs. 2) kann niemals er­
zwungen werden, sondern ist nur freiwillig mög­
lich. Vor allem hat ein Mißtrauensvotum der 
Betriebsversammlung nicht die Folge, den Be­
triebsrat zum Rücktritt zu nötigen. Der Rücktritt 
erfolgt durch gemeinsame Amtsniederlegung. 

bb) Wegen grober Verletzung der gesetzlichen 
Pflichten kann der Bezirkswirtschaftsrat die 
Auflösung des gesamten Betriebsrates oder eines 

Kask el, Arbeitsrecht. 13 
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Gruppenrates beschließen. Ein solcher Beschluß 
kann aber nur auf Antrag, niemals von Amts­
wegen ergehen. Zu dem Antrag berechtigt ist 
einerseits der Arbeitgeber, andererseits mindestens 
ein Viertel der wahlberechtigten Arbeitnehmer. 
Durch den Auflösungsbeschluß endet die Betriebs­
ratsmitgliedschaft sämtlicher Mitglieder ipso jure. 

cc) Eine Neu w a h 1 des gesamten Betriebsrates ist vor­
zunehmen, sobald die Gesamtzahl der heranzieh­
baren Betriebsratsmüglieder unter die vorge­
schriebene Zahl (vgl. oben S. 190) sinkt. Doch 
gilt dies nur für den eigentlichen Betriebsrat, 
während ein Sinken der Zahl der Ergänzungsmit­
glieder und Ersatzmitglieder im Arbeiter- oder 
Angestelltenrat unter die vorschriftsmäßige Zahl 
eine Neuwahl des Gruppenrates nicht erforderlich 
macht (§ 44, Abs. 3). 

Eine Neuwahl des Betriebsrates kann ferner 
stattfinden, wenn die Zahl der vorübergehend in 
einem Betrieb Beschäftigten 100 übersteigt und 
die Mehrheit sämtlicher wahlberechtigter Arbeit­
nehmer die Neuwahl beschließt. Doch gilt dies 
nicht für land- und forstwirtschaftliche Betriebe 
(vgl. oben S. 180, § 18, Abs. 3). 

c) Die Wir kung des Erlöschens der Mitgliedschaft besteht, 
falls nur ein einziges Mitglied aus dem Betriebsrat 
ausscheidet, darin, daß an seiner Stelle das Ersatzmitglied 
in den Betriebsrat einrückt. Ersatzmitglied ist das 
nächste wählbare Mitglied derjenigen Vorschlagsliste, 
auf welcher das ausscheidende Mitglied gestanden hat. 
Erlischt die Mitgliedschaft im Arbeiterrat oder Ange­
stelltenrat, so erlischt sie gleichzeitig im Betriebsrat; er­
lischt sie im Betriebsrat, so erlischt sie gleichzeitig im 
Arbeiter- und Angestelltenrat (§ 39, Abs. 3, § 44, Abs. 2). 

Erlischt die Mitgliedschaft sämtlicher Mitglieder des 
Arbeitcr- oder Angestelltenrates, so ist nur dieser, 
nicht der gesamte Betriebsrat neu zu wählen. Die Neu­
wahl findet nur für den Rest der Wahlzeit des Betriebs­
rates statt. Die Ergänzungsmitglieder sind in der bis­
herigen Anzahl neu zu wählen (§ 44, Abs. 4). 

Erlischt endlich die Mitgliedschaft sämtlicher bis­
heriger Mitglieder des gesamten Betriebsrates, so 
finden vollständige Neuwahlen statt. 
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Ein bisheriges Mitglied des Betriebsrates, dessen Mit­
gliedschaft erloschen ist, kann keine gültigen Amtshand­
lungen mehr vornehmen. Nur wenn eine Neuwahl des 
ganzen Betriebsrates oder Gruppenrates erforderlich ist, 
bleiben die Mitglieder des bisherigen Rates im Amte, bis 
der neue gebildet ist. Jedoch kann im Fall der Auf­
lösung wegen grober Pflichtverletzung der Bezirkswirt­
schaftsrat sogleich einen vorläufigen Betriebsrat oder 
Gruppenrat berufen (§ 44). 

C. Die persönliche Stellung der Betriebsratsmitglieder ist dahin 
geregelt, daß sie durch ihr Amt gegenüber ihren Mitarbeitern 
weder Vorteile noch Nachteile wirtschaftlicher Art haben, daß 
sie gegenüber ihrem Arbeitgeber eine gewisse Unabhängigkeit 
besitzen, und daß ihnen endlich eine erhöhte Schweigepflicht 
auferlegt ist. 
1. Die Mitglieder des Betriebsrates verwalten daher nach § 35 

ihr Amt unentgeltlich als Ehrenamt, können also dafür 
keinerlei Besoldung, sondern höchstens eine Aufwandsent­
schädigung beziehen, falls ein solcher Aufwand tatsächlich 
entsteht. Dagegen darf ihnen andererseits ihr Lohn oder 
Gehalt wegen Versäumnis von Arbeitszeit infolge ihrer Zu­
gehörigkeitzum Betriebsrat nicht ge kür zt werden, so daß 
bei Akkordlöhnung für die Dauer der Tätigkeit im Betriebs­
rat der Durchschnittslohn zu zahlen ist. Diese Bestimmung 
ist zwingend und kann durch Vertrag nicht abgeändert 
werden (§ 35). 

2. Die Unabhängigkeit der gewählten Mitglieder des Be­
triebsrates gegenüber dem Arbeitgeber wird dadurch ge­
schützt, daß sie weder in der Übernahme, noch in der Aus­
übung des Am~es beschränkt, noch wegen der Übernahme 
oder der Art seiner Ausübung benachteiligt, noch endlich 
im gewöhnlichen Wege entlassen werden dürfen. 
a) Die freie Übernahme und Ausübung von Ehren­

ämtern ist bereits durch Art. 160 R.V. gewährleistet. 
Für Betriebsratsmitglieder wird dieser Grundsatz noch in 
§§95,99 besonders hervorgehoben und seine Übertretung 
unter Strafe gestellt. 

b) In gleicher Weise ist es dem Arbeitgeber untersagt, ein 
Betrie bsra tsmitglied irgend wie zu ben ach t e i li gen, und 
zwar weder wegen seiner Mitgliedschaft im Betriebsrat, 
noch wegen der Art, wie er diese Mitgliedschaft ausübt, 
insbesondere wegen der Art seiner Abstimmung. Doch 
ist ein gesetz- oder vertragswidriges Verhalten auch dem 

13* 
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Betriebsratsmitglied in seiner amtlichen Eigenschaft 
nicht gestattet. Ein solches Verhalten hätte vielmehr 
die gleichen privatrechtlichen und strafrechtlichen Folgen 
wie bei jedem anderen Arbeitnehmer. Ein Betriebsrats· 
mitglied genießt also nicht etwa eine der parlamentarischen 
Immunität entsprechende Stellung gegenüber dem Arbeit­
geber, sondern lediglich eine Stellung, die ihn gegen Will­
kür des Arbeitgebers und dessen außerhalb des Gesetzes 
bestehendes freies Ermessen schützt. Auch die Über­
tretung dieser Pflicht durch den Arbeitgeber ist in § § 95, 
99 mit Strafe bedroht. 

e) Die Kündigung eines Betriebsratsmitgliedes ist nur mit 
Zustimmung des Betriebsrates zulässig l ). Wird diese Zu­
stimmung versagt, so kann der Arbeitgeber den Schlich­
tungsausschuß anrufen, muß aber das Betriebsratsmit­
glied zunächst weiter beschäftigen. Der SchlichtungS'­
ausschuß kann die fehlende Zustimmung des Betriebs­
rates durch seinen Spruch ersetzen. Doch darf dies nicht 
geschehen, wenn festgestellt wird, daß die Kündigung 
als eine verbotswidrige Beschränkung oder Benachteili­
gung von Betriebsratsmit.gliedern anzusehen ist. 

Von dem Grundsatz, daß zur Kündigung von Betriebs­
ratsmitgliedern die Zustimmung des Betriebsrates bzw. 
ein Spruch des Schlichtungsausschusses erforderlich ist, 
bestehen indessen drei Ausnahmen, nämlich einmal, wenn 
die Kündigung auf einer gesetzlichen, tarifvertraglichen 
oder durch Schiedsspruch eines Schlichtungsausschusses 
oder einer vereinbarten Schiedsstelle auferlegten Ver­
pflichtung beruht, ferner wenn sie durch Stillegung des 
ganzen Betriebes erforderlich wird, und wenn endlich 
die Kündigung wegen eines wichtigen Grundes erfolgt, 
der nach dem Gesetz (§ 626 B.G.B.) zur sofortigen Ent· 
lassung berechtigt. Doch ist in letzterem Fall der Ein­
spruch in gleicher Weise zulässig, wie für die sonstigen 
Arbeitnehmer (vgl. unten S. 215ff.). Und wenn die frist­
lose Entlassung durch rechtskräftiges Urteil oder Ent­
scheidung des Schlichtungsausschusses für ungerecht­
fertigt erklärt ist, so gilt sie als zurückgenommen 2) 
(§§ 96, 97). 

1) Zum frühern Recht vgl. Erd e I Gew.- u. Kaufm.Gericht 24, S. 199. 
2) Hat das entlassene Betriebsratsmitglied inzwischen einen anderen 

Arbeitsvertrag abgeschlossen, so gilt für ihn das Gleiche wie für sonstige 
Arbeitnehmer im entsprechenden }1'all (vgl. unten S. 217/8). 
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3. Eine erhöhte Schweigepflicht ist den Mitgliedern des 
Betriebsrates mit Rücksicht darauf auferlegt worden, daß 
kraft ihres Amtes geheime Dinge zu ihrer Kenntnis kommen 
können. Doch gilt die Schweigepflicht nur bezüglich solcher 
Dinge, die ihnen tatsächlich in ihrer Eigenschaft als Betriebs­
ratsmitglieder bekannt geworden und ausdrücklich als ge­
heim bezeichnet worden sind. Offenbart ein Betriebsrats­
mitglied trotzdem unbefugt derartige Geheimnisse, so wird 
es, abgesehen von seiner zivilrechtlichen Schadensersatz­
pflicht, mit Geldstrafe bis zu 1500 Mark oder mit Haft, und 
wenn die Handlung begangen ist, um den Unternehmer zu 
schädigen, oder um sich oder einem anderen einen Ver­
mögensvorteil zu verschaffen, sogar mit Gefängnis bis zu 
1 Jahr bestraft (§ 100). 

D. Organe des Betriebsrates sind der Vorsitzende und der Betriebs­
ausschuß. Sie dienen der leichteren Abwicklung der laufenden 
Geschäfte, für die dem Betriebsrat im ganzen die Beweglichkeit 
fehlt. Der Vorsitzende ist stets erforderlich, während, die Be­
stellung eines Betriebsausschusses nur bei größeren Betrieben 
vorgeschrieben ist. Zur Vornahme der für diese Organe er­
forderlichen Wahlen hat der Wahlvorstand die Mitglieder 
eines neugewählten Betriebsrates spätestens 1 Woche nach 
ihrer Wahl zu versammeln (§ 29, Abs. 1, Satz 1). 
1. Der Vorsitzende vertritt den Betriebsrat nach außen, vor 

allem gegenüber dem Arbeitgeber und im Schlichtungsaus­
schuß, und führt die laufenden Verwaltungsgeschäfte. Er 
wird, wenn der Betriebsrat aus höchstens acht Mitgliedern 
besteht, vom Betriebsrat aus seiner Mitte, wenn der Be­
triebsrat aus mindestens neun Mitgliedern besteht, vom 
Betriebsausschuß aus seiner Mitte gewählt. Die Wahl er­
folgt mit einfaclier Stimmenmehrheit. Außer dem ersten 
Vorsitzenden ist gleichzeitig ein zweiter Vorsitzender zu 
wählen, der ihn im Fall der Behinderung vertritt. Hat der 
Betriebsrat sowohl Arbeiter wie Angestellte, so dürfen beide 
Vorsitzende nicht der gleichen Gruppe angehören (§ 26, 
Satz 2, § 27, Satz 3). 

2. EinBetriebsausschuß ist zu bilden, wenn der Betriebsrat 
aus mindestens neun Mitgliedern besteht. Er soll (vgl. 
Begründung S. 26) einen engeren Ausschuß für die vertrau· 
lieh zu behandelnden Angelegenheiten bilden. 

Der Betriebsausschuß besteht stets aus fünf Mitgliedern. 
Er wird vom Betriebsrat aus seiner Mitte gewählt, und zwar 
nach dem Grundsatz der Verhältniswahl. über das Wahl. 



198 Die Arbeitsverfassung. 

verfahren vergleiche näheres Wahlordnung § 33. Hat 
der Betriebsrat sowohl Arbeiter wie Angestellte, so dürfen 
auch die Mitglieder des Betriebsausschusses nicht sämtlich 
der gleichen Gruppe angehören (§ 27). 

E. Die Geschäftsführung der Betriebsräte ist im Gesetz nur un­
vollständig geregelt, im übrigen dagegen einer Geschäftsordnung 
überlassen, die der Betriebsrat sich selbst zu geben hat (§ 34). 
Das Gesetz hat sich vielmehr darauf beschränkt, nur für einige 
besonders wichtige Teile der Geschäftsführung Bestimmungen 
zu treffen, nämlich über Anberaumung und Leitung von 
Sitzungen, Beschlußfassung, Niederschrift und Kosten der 
Geschäftsführung der Betriebsräte. Soweit eine solche Rege­
lung der Geschäf.tsführung im Gesetz stattgefunden hat, ist sie 
bindend, und kann vom Betriebsrat nicht durch abweichende 
Bestimmungen der Geschäftsordnung abgeändert werden. 
1. Die Anberaumung und Leitung von Sitzungen er­

folgt, abgesehen von der ersten durch den Wahlvorstand zur 
Vornahme der Wahl des Vorsitzenden und des Betriebs­
ausschusses einzuberufenden Sitzung (vgl. oben S. 197), 
durch den Vorsitzenden (§ 29). Doch kann die Leitung 
einer Sitzung, an welcher der Arbeitgeber teilnimmt, 
weil er dazu eingeladen ist oder weil sie auf seinen An­
trag anberaumt ist, auch diesem übertragen werden (§ 29, 
Abs.2). 
a) Die Anberaumung erfolgt grundsätzlich nach freiem 

Ermessen des Vorsitzenden, wenn er sie für sachlich ge­
boten hält. Eine bestimmte Anzahl jährlich anzu­
beraumender Sitzungen oder bestimmte Periodizität der­
selben, oder bestimmte Tatbestände, bei deren Vorliegen 
die Anberaumung erfolgen müßte, sind also nicht gesetz­
lich vorgeschrieben. Doch muß die Anberaumung einer 
Sitzung erfolgen, wenn entweder der Arbeitgeber oder 
mindestens ein Viertel der Mitglieder des Betriebsrats 
es verlangt. 

Der Zeitpunkt, zu dem die Anberaumung erfolgt, ist 
grundsätzlich ebenfalls dem Vorsitzenden überlassen, 
insbesondere kann die Sitzung auch zu einem Zeitpunkt 
während der Arbeitszeit anberaumt werden. Doch soll 
dies in der Regel und möglichst vermieden werden, und 
wenn es doch geschieht, so ist der Arbeitgeber rechtzeitig 
zu benachrichtigen. 

Die Anberaumung erfolgt in der Weise, daß der Vor­
sitzende den Zeitpunkt der Sitzung, sowie die Beratungs-
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gegenstände denBetriebsratsmitgliedern mitteilt. Schrift­
lichlmit der Mitteilung ist nicht vorgeschrieben. 'iVenn 
die Sitzung auf Verlangen des Arbeitgebers anberaumt 
ist, so ist auch er zu benachrichtigen. 

Die Feststellung der Beratungsgegenstände ist grund­
sätzlich ebenfalls Sache des Vorsitzenden, doch muß er 
einen Beratungsgegenstand auf die Tagesordnung setzen, 
wenn der Arbeitgeber oder der vierte Teil der Betriebs­
ratsmitglieder es verlangen (§ 29). 

b) Die Leitung der Sitzung umfaßt ihre Eröffnung und 
Schließung, die Festsetzung der Reihenfolge der Beratungs­
gegenstände, die Erteilung und Entziehung des Wortes 
und die Leitung der Abstimmung. Die Sitzungen sind 
nicht öffentlich (§ 30), die Zulassung von Nichtbetriebs­
ratsmitgliedern zu den Sitzungen als Zuhörer ist daher 
grundsätzlich nicht statthaft. Doch kann der Arbeit­
geber oder sein Stellvertreter zu allen Sitzungen zu­
gezogen werden und muß zu solchen Sitzungen zugelassen 
werden, die auf seinen Antrag anberaumt sind. Und 
ferner ist auf Antrag von einem Viertel der Mitglieder 
des Betriebsrates je ein Beauftragter der im Betriebsrat 
vertretenen wirtschaftlichen Vereinigungen der Arbeit­
nehmer, auf Verlangen des Arbeitgebers je ein Beauf­
tragter der wirtschaftlichen Vereiniglingen, denen er an­
gehört, mit beratender Stimme zuzuziehen, die letzteren 
aber nur zu den Sitzungen, an denen der Arbeitgeber 
selbst teilzunehmen berechtigt ist (§ 31). 

2. Eine gültige Beschlußfassung erfordert die ordnungs­
mäßige Ladung und die Anwesenheit einer bestimmten 
Mindestzahl der Beschlußteilnehmer. 

Die Ladung muß sämtlichenBetriebsratsmitgliedern, oder, 
falls diese behindert sind, ihren Stellvertretern so recht­
zeitig zugegangen sein, daß sie die Möglichkeit haben, an 
der Sitzung teilzunehmen. Die Ladung muß unter Mit­
teilung der Beratungsgegenstände erfolgen. 

Bei der Beschlußfassung muß mindestens die Hälfte sämt­
licher Betriebsratsmitglieder anwesend oder vertreten sein. 
Die Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit der erschie­
nenen Mitglieder oder ihrer Stellvertreter gefaßt, bei Stim­
mengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt (§ 32). Sind 
die Arbeiter- oder Angestelltenvertreter, die eine Minder­
heitsgruppe darstellen, der überzeugung, da,ß ein gemein­
sam gefaßter Beschluß eine erhebliche Verletzung wichtiger 
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Interessen der durch sie vertretenen Gruppe enthält, so 
können sie ihren Standpunkt in einem besonderen Beschluß 
zum Ausdruck bringen und ihn dem Arbeitgeber gegenüber 
vertreten (§ 33, Abs. 3). 

3. Eine Niederschrift (Protokoll) ist über jede Verhandlung 
des Betriebsrates aufzunehmen. Sie muß mindestens den 
Wortlaut der gefaßten Beschlüsse und die Stimmenmehrheit, 
mit der die Beschlüsse gefaßt sind, angeben, und ist vom 
Vorsitzenden und einem zweiten Betriebsratsmitglied zu 
unterzeichnen. Wenn der Arbeitgeber in der Verhandlung 
eine Erklärung abgegeben hat, so ist die Niederschrift auch 
ihm zur Unterzeichnung vorzulegen. Von Verhandlungen, 
an denen der Arbeitgeber teilzunehmen berechtigt war, ist 
ihm eine Abschrift der Niederschrift zu übergeben. 

4. Die Kosten der Geschäftsführung des Betriebsrates, soweit 
sie notwendig sind, trägt, falls nicht durch Tarifverträge 
etwas anderes vereinba,rt ist, der Arbeitgeber. Zu den 
Kosten gehören auch etwaige Aufwandsentschädigungen. 
Nicht notwendige Kosten tragen die Betriebsratsmitglieder 
selbst. Dagegen ist die Erhebung von Beiträgen von den 
Arbeitnehmern für irgend welche Zwecke der Betriebsver­
tretung unzulässig (§ 37). Entsteht Streit über die Not­
wendigkeit von Kosten, so entscheidet darüber der Bezirks­
wirtschaftsrät. Die nötigen Räume, das Schreibmaterial 
u. dgl. für Sitzungen, Sprechstunde und die laufende Ge­
schäftsführung hat der Arbeitgeber auf seine ~osten in 
solchem Umfang zur Verfügung zu stellen, wie dies nach 
Größe und Art des Betriebes zur Bewältigung der Aufgaben 
des Betriebsrates erforderlich ist (§ 36). 

IV. Die Obliegenheiten der Betriebsräte sind ihnen kraft 
Amtes übertragen. Sie sind daher, wie bei jedem anderen Amt, 
zugleich ihre H,echte und Pflichten. 

Grundsätzlich bestehen sie gemäß § 1 nach zwei verschiedenen 
Richtungen, nämlich einmal in der Wahrnehmung der gemein­
samen wirtschaftlichen Interessen gegenüber dem Arbeitgeber 1) 

und andererseits in der Unterstützung des Arbeitgebers bei der 
Erfüllung der Betriebszwecke, d. h. in einer Mitwirkung an der 
Betriebsleitung, vor allem am Produktionsprozeß. Dazu kommt 

1) Als Arbeitgeber gelten gem1iß § 14 bei juristischen Personen des 
Privatrechts deren gesetzliche Vertreter, bei Körperschaften des öffent­
lichen Rechts die Dienststellen nach Maßgabe besonderer vom Reich nnd 
den Ländern zu erlassender Vorschriften. Vertretung des Arbeitgebers 
durch Bevollmächtigte ist zulässig. 
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als dritte Aufgabe ihre Mitwirkung an der Einstellung und Ent­
lassung der Arbeitnehmer l ). 

Die Wahrnehmung der wirtschaftlichen Interessen der Arbeit­
nehmer knüpft an die bisherige Aufgabe der Arbeiter- und An­
gestelltenausschüsse an. Doch ist diese Aufgabe sowohl hinsicht­
lich des Kreises der Gegenstände, die nunmehr zur Zuständigkeit 
der Betriebsräte gehören, wie hinsichtlich der Stellung der Be­
triebsräte gegenüber dem Arbeitgeber erweitert. Die Betriebsräte 
sind nämlich aus einem lediglich beratenden Faktor zu einem mit­
entscheidenden Faktor geworden: Sie sind künftig über die Arbeits­
bedingungen der Arbeitnehmer nicht nur, wie bisher, vom Arbeit­
geber lediglich anzuhören, während dem Arbeitgeber allein die 
Entscheidung zusteht, sondern sie haben als gleichberechtigter 
Vertragskontrahent diese Bedingungen mit dem Arbeitgeber zu 
vereinbaren und mangels Einigung zur Entscheidung durch den 
Schlichtungsausschuß zu bringen 2). Auch die Mitwirkung der 
Betriebsräte bei Einstellung und Entlassung der Arbeitnehmer 
knüpft an Bestimmungen an, die in den Demobilmachungsver­
ordnungen, vor allem den Verordnungen über Einstellung und 
Entlassung von Arbeitern und Angestellten vom 4. und 24: 1. 19, 
be~onders in ihren späteren Fassungen, bereits vorgesehen waren. 
Doch ist eine Mitwirkung bei der Einstellung überhaupt neu, und 
die Mitwirkung bei der Entlassung ist nunmehr auf alle Arbeit­
nehmer erstreckt und zu einem förmlichen Verfahren ausgestaltet. 
Völlig neu dagegen ist die Mitwirkung bei der eigentlichen Betriebs­
leitung. Eine solche Mitwirkung ist indessen auf Betriebe mit 
wirtschaftlichen Zwecken beschränkt und gilt auch dort nicht für 
Unternehmer, die politischen, gewerkschaftlichen, militärischen, 
konfessionellen, wissenschaftlichen, künstlerischen oder ähnlichen 
Bestrebungen dienen, soweit die Eigenart dieser Bestrebungen es 
bedingt (§ 66, Nr. 1 u. 2, § 67, § 71, Abs. 1, § 73, Abs. 1). 

Alle diese Aufgaben beschränken sich indessen auf die Mit­
wirkung an der Fassung der dabei erforderlichen Beschlüsse. 
An der Ausführung der gefaßten Beschlüsse nimmt dagegen der 
Betriebsrat grundsätzlich nicht teil, sie liegt vielmehr ausschließ­
lich der Betriebsleitung ob, in die der-Betriebsrat durch selbständige 
Anordnungen niemals eingreifen darf (§§ 68, 69, 79). 

1) Diese Aufgaben sind nnr die gesetzlichen Mindestaufgaben. Weitere 
Aufgaben können den Betriebsräten im Wege der Vereinbarung, vor 
allem durch Tarifvertrag, übertragen werden. Vgl. Begründung S. 22. 

2) Doch gilt dies nur im Rahmen der Arbeitsordnung, während sie 
zum Abschluß von weitergehenden Tarifverträgen nicht berechtigt sind; 
vgI. unten S. 210. 
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Die Obliegenheiten des Betriebsrates sind teils solche des 
gesamten Betriebsrates, teils solche des besonderen Arbeiter- oder 
Angestelltenrates, die indessen, wenn ein Gruppenrat nicht be­
steht, ebenfalls dem gesamten Betriebsrat zustehen. Die drei 
Aufgabenkreise verteilen sich auf Betriebsrat und Gruppenrat in 
der Weise, daß die vVahrnehmung der Interessen der Arbeitnehmer 
sowohl dem Betriebsrat wie dem Gruppenrat obliegt, die Mit­
wirkung bei der Einstellung und Entlassung grundsätzlich den 
Gruppenräten, während der Betriebsrat hier nur bei Massen­
einstellungen oder Entlassungen witwirkt, und daß endlich um­
gekehrt eine Mitwirkung an der Betriebsleitung ausschließlich 
Sache des Betriebsrates, dagegen niemals eines Gruppenrates ist. 
A. Aufgaben des gesamten Betriebsrates sind danach alle 

drei Gruppen von Obliegenheiten, wenn auch die Interessen­
wahrnehmung und die Mitwirkung an der Betriebsleitung 
wesentlich über die Mitwirkung bei der Einstellung und Ent­
lassung von Arbeitnehmern überwiegen. 
1. Die Wahrnehmung der Interessen der Arbeitnehmer 

umfaßt die Wahrung des Arbeitsfriedens, die Vereinbarung 
der Arbeitsbedingungen und die Überwachung ihrer Durch­
führung, die Mitwirkung am Gesundheitsschutz und. die 
Verwaltung der Betriebswohlfahrtseinrichtungen. 
a) Die Wahrung des Arbeitsfriedens umfaßt die Förde­

rung des Einvernehmens innerhalb des Betriebes, die 
Entgegennahme und Vertretung von Beschwerden und 
die Anrufung der Schlichtungsstelle. 
a) Die Förderung des Einvernehmens innerhalb 

der verschiedenen Faktoren des Betriebes ist die 
oberste Aufgabe des Betriebsrates. Sie erstreckt sich 
sowohl auf die Förderung des Einvernehmens inner­
halb der Arbeitnehmerschaft, wie zwischen dieser und 
dem Arbeitgeber (§ 66, NI'. 3). Zu diesem Zweck hat 
der Betriebsrat etwaige Gegensätze möglichst durch 
gütlichen Zuspruch zu beseitigen, auf Versöhnlichkeit 
nach allen Seiten hinzuwirken und jede Hetz- und 
Wühlarbeit sowohl selbst zu unterlassen, wie für die 
Unterlassung durch andere zu sorgen. Er hat deshalb 
auch darauf hinzuwirken, daß von beiden Seiten 
Forderungen und Maßnahmen unterbleiben, die das 
Gemeininteresse schädigen (§ 68). 

ß) Entsteht ungeachtet solcher Bemühungen ein Be­
schwerdepunkt, so hat der Betriebsrat Besch werden 
der Arbeitnehmer entgegenzunehmen. Dies 
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gilt sowohl für Beschwerden einzelner Arbeitnehmer 
wie für Beschwerden des Arbeiter- und Angestellten­
rates hinsichtlich seiner Gruppe (§ 66, Nr. 7,76). 

Zur Entgegennahme von Beschwerden einzelner 
Arbeitnehmer kann der Betriebsrat in Betrieben mit 
über 100 Arbeitnehmern eine besondere Sprechstunde 
einrichten. Sie kann an einem einzigen Tage in der 
"Woche oder auch an mehreren Tagen stattfinden und 
sowohl innerhalb der Arbeitszeit wie außerhalb von 
ihr liegen. Im ersten Fall bedarf es dazu einer be­
sonderen Vereinbarung mit dem Arbeitgeber. In der 
Sprechstunde kann der Betriebsrat dann alle etwa 
vorgebrachten Wünsche und Beschwerden entgegen­
nehmen. 

Solche Beschwerden hat der Betriebsrat dann gegen­
über dem Arbeitgeber zu vertreten. Soweit sie ihm 
von einem Gruppenrat vorgebracht sind, muß dies in 
gemeinsamer Verhandlung des Betriebsrates mit dem 
Arbeitgeber geschehen. 

/') Ist endlich durch Verhandlungen eine Einigung nicht 
zu erzielen, bleiben vielmehr Streitpunkte zwischen 
dem Arbeitgeber einerseits und dem Betriebsrat, der 
Arbeitnehmerschaft, einer Gruppe oder einem ihrer 
Teile andererseits bestehen, so hat der Betriebsrat den 
Schlichtungsausschuß oder die sonst vereinbarte 
Schiedsstelle anzurufen!) (§ 66, Nr .. 3). Vor dem 
Schlichtungsausschuß ist der Betriebsrat zur selb­
ständigen Rechts- und Interessenvertretung legiti­
miert. 

b) Bezüglich der Arbeitsbedingungen hat der Betriebs­
rat sowohl bei ihrer Feststellung wie bei ihrer Einhaltung 
mitzuwirken. 
a) Eine Mitwirkung bei der Feststellung ist zwar 

grundsätzlich Sache der Gruppenräte. Soweit aber für 
alle Arbeitnehmer gemeinsame Dienstvorschriften 
aufgestellt oder abgeändert werden sollen, hat hierbei 
der gesamte Betriebsrat mitzuwirken (§ 66, NI'. 5). Zu 

I) Doch ist die Anrufung des Schlichtnngsansschusses erst zulässig, 
wenn zuvor entweder der Arbeitgeber rechtzeitig nnter Mitteilung der 
Tagesordnung zu einer Sitzung des Betriebsrates geladen und dort mit 
ihm verhandelt ist, oder wenn der Arbeitgeber trotz einer derartigen Ein­
ladung zu der Sitzung nicht erschienen ist und auch keinen Vertreter 
gesehickt hat. 
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diesem Zweck hat der Arbeitgeber den Entwurf der­
artiger Vorschriften, soweit er nicht auf Tarifverträgen 
beruht und daher ohnehin verbindlich ist, dem Be­
triebsrat vorzulegen. Kommt bei den Verhandlungen 
über den Entwurf eine Einigung zwischen Arbeitgeber 
und Betriebsrat nicht zustande, so können beide Teile 
den Schlichtungsausschuß anrufen. Die Entschei­
dung des Schlichtungsausschusses ist für beide Teile 
verbindlich, nur soweit die Entscheidung über die 
Dauer der Arbeitszeit ergeht, besteht eine Verbind­
lichkeit nicht (§ 75). 

ß) Auch die Durchführung der vereinbarten Arbeits­
bedingungen gehört grundsätzlich nicht zu den Auf­
gaben des gesamten Betriebsrates, sondern zu den 
Aufgaben des Gruppenrates. Nur soweit in Angelegen­
heiten des gesamten Betriebes Schiedssprüche eines 
Schlichtungsausschusses oder einer sonstigen Schieds­
stelle ergangen sind, die von den Beteiligten aner­
kannt sind, ist die Mitwirkung der Durchführung 
solcher Schiedssprüche Aufgabe des gesamten Be­
triebsrates (§ 66, Nr. 4). 

c) Eine Mitwirkung am Gesundheitsschutz erstreckt 
sich auf die Bekämpfung der Gefahren, die durch plötz­
liche Unfälle oder allmählich wirkende Erkrankungen 
in dem Betriebe drohen (§ 66, Nr. 8). Zu diesem Zweck 
hat der Betriebsrat einerseits die mit dcr Bekämpfung 
dieser Gefahren befaßten Stellen, also vor allem die 
Gewerbeaufsichtsbeamten und technischen Aufsichts­
beamten der Berufsgenossenschaften, durch Anregung, 
Rat und Auskunft zu unterstützen, andererseits aber 
auch selbst darauf hinzuwirken, daß die zur Bekämpfung 
dieser Gefahren bestehenden Bestimmungen der Gewerbe­
polizei und Berufsgenossenschaft auch tatsächlich be­
achtet werden. 

Auch ist bei Unfalluntersuühungen, die vom Arbeitgeber, 
dem Gewerbeaufsichtsbeamten oder einer sonstigen hier­
für zuständigen Stelle, vor allem also im Rahmen der 
Reichsunfallversicherung, vorgenommen werden, soweit 
die Untersuchung im Betriebe stattfindet, ein von dem 
Betriebsrat bestimmtes Mitglied zuzuziehen. 

d) Eine Mitwirkung bei der Verwaltung der Betriebs­
wohlfahrtseinrichtungen besteht endlich nur, sow0it 
nicht für diese Verwaltung maßgebende Satzungen oder 
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Verfügungen von Todeswegen einer solchen Verwaltung 
entgegenstehen oder eine anderweitige Vertretung der 
Arbeitnehmer vorsehen. Nur für Pensionskassen und 
'Verkswohnungen besteht eine Mitwirkung des Betriebs­
rates an der Verwaltung unter allen Umständen trotz 
etwa entgegenstehender Bestimmungen der genannten Art. 

2. Die Mitwirkung des Betriebsrates an der Betriebsleitung, 
vor allem am Produktionsprozeß, umfaßt die Beratung des 
Arbeitgebers, die Einführung neuer Arbeitsmethoden, das 
Recht auf Auskunft, Vertretung im Aufsichtsrat und Vor­
legung einer Betriebsbilanz. Eine solche Mitwirkung be­
steht indessen (vgl. oben S. 201) nur für Betriebe mit wirt­
schaftlichen Zwecken, und auch dort nicht für Betriebe mit 
Sonderbestrebungen, deren Eigenart eine solche Mitwirkung 
ausschließt (§ 66, NI'. 1, 2, §§ 67, 70-73). 
a) Die Bel' a tun g erstreckt sich auf alle Angelegenheiten 

des Betriebes, die den Stand oder die Wirtschaft.lichkeit 
des Betriebes betreffen, also sowohl Art und Umfang 
der Fabrikation, wie Einkauf, Absatz und finanzielle 
Grundlagen. Sie beschränkt sich indessen auf hloße 
Ratschläge, während es dem Arbeitgeber überlassen ist, 
ob er diese Ratschläge befolgen will oder nicht. Er ist 
vielmehr nur verpflichtet, die Ratschläge anzuhören 
und pflichtgemäß zu prüfen, während die Entscheidung 
über die Befolgung oder Nichtbefolgung der gemachten 
Ratschläge ausschließlich ihm verbleibt. 

b) Bei der Einführung neuer Arheitsmethoden soll 
der Betriebsrat "fördernd mitarbeiten". Dadurch sollen 
die Erfahrungen der Arbeiterschaft bei der Fabrikation 
für etwaige Verbesserungen nutzbar gemacht werden. 
Auch diese Mitarbeit ist indessen eine lediglich beratende. 
Weder kann der Betriebsrat die Einführung einer neuen 
Arbeitsmethode selbst verlangen, noch kann er umge­
kehrt ihn' Einführung durch den Arbeitgeber verhindern. 
~r ist vielmehr nur berechtigt und verpfichtet, dem Ar­
beitgeber die Erfahrungen und Ansichten der Arbeiter­
schaft mitzuteilen und sich an Verbesserungsversuchen 
zu beteiligen. Und auch hier ist der Arbeitgeber ver­
pflichtet, die vom Betriebsrat gemachten Vorschläge 
oder geäußerten Bedenken entgegenzunehmen und 
pflichtgemäß zu prüfen. 

c) Das Recht auf Aus kunft umfaßt den Aufschluß über 
die Betriebsvorgänge, die Vorlegung der Lohnbücher, die 
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Einsicht der zur Durchführung von bestehenden Tarif­
verträgen erforderlichen Unterlagen und die Erstattung 
eines vierteljährlichen Berichts des Arbeitgebers über 
Betrieb und Gewerbe. Dieses Recht steht, wenn ein Be­
triebsausschuß besteht, diesem, sonst dem Betriebsrat 
zu und ist dadurch beschränkt, daß es nur insoweit 
besteht, als dadurch keine Betriebs- oder Geschäfts­
geheimnisse l ) gefährdet werden oder gesetzliche Bestim­
mungen entgegenstehen. Nur das Recht auf den Viertel­
jahrsbericht besteht unter allen Umständen und für den 
gesamten Betriebsrat. 
a) Das Recht, Aufschluß über Betriebsvorgänge, 

d. h. über die technische Führung des Betriebes, zu 
verlangen, ist dadurch beschränkt, daß es sich um 
solche Vorgänge handeln muß, die "den Dienstvertrag 
oder die Tätigkeit der Arbeitnehmer berühren", d. h. 
die auf den Inhalt des Arbeitsverhältnisses, insbe­
sondere Art, Umfang und Entlohnung der Arbeits­
leistung, von Einfluß sind. 

ß) Die Lohnbücher, deren Vorlegung verlangt werden 
kann, sind nicht etwa die in § 114 Gew.O. genannten 
Lohnbücher oder Arbeitszettel, die ja ohnehin den 
Arbeitnehmern ausgehändigt werden, sondern die 
Bücher, die im Betriebe über die Lohnhöhe der ein­
zelnen Arbeitnehmer geführt werden. 

/') Die für die Durchführung von Tarifverträgen 
erforderlichen Unterlagen sind sowohl solche, die die 
künftige Durchführung bestehender Tarifverträge erst 
ermöglichen, wie solche, die den Nachweis der bisher 
erfolgten oder nichterfolgten Durchführung zu er­
bringen geeignet sind. Dagegen gehören nicht hier­
her Unterlagen für den Abschluß künftiger Arbeits­
verträge. 

0) Der vom Arbeitgeber zu erstattende Vierteljahrs­
bericht hat einmal Angaben über den Stand des 
Unternehmens und des Gewerbes im allgemeinen zu 
enthalten. Zu diesem Zweck sind Angaben über 
Konjunktur, Versorgung mit Rohstoffen, Gestaltung 
der Ein- und Verkaufspreise und allgemeine Absatz-

I) Betriebsgeheimnis ist alles, was einem Betriebe eigentümlich ist 
U!ld im Betriebsinteresse einem Dritlen nicht belmnnt werden soll; vgl. 
§ L 7 dos Gos. libor den unlauteren Wettbewerb. 
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aussichten zu machen. Ferner muß der Bericht aber 
auch Auskunft über die Leistungen gerade dieses Be­
triebes und den dort zu erwartenden Arbeitsbedarf 
geben. Hierfür sind daher Angaben über Gang und 
l=tentabilität des Betriebes im vergangenen Viertel­
jahr sowie über neu eingegangene bzw. zu erwartende 
Aufträge erforderlich. Jedoch bedarf es in beiden 
Fällen nicht einer spezialisierten Aufzählung, sondern 
es genügen allgemeine Angaben. 

d) Eine Vertretung im Aufsichtsrat ist für alle Unter­
nehmungen vorgeschrieben, für die ein Aufsichtsrat be­
steht 1) und nicht bereits nach anderen Gesetzen, vor 
allem den Sozialisierungsgesetzen, eine gleichartige Ver­
tretung der Arbeitnehmer vorgesehen ist .(vgl. oben 
S. 166ft). Doch können einzelne Betriebe von dieser 
Pflicht befreit werden, wenn wichtige Staatsinteressen 
es erfordern (§ 73, Abs. 2) 2). 

Die Vertretung besteht in der Entsendung von ein 
oder zwei Mitgliedern des Betriebsrats in den Aufsichtsrat_ 
Die Stellung dieser Mitglieder im Aufsichtsrat ist in den 
Sitzungen die gleiche wie die von anderen Aufsichtsrats­
mitgliedern. Sie haben also in allen Sitzungen bei sämt­
lichen Beratungsgegenständen Sitz und Stimme. Sie er­
halten jedoch keine V ergü tung, sondern lediglich eine 
Aufwandsentschädigung. 

Die Durchführung dieser Vertretung im einzelnen soll 
durch ein besonders zu erlassendes Gesetz geregelt werden. 

e) Die Vorlegung und Erläuterung einer Betrie·bs­
bilanz endlich kann nur von solchen Unternehmern 
verlangt werden, die einmal zur Führung von Handels­
büchern verpflichtet, also Vollkaufleute oder HandelE­
gesellschaften sind (§§ 4, 38 H.G.B.), und ferner in 
der Regel mindestens 300 Arbeiter oder 50 Angestellte 

1) Also fiir Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften auf Aktien 
und eingetmgene Genossenschaften, sowie nach Bestimmung des Gesell­
schaftsvertrages für Gesellschaften mit beschr. Haftung. 

2) Im Fall der Befreiung, sowie wenn eine Vertretung im Aufsichts­
rat nur darum nicht besteht, weil der Betrieb bestimmten Bestrebungen 
dient, deren Eigenart eine Befreiung bedingt, ist indessen der Betriebs­
ausschuß bzw. der Betriebsrat berechtigt, Anträge und Wünsche hinsicht­
lich der Arbeitnehmerverhältnisse und der Organisation des Betriebes an 
den Aufsichtsrat zu richten und dort durch einen oder zwei Beauftragte 
vertreten zu lassen. In diesem Falle haben die Beauftragten nur rur 
diesen Beratungsgegenstand Sitz und Stimme im Aufsichtsrat. 
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beschäftigen. Doch ist auch hier Befreiung durch die 
Reichsregierung zulässig, wenn wichtige Staatsinteressen 
es erfordern (§ 73, Abs. 2). 

Die Vorlegung kann vom 1. Januar 1921 ab alljährlich 
spätestens 6 Monate nach Ablauf des Geschäfts­
jahres verlangt werden. Das Recht erstreckt sich einer­
seits auf die Betriebsbilanz, andererseits auf eine Be­
triebs-Gewinn- und -Verlustrechnung, jedoch nur auf diese 
Urkunden selbst, nicht auf ihre Unterlagen 1). Die An­
gaben brauchen sich nur auf das im Betriebe arbeitende 
Vermögen, nicht auf das sonstige Privatvermögen des 
Unternehmers zu erstrecken 2). Bilanz und Gewinn­
und Verlustrechnung sind vorzulegen und zu erläutern, 
d.h. es ist ihr Sinn klarzustellen und den Betriebsrats­
mitgliedern möglichst verständlich zu machen, und es 
sind hierauf abzielende Fragen der Betriebsratsmitglieder 
zu beantworten. Dagegen bedarf es keiner Aufklärung 
über die Richtigkeit der einzelnen Posten. 

Auch die Durchführung dieser Bestimmung ist einem 
besonderen Gesetz überlassen (§ 70). 

3. Die Mitwirkung des Betriebsrates an der Einstellung und 
Entlassung ist auf den Fall beschränkt, daß es sich um 
die gleichzeitige Einstellung und Entlassung einer größeren 
Zahl von Arbeitnehmern handelt (§ 74). 
a) Voraussetzung einer Mitwirkung ist, daß eine solche 

Massen-Einstellung oder -Entlassung aus bestimmten 
Gründen erforderlich wird, nämlich 
a) entweder infolge Erweiterung, Einschränkung oder 

Stillegung des Betriebes, 
ß) oder infolge Einführung neuer Techniken, 
r) oder endlich infolge Einführung neuer Betriebs- oder 

Arbeitsmethoden. 
b) Die Mitwirkung besteht darin, daß sich der Arbeitgeber, 

'wenn er eine solche Einstellung oder Entlassung beab­
sichtigt, möglichst längere Zeit vorher mit dem Betriebs­
rat bzw. (bei vertraulichen Mitteilungen) mit dem Be­
triebsausschuß "ins Benehmen setzt". Zu diesem Zweck 
hat er eine gemeinsame Beratung über Art und Umfang 

1) Dies ist, obwohl es im Gesetz nicht ausdrücklich zum Ausdruck 
gekommen ist, in der Kommission sowohl von deren Mitgliedern wie von 
den Regierungsvertretern übereinstimmend ausgesproehen worden. Komm. 
Bericht S. 28. 

2) Komm.Bericht S. 49/50. 
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der erforderlichen Einstellungen und Entlassungen und 
über die Vermeidung von Härten bei den letzteren her­
beizuführen. 

Die Mitwirkung des Betriebsrates beschränkt sich in­
dessen auf die bloße Anhörung, während die endgültige 
Entscheidung dem Arbeitgeber verbleibt, soweit nicht 
der Gruppenrat zur Mitwirkung berufen ist (vgl. unten 
S. 212ff.). Doch kann der Betriebsrat eine Mitteilung über 
die beabsichtigte Einstellung oder Entlassung an die 
zuständige Arbeitsnachweisstelle verlangen, und der Ar­
beitgeber muß einem solchen Verlangen unbedingt ent­
sprechen. 

B. Die Aufgaben der besonderen Gruppenräte (Arbeiter- und 
Angestelltenräte) beschränken sich auf die Wahrnehmung der 
besonderen Interessen ihrer Gruppe und auf die Mitwirkung bei 
der Einstellung und Entlassung von Mitgliedern ihrer Gruppe, 
während eine Mitwirkung bei der Betriebsleitung hier nicht 
stattfindet. 
1. Die Wahrung der besonderen Interessen der Arbeit­

nehmer ihrer Gruppe umfaßt die Mitwirkung an der 
Schaffung einer Grundlage für die Arbeitsbedingungen, die 
Überwachung der Durchführung der bestehenden Arbeits­
bedingungen, die Unterstützung und Vertretung von Be­
schwerden, die Mitwirkung am Gesundheitsschutz und die 
Mitwirkung bei der Beschädigtenfürsorge. 
a) Bezüglich der Schaffung einer Grundlage für die 

Arbeitsbedingungen ist zu unterscheiden, ob es sich 
um die Arbeitsordnung, die Festsetzung von Strafen, oder 
um sonstige Rechtsgrundlagen des Arbeitsverhältnisses 
handelt. 
a) Die Arbeitsordnung, sowie Dienstvorschriften, die 

nur für eine Gruppe von Arbeitnehmern gelten, sind 
mit dem Arbeitgeber nicht nur zu beraten und vorzu­
bereiten, sondern unmittelbar zu vereinbaren. Hier 
stehen also Gruppenrat und Arbeitgeber einander als 
gleichberechtigte Faktoren gegenüber. Der Arbeit­
geber stellt daher nur einen Entwurf der Arbeits­
ordnung bzw. der Dienstvorschriften auf und hat sich 
über die endgültige Feststellung des Inhalts dieser Be­
stimmungen mit dem Gruppenrat zu verständigen. 
Kommt eine Einigung nicht zustande, so entscheidet 
der Schlichtungsausschuß in einer für beide Teile ver­
bindlichen Weise (vgl. unten S. 243ft). Nur auf die 

Kaskel, Arbeitsrecht. 14 
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Dauer der Arbeitszeit erstreckt sich auch hier die 
Verbindlichkeit nicht. Hierfür sind vielmehr mangels 
Einigung die Verfügungen der Gewerbeaufsichts­
beamten gemäß § 130d Gew.O. entscheidend. 

fl) Auch die Festsetzung von Strafen, über die bisher 
gemäß § 134 b, Nr. 4 Gew.O. die Arbeitsordnung nach 
Belieben Bestimmungen treffen konnte, erfolgt künftig 
durch Arbeitgeber und Gruppenrat gemeinsam. Auch 
hier entscheidet mangels Einigung in Streitfällen der 
Schlichtungsausschuß (§ 80, Abs. 2). 

r) Dagegen ist der Gruppenrat, ebensowenig wie der ge­
samte Betriebsrat, nicht berechtigt, mangels einer 
tarifvertraglichen Regelung seinerseits eine 
solche Regelung durch Vereinbarung mit dem Ar­
beitgeber selbst zu schaffen. Hier beschränkt sich 
seine Aufgabe vielmehr auf eine bloße Mitwirkung 
bei der Regelung, während die tarifliche Regelung 
selbst den Berufsvereinen überlassen ist. Diese Mit­
wirkung erfolgt durch Verständigung mit den Berufs­
vereinen und Mitarbeit an deren Tätigkeit. Sie er­
streckt sich vor allem auf die Festsetzung der Akkord­
oder Stücklohnsätze und der für ihre Festsetzung 
erforderlichen Grundsätze, die Einführung neuer Löh­
nungsmethoden, die Festsetzung der Arbeitszeit, vor 
allem bei ihrer Verlängerung oder Verkürzung ent­
gegen der Regel, sowie die Regelung des Urlaubs. 

b) Die Überwachung der Durchführung der maß­
gebenden Arbeitsbedingungen erstreckt sich auf 
die Vorschriften, die in Gesetz, Tarifverträgen oder 
anerkannten Schiedssprüchen zugunsten der Arbeit­
nehmer bestehen. Der Gruppenrat hat diese Vorschriften 
zu prüfen und festzustellen, ob sie .naeh Wortlaut und 
Sinn eingehalten, und ob vor allem die Einzelarbeitsver­
träge nach Maßgabe der darin enthaltenen Bestimmungen 
abgeschlossen werden. Soweit dies nicht geschieht, hat 
der Gruppenrat zunächst den Arbeitgeber darauf hinzu­
weisen und, falls der Arbeitgeber der Beschwerde nicht 
abhilft, den Betriebsrat zu veranlassen, den Schlichtungs­
ausschuß anzurufen und, soweit dieser die Anrufung ab­
lehnt, sie selbst vorzunehmen. 

e) Die Bearbeitung von Beseh werden der Arbeitnehmer 
umfaßt ihre Entgegennahme, Untersuchung und Ver­
tretung. 
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a) Für die Entgegennahme von Beschwerden von 
Arbeitnehmern ihrer Gruppe ist zwar die Abhaltung 
einer besonderen Sprechstunde für den Gruppenrat 
nicht vorgesehen. Da indessen der gesamte Betriebs­
rat sich aus Mitgliedern beider Gruppen zusammen­
setzt, so wird die Sprechstunde des Betriebsrates zu­
gleich für Beschwerden, die nur eine einzelne Gruppe 
der Arbeitnehmer betreffen, zu dienen haben. Im 
übrigen ist die Entgegennahme von Beschwerden an 
jedem Ort und zu jeder Zeit zulässig, soweit dadurch 
die Tätigkeit im Betriebe nicht leidet; andernfalls 
ist der Beschwerdeführer zu einem anderen Zeitpunkt 
zur Anbringung seiner Beschwerde zu bestellen. 

13) Zur UntenlUch ung der vorgebrachten Beschwerden 
darf der Gruppenrat zwar kein förmliches Unter­
suchungsverfahren einleiten, wohl aber alles tun, was 
zur Aufklärung des Sachverhalts erforderlich erscheint, 
vor allem die Mitarbeiter befragen und sich durch 
Augenschein von der Richtigkeit der vorgebrachten 
Beschwerde überzeugen. 1) Doch besteht eine Pflicht 
zur Aussage gegenüber dem Gruppenrat für niemanden, 
und die Untersuchungshandlung darf keine Störung 
des Betriebes verursachen. 

r) Die Vertretung der Beschwerde erfolgt einmal gegen­
über dem Arbeitgeber, mit dem in gemeinsamer Ver­
handlung der Gruppenrat auf die Abstellung der Be­
schwerde hinzuwirken hat. Gelingt dies nicht und 
kommt eine Verständigung nicht zustande, so kann 
der Gruppenrat selbständig den Schlichtungsaus­
schuß oder eine sonstige Schiedsstelle anrufen. 2) Doch 
ist die Anrufung des Schlichtungsausschusses durch 
den Gruppenrat erst dann zulässig, nachdem der 
Gruppenrat 'zuvor den Betriebsrat um die Anrufung 
ersucht und dieser die Anrufung abgelehnt hat. 

d) Die Mitwirkung am Gesundheitsschutz entspricht 
der gleichen Aufgabe des gesamten Betriebsrates, nur 
unter Beschränkung auf die besondere Gruppe. 

1) Die Mitglieder des Betriebsrates dürfen daher auch solche Räume 
betreten, in denen sie auf Grund ihrer Arbeitstätigkeit nichts zu suchen 
haben. Entsch. des Schlichtungsausschusses Groß -Berlin vom 30.7.19. 
Mitteilungsblatt 3, S. 34; vgl. auch das. 6, S. 66. 

2) Die Mitglieder können Ersatz des durch die Vertretung entgangenen 
Verdienstes vom Arbeitgeber verlangen. lIiitteilungsblatt 7, S.78. 

14* 
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e) Die Mitwirkung bei der Beschädigtenfiirsorge er­
streckt sich sowohl auf die Kriegsbeschädigten wie auf 
die Unfallbeschädigten (vgl. oben S. 73ff.). Sie umfaßt 
die Sorge für eine angemessene Beschäftigung der Be­
schädigten, die ihren Kräften und Fähigkeiten entspricht, 
und äußert sich sowohl dem Arbeitgeber wie den Mit­
arbeitern gegenüber. Zu diesem Zweck hat der Gruppen­
rat durch Rat, Anregung, Schutz und Vermittlung für die 
Beschädigten einzutreten. 

2. Eine Mitwirkung der Gruppenräte bei der Einstellung 
und Entlassung besteht für alle Arbeitnehmer, die durch 
die Gruppenräte vertreten werden. Eine Ausnahme hiervon 
gilt nur für Beamte in öffentlichen, wirtschaftlichen Zwecken 
dienenden Betriebsverwaltungen, die nach besonderen Ver­
ordnungen der Reichs- und Landesregierungen als Arbeiter 
oder Angestellte zu behandeln sind (vgl. § 13, Abs. 3 und 
oben S. 179). Die Mitwirkung der Gruppenräte ist ver­
schieden einerseits für die Einstellung, andererseits für die 
Entlassung von Arbeitnehmern. 
a) Die Mitwirkung der Gruppenräte bei der Einstellung 

von Arbeitnehmern beschränkt sich auf die Vereinbarung 
von Richtlinien über die Einstellung, die etwaige Er­
hebung des Einspruches wegen eines Verstoßes gegen 
diese Richtlinien, die Verhandlung darüber mit dem 
Arbeitgeber und die Anrufung des Schlichtungsausschusses 
bei fruchtloser Verhandlung (§§ 78, NI'. 8, 81-83). Da­
gegen entscheidet über die Einstellung des einzelnen 
Arbeitnehmers lediglich der Arbeitgeber, und zwar er 
allein, ohne Mitwirkung oder Aufsicht des Gruppenrates, 
wenn er sich nur innerhalb der vereinbarten Richtlinien 
hält. 
et) Die zu vereinbarenden Richtlinien enthalten 

die Grundsätze, nach denen die Einstellung von Ar­
beitnehmern einer Gruppe erfolgen soll. Sie sind vom 
Arbeitgeber und Gruppenrat gemeinsam festzusetzen 1), 
soweit sie nicht durch Tarifvertrag bestimmt sind. 
Der Inhalt der Richtlinien ist grundsätzlich dem 
freien Ermessen der vereinbarenden Faktoren, also 

1) Flir den Fall, daß eine Verständigung nicht zustande kommt, fehlen 
besondere gesetzliche Bestimmungen. Es dürfte dann in analoger Au­
wendung der §§ 75, 80 der Schlichtungs ausschuß zu entscheiden haben. 
Nach Komm Bericht S. 29 soll indessen der SchlichtungsauBschuß zu 
bind e n der Festsetzung der Richtlinien nicht befugt sein. 
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Arbeitgeber und Gruppenrat, überlassen. Doch ist 
der Inhalt der Richtlinien immerhin negativ und 
positiv beschränkt. 
aa) Negativ ist der Inhalt der Richtlinien insofern 

beschränkt, als die Richtlinien insoweit unwirk­
sam sind, als ihr Inhalt einem Gesetz, Tarifvertrag 
oder Schiedsspruch widersprechen würde. Auch 
dürfen die Richtlinien keine Bestimmung dahin 
enthalten, daß die Einstellung von der Zugehörig­
keit zu einem bestimmten Geschlecht abhängig 
sein sol11). 

bb) Positiv ist der Inhalt der Richtlinien insofern 
beschränkt, als sie bestimmte Vorschriften stets 
enthalten müssen, nämlich die Bestimmung, daß 
die Einstellung nicht von der politischen, militä­
rischen, gewerkschaftlichen oder konfessionellen 
Betätigung oder der Zugehörigkeit zu einem der­
artigen Verband oder Verein abhängig gemacht 
werden darf. Doch gilt dies nicht für Betriebe 
mit politischen, militärischen usw. Bestrebungen, 
soweit die Eigenart dieser Bestrebungen es bedingt. 

ß) Verstößt nach Ansicht des Gruppenrats eine erfolgte 
Einstellung gegen die Richtlinien, so kann der Gruppen­
rat gegen die Einstellung Einspruch erheben. Ein 
Einspruchsrecht besteht indessen nicht, wenn die Ein­
stellung auf einer gesetzlichen, tarifvertraglichen oder 
durch Schiedsspruch einer gesetzlich anerkannten 
Schlichtungsstelle auferlegten Verpflichtung beruht. 
Und das Einspruchsrecht ist ferner in den sonstigen 
Fällen zeitlich und sachlich beschränkt. 
aa) Zeitlich ist die Erhebung des Einspruchs nur 

binnen 5 Tagen zulässig, nachdem der Gruppen­
rat von dem Verstoß Kenntnis erhalten hat, 
spätestens aber binnen 14 Tagen nach dem Dienst­
antritt des Eingestellten. 

bb) Sachlich kann der Einspruch nur darauf ge­
stützt werden, daß die Einstellung einen Verstoß 
gegen den Inhalt der Richtlinien bildet. 

1) Der letztere Grundsatz gilt indessen nicht fiir Betriebe mit solchen 
Bestrebungen. etwa militlirischer' Art, deren Eigenart eine solche Be­
stimmung erfordert. 
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r) Die Wirkung des Einspruchs ist keine aufschie­
bende. Der Arbeitgeber darf also die von ihm in 
Aussicht genommene Person trotz des Einspruchs 
rechtswirksam einstellen oder weiter beschäftigen 
(§ 82, Abs. 4). Zunächst kommt es' vielmehr jetzt 
lediglich über die Einstellung zu Verhandlungen 
zwischen dem Gruppenrat und dem Arbeitgeber. Da­
bei sind dem Arbeitgeber die Gründe für die Erhebung 
des Einspruchs und die Beweismittel mitzuteilen 
(§ 82, Abs. 2). Kommt hierbei eine Einigung zwischen 
Arbeitgeber und Gruppenrat zustande, so ist die Sache 
erledigt. Je nach dem Inhalt dieser Einigung ist dann 
von der Einstellung abzusehen, bzw. der Neuein­
gestellte zum ersten zulässigen Kündigungstermin 
wieder zu entlassen, oder aber der Einspruch wird 
zurückgezogen. 

0) Wird dagegen keine Einigung erzielt, so kommt es 
zum Schlichtungsverfahren. Zu diesem Zweck 
kann der Gruppenrat binnen einer Ausschlußfrist von 
3 Tagen nach Beendigung der Verhandlungen den 
zuständigen Schlichtungsausschuß oder eine verein­
barte Schiedsstelle anrufen (§ 82, Abs. 3). Dort ist 
das Material vorzulegen und der Eingestellte tunliehst 
zu hören. Die Entscheidung im Schlichtungsver­
fahren ist endgültig. Wird der Einspruch für unbe­
gründet erklärt, so ist die Sache erledigt; wird er für 
begründet erklärt, so ist der Arbeitgeber zur Kündi­
gung des Eingestellten zum nächsten gesetzlichen 
Kündigungstermin verpflichtet. Die Entscheidung 
wirkt nicht nur zwischen den Streitteilen, sondern zu­
gleich auch gegenüber dem Eingestellten. Dieser muß 
daher eine solche Kündigung auch bei vertragsmäßig 
ausbedungener längerer Kündigungsfrist gegen sich 
gelten lassen 1). Auch kann in der Entscheidung so­
gleich ausgesprochen werden, daß das Dienstverhältnis 
des Eingestellten mit der Rechtskraft der Entschei­
dung als unter Einhaltung der gesetzlichen Kündi­
gungsfrist gelöst gilt, ohne daß es einer weiteren Er­
klärung des Arbeitgebers bedarf. 

1) Ob er Schadenersatz vom Arbeitgeber fordern kann, hängt davon 
ab, ob diesen ein Verschulden trifft oder ob ein Schadenersatz für den 
Fall der Auflösung des Arbeitsvertrages infolge Einspl'llchs besonders 
ausbedungen war. 
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b) Die Mitwirkung des Gruppenrates bei der Entlassung 
der Arbeitnehmer ist eine wesentlich weitergehende als 
bei der Einstellung. Denn hier besteht die Möglichkeit 
einer Mitwirkung für jeden einzelnen Fall einer Ent­
lassung. Sie ist nicht erst durch das Betr.R.G. neu 
eingeführt, sondern hat hier den vorläufigen Abschluß 
einer Entwicklung gefunden, die schon mit den V.O. 
vom 4. und 24. 1. 19 über die Einstellung und Ent­
lassung von Arbeitern und Angestellten eingesetzt 
hattel). Das hierbei zu beobachtende Verfahren zer­
fä.llt in die Anrufung des Gruppenrates durch Erhebung 
des Einspruchs seitens eines entlassenen Arbeitnehmers, 
die Verhandlung über den Einspruch mit dem Arbeit­
geber und die Entscheidung im Schlichtungsverfahren 
bei fruchtloser Verhandlung. 
a) Die Anrufung des Gruppenrates steht grundsätzlich 

jedem Arbeitnehmer offen, dem gekündigt ist 2 ), es sei 
denn, daß die Entlassung auf einer durch Gesetz, 
Tarifvertrag oder Schiedsspruch auferlegten Verpflich­
tung beruht oder aus Anlaß der gänzlichen oder teil­
weisen Stillegung des Betriebes erforderlich wird. 
Doch ist die Anrufung sachlich und zeitlich beschränkt 
und an .bestimmte Formen gebunden. 
aa) Sachlich ist die Anrufung nicht wegen jeder be­

liebigen Kündigung zulässig, sondern nur in be­
stimmten Kündigungsfällen. Diese Fälle sind: 
1. Kündigung wegen 3) Zugehörigkeit zu einem 

bestimmten Geschlecht oder wegen Zugehörig­
keit oder Nichtzugehörigkeit zu einem poli­
tischen, militärischen, konfessionellen, beruf­
lichen Verein' oder Verband oder entsprechen­
der Betätigung. Doch gilt dies nicht für Be-

1) Vgl. hierzu insbesondere Baum, JV.l. Woch. 19, S. 899, sowie 
Str a uß, Gew.- u. Kaufm.-Ger. 24, S.299ff. Uber die bisherige Zuständig­
keit des Schlichtungs ausschusses bei Entlassungen und die dabei zu be­
achtenden Grundsätze vgl. Entsch. des Schlichtung"sausschusses Karlsruhe. 
Mitteilungsblatt 9, S. 101. Uber die privatrechtliche Haftbarkeit der Ar­
beitgeber nach § 278 B.G.B. bei verhinderter Entlassung vgl. Horwitz, 
Recht und Wirtschaft 19, S.139. 

2) Dagegen ist der Betriebsrat oder Gruppenrat zur Entgegennahme 
einllr Kündigung- nicht berechtigt. Mitteilungsblatt 10, S. 113. 

a) Die Kündigung. braucht nicht ausdrücklich mit dieser Begründung 
ausgesprochen zu sein, wenn nur de~ begründete Verdacht besteht, daß, 
sie deswegen erfolgt ist. 
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triebe mit politischen usw. Bestrebungen, so­
weit deren Eigenart dies bedingt (§ 85, Abs. I). 

2. Kündigung ohne Angabe von Gründen. 
3. Kündigung wegen Weigerung, dauernd andere 

als die bei der Einstellung vereinbarte Arbeit 
zu verrichten. 

4. 'Venn Kündigung eine unbillige Härte wäre, 
die weder durch das Verhalten des Arbeit­
nehmers, noch durch die Verhältnisse des Be­
triebes bedingt ist. 

6. Fristlose Kündigung ohne einen Grund, der 
eine solche Kündigung rechtfertigt. 

bb) Zeitlich ist die Anrufung insofern beschränkt, 
als sie innerhalb einer Ausschlußfrist von 5 Tagen 
erfolgen muß, nachdem die Kündigung erklärt, 
d. h. nachdem sie dem Arbeitnehmer im Sinne 
des § 130 B.G.B. zugegangen ist. 

ce) Die Form der Anrufung ist die Einlegung des 
Einspruchs gegen die erfolgte Kündigung. Sie 
kann mündlich oder schriftlich bei dem Gruppen­
rat erfolgen. Bei der Einlegung sind die Gründe 
des Einspruchs darzulegen und die Beweismittel 
für die Richtigkeit dieser Gründe zu bezeichnen. 

ß) Der Gruppenrat hat den Einspruch zu prüfen. Hält 
er ihn für unbegründet, so lehnt er ein Eingreifen 
seinerseits ab. Hält er dagegen den Einspruch für 
begründet, so hat er zu versuchen, durch Verhand­
lungen eine Verständigung mit dem Arbeitgeber her­
beizuführen. Kommt hierbei eine Einigung zwischen 
Arbeitgeber und Betriebsvertretung zustande, so ist 
die Sache erledigt. Je nach dem Inhalt dieser Eini­
gung ist dann von der Entlassung abzusehen, bzw. 
der Entlassene l ) wiedereinzustellen, oder aber der 
Einspruch zurückzuziehen. 

/') Kommt dagegen innerhalb einer Woche eine Einigung 
nicht zustande, so kommt es 'Zum Schlich tungsver-

1) Durch die Einlegung des Einspruchs wird die Entlassung nicht 
gehindert. Denn die Einlegung des Einspruchs hat keine aufschiebende 
Wirkung. Der Arbeitgeber braucht also die Person, der er kündigen 
will, zunächst nicht weiter zu beschäftigen. Vielmehr tritt. einstweilen 
die Folge der Kündigung dahin ein, daß der Arbeitnehmer seine Stelle 
zum EntIassungstermin aufgeben muß und von da ab keinen Lohn mehr 
erhält. 
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fahren. Zu diesem Zweck kann entweder der Grup­
penrat oder der betroffene Arbeitnehmer binnen einer 
Ausschlußfrist von weiteren 5 Tagen den Schlich­
tungsausschuß anrufen (§ 86, Abs. 1, Satz 3) 1). Der 
Schlichtungsausschuß entscheidet im gesetzlichen 
Schlichtungsverfahren 2) (vgl. unten S. 265). Seine 
Entscheidung ist endgültig. 

"Vird der Einspruch für unbegründet erklärt, so 
ist die Sache erledigt. Wird er dagegen für begründet 
erklärt, so hat der Arbeitgeber ein 'Wahlrecht (facultas 
alternativa), entweder den Entlassenen weiter zu be­
schäftigen oder ihm eine Entschädigung zu zahlen 3). 
aa) Wählt der Arbeitgeber die Weiterbeschäfti-

gung , so ist zu unterscheiden, ob der Entlassene 
inzwischen eine andere Stelle angenommen hatte 
oder nicht. 
1. Hatte der Entlassene noch keine andere 

Stelle angenommen, so muß ihm der Arbeit­
geber nunmehr für die Zeit von der Entlassung 
bis zur Wiedereinstellung Lohn und Gehalt 
zahlen, darf aber hierauf gemäß § 615, Abs. 2 
B.G.B. anrechnen,wasder Entlassene inzwischen 
anderweitig erworben oder zu erwerben bös­
willig unterlassen hat, sowie was er aus Mitteln 
der Erwerbslosen- oder Armenunterstützung 
in der Zwischenzeit erhalten hat. Diese letzte­
ren Beträge muß er der leistenden Stelle er­
statten. 

2. Hatte dagegen der entlassene Arbeitnehmer 
inzwischen eine andere Stelle angenommen, 

1) Auch die Anrufung des Schlichtungsausschusses hat keine auf­
schiebende Wirkung (§ 86, Abs. 3). 

2) Doch ist das Verfahren auszusetzen, wenn die Entlassung fristlos 
erfolgt ist und tiber die Berechtigung hierzu ein gerichtliches Verfahren 
anhängig ist, oder wenn die Aussetzung zur HerbeifUhrung einer gericht­
lichen Entscheidung von einer der Parteien beantragt wird. 

3) Doch ist dieses Wahlrecht zeitlich begrenzt. Der Arbeitgeber muß 
nämlich innerhalb von 3 Tagen nach Kenntnis von dem Eintritt der 
Rechtskraft des Schiedsspruches dem Arbeitnehmer mündlich oder durch 
Aufgabe zur Post erklären, welche Möglichkeit er wählt. sonst gilt die 
Weiterbeschliftigllng als abgelehnt, BO daß also nur eine Entschädigungs­
pflicht des Arbeitgebers besteht. Aufgabe zur Post bedeutet Mitteilung 
mindestens durch gewöhnlichen Brief (§ 175 Z.P.O.). Daß der Brief auch 
,.zugeht" (§ 130 RG.B.), ist nicht erforderlich. Die Erklärung gilt mit der 
Aufgabe zur Post als abgegeben. 
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so hat er nunmehr das Wahlrecht, ob er in der 
neuen Stelle verbleiben, oder wieder die frühere 
Stelle antreten will. 

Will er in der neuen Stelle verbleiben, so ist 
er berechtigt, von dem alten Dienstvertrag 
zurückzutreten. Doch muß er dann mündlich 
oder durch Aufgabe zur Post dem Arbeitgeber 
eine diesbezügliche Erklärung abgeben, und 
zwar bei Vermeidung des Verlustes des Rück­
trittsrechtes unverzüglich nach Empfang der 
Mitteilung des Arbeitgebers über dessen Bereit­
willigkeit zur Weiterbeschäftigung, spätestens 
aber binnen einer Ausschlußfrist von einer 
Woche nach Kenntnis von der Rechtskraft des 
Schiedsspruches. In diesem Falle ist ihm Lohn 
oder Gehalt nur für die Zeit von der Entlassung 
bis zum Eintritt der Rechtskraft der Entschei­
dung des Schlichtungsausschusses zu zahlen, 
wobei für die Anrechnungsbefugnis das zu 1. 
Gesagte gilt. 

Will der Entlassene dagegen die alte Stelle 
wieder antreten, so muß er dem neuen Arbeit­
geber unter Einhaltung der diesem gegenüber 
bestehenden Kündigungsfrist kündigen, und 
dann wieder bei dem früheren Arbeitgeber ein­
treten. In diesem Falle erhält er Lohn oder 
Gehalt von der Entlassung bis zur Wiederein­
stellung, jedoch unter Anrechnung sonstiger 
Leistungen in gleicher Weise wie zu 1. dar­
gelegt. 

bb) Wählt dagegen der Arbeitgeber die Entschädi­
gung oder gibt er eine Erklärung über seine Be­
reitwilligkeit zur Weiterbeschäftigung nicht recht­
zeitig ab, so findet eine Weiterbeschäftigung über­
haupt nicht statt, die Kündigung bleibt vielmehr 
rechtswirksam. Statt dessen muß der Arbeitgeber 
dann dem Entlassenen eine Geldentschädigung 
zahlen, deren Betrag in dem Schiedsspruch zu­
gleich mit der Entscheidung über die zu Unrecht 
erfolgte Kündigung festzusetzen ist. 

Die Höhe der Entschädigung ist danach zu be­
messen, wieviel Jahre der Entlassene insgesamt 
in dem Betriebe beschäftigt war. Sie darf höch-
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stens für jedes Jahr 1J12 des letzten Jahresarbeits­
verdienstes, im ganzen aber nicht mehr als 6/12 

davon betragen, und soll sowohl die wirtschaft­
liche Lage des Arbeitnehmers, wie die Leistungs­
fähigkeit des Arbeitgebers berücksichtigen. 

Zahlt der Arbeitgeber die Entschädigung nicht 
freiwillig, so ist er, da die Schiedssprüche nicht 
vollstreckbar sind (vgL unten S. 261), vor dem 
ordentlichen Gericht bzw. Gewerbe- oder Kauf­
mannsgericht darauf zu verklagen. Doch ist das 
Gericht sowohl hinsichtlich der Entschädigungs­
pflicht als solcher, wie hinsichtlich der Höhe der 
Entschädigung an den Schiedsspruch des Schlich­
tungsausschusses gebunden. 

§ 46. 

Der Betriebsobmann. 
Für Kleinbetriebe besteht an Stelle des Betriebsrates ein Be­

triebsobmann. Der Betriebsobmann nimmt daher die gleiche 
rechtliche Stellung als Vertreter der Arbeitnehmerschaft seines 
Betriebes ein, wie der Betriebsrat. Doch gelten über die Voraus­
setzung seiner Bestellung, seine Wahl, seine Amtsstellung und 
seine Obliegenheiten eine Reihe von Besonderheiten, die dadurch 
bedingt sind, daß es sich hier um kleinere Betriebe handelt, und 
daß die Betriebsvertretung hier nur aus einer Person besteht. 

I. Voraussetzung der Bestellung eines Betriebsobmannes ist 
regelmäßig ein Unternehmen, in dem zwar weniger als 20 Arbeit­
nehmer regelmäßig beschäftigt werden, so daß ein Betriebsrat 
nicht zu errichten ist, aber mindestens fünf, in land- und forstwirt­
schaftlichen Betrieben mindestens zehn Arbeitnehmer, von denen 
mindestens drei wählbar sind. Bei land- und forstswirtschaftlichen 
Betrieben zählen auch hier nur die ständig beschäftigten Arbeit­
nehmer mit (§§2 und 4). Ausnahmsweise ist ein Betriebsobmann 
ferner dann zu bestellen, wenn ein Betrieb zwar mindestens 20 Ar­
beitnehmer beschäftigt, so daß an sich ein Betriebsrat zu er­
richten wäre, wenn aber die Zahl der wählbaren Arbeitnehmer 
weniger als drei beträgt (§ 15, Abs. 4). 

Grundsä.tzlich ist für jeden derart.igen Betrieb je ein Be­
triebsobmann zu wählen. 

Ausnahmsweise ist aber eine Vermehrung der Zahl der 
Betriebsobleute zulässig. Sind nämlich in einem Betriebe min­
destens fünf Arbeiter und fünf Angestellte beschäftigt, und einigen 
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sich nicht die Mehrheiten beider Gruppen auf einen gemeinsamen 
Obmann, so wählen die Arbeiter und Angestellten je einen beson­
deren Betriebsobmann. Dann vertritt der eine Obmann die Ar­
beiterschaft, der andere die Angestelltenschaft je in ihren be­
sonderen Angelegenheiten, während sie bei Behandlung gemein­
samer Angelegenheiten zusammenwirken (§ 2, Abs. 2, § 7). 
Eine Verminderung der Zahl der Betriebsobleute durch Be­
stellung eines gemeinsamen Betriebsobmannes für mehrere Be­
triebe findet dagegen im Gegensatz zu den Betriebsräten nie­
mals statt. 

U. Die Wahl des Betriebsobmannes erfolgt durch die wahl­
berechtigten Arbeitnehmer des Betriebes aus ihrer Mitte in ge­
heimer 'iVahl mit einfacher Stimmenmehrheit, bei Nichteinigung 
der Arbeiter und Angestellten auf einen gemeinsamen Betriebs­
obmann in getrennter Wahl beider Gruppen j e für einen besonderen 
Obmann. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. An Stelle 
des Wahlvorstandes tritt hier der älteste Arbeitnehmer des Be­
triebes bzw. der Gruppe als Wahlleiter. Die Wählbarkeit zum 
Betriebsobmann ist die gleiche wie zum Mitglied des Betriebsrates. 
,Auch hier ist Wiederwahl zulässig. Eine Beschränkung der Wahl­
berechtigung darf ebensowenig stattfinden, wie bei der Wahl 
zum Betriebsrat (§ 58, Abs. 1, § 98, Abs. 2, sowie § 34 Wahl­
ordnung). 

IU .. Hinsichtlich der Ausgestaltung des Amtes des Be­
triebsobmannes gilt für Beginn und Ende seiner Tätigkeit das 
gleiche wie bei den Betriebsräten. Auch hier dauert also die 
Wahlzeit 1 Jahr, und der Erwählte bleibt im Amt, bis ein Nach­
folger gewählt ist (§ 58, Abs. 1). Auch hier endet ferner das Amt 
schon vor Ablauf der Wahlzeit durch Amtsniederlegung, Aus­
scheiden aus der Beschäftigung im Betrieb, Verlust der Wählbar­
keit und wegen gröblicher Verletzung seiner Amtspflichten. Im 
letzteren Falle bedarf es auch hier eines besonderen Enthebungs­
beschlusses des Bezirkswirtschaftsrates auf Antrag des Arbeit­
gebers oder eines Viertels der wahlberechtigten Arbeitnehmer 
(§ 60). 

Die persönliche Stellung der Betricbsobleute ist die gleiche 
wie die der Betriebsratsmitglieder. Auch sie verwalten also ihr 
Amt unentgeltlich als Ehrenamt, dürfen aber andererseits um 
ihrer Stellung willen vom Arbeitgeber nicht benachteiligt werden 
(§ 59). Auch sie genießen ferner den Schutz einer erhöhten Un­
abhängigkeit gegenüber dem Arbeitgeber in gleicher Weise wie 
die Betriebsratsmitglieder: ihre Entlassung oder Versetzung ist 
daher nur mit Zustimmung der wahlberechtigtcn Arbeitnehmer-
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schaft zulässig, die hier an die Stelle des Betriebsrates tritt (§ 9ö, 
Abs. 2). Dafür ist endlich auch den Betriebsobleuten die gleiche 
Schweigepflicht auferlegt wie den Betriebsratsmitgliedern (§ 100). 

Die notwendigen Kosten der Geschäftsführung trägt auch 
bei den Betriebsobleuten der Arbeitgeber und muß Raum und 
Material zur Verfügung stellen (§ 59). 

IV. Auch die Obliegenheiten des Betriebsobmannes decken 
sich im wesentlichen mit denen des Betriebsrates, nur wirkt der 
Betriebsobmann nicht bei der Einstellung und Entlassung der 
Arbeitnehmer mit, er ist ferner nicht in den Aufsichtsrat zu ent­
senden, und hat kein R,echt auf Vorlegung und Erläuterung der 
Betriebsbilanz. 

§ 47. 
Die Betriebsversammlung. 

Die Betriebsversammlung ist die versammelte Gesamtheit 
aller Arbeitnehmer eines Unternehmens. Sie ist das oberste Organ 
der Arbeitnehmerschaft und entspricht in ihrem Verhältnis zum 
Betriebsrat bzw. Betriebsobmann etwa dem Verhältnis des Parla~ 
mentes zur Regierung. Doch sind die Befugnisse dieses "Betriebs­
parlamentes" wesentlich abgeschwächt, da seine Beschlüsse für 
den einmal erwählten Betriebsrat nicht bindend si.nd und eine 
unmittelbare Mitwi.rkung an der Betriebsgesetzgebung (Arbeits­
ordnung, Dienstvorschriften) nicht stattfindet. 

1. Die Betriebsversammlung besteht gemäß § 45 aus allen 
Arbeitnehmern eines Betriebes, ohne Rücksicht auf Alter, Ge­
schlecht, Staatsangehörigkeit und Vorstrafen. Es gehören ihr also 
nicht nur die wahlberechtigten Arbeitnehmer, sondern schlechthin 
sämtliche Arbeitnehmer an; sie sind in ihr zum Worte zuzulassen 
und haben volles Stimmrecht. Nur für die 'Wahlen ist die Stimm­
berechtigung in der Betriebsversammlung auf die 'Vahlberechtigten 
beschränkt. 

Grundsätzlich besteht für jedes Unternehmen je eine Betriebs­
versammlung. Wenn jedoch in einem Betriebe sowohl Arbeiter 
wie Angestellte beschäftigt sind, so bildet jede Gruppe für sich eine 
besondere Arbeiterversammlung und Angestelltenversammlung, 
die tätig werden, soweit es sich um Angelegenheiten handelt, die 
lediglich die eine oder andere Gruppe betreffen (§ 49). 

H. Die Berufung der Betriebsversammlung erfolgt durch 
den Vorsitzenden des Betriebsrates, wenn ein solcher nicht besteht, 
durch den Betriebsobmann. 

Der Vorsitzende bzw. der Obmann sind berechtigt, die Be­
triebsversammlung jederzeit zu berufen, und verpflichtet, eine 
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Einberufung vorzunehmen, wenn entweder der Arbeitgeber oder 
mindestens ein Viertel der wahlberechtigten Arbeitnehmer es 
verlangt. Die Zeit, auf welche die Berufung stattfindet, soll grund­
sätzlich außerhalb der Arbeitszeit liegen, nur in dringenden Fällen 
und nur mit Zustimmung des Arbeitgebers darf hiervon abge­
wichen werden (§ 46). 

In welcher Weise die Berufung zu erfolgen hat, wird im Gesetz 
nicht gesagt, es ist dies vielmehr dem Ermessen des Vorsitzenden 
überlassen. Jedenfalls muß die Berufung aber in einer Weise 
erfolgen, daß alle ortsanwesenden arbeitsfähigen Arbeitnehmer 
davon Kenntnis erhalten, und so rechtzeitig geschehen, daß ihnen 
eine Teilnahme an der Versammlung möglich ist. 

Von Versammlungen, die auf Verlangen des Arbeitgebers ein­
berufen sind, ist dieser zu benachrichtigen (§ 46, Abs. 2). 

IH. Über die Form der Betriebsversammlung enthält das 
Gesetz nur wenige unzureichende Bestimmungen. 

Danach hat grundsätzlich die Versammlung aller Arbeitnehmer 
gleichzeitig zu erfolgen. Ist dies nach der Natur oder Größe des 
Betriebes nicht möglich, so ist sie in mehrere Teilversammlungen 
zu zerlegen, deren Abstimmungsergebnisse dann zusammenzu­
zählen sind. Teilnahmeberechtigt sind alle Arbeitnehmer des 
Betriebes, ohne Rücksicht auf ihre Wahlberechtigung. Der Ar­
beitgeber ist berechtigt, in solchen Versammlungen persönlich 
oder durch einen Vertreter teilzunehmen, die auf sein Verlangen 
stattfinden, und kann sich in diesem Falle auch an den Verhand­
lungen ohne Stimmrecht beteiligen (§ 46, Abs. 2). Ferner kann 
je ein Beauftragter der im Betriebe vertretenen Berufsvereine der 
Arbeitnehmer an der Betriebsversammlung mit beratender Stimme 
teilnehmen (§ 47). 

Über Leitung und Beschlußfassung der Betriebsversammlung 
fehlen gesetzliche Bestimmungen. Es dürfte anzunehmen sein, 
daß die Leitung durch den Vorsitzenden des Betriebsrates bzw. den 
Betriebsobmann erfolgt, sofern die Versammlung nicht die Wahl 
eines anderen Leiters beschließt. Wenn es sich jedoch um die 
Vornahme der Wahl des Betriebsrates oder Betriebsobmannes 
handelt, so steht die Leitung dem Wahlvorstand bzw. Wahl­
leiter zu. 

Die Beschlußfassung erfolgt grundsätzlich mit einfacher 
Stimmenmehrheit der Erschienenen. Bei Stimmengleichheit wird 
in analoger Anwendung des § 32, Abs. 2, Satz 2 ein Antrag als 
abgelehnt zu gelten haben. Nur die Wahl des Betriebsrates er­
folgt in geheimer Abstimmung nach den Grundsätzen der Ver­
hältniswahl (vgl. oben S. 184ft). 
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Kosten für die Betriebsversammlung zu tragen oder Räume 
zu stellen, ist der Arbeitgeber nicht verpflichtet. 

IV. Aufgabe der Betriebsversammlung ist die Verhandlung 
und Erörterung aller Angelegenheiten, die zur Zuständigkeit des 
Betriebsrates bzw. Betriebsobmannes gehören. Auf Grund dieser 
Verhandlung und Erörterung kann die Betriebsversammlung 
Wünsche und Anträge an den Betriebsrat oder Betriebsobmann 
richten. Solche Wünsche und Anträge haben aber nur die Be­
deutung, daß der Betriebsrat dazu Stellung nehmen muß. Sie 
sind dagegen in keiner 'Weise für seine eigene Stellungnahme 
bindend und haben nicht den Charakter von Instruktionen. Vor 
allem ist die Betriebsversammlung nicht berechtigt, die Amts­
niederlegung des Betriebsrates oder einzelner seiner Mitglieder, 
etwa durch ein Mißtrauensvotum, zu erzwingen, sondern kann 
ihre Billigung oder Mißbilligung der Tätigkeit des Betriebsrates 
erst bei der nächsten Wahl zum Ausdruck bringen. 

Außerhalb des Aufgabenkreises des Betriebsrates ist die Be­
triebsversammlung auch zu Vel'handlungen und Erörterungen 
nicht befugt (§ 48). 

§ 48. 

Der Bezirksarbeiterrat. 
Ein Bezirksal'beiterrat ist vorläufig nur in Art. 165, Abs. 2 R.V. 

vorgesehen. Dort ist bestimmt, daß die Arbeiter und Angestellten 
gesetzliche Vertretungen zur Wahrnehmung ihrer sozialen und 
wirtschaftlichen Interessen außer in den Betriebsräten auch in 
Bezirksarbeiterräten erhalten, die nach Wirtschaftsgebieten ge­
gliedert sein sollen. Ein Gesetz hierüber ist indessen bisher nicht 
ergangen, und auch ein Entwurf noch nicht veröffentlicht. 

§ 49. 

Der Reichsarbeiterrat. 
Auch für den Reichsarbeiterrat besteht bisher nur die Bestim­

mung des Art. 165, Abs. 2 R.V., während ein Gesetz über den 
Reichsarbeiterrat bisher nicht ergangen und ein Entwurf dazu 
noch nicht veröffentlicht ist. 
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Drittes Kapitel. 

Die gemeinsamen Organisationen VOll Arbeit­
gebern und Arbeitnehmern. 

§ 50. 
Allgemeines. 

Bis zum Kriege standen sich die beruflichen Organisationen 
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer meist in Kampfstellung gegen­
über, und der Bereich verschiedenartiger Interessen überwog über 
den Bereich gemeinsamer Interessen so stark, daß ein organisches 
Zusammenwirken nur in Ausnahmefällen möglich war 1). Und auch 
ein Versuch der damaligen Regierung, Arbeitgeber und Arbeit­
nehmer außerhalb ihrer Berufsorganisationen in Arbeitskammern 
zu gemeinsamer Arbeit zu vereinigen, schlug fehl, vielmehr schei­
terte im Jahre 1909 ein dahinzielender Gesetzentwurf 2). Dazu kam, 
daß sowohl auf Arbeitgeberseite wie auf Arbeitnehmerseite mehrere 
Verbände verschiedener Richtungen bestanden, die untereinander 
eine Zusammenarbeit ablehnten, so daß auch hierdurch eine ge­
meinsame Arbeit beider Gruppen wesentlich erschwert wurde. 

Dieser Zustand änderte sich im Laufe des Krieges und 
vor allem seit der Einführung des Hilfsdienstgesetzes. Waren 
schon während des Krieges die verschiedenen Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerverbände untereinander in Fühlung getreten 3), so 

1) Z. B. im Buchdruckgewerbe, wo ein von beiden Organisationen 
gemeinsam unterhaltener Arbeitsnachweis bestand. 

2) Drucksachen des Reichstages, 12. Legislaturperiode, I. Session 
Drucksache Nr. 1048. 

3) Auf Arbeitgeberseite schlossen sich bei Kriegsbeginn der 
Zentralverband Deutscher Industrieller und der Bund der Industriellen 
zu dem "Kriegsausschuß der Deutschen Industrie" zusammen und bildeten 
am 25. Oktober 1916 mit dem Verein zur Wahrung der Interessen der 
chemischen Industrie Deutschlands den "Deutschen Industrierat". Am 
12.2. 19 in noch engerem Zusammenschluß zum "Reichsverband der 
deutschen Industrie" ausgestaltet, bildet er als Gesamtorganisation zur 
Vertretung der wirtschaftlichen und wirtschaftspolitischen Interessen das 
Gegenstück zur" Vereinigung deutscher Arbeitgeberverbände", welche die 
sozialen und sozialpolitischen Fragen behandelt. Auf Arbeitnehmer­
Bei te näherten sich die drei großen gewerkschaftlichen Richtungen (Gene­
ralkommission der Gewerkschaften Deutschlands, Generalverband der 
christlichen'iGewerkschaften, Verband der Deutschen Gewerkvereine) und 
die verschiedenen Angestelltenverbände zu gemeinsamer Arbeit. Die 
Gewerkschaften schlossen sich auf dem 10. deutschen Gewerkschaftskon­
greß an Stelle der losen Vereinigung in der Generalkommission zu dem 
"Allgemeinen deutschen Gewerkschaftsbun.d" zusammen (Satzung Korre­
spondenzblatt Nr. 29 v.19. 7. 19 S.317ff. Über die ganze Bewegung vgl. 
19. Sonderheft zum RA.BI. 
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traten nunmehr in wachsendem Maße Vertreter der beruflichen 
Organisationen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu gemein­
samer Beratung über Angelegenheiten der von ihnen vertretenen 
Berufe und Industrien zusammen. Diese ad hoc gebildeten losen 
Kollegien waren zunächst ohne eigentliche Rechtsform, sie be­
standen vielmehr nur auf Grund tatsächlicher übung zu gegen­
seitiger Information und zum Zwecke eines gemeinsamen Vorgehens 
bei Interessengleichheit und eines Ausgleichs der Gegensätze bei In­
teressenverschiedenheit. Da sich diese Art desZusammenarbeitens 
aber bewährte, so entwickelten sich daraus ständige, durch Ver­
einbarungen zwischen den Verbänden rechtlich gesicherte Einrich­
tungen, die man als "Arbeitsgemeinschaften" bezeichnete. 
Solche Arbeitsgemeinschaften beruhten lediglich auf freier Ver­
einbarung ohne irgend welche gesetzliche Grundlage. 

Um auch ein geset~lich geregeltes Zusammenarbeiten von Ar­
beitgebern und Arbeitnehmern herbeizuführen, machte die Regie­
rung im Jahre 1918 im Rahmen der "Neuorientierung" abermals 
den Versuch, Arbeitskammern einzuführen. Ihr Gesetzent­
wurf!) fand indessen wiederum lebhaften Widerspruch und wurde 
bei der Neuregelung der Verhältnisse endgültig fallen gelassen. 
Auch die weitere Gesetzgebung zeitigte nur wenige Ansätze auf 
diesem Gebiete. Dagegen zeigte die Form der Arbeitsgemein­
schaften gerade jetzt stärkere Lebenskraft und führte in der 
großen Vereinbarung vom 15.11. 18 (vgl. oben S. 5) durch den 
freiwillig vereinbarten Zusammenschluß aller großen industriellen 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände zu einer das ganze Reich 
umspannenden Organisation 2), nach deren Vorbild sich auch 
der Handel und die Landwirtschaft zu entsprechenden Organi­
sationen zusammenschlossen. 

Und endlich brachte auch die Durchführung des Rätegedankens 
eine neue Form gemeinsamer Organisationen der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer. Denn konnten auch die Arbeiterräte für sich allein 
die übernahme der Macht nicht erzwingen, so sollten sie doch 
zusammen mit den Arbeitgebervertretungen auf sozialpolitischem 
und wirtschaftspolitischem Gebiet einen größeren Einfluß erhalten. 
Zu diesem Zweck sollten sie neben dem allgemeinen Parlament 
ein berufsständisch gegliedertes Parlament, eine "Kammer der 
Arbeit" bilden. Dieser Gedanke ist verwirklicht in den Wirt­
schaftsräten, die in Art. 165 R.V. ebenso wie die Arbeiterräte 
verfassungsmäßig "verankert" sind. 

1) Drucksachen des Reichstages, 13. Legislaturperiode. Nr. 1490. 
2) Vgl. Um breit, Die magna charta der deutschen Gewerkschaften. 

Recht u. Wirtschaft 19, S. 21 ff. 
Kaskel. Arbeitsrecht. 15 
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Demgemäß bestehen zurzeit drei Rechtsformen gemeinsamer 
Organisationen von Arbeitgebern und Arbeitnehmern, nämlich 
einmal die Arbeitsgemeinschaften der Berufsverbände (§ 51), ferner 
die an Bedeutung dahinter zurückstehenden staatlich gebildeten 
Berufskammern und Fachausschüsse (§ 52), und endlich die neu 
zu bildenden "\Virtschaftsräte, deren Bedeutung erst die Zukunft 
zu zeigen haben wird (§ 53). 

§ 51. 
Die Arbeitsgemeinschaften 1) 2). 

Die Arbeitsgemeinschaften sind gemeinsame Organisationen 
der Berufsvereine (wirtschaftlichen Vereinigungen) der Arbeit­
geber und Arbeitnehmer. Sie bezwecken die gemeinsame Lösung 
der einen ganzen Berufsstand berührenden wirtschaftlichen und 
sozialpolitischen Fragen einschließlich der Gesetzgebung und 
Verwaltung und die Förderung der tariflichen Regelung des 
Arbeitsverhältnisses. 

1. Ihrer rechtlichen Natur nach sind die Arbeitsgemein­
schaften Verbände von Berufsvereinen oder Berufsvereinsver­
bänden einerseits der Arbeitgeber, andererseits der Arbeitnehmer. 

Diese Verbände besitzen keine juristische Persönlichkeit, sie 
sind vielmehr, soweit sie in privatrechtliche Beziehungen treten 
(Mieten von Räumen u. dgl.), als nicht rechtsfähige Vereine zu be­
handeln. Sie entsprechen einer Tarifgemeinschaft, unterscheiden 
sich aber davon durch den völlig anderen und weiter gesteckten 
Zweck, der dort lediglich auf den Arbeitsvertrag beschränkt ist, 
hier dagegen alle Berufs- und Standesfragen im weitesten Sinne· 
umfaßt. Wie dort, beruht indessen auch hier der Zusammen­
schluß zum Verband und die Einsetzung und Rechtsstellung der 
Verbandsorgane nicht auf obligatorischem Vertrage, etwa einem 
Gesellschaftsvertrage der verschiedenen Vereine oder Vereins­
verbände, die sich zur Erfüllung gemeinsamer Aufgaben zusammen­
getan haben, sondern auf vereinbartem Recht, also auf 
Normen des objektiven Rechts, dessen Einzelheiten gemäß der 

1) VgI. iJ;lsbesondere Um breit a.a.O. und Neue Zeit 37. Jabrg. Nr.14, 
Coben, Soz. Praxis 29, S.154, Reichert, Entstehnng, Bedeutung und 
Ziel der Arbeitsgemeinschaft Berlin 1919. 19. Sonderheft zum R.A.m. S.35ff., 
die Arbeitsgemeinschaft in ihrer wirtschaftlichen und sozialen Bedeutung 
R.A.BI. 19, S. 768ff., Was versteht man unter einer Arbeitsgemeinschaft? 
Deutsche Arbeitgeberzeitung 1919; Nr. 7. 

2) Leider wird der Name "Arbeitsgemeinschaft", der in dem hier 
behandelten Sinne ein technischer Fachausdl'llck geworden ist, von Un­
kundigen zur Bezeichnung auch aller möglichen anderen Vereinignngen 
gebraucht. 
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zwischen den Einzelverbänden getroffenen Vereinbarung durch 
eine gemeinsam beschlossene Satzung geregelt werden. 

Die Arbeitsgemeinschaften bestehen aus Mitgliedern, die 
ihrerseits in Gruppen zerfallen. Mitglieder einer Arbeitsgemein­
schaft können nur Berufsvereine oder Verbände von Berufs­
vereinen entweder der Arbeitgeber oder der Arbeitnehmer sein, 
während sonstige Vereine (gemischte, politische, Fachvereine ) 
ausgeschlossen sind 1). Die Gruppen werden durch die Berufs­
vereine bzw. Vereinsverbände einerseits der Arbeitgeber, anderer­
seits der Arbeitnehmer gebildet. 

Dem Verbande der Arbeitsgemeinschaft wird nun durch 
die Vereinbarung der Mitgliederverbände ein Teil der Aufgahen 
übertragen, die an sich und vor Abschluß der Vereinbarung den 
l\rIitgliederverbänden ob gelegen hätten. Die eingesetzten Organe 
des Verbandes der Arbeitsgemeinschaft sind daher dazu ber~fen, 
diese Aufgaben an Stelle der bisher dafür zuständigen Organe 
der Einzelverbände wahrzunehmen, und werden demgemäß in­
soweit mittelbar zu ge meinsamen Organen sowohl der Arbeit­
geber- wie der Arbeitnehmervereine. 

11. Bisher bestehen drei Arten einer Arbeitsgemeinschaft, 
nämlich je eine Arbeitsgemeinschaft für die Industrie, den Handel 
und die Landwirtschaft. 
A. Die zuerst entstandene und bisher wichtigste Arbeitsgemein­

schaft besteht für die Industrie. 
1. Ihre rechtliche Grundlage bildet die Vereinbarung vom 

15. 11. 18 (vgl. oben S. 5). Denn bis dahin waren, wie dar­
gelegt, die Organisationen der gewerblichen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer nur für ei:nzelne Berufe und Industrien mehr 
oder minder zufällig zu freiwillig gebildeten und losen Ver­
handlungskörpern zusammengetreten. In der Vereinbarung 
vom 15.11. 18 traten dagegen die sämtlichen großen Orga­
nisationen der industriellen und gewerblichen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer planmäßig zu einer rechtlich fundierten, 
organisatorisch das ganze Reich in allen seinen Teilen und 
Gewerbszweigen umspannenden einheitlichen Gemeinschaft 
zusammen. Diese Vereinbarung enthält nämlich in Nr. 10 
die Bestimmung, daß die beteiligten Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerorganisationen einen Zen t r a la u s s c h u ß auf 
paritätischer Grundlage mit beruflich geglieder­
tem Unterbau errichten. 

1) So für Fachvel'eine und wil'tschaftsfriedJiche Vereine ausdriicklich 
§ 2 des Slltznngaentwurfs für den Handel. 

15* 
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Als Zweck dieses Zentralausschusses wurde bezeichnet 
die "Durchführung der Vereinbarung sowie die Regelung 
der zur wirtschaftlichen Demobilmachung, zur Aufrecht­
erhaltung des Wirtschaftslebens und zur Sicherung der 
Existenzmöglichkeit der Arbeitnehmerschaft, insbesondere 
der schwer Kriegsbeschädigten zu treffenden Maßnahmen". 
Ferner sollte dem Zentralausschuß nach NI'. 11 der Verein­
barung obliegen: "die Entscheidung grundsätzlicher Fragen, 
soweit sich solche namentlich bei der kollektiven Regelung 
der Lohn- und Arbeitsverhältnisse ergeben, sowie die Schlich­
tung von Streitigkeiten, die mehrere Berufsgruppen zugleich 
betreffen". Seine Entscheidungen sollten für alle Arbeit­
geber und Arbeitnehmer verbindliche Geltung haben, wenn 
sie nicht binnen einer Woche von einem der beteiligten Be­
rufsverbände angefochten wurden. 

In Ausführung dieser Vereinbarung haben die Organisa­
tionen dann den Zusammenschluß unter der Bezeichnung 
einer "Arbeitsgemeinschaft" vollzogen und hierfür erst­
malig in der Sitzung des vorläufigen Zentralvorstandes vom 
4.12.18 eine Satzung als rechtliche Grundlage errichietI}. 
Auf Grund dieser Satzung sind die Organisationen zu 
bestimmten fachlich oder räumlich abgegrenzten gemein­
samen Verbänden zusammengetreten, ferner sind für jeden 
dieser Verbände besondere Organe geschaffen, und endlich 
sind die Aufgaben bezeichnet, die den Verbänden bzw. ihren 
Organen obliegen sollen. 

2. Die gemeinsamen Verbände umfassen alle Berufsvereine 
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer des Faches oder Ge­
bietes, für das der Verband besteht. Jeder Verband bildet 
also eine auf Rechtsvereinbarung beruhende gemeinsame 
Organisation von Bcrufsvereinen. 

Diese Verbände sind in dreigliedrigem Aufbau geschaffen, 
der in der höchsten Stufe sämtliche gewerblichen und in­
dustriellen Berufsvereine des ganzen Reiches vereinigt, in 
der mittleren Stufe sämtliche Berufsvereine eines einzelnen 
Gewerbszweiges oder mehrerer verwandter Gewerbszweige 
oder Industrien umfaßt und in der untersten Stufe inner­
halb eines Gewerbszweiges oder einer Industrie die Berufs­
vereine auf sonderfachlicher, bezirklicher oder örtlicher 
Grundlage zusammenschließt. Die so gebildeten Verbände 
werden in der obersten Stufe als "Zentralarbeitsgemcin-

1) Abgedruckt: Reichsarbeitsblatt 1918, S. 874. 
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schaft", in der mittleren Stufe als "Reichsarbeitsgemein­
schaften" , in der untersten Stufe als "Gruppen" bezeichnet. 
a) Die Zentralarbeitsgemeinschaft ist die zu einem 

Reichsverband organisierte Gesamtheit aller Berufsvereine 
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer des Gewerbes oder 
der Industrie im ganzen Reiche ohne Rücksicht auf ihre 
fachliche oder örtliche Gliederung. Die Zentralarbeits­
gemeinschaft gliedert sich in die Reichsarbeitsgemein­
schaften. 

b) Reichsarbeitsgemeinschaften sind für einen selb­
ständigen Industrie- oder Gewerbszweig oder für mehrere 
verwandte Industrien oder Gewerbszweige gebildet. Sie 
umfassen die sämtlichen Berufsvereine der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer dieses Berufszweiges .,oder dieser In­
dustrie. Der fachliche Bereich einer Reichsarbeitsgemein­
schaft beschränkt sich also auf den Industrie- oder 
Gewerbszweig, für den sie errichtet ist, während ihr ört­
licher Bereich das Gebiet des ganzen Reiches umfaßt. 
Zurzeit bestehen 14 derartige Reichsarbeitsgemein­
schaften 1). 

c) Gruppen können innerhalb einer Reichsarbeitsgemein­
schaft gebildet werden, und zwar entweder für einzelne, 
innerhalb des Gewerbszweiges bestehende Sonderfächer, 
oder aber für kleinere, bezirklich oder örtlich abgegrenzte 
Gebiete. Im ersteren Fall beschränkt sich ihr fachlicher 
Bereich auf das Sonderfach, für das sie gebildet sind, 
während ihr örtlicher Bereich das Gebiet des ganzen 
Reiches umfaßt. Im zweiten Fall umfaßt umgekehrt ihr 
fachlicher Bereich den ganzen Gewerbszweig der über 
ihr stehenden Reichsarbeitsgemeinschaft, während ihr 
örtlicher Bercich auf das Gebiet eines räumlich ab­
gegrenzten Bezirkes oder eines einzelnen Ortes be­
schränkt ist. 

Die Gruppe umfaßt sämtliche Berufsvereine der Ar­
beitgeber und Arbeitnehmer des Sonderfaches oder. 
räumlichen Gebietes, für das sie errichtet ist. Mehrere 
Gruppen können sich untereinander bezirksweise zu Be-

1) Nämlich für die deutsche Eisen- und Metallindustrie, die Nahrungs­
und Genußmittelindustrie, das Baugewerbe, die Textilindllstrie, den Berg­
bau, die Industrie der Steine und Erden, das deutsche Holzgewerbe, die 
Bekleidungsindllstrie, das Papierfach, die LederinduBtrie, das Trl!Jlsport­
gewerbe, die Glas- und keramische Industrie, die Chemie, die OIe und 
Fette (§ 4 der Satzung). 
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zirksarbeitsgemeinschaften oder ortsweise zu Ortsarbeits­
gemeinschaften zusammenschließen. 

3. Organe dieser Verbände sind in allen drei Stufen je ein 
Ausschuß und ein Vorstand, so daß also für die Zentral­
instanz ein Zentralausschuß und Zentralvorstand, für jede 
Reichsarbeitsgemeinschaft ein Ausschuß und Vorstand 
dieser Reichsarbeitsgemeinschaft und für jede Gruppe ein 
Gruppenausschuß und Gruppenvorstand besteht. 

Alle diese Organe werden paritätisch aus Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern gebildet, die in getrennter Abstim­
mung gewählt werden. Den Vorsitzenden wählt jedes Or­
gan sich selbst aus der Reihe seiner Mitglieder. 
a. Der Ausschuß hat die Stellung einer Generalversamm­

lung1)-für den besonderen Verband. Er ist die gemein­
same Vertretung der Arbeitgeber und Arbeitnehmer. 
Der Ausschuß besteht aus Abgeordneten, die aus 'Vahlen 
hervorgehen. Und zwar wird der Ausschuß in einer 
Reichsarbeitsgemeinschaft und einer Gruppe von den 
darin zusammengeschlossenen Berufsvereinen der Arbeit­
geber und Arbeitnehmer gewahlt, wobei für eine an­
gemessene Vertretung der Minderheit zu sorgen ist. Im 
übrigen bestimmt jede Reichsarbeitsgemeinschaft und 
jede Gruppe die Größe und Zusammensetzung ihres 
Ausschusses selbst. 

Der Zentralausschuß wird dagegen von den Reichs­
arbeitsgemeinschaften aus der Zahl ihrer Mitglieder ge­
wählt und enthält außerdem je sechs Vertreter, die von 
bestimmten ZentralstelIen der Arbeitgeber- und 'Arbeit­
nehmerverbände 2 ) abgeordnet werden. Von jeder fach­
lichen Gruppe und jeder nicht in solche Gruppen ge­
gliederten Reichsarbeitsgemeinschaft ist je ein Arbeit­
geber und Arbeitnehmer zu wählen, bei .mindestens 
150000 Beschäftigten jedoch je zwei und für je weitere 
100000 Beschäftigte je ein weiterer Arbeitgeber und 

l) Umbreit bezeichnet a. a. O. S.25 den Zentralausschuß nicht mit 
Unrecht als ein "deutsches Wirtschaftsparlament", freilich gilt dies nur 
ftir die Industrie. 

2) Nämlich auf Arbeitgeberseite vom Reichsverband der deutschen 
Industrie und der Vereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände, auf 
Arbeitnehmel'seite von den Vorständen des Allgemeinen deutscben Ge­
werkscbaftsbundes. des Gesamtverbandes der Christlichen Gewerkscbaften, 
des Verbandes der Gewerkvereine (Hirscb-Duncker) und der Angestellten­
verbände. (Vgl. oben S.224, Anm.3.) 
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Arbeitnehmer. Die Wahlzeit im Zentralausschuß dauert 
2 Jahre. 

b) Der Vorstand führt die laufende Verwaltung. Er ver­
tritt die Verbände nach außen und führt die Beschlüsse 
des Ausschusses aus. Seine Größe und Zusammensetzung 
wird in den Reichsarbeitsgemeinschaften und Gruppen 
von diesen selbst bestimmt. Der Zentralvorstand be­
steht dagegen aus je 21 Vertretern der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer, die auf Vorschlag und mit Zustimmung 
der Reichsarbeitsgemeinschaften wiederum von den 
gleichen Zentralstellen der Arb eitgeb er- und Arbeit­
nehmerverbändel) gewählt werden. Für jedes Vor­
standsmitglied ist ein Stellvertreter zu wählen. Auch 
die Wahlzeit im Zentralvorstand dauert 2 Jahre. 

Der Geschäftsgang der Organe wird von den Ver­
bänden selbständig geregelt. Doch bedürfen Beschlüsse 
des Zentralvorstandes und Zentralausschusses, die eine 
Satzungsänderung betreffen oder für die Reichsarbeits­
gemeinschaften verbindlich sein sollen, einer Zweidrittel­
mehrheit, und für die Gültigkeit jedes Beschlusses muß 
die vorgeschriebene Mehrheit sowohl auf Arbeitgeber­
seite wie auf Arbeitnehmerseite vorhanden sein. 

4. Die Aufgaben der Arbeitsgemeinschaft ergeben sich aus 
ihrem Zweck, der nach § 1 der Satzung abzielt auf "die 
gemeinsame Lösung aller die Industrie oder das Gewerbe 
Deutschlands berührender wirtschafts- und sozialpolitischer 
Fragen sowie aller sie betreffender Gesetzgebungs- und Ver­
waltungsangelegenheiten". Er umfaßt also sowohl die inner­
halb der Industrie sich ergebenden, ·wie die aus der Tätig­
keit des Staates die Industrie betreffenden Fragen. Die 
Bearbeitung dieser Fragen verteilt sich auf die verschie­
denen Stufen der Arbeitsgemeinschaft derartig, daß die 
Zentralinstanzen die Beratung und Regelung aller Fragen 
haben, die entweder sämtlichen Reichsarbeitsgemein­
schaften gemeinsam sind, oder doch wenigstens über den 
Bereich einer einzelnen Reichsarbeitsgemeinschaft hinaus­
gehen, die Reichsarbeitsgemeinschaft die selbständige Re­
gelung der ihre Industrie oder ihren Gewerbszweig be­
treffenden Fachfragen, und die Gruppen die selbständige 
l~egelung der sonderfachlichen bzw. örtlichen Fragen. Dabei 
hat jedoch der nachgeordnete Verband jeweilig die Be-

1) Vg\. die vorige Anmerkung. 
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schlüsse der Organe des überge·ordneten Verbandes zu be­
rücksichtigen, also die Reichsarbeitsgemeinschaft die Be­
schlüsse von Zentralausschuß und Zentralvorstand, die 
Gruppe außerdem noch die Beschlüsse von Ausschuß und 
Vorstand der Reichsarbeitsgemeinschaft. Doch kann der 
nachgeordnete Verband in Angelegenheiten, die über seinen 
Bereich hinausgehen, Anträge an die Organe des über­
geordneten Verbandes richten. 

Besondere Aufgaben der Vorstände sind endlich die Aus­
legung von Kollektivvereinbarungen und die Schlichtung 
von Arbeitsstreitigkeiten, soweit dies in Kollektivverein­
barungen vorgesehen ist. 

B. Für den Handel ist die Organisation der Arbeitsgemein­
schaften noch nicht vollständig durchgeführt, steht indessen 
unmittelbar vor dem Abschluß. Nachdem zunächst am 10.11.19 
eine Vereinbarung zustande gekommen war, ist nunmehr ein 
Satzungsentwurf aufgestellt, der voraussichtlich in kürzester 
Zeit ohne wesentliche Änderungen angenommen werden dürfte. 

Die Arbeitsgemeinschaft für den Handel umfaßt, ebenso 
wie für die Industrie, die maßgebenden Berufsvereine bzw. 
Berufsvereinsverbände der Arbeitgeber und Arbeitnehmer l ). 

Sie unterscheidet sich aber dadurch von der Arbeitsgemein­
schaft für die Industrie, daß hier lediglich eine Zentralarbeits­
gemeinschaft für das Reich besteht, während eine fachliche 
oder bezirkliche Gliederung noch nicht vorgenommen ist. 

Organe der Arbeitsgemeinschaft sind der Zentralvorstand 
und einzelne zu bestimmten Zwecken einzusetzende Ausschüsse. 
Alle Organe werden paritätisch aus Arbeitgebern und Arbeit­
nehmern gebildet, die in getrennter Wahl von den Organisa­
tionen gewählt werden. Sie haben je einen Vorsitzenden aus 
den Arbeitgebern und Arbeitnehmern. 

Der Zentralvorstand besteht aus je 21 Vertretern der 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer, die satzungsmäßig auf die 
Mitgliederverbände verteilt sind. Der Vorstand vertritt die 
Arbeitsgemeinschaft nach außen und soll auf Anruf Streitig-

1) Nämlich auf Arbeitgeberseite denZentralverband des Deutschen 
Großhaudels, die Vereinigung der Arbeitgeberverbände des Großhandels, 
die Bauptgemeinschaft des Deutschen Einzelhandels, die Groß-Einkaufs­
gesellschaft Deutscher Konsumvereine Bamburg und den Ausschuß der 
Deutschen Ein-und Ausfuhrhandelsverbtinde, auf Ar bei tn eh m e rs ei te den 
Gewerkschaftsbund der Angestellten, den Zentralverband der Angestellten, 
den Deutschen Transportarbeiterverband und den Zentralverband christ­
licher Fabriktransportarbeiter Deutsehlands. 
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keiten zwischen den Mitgliederverbänden schlichten. Die Ge­
schäfte führt der Vorsitzende. Die Beschlüsse bedürfen zu 
ihrer Gültigkeit einer Mehrheit sowohl der Arbeitgeber wie 
der Arbeitnehmer. Im übrigen gibt sich der Vorstand seine 
Geschäftsordnung selbst. 

C. Für die Landwirtschaft endlich ist die Arbeitsgemeinschaft 
land- und forstwirtschaftlicher Arbeitgeber- und Arbeitnehmer­
vereinigungen am 20.2.1920 gegründet, und am gleichen Tage 
nach Maßgabe der Vereinbarung die Satzung beschlossen 
worden!). 

Die Arbeitsgemeinschaft bezweckt die gemeinsame Beratung 
und Verständigung in allen Fragen des Arbeitsverhältnisses 
und soll vor allem den Abschluß und die Durchführung der 
Tarifverträge fördern und das landwirtschaftliche Schlichtungs­
wesen ausbauen. 
1. Auch für die Landwirtschaft be s t e h t die Arbeitsgemein­

schaft aus den maßgebenden Verbänden der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer 2). Der Beitritt weiterer Verbände ist 
vorgesehen und an bestimmte Bedingungen (Anerkennung 
der Satzung, Erstreckung über das Reichsgebiet, Mindest­
mitgliederzahl von 10 000) geknüpft. 

Wie für den Handel, so besteht auch für die Landwirt­
schaft die 01.'ganisation zunächst nur in einer zentralen 
Arbei tsge meinschaft für das ganze Reich. Doch ist nach 
§ 10 der Satzung in den Ländern bzw. Provinzen die Bil­
dung von Landesarbeitsgemeinschaften sowie von Kreis­
arbeitsgemeinschaften zu fördern. Auch dürften sich die 
bisher bereits gebildeten provinziellen Arbeitsgemeinschaf­
ten 3). der Reichsorganisation wohl schon jetzt eingliedern. 

2. Organe der Reichsarbeitsgemeinschaft sind die Vollver­
sammlung, der Vorstand und die Fachausschüsse. Jedes 
Organ hat je einen Versitzenden aus den Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern, die von Sitzung zu Sitzung abwechseln. 
Die nicht erschienenen Mitglieder können durch die erschie­
nenen Mitglieder vertreten werden. Die Beschlußfassung 

1) Abgedruckt: Deutsche Gutsbeamten-Zeitung 18. Jahl'g., Nr.l0, S.107. 
2) Nlimlich auf Arbeitgcbel'seite aus dem Reichsverband der Deut­

schen land- und forstwirtschaftlichen Arbeitgeber-Vereinigungen, auf 
Arbeitnehmerseite aus dem Deutschen Landarbeiterverband, dem Zentral­
verband der Forst-, Laud- und Weinbergsarbeiter Deutschlands und dem 
Reichsverband land- und forstwirtschaftlicher Fach- lind Körperschafts­
beamten. 

3) So in Sachsen-Anhalt und Brandenburg. 
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erfolgt nach Stimmenmehrheit, die indessen wiederum sowohl 
auf Arbeitgeberseite wie Arbeitnehmerseite vorhanden sein 
muß. Im übrigen gibt sich die Reichsarbeitsgemeinschaft 
ihre Geschäftsordnung selbst. 
a) Die Vollversa mmlung besteht aus mindestens 48 Mit­

gliedern, nämlich mindestens je 24 Abgeordneten der 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Die Abgeordneten sind 
Vertreter ihrer Verbände und können von ihnen jederzeit 
abberufen werden. Jede Vereinigung hat in der Ver­
sammlung vorweg je eine Stimme, die übrigen Stimmen 
werden auf j edel' Seite unter die beteiligten Vereinigungen 
nach Maßgabe ihres Mitgliederbestandes verteilt. 

b) Der Vorstand besteht aus mindestens acht Mitgliedern, 
die von den beteiligten Vereinigungen aus den Mitgliedern 
der Vollversammlung ernannt werden. Auch hier hat 
jede Vereinigung eine Stimme, während die übrigen 
Stimmen nach Maßgabe der Mitgliederzahl verteilt 
werden. Die Vorsitzenden der Vollversammlung sind 
zugleich Vorsitzende des Vorstandes und bilden den 
geschäftsführenden Vorstand; nur sie vertreten also die 
Arbeitsgemeinschaft nach außen und führen die laufen­
den Geschäfte. 

c) Fachausschüsse (Gruppen) werden nur nach Bedarf 
errichtet. Die Bestimmung ihrer Mitglieder und V 01'­

sitzenden erfolgt durch den Vorstand. Die Vorsitzen­
den der Fachausschüsse müssen zugleich Mitglieder der 
Vollversammlung sein. 

§ 52. 

Die gemeinsamen gesetzlichen Berufsvertretungen 
(Berufskammern und Fachausschüsse). 

Während eine gesetzliche Vertretung für einen ganzen Berufs­
stand in einer Beschränkung lediglich auf eine Arbeitnehmerver­
tretung bisher nicht praktisch geworden ist (vgl. oben S. 166), ist 
die Schaffung einer derartigen Vertretung als gemeinsame Organi­
sation der Arbeitgeber und Arbeitnehmer wenigstens in einigen 
Fällen versucht worden. Zwar der Plan, allgemeine Arbeits­
kammern einzurichten, mußte, wie er im Jahre 1909 gescheitert 
war, so auch jetzt wieder aufgegeben werden (vgl. oben S. 225). 
In drei Fällen sind aber gesetzliche Berufsvertretungen gemein­
sam für Arbeitgeber und Arbeitnehmer gebildet worden, nämlich 
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für die Hausarbeiter, das Bäckerei- und Konditoreigewerbe und 
den Kohlenbergbau. 

I. Fachausschüsse für die Hausarbeit, die aus der gleichen 
Zabl von Vertretern der Auftraggeber und Hausarbeiter bestehen 
sollten, waren schon in den §§ 18 ff. des Hausarbeitsgesetzes 
vom 20. 12. 11 vorgesehen. Auch war auf Grund des § 24 dieses 
Gesetzes unter dem 18. 6. 14 eine Bundesratsverordnung übel' die 
Errichtung und Zusammensetzung der Fachausschüsse sowie das 
Verfahren vor ihnen ergangen (R.G.BI. S. 221), und durch die V.O. 
vom 27.3.16 (R.G.BI. S.204) abgeändert worden. Noch aber 
waren unter dem bisherigen Rechtszustand Fachausschüsse nicht 
tatsächlich errichtet worden. Durch V.O. vom 13. 1. 19 über die 
Errichtung von Fachausschüssen in der Hausarbeit (RG.BI. 
S. 85), ergänzt durch V.O. vom 29. 12. 19 (RG.Bi. S. 2) sind nun 
mehl' 30 derartige Fachausschüsse, hauptsächlich für die Haus­
arbeit in der Kleider- und Wäschekonfektion, gebildet worden. 
Die V.O.'bezeichnet jeweils den Gewerbszweig und Bezirk, für den 
die einzelnen Fachausschüsse errichtet werden, und bestimmt 
ihren Namen und Sitz. 

11. Für das Bäckerei- und Konditol'eigewerbe ist die 
Bildung von Fachausschüssen durch §§ 2-4 V.O. vom 2.12.18 
(RG.BI. S. 1399) angeordnet worden. Danach wird den für die 
Mehlverteilung zuständigen Kommunalverbänden die Pflicht 
auferlegt, für ihren Bezirk je einen Fachausschuß für das Bäckerei­
und Konditoreigewerbe zu errichten. 

Ein solcher Fachausschuß besteht aus einem unparteiischen 
Vorsitzenden und je drei Vertretern der im Bezirk und Gewerbe 
tätigen Arbeitgeber und Arbeitnehmer als Beisitzern. Sowohl 
der Vorsitzende wie die Beisitzer werden von der Vertretung des 
Kommunalverbandes ernannt, doch sind Personen, die von den 
im Bezirk bestehenden Berufsvereinigungen des Bäckerei- und 
Konditoreigewerbes vorgeschlagen werden, nach dem Verhältnis 
der Anzahl der Mitglieder dieser Vereinigungen im Bezirk zu be­
rücksichtigen. 

Die Aufgabe dieser Fachausschüsse ist eine dreifache: sie 
sind einmal vor Erlaß wichtiger Anordnungen, die ihr Gewerbe 
betreffen, vor allem über die Mehlverteilung, zu hören. Ferner 
haben sie bei der Regelung des Lehl'lingswesens mitzuwirken, 
und Mißstände auf diesem Gebiet, nötigenfalls unter Anrufung 
der Gewerbeaufsichtsbeamten, zu beseitigen. Und endlich können 
sie auch sonstige Wünsche und Anträge, die sich auf die Verhält­
nisse in"ihrem Gewerbe beziehen, beraten und zur Kenntnis der 
Behörden bringen. 
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IH. Für den Kohlenbergbau endlich war "eine Vertretung 
der Arbeiter- und Angestelltenausschüsse zusammengehöriger 
Bergwerksgebiete im Sinne des nicht zur Erledigung gelangten 
Arbeitskammergesetzes" bereits in der Y.O. vom 18. 1. 19 (R.G.Bl. 
S. 64) Nr. 3 in Aussicht gestellt. Diese Vertretung ist durch die 
V.O. über die Errichtung von Arbeitskammern im Bergbau vom 
8.2.19 (R.G.Bl. S. 202) geschaffen worden. Doch wird die dort 
getroffene Regelung ausdrücklich als eine solche bezeichnet, die 
nur "bis zu einer anderweitigen gesetzlichen Regelung" gelten 
solle (§ 1). 

In dieser V.O. sind geregelt die Errichtung, die Zusammen­
setzung, die Wahl, die Aufgaben, die Geschäftsführung und die 
Beaufsichtigung von Arbeitskammern im Bergbau. 
A. Die Errichtung je einer Arbeitskammer muß erfolgen und 

ist erfolgt!) für den Kohlenbergbau des Ruhrgebiets und 
Oberschlesiens. Sie kann auch für andere Gebiete und Zweige 
des Bergbaues erfolgen (§ 1). Hiervon ist für den Kohlen­
bergbau Niederschlesiens. Gebrauch gemacht worden2). Die 
Errichtung erfolgt durch Verfügung der Landeszentralbehörde, 
für Bergbaugebiete mehrerer Bundesstaaten durch die Reichs­
regierung im Benehmen mit den beteiligten Landesregierungen 
(§ 1, Abs. 2). 

B. Hinsichtlich der Zusammensetzung der Kammern sind zu 
unterscheiden die Anzahl ihrer Mitglieder, ihre Einteilung in 
Gruppen und die besondere Berücksichtigung der Angestellten. 
1. Die Z a h 1 der Mitglieder wird in der Errichtungsverfügung 

bestimmt, sie soll nicht weniger als 20 betragen (§ 7)3). 
2. Die Mitglieder bestehen je zur Hälfte aus Vertretern der 

Arbeitgeber und Arbeiter (§8), und, falls die Arbeits­
kammer es beschließt, aus einem unparteiischen Vorsitzen­
den (§ 22). Die Vertreter der Arbeitgeber und Arbeiter 
bilden je eine besondere Gruppe (§§ 5, 24). 

3. Für Angeste llte ist den Arbeitskammern eine besondere 
Abteilung anzugliedern, deren Mitgliederzahl nicht unter 
12 betragen soll (§§ 39, 41)4). 

1) Verfügung des Preußischen IIandelsministeriums vom 18. 3. 19 
(R.M.BI. S.111). Der Sitz der Kammer ist Essen bzw. Kattowitz. 

2) Verf. des Prenß. Randelsministeriums vom 10.5.19 (R.M.m. S 177). 
Der Sitz dieser Kammer ist Waldenburg. 

3) Die Zahl beträgt für das Ruhrgebiet 40, fUr Oberschlesien 20, für 
Niederschlesien 20 (vgl. Anm. 1 und 2). .., 

4) Die Zahl beträgt für das Ruhrgebiet 24, fUr OberschlesIen 12, fur 
Niederschlesien 12 (V gl. Anm. 1 und 2). 



Die gemeinsamen gesetzlichen Berufsvertretungen. 237 

C. Die Wahl der Mitglieder der Kammer erfolgt getrennt für 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer unter Leitung der Aufsichts­
behörde in unmittelbarer und geheimer 1 ) Wahl nach den 
Grundsätzen der Verhältniswahl und mit Beschränkung auf 
Wahlvorschlagslisten (§§ 8, 12)2). Jeder Arbeiter hat eine 
Stimme. Das Stimmrecht für die Wahl der Arbeitgeber wird 
dagegen von der Aufsichtsbehörde nach der Zahl der von ihnen 
beschäftigten Arbeiter festgesetzt (§ 10). Wahlberechtigt sind 
alle im Bezirk und Bergbauzweig der Arbeitskammer be­
schäftigten, mindestens 20 Jahre alten Personen im Besitz der 
bürgerlichen Ehrenrechte. Wählbar sind einmal die Wahl­
berechtigten, die seit mindestens 1 Jahr im Bergbauzweig der 
Arbeitskammer tätig sind. Wählbar sind ferner bei Vollendung 
des 20. Lebensjahres und Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte 
Personen, die wenigstens 3 Jahre in dem Bergbauzweig tätig 
gewesen sind und seit mindestens 1 Jahr im Bezirk der 
I):ammer wohnen, oder die seit mindestens 1 Jahr als Vor­
standsmitglieder oder Angestellte von Berufsvereinen des 
Bergbaues tätig sind und im Bezirk der Kammer wohnen 
(§§ 9, 11). Die Wahlzeit dauert 2 Jahre. Bei Verlust der 
Wählbarkeit haben die Mitglieder auszuscheiden, bei Weigerung 
sind sie durch Beschluß der Kammer zu entheben (§§ 15, 16). 

D. Aufgabe der Kammer ist einerseits eine Mit"wirkung bei der 
Vorbereitung der Sozialisierung des Bergbaues durch Aus­
künfte, Gutachten und Anträge, ferner die Herbeiführung 
einer Vertretung in Verbänden zur Regelung der Erzeugung 
und des Absatzes, und endlich die Wahrnehmung der Interessen 
sowohl des gesamten Gewerbes wie der Sonderinteressen der 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer. 

Zu dem letztgenannten Zweck sollen die Kammern die Be­
hörden auf dem Gebiet der Tarifverträge, des Gefahrenschutzes 
und der Feststellung der Verkehrssitte beraten und unter­
stützen, den Arbeitsfrieden fördern, an Maßnahmen zur 
Hebung der wirtschaftlichen Lage und allgemeinen Wohlfahrt 
der Arbeiter sowie der Arbeitsbeschaffung für Beschädigte 
mitwirken und nicht gewerbsmäßig betriebene Arbeitsnach­
weise fördern. Wünsche und Anträge, die diese Gebiete be­
rühren, haben sie zu beraten, und können innerhalb ihres Wir­
kungskreises Anträge an Behörden, Vertretungen von Kom-

5) Für die Wahl der Arbeitgeber kann die Aufsichtsbehörde Öffent­
lichkeit vorschreiben (§ 12, Abs. 2). 

6) Wahlordnung vom 18.3.19 (H.M.BI. S.112ff.). 
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munalverbänden und die gesetzgebenden Körperschaften 
richten. Angelegenheiten einzelner Betriebe fallen nicht in 
ihren Bereich (§ § 2-4). 

Die besonderen Gruppen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
haben die Aufgabe, die 'iVünsche und Anträge der von ihnen 
vertretenen Arbeitgeber bzw. Arbeitnehmer zu prüfen und 
für die Beratung durch die Kammer vorzubereiten. Sie haben 
ferner, falls eine Übereinstimmung 1) der Kammer über die zu 
erstattenden Gutachten oder zu stellenden Anträge nicht zu 
erzielen oder ein geschäftsordnungsmäßiger Beschluß der ge­
samten Kammer nicht herbeizuführen ist, auf Überweisung 
durch den Vorsitzenden selbständig Gutachten zu erstatten 
oder Anträge zu stellen (§§ 5, 24, 26). 

E. Die Geschäftsführung geschieht laufend durch den Vor­
sitzenden 2), der die Kammer nach außen vertritt und ihre 
Sitzungen anberaumt, wozu er auf Verlangen der Hälfte der 
Mitglieder verpflichtet ist (§ 23). 

Die Sitzungen werden vom Vorsitzenden geleitet; sie sind 
öffentlich; die -Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit ge­
faßt; zur Gültigkeit eines Beschlusses ist die Ladung aller Mit­
glieder unter Mitteilung der Beratungsgegenstände und die 
Anwesenheit mindestens der Hälfte der lVIitglieder erforderlich. 
Bei der Beschlußfassung müssen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
in gleicher Zahl mitwirken, event. scheiden so viele der dem 
Lebensalter nach jüngsten Mitglieder der einen Gruppe aus, 
bis beide Gruppen gleich an Stimmen sincl. Der unparteiische 
Vorsitzende hat kein Stimmrecht (§§ 28, 31, 32, 33, Abs. 2). 

Die Kosten werden von den Gemeinden getragen, in denen 
sich die Betriebsstätten des in der Kammer vertretenen Berg­
bauzweiges befinden. Diese Gemeinden können aber durch 
Ortsstatut bestimmen, daß die auf sie entfallenden Kosten­
anteile je zur Hälfte von den Inhabern der beteiligten Betriebs­
stätten und den darin beschäftigten Arbeitern erhoben werden. 
In diesem Falle hahen die Inhaber der Betriehsstätten die 

1) Wenn nämlich mindestens drei Viertel der Arbeitgeber einerseits, 
-.ler Arbeitnehmer andererseits einen entgegengesetzten Standpunkt ein­
llehmen. 

2) Der Vorsitzende wird grundsätzlich von der Kammer gewählt, und 
zwar entweder ein unparteiischer Vorsitzender oder je ein Vorsitzender 
aus den Arbeitgebern und Arbeitnehmern, die jährlich, oder nach Be­
schluß der Kammer auch halbjährlich im Vorsitz abwechseln. Kommt 
eine Einigung über die Person des unparteiischen Vorsit.zenden nicht zu­
stande. so ernennt ihn die Aufsichtsbehörc1e '§ 22). 
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gesamten Beträge vorschußweise zu verauslagen und können 
den auf die Arbeiter entfallenden Teil innerhalb von 4 Wochen 
nach der Zahlung bei der Lohnzahlung abziehen (§§ 17, 19). 

Die Abteilung für Angestellte arbeitet grundsätzlich selb­
ständig, doch ist auf übereinstimmenden Antrag der Arbeits­
kammer und der Abteilung für Angestellte über Gegenstände, 
die beiden zur Beratung oder Beschlußfassung vorliegen, oder 
die die Interessen beider gleichmäßig berühren, gemeinsame 
Beratung und Beschlußfassung zulässig (§ 46). 

F. Die Aufsicht über die Arbeitskammer steht der höheren Ver­
waltungsbehörde zu, in deren Bezirk die Kammer ihren Sitz 
hat (§ 36). Die Aufsichtsbehörde hat dafür zu sorgen, daß die 
Kammer ihre Aufgaben erfüllt, gesetzwidrige Handlungen 
unterläßt, durch die das Gemeinwohl gefährdet wird, und keine 
anderen als die gesetzlich zulässigen Zwecke verfolgt. Ge­
schieht dies ungeachtet wiederholter Aufforderung der Auf­
sichtsbehörde, so kann diese die Kammer auflösen und eine 
Neuwahl anordnen (§ 37). Auch kann die Aufsichtsbehörde 
zu den Sitzungen der Kammer wie der Gruppe und etwa ge­
bildeter Ausschüsse Vertreter entsenden, die auf ihr Ver­
langen jederzeit gehört werden müssen (§ 30). 

§ 53. 
Die Wirtschaftsräte. 

Die Wirtschaftsräte bilden eine Vereinigung der Arbeiterräte 
mit den entsprechenden Organisationen der Arbeitgeber. Sie 
bestehen daher, wenn man von der Betriebsorganisation ausgeht, 
nur für deren zweite und dritte Stufe, nicht für die unterste Stufe 
des Einzelbetriebes, da dort der einzelne Arbeitgeber mit dem 
Betriebsrat zusammenwirkt. Demgemäß gibt es einerseits Bezirks­
wirtschaftsräte, welche die Bezirksarbeiterräte mit den Arbeit­
geberorganisationen zusammenfassen, andererseits einen Reichs­
wirtschaftsrat, in welchem der Reichsarbeiterrat mit einer ent­
sprechenden Organisation der Arbeitgeber zusammengeschlossen 
ist. Zu den beiderseitigen Organisationen treten ferner sowohl in 
den Bezirks-wirtschaftsräten wie im Reichswirtschaftsrat "sonst 
beteiligte Volkskreise" hinzu, und ferner sollen alle wichtigen 
Berufsgruppen, entsprechend ihrer wirtschaftlichen oder sozialen 
Bedeutung, darin vertreten sein. 

Auch die Wirtschaftsräte sind in Art. 165 R.V. "verankert". 
Als Aufgabe wird ihnen dort die Erfüllung der gesamten wirt­
schaftlichen Aufgaben und die Mitwirkung bei der Ausführung 
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der Sozialisierungsgesetze zugewiesen. Dazu tritt bei dem Reichs­
wirtschaftsrat noch eine Mitwirkung bei der Gesetzgebung (vgl. 
oben S. 8). 

Die Einzelgesetze, in denen die nähere Ausgestaltung der Wirt­
schaftsräte vorzunehmen ist, sind bisher noch nicht ergangen. 
Auch die Entwürfe sind bisher nicht veröffentlicht worden. Ein 
vorläufiger Reichswirtschaftsrat soll durch Verordnung errichtet 
werden, doch ist auch diese bisher nicht erlassen. 

Fünfter Teil. 

Arbeitsstreitig·keiten. 
§ 54. 

Allgemeines. 
Arbeitsstreitigkeiten sind Streitigkeiten aus dem Arbeitsver­

hältnis. Sie bestehen entweder zwischen dem Arbeitgeber einer­
seits und einem Arbeitnehmer bzw. einer Mehrheit von Arbeit­
nehmern andererseits, oder zwischen Arbeitnehmern desselben 
Arbeitgebers l ). 

1. Die Arbeitsstreitigkeiten zerfallen in zwei Arten, je nach 
dem Rechtsgrunde, auf dem sie beruhen und dem Ziel, das sie 
verfolgen. Eine Arbeitsstreitigkeit beruht nämlich entweder 
auf dem Einzelarbeitsvertrage, der zwischen dem Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer abgeschlossen ist. Dann besteht sie lediglich 
zwischen den Parteien dieses Einzelarbeitsvertrages, also zwischen 
dem einzelnen Arbeitgeber und dem einzelnen Arbeitnehmer, 
und sie betrifft Rechte und Pflichten, die für die streitenden 
Parteien auf Grund dieses Vertrages und aus ihm bestehen. 
Solche Arbeitsstreitigkeiten bezeichnet man als "Einzel­
strei tigkei ten". 

Eine Arbeitsstreitigkeit kann aber auch über den einzelnen 
abgeschlossenen Arbeitsvertrag hinausgehen und entweder die 
Auslegung und Anwendung eines Tarifvertrages oder die Regelung 
des künftigen Arbeitsverhältnisses zum Gegenstande haben. 

1) Auch Streitigkeiten zwischen Mitgliedern desselben Berufsvereins 
aus der Zugehörigkeit zum Verein gehören an sich hierher, sind aber 
unpraktisch, solange nach herrschender Ansicht (anders oben S. 166 
Anm. 1) der § 152, Abs. 2 Gew.O., der den Vereinigungsabreden den 
Gerichtsschutz versagt, nicht als aufgehoben gilt. 
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Eine solche Streitsache besteht nicht zwischen dem einzelnen 
Arbeitnehmer und seinem Arbeitgeber, sondern zwischen der 
ganzen Arbeiterschaft oder einer Gruppe oder einem Teil von ihr 
und ihrem Arbeitgeber (oder einer Mehrheit von Arbeitgebern). 
Solche Arbeitsstreitigkeiten bezeichnet man als" Ge sam t s tre i ti g­
keiten". (Näheres über den Begriff der Gesamtstreitigkeit vgl 
unten S. 245ff.) 

II. Für die Rechtsverwirklichung von Arbeitsstreitigkeiten 
bestehen zwei verschiedene Formen von grundsätzlich ver­
schiedenem Rechtscharakter und verschiedenem Ziel. 

Eine Arbeitsstreitigkeit kann nämlich entweder ebenso wie eine 
andere Streitsache des öffentlichen oder privaten Rechts im Wege 
einer Rechtspflege ausgetragen werden, also durch Klage, Pro­
zeßverhandlung und vollstreckbares Urteil eines hierzu gesetzlich 
ermächtigten Gerichts, das unter Zugrundelegung der Normen 
des bestehenden objektiven Rechts den Standpunkt beider Par­
teien prüft und auf Grund dieser Prüfung den Standpunkt der 
einen Partei für richtig und den der anderen für falsch erklärt. 
Diese Form der Rechtsverwirklichung von Arbeitsstreitigkeiten 
bezeichnet man als "Arbeitsgerichtsbarkeit". Ihre Organe 
sind die Arbeitsgerichte. 

Die Austragung einer Arbeitsstreitigkeit kann aber auch in 
der Weise erfolgen, daß eine gesetzlich eingesetzte oder auf Ver­
einbarung der Parteien beruhende Stelle einen Interessen­
ausgleich zwischen den Streitteilen versucht und, unter Berück­
sichtigung der tatsächlichen (wirtschaftlichen, sozialen, Macht-) 
Verhältnisse und den sich daraus ergebenden Grundsätzen der 
Zweckmäßigkeit und Billigkeit l ), die verschiedenen Standpunkte 
der Parteien einander anzunähern, auszugleichen und zu ver· 
söhnen 2) sucht. Diese Form der Rechtsverwirklichung von Ar· 
beitsstreitigkeiten bezeichnet man als "Schlichtung" oder 
"Ei ni gung". Ihre Organe sind vor allem die Schlichtungs. 
ausschüsse. 

II!. Grundsätzlich werden Einzelstreitigkeiten im Wege der 
Arbeitsgerichtsbarkeit, Gesamtstreitigkeiten im Wege der Schlich. 
tung ausgetragen. Doch hat die neue Gesetzgebung auch be· 
stimmte Einzelstreitigkeiten den Organen der Schlichtung über. 
wiesen. 

1) Nach der Verfügung des Preußischen Handelsministers vom 8.10. 19 
(Mitteilungsblatt 8, S.81) handelt es sich "um die Auswertung wirtschaft­
licher Verhältnisse und tatsiichlicher Beziehungen". 

2) VgI. Schiedsspruch des Schlichtungsausschusses Ludwigshafen vom 
27. 10. 19, Mitteilungsblatt 12, S.148. 

Knskel, Arbeitsrecht. 16 
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Hiernach zerfällt die Lehre von der Rechtsverwirklichung 
von Arbeitstreitigkeiten in die Lehre von der Arbeitsgerichtsbar­
keit (Kap. I) und von der Schlichtung (Kap. Ir). 

Erstes Kapitel. 

§ 55. 

Die Arbeitsgerichtsbarkeit. 
Die Arbeitsgerichtsbarkeit ist die Gerichtsbarbeit in Arbeits­

streitigkeiten. Sie ist ihrem Wesen nach echte Gerichtsbarkeit 
und unterscheidet sich von der allgemeinen Gerichtsbarkeit nur 
durch ihre gegenständliche Beschränkung auf Einzelstreitsachen 
aus dem Arbeitsverhältnis. 

Nach bisherigem Recht bestand auch für diese Streitsachen 
regelmäßig keine besondere Gerichtsbarkeit, vielmehr fielen grund­
sätzlich auch die Einzelstreitigkeiten aus einem Arbeitsvertrage 
unter die Gerichtsbarkeit der ordentlichen Gerichte. Nur so­
weit hierfür Sondergerichte bestellt waren, bestand vielmehr 
nach bisherigem Recht eine besondere Arbeitsgerichtsbarkeit. Als 
solche Sondergerichte zur Entscheidung von Einzelstreitsachen 
aus dem Arbeitsverhältnis bestanden bisher nur die Gewerbe­
gerichte, Kaufmannsgerichte, Berggewerbegerichte, Innungs­
schiedsgerichte und Innungen, sowie die Seemannsämter. Diese 
Sondergerichte waren nur zur Entscheidung von Streitigkeiten 
einzelner Berufsstände (gewerblicher Arbeiter und niedrig ge­
lohnter technischer und kaufmännischer Angestellter, Seeleute) 
berufen. Nur insoweit war daher bisher eine besondere Ge­
richtsbarkeit für Arbeitsstreitigkeiten begründet, durch welche 
die Gerichtsbarkeit der ordentlichen Gerichte ausgeschlossen 
war. Nur insoweit bestanden also für Arbeitsstreitigkeiten 
besondere Gerichtsbehörden und ein besonderes vereinfachtes 
und beschleunigtes Verfahren vor diesen Behörden, während 
im übrigen die ordentlichen Gerichte auch zur Entscheidung 
in Arbeitsstreitigkeiten berufen waren und diese Entscheidung 
in dem Verfahren nach den Vorschriften der Z. P. o. zu treffen 
hatten. 

Dieser Rechtszustand ist bisher unverändert geblieben, nur 
daß bestimmte Arbeitsstreitigkeiten auf Grund der Demobil­
machungsverordnungen, des Schwerbeschädigtengesetzes, des Be­
triebsrätegesetzes und der Landarbeitsordnung den an sich hierfür 
gar nicht bestimmten Schlichtungsbehörden überwiesen sind (vgl. 
unten S. 264ff.). 
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Es ist indessen in Aussicht genommen, sämtliche Einzel­
streitsachen der Gerichtsbarkeit der ordentlichen Gerichte zu 
entziehen und besonderen Arbeitsgerichten zu übertragen. 
Diese Arbeitsgerichte würden damit an die Stelle der bisherigen 
Gewerbe- und Kaufmannsgerichte und sonstigen Sondergerichte 
unter Erweiterung der Zuständigkeit dieser Gerichte auf alle 
Arbeitnehmer schlechthin zu treten haben. Hierzu wird ein 
lückenloses Netz von Arbeitsgerichten durch Errichtung je eines 
Arbeitsgerichts für den Bezirk jeder unteren Verwaltungsbehörde 
zu bilden sein. Auch wird zu erwägen sein, ob die Arbeitsgerichte 
nicht aus der gemeindlichen Verwaltung herauszunehmen und, 
etwa zusammen mit den Schlichtungsstellen, zu selbständigen 
Behörden auszugestalten sind. Endlich wird die Einführung einer 
besonderen Berufungsinstanz durch Schaffung von Landesarbeits­
gerichten für größere Bezirke (Länder, Provinzen) in Frage 
kommen, die ebenfalls mit den dafür zu bildenden Landes­
schlichtungsausschüssen organisatorisch vereinigt werden könnten, 
sowie zur Wahrung der Rechtseinheit die Einführung einer be­
sonderen Revisionsinstanz durch Schaffung eines Reichsarbeits­
gerichts. 1) 

Ein Gesetzentwurf über Arbeitsgerichte wird ausgearbeitet, 
ist bisher aber noch nicht veröffentlicht. 

Zweites Kapitel. 

Die Schlichtung. 
§ 56. 

Entstehung und rechtliche Grundlagen. 
1. Vor dem Kriege war die Schlichtung von Arbeitsstreitig­

keiten gesetzlich als besondere Aufgabe der Gewerbegerichte, 
Berggewerbegerichte, Kaufmannsgerichte und Einigungsämter 
von Innungen vorgesehen2 ). Eine solche Stelle konnte nämlich bei 
Streitigkeiten zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern über 
die Bedingungen der Fortsetzung oder Wiederaufnahme des 
Arbeitsverhältnisses als Einigungsamt angerufen werden. Der 
Anrufung war Folge zu geben, wenn sie von beiden Teilen erfolgte 

1) Vgl. Landsberger, Gew.- u. Kallfm.-Ger. 24 S.110; v. Schulz, 
Recht und Wirtschaft 20, S. 49; K a 8 k e I, Arbeitsrecht 19 S. 47; B Rum, 
das. S.51; Schmidt, Gew.- u. Kaufm.-Ger.25, S.41. 

2) Ferner für die Seemannsämter nach § 128 der Seemaunsordnung 
v. 2. 6. 1902. 

16* 
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und die beteiligten Arbeitgeber und Arbeitnehmer Vertreter 
zur Verhandlung vor dem Einigungsamt beauftragten. Aber 
auch wenn bei Streitigkeiten der genannten Art eine Anrufung 
nur von einer oder überhaupt von keiner Seite erfolgte, sollte 
das Einigungsamt darauf hinwirken, daß auch die andere Seite 
bzw. beide Streitteile sich an das Einigungsamt wandten. 

Neben diesen gesetzlich vorgesehenen Einigungsämtern waren 
ferner vielfach durch Tarifverträge vereinbarte Tarifämter, Schieds­
und Schlichtungsstellen für die am Tarifvertrag Beteiligten nach 
Maßgabe der Bestimmungen des Tarifvertrages als Einigungs­
ämter tätig. 

11. Durch das Hilfsdienstgesetz wurde dieser Zustand in­
sofern abgeändert, als neben den bisherigen Einigungsstellen 
noch besondere Schlichtungsausschüsse eingesetzt wurden. Diese 
Schlichtungsausschüsse wurden für den Bezirk jeder Ersatz­
kommission gebildet. Sie sollten aus einem Beauftragten des 
Kriegsamts als Vorsitzendem und je drei Vertretern der Arbeit­
geber und Arbeitnehmer bestehen, für deren Berufung Vorschlags­
listen der Berufsvereine der Arbeitgeber und Arbeitnehmer ein­
zuholen waren. Die Schlichtungsausschüsse sollten zuständig 
sein bei Verweigerung des Abkehrscheins und bei Streitigkeiten 
über den Lohn und sonstige Arbeitsbedingungen, sofern eine 
Einigung zwischen dem Arbeiter- und Angestelltenausschuß und 
dem Arbeitgeber nicht zustande kam, oder wenn ein solcher Aus­
schuß in einem dem Titel VII der Gewerbeordnung unterstehen­
den Hilfsdienstbetriebe oder in einem landwirtschaftlichen Be­
triebe nicht bestand. Die Anrufung brauchte nicht mehr von 
beiden Seiten zu erfolgen, sondern es genügte, wenn sie auch nur 
von einem Teil allein ausging, und ein Schiedsspruch war auch 
dann abzugeben, wenn einer der beiden Streitteile nicht erschien 
oder nicht verhandelte. 

III. Nach der Neuordnung sind diese Bestimmungen des 
Hilfsdienstgesetzes über das Schlichtungswesen zunächst unver­
ändert geblieben. Denn durch den Aufruf des Rates der Volks­
beauftragten vom 12.11. 18 wurde zwar im übrigen das Hilfs­
dienstgesetz aufgehoben, die Bestimmungen über die Schlichtungs­
ausschüsse wurden aber von der Aufhebung ausgenommen und 
ausdrücklich aufrecht erhalten, so daß die Schlichtungsausschüsse 
zunächst in ihrer bisherigen Gestalt und mit ihren bisherigen 
Obliegenheiten bestehen blieben. 

Doch war dieser Zustand nur vorübergehend. Alsbald wurde 
nämlich eine wesentlicher Ausbau des Schlichtungswesens durch 
die V.O. vom 23. 12. 18 vorgenommen, die neben den Tarifver-
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trägen (vgl. oben S. 16ff.) und den Arbeiter- und Angestellten­
ausschüssen (vgl. oben S. 171) in den §§ 15-30 auch das Schlich­
tungswesen neugeregelt hat. 

Ferner enthalten die Demobilmachungsverordnungen, ins­
besondere die V.O. vom 4. und 24.1. 19 über Einstellung und 
Entlassung von Arbeitern und Angestellten in ihrer jetzigen 
Fassung vom 12. 2. 20 (vgl. oben S. 53), das Gesetz über die 
Beschäftigung Schwerbeschädigter, die Landarbeitsordnung und 
das Betriebsrätegesetz auch Bestimmungen über das Schlichtungs­
verfahren, das dort für eine Reihe neuer Fälle für anwendbar 
erklärt ist. Und endlich sind Richtlinien für das Schlichtungs­
verfahren vom Reichsarbeitsminister durch Erlaß vom 21. 1. 20 zur 
Herbeiführung einer einheitlichen Praxis den Demobilmachungs­
stellen mitgeteilt worden. 

Dies sind die derzeitigen rechtlichen Grundlagen des Schlich­
tungswesens. 1 ) 

IV. Die Lehre von der Schlichtung gliedert sich in die Lehre 
vom Begriff der Schlichtungssachen: (§ 57), von den Behörden, 
die zur Erledigung dieser Schlichtungssachen berufen sind (§ 58), 
vom ordentlichen Verfahren in eigentlichen Schlichtungssachen 
(§ 59), und vom besonderen Verfahren in den weiteren, den 
Schlichtungsstellen zur Entscheidung überwiesenen Sachen (§ 60). 
Das gesamte bisherige Recht der Schlichtung wird indessen in 
Kürze durch den Erlaß einer neuen umfangreichen Reichs­
schlichtungsordnung überholt sein (§ 61). 

§ 57. 
Begriff der Schlichtungssache. 

Die Schlichtungssachen zerfallen in echte und übertragene 
Schlichtungssachen 2). 

I. Echte Schlichtungssachen sind nur Gesamtstreitig­
kei ten. Gesamtstreitigkeiten sind Streitigkeiten zwischen einem 
oder mehreren Arbeitgebern einerseits und der Arbeitnehmer­
schaft oder einem Teil der Arbeitnehmerschaft eines Betriebes 
oder Gewerbszweiges andererseits über die Regelung der Arbeits­
bedingungen. Der Begriff der Gesamtstreitsache wird demnach 

1) Vgl. Literatur zu der V.O. vom 23.12. 18 oben S.16 Anm. 2, zu 
der V.O. vom 12. 2. 20 S. 53 Anm. 2. Reiches Material enthält das Mit­
teilungsblatt des Schlichtungsausschusses Groß-Berlin (bis Ende Januar 
1920 14 Hefte, Druck Sittenfeld). 

2) Vgl. zum folgenden auch Wiethaus, Mitteilungoblatt 8, S.79, 
v. Schalhorn, Gew.- nnd Kaufm.Ger. 25, S.34 und neuestens Dersch, 
Arbeitsrecht 20, Heft 1. 
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bestimmt einerseits durch die an ihr beteiligten Streitteile, anderer­
seits durch den Gegenstand der Streitsache. 
A. Die Streitteile, die begrifflich an einer Gesamtstreitigkeit 

beteiligt sein müssen, sind verschieden auf Arbeitgeberseite 
und Arbeitnehmerseite. 
1. Auf Arbeitgeberseite kann entweder ein einzelner Ar­

beitgeber oder eine Mehrheit von Arbeitgebern, insbesondere 
ein Berufsverein, beteiligt sein. 

2. Auf Arbeitnehmerseite kann dagegen niemals ein 
einzelner Arbeitnehmer beteiligt sein, sondern hier muß 
stets eine Mehrheit von Arbeitnehmern vorhanden sein. 
Gesamtstreitigkeiten sind also niemals Arbeitsstreitigkeiten 
mit einem einzelnen Arbeitnehmer, sondern stets mit der 
Arbeitnehmerschaft. Der Begriff der Arbeitnehmer­
schaft kann der gleiche sein wie nach dem Betriebsräte­
gesetz (vgl. oben S. 174), er kann aber auch darüber hinaus­
gehen oder dahinter zurückbleiben. 
a) Die Arbeitnehmerschaft im Sinne der Schlichtung deckt 

si-eh mit der Arbeitnehmerschaft im Sinne des Betriebs­
rätegesetzes, wenn der Streit nur für einen einzelnen 
Betrieb besteht, also die Gesamtheit aller Arbeitnehmer 
bzw. aller Arbeiter oder aller Angestellten innerhalb eines 
Einzelunternehmens umfaßt. Dann wird die Arbeit­
nehmerschaft durch den Betriebsrat bzw. den beson­
deren Arbeiterrat oder Angestelltenrat vertreten. 

b) Ein Hinausgehen über die Arbeitnehmerschaft im 
Sinne des Betriebsrätegesetzes ist insofern möglich, als 
nicht nur die Arbeitnehmerschaft eines einzelnen Be­
triebes, sondern eines ganzen Gewerbszweiges oder einer 
ganzen Industrie bzw. ein Teu oder eine Gruppe davon 
am Streit beteiligt sein kann. Dies ist dann möglich, 
wenn eine solche Arbeitnehmerschaft in Gestalt eines 
Berufsvereins organisiert ist. In diesem Falle wird sie 
durch den. Vorstand des Berufsvereins vertreten. 

e) Ein Zurückbleiben hinter der Arbeitnehmerschaft im 
Sinne des Betriebsrätegesetzes ist endlich möglich, wenn 
nur ein Teil oder eine Gruppe der· Arbeitnehmer eines 
Einzelunternehmens am Streit beteiligt ist. Die Mit­
glieder dieses Teils oder dieser Gruppe können entweder 
als solche gemeinsam vorgehen und eine eigene Vertretung 
bestellen, oder aber als Teil einer Betriebsorganisation 
durch die Organe der Gesamtorganisation, also den 
Betriebsrat oder Gruppenrat, ve!treten werden. 
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B. Gegenstand einer Gesamtstreitigkeit ist die Regelung der 
Arbeitsbedingungen der am Streit beteiligten Arbeitnehmer­
schaft. 
1. Nicht alle Streitigkeiten zwischen einer Mehrheit von Arbeit­

nehmern und ihrem Arbeitgeber sind ohne weiteres Gesamt­
streitigkeiten, sondern nur solche, in denen es sich um eine 
Regelung der Arbeitsbedingungen handelt. 
a) Arbeitsbedingungen sind alle Fragen, die von Be­

deutung für das Arbeitsverhältnis 1) sein können, also 
die Begründung, den Inhalt oder die Auflösung dieses 
Verhältnisses betreffen. Fragen, die das Arbeitsver­
hältnis weder unmittelbar noch mittelbar berühren, wie 
vor allem politische Fragen, können dagegen niemals 
Gegenstand einer Gesamtstreitsache und somit eines 
Schlichtungsverfahrens sein 2). 

b) Die Regelung der Arbeitsbedingungen bedeutet die 
Feststellung dieser Bedingungen in einer für beide Teile 
verbindlichen Weise. Ein Streit über eine solche Rege­
lung ist möglich, wenn entweder eine Regelung zwar 
erfolgt ist, über ihren Inhalt aber eine Meinungsver­
schiedenheit besteht, oder aber wenn eine Regelung noch 
nicht erfolgt ist, sondern erst künftig erfolgen sol13). 
a) Der erste Fall liegt vor bei Streit über den Inhalt 

eines Tarifvertrages. Hier ist eine Regelung 
für eine Mehrheit von Arbeitnehmern zwar erfolgt. 
Wenn aber über die Bedeutung dieser Regelung im 
ganzen oder in einer einzelnen Bestimmung ein Streit 
besteht, so betrifft ein solcher Streit trotz erfolgter 
Regelung der Arbeitsbedingungen eben doch gerade 
diese Regelung. Ein solcher Streit ist daher eine 
Gesamtstreitigkeit. 

1) Zum Arbeitsverhältnis gehört auch das Lehrverhältnis, da die Aus­
bildung lediglich ein Teil des Arbeitsentgelts ist. Ebenso Puthz, Mit­
teilungsblatt 11, S.119. Dagegen Oppenheimer, daselbst 14, S.163. 

2) Mit Recht ist daher die Zustlindigkeit des Schlichtungsausschusses 
verneint in der Frage der Entschädigung der Arbeiterräte. Mitteilungs­
blatt 9, S. 98. 

3) Kein Streit über eine Regelung der Arbeitsbedingungen ist da­
gegen ein Streit, bei dem Wortlaut und Sinn der Regelung als solcher 
feststehen, der vielmehr um das Bestehen oder den Umfang von Rechten 
und Pflichten außerhalb dieser Regelung geht. Mit Recht hat sich daher 
der Schlichtungsausschnß in der Frage, ob Angestellten, die infolge des 
Verkehrsstreiks nicht zur Arbeitsstätte kommen konnten, das Gehalt ge­
kiirzt werden darf, für unzuständig erkliirt, da solche Streitigkeiten vor 
die Arbeitsgerichte gehörten. Mitteiluugsblatt 9, S. 95. 
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(3) Ist eine Regelung nicht erfolgt, soll vielmehr ent­
weder eine bestehende Regelung durch eine andere 
ersetzt oder eine Regelung überhaupt erst neu ge­
troffen werden, und können sich die Beteiligten über 
den Inhalt dieser Regelung nicht verständigen, so 
geht der Streit wiederum um die Regelung der Arbeits­
bedingungen. Auch hier handelt es sich also um eine 
Gesamtstreitigkeit, und zwar um deren häufigste 
Form. 

2. Aber nur wenn der Inhalt der Arbeitsbedingungen die ganze 
Arbeitnehmerschaft angeht, soweit sie am Streit betei­
ligt ist, nicht dagegen einen einzelnen Arbeitnehmer, kann 
er Gegenstand einer Gesamtstreitigkeit sein. Fragen des 
Arbeitsverhältnisses eines einzelnen Arbeitnehmers kann 
somit auch die Arbeitnehmerschaft als solche nicht dadurch 
zur Gesamtstreitigkeit machen, daß sie sie gemeinsam be­
handelt. Es darf daher weder ein Betriebsrat noch der 
Vorstand eines Berufsvereins den Fall eines einzelnen 
Arbeitnehmers dadurch, daß er selbst die Vertretung über­
nimmt, zur Gesamtstreitsache machen und in das Schlich­
tungsverfahren ziehen. Nur wenn vielmehr eine Mehrheit 
von Arbeitnehmern wenigstens mittelbar in ihren eigenen 
Arbeitsbedingungen beteiligt ist, so daß die Wirkung der 
Entscheidung über den einzelnen Fall und Arbeitsvertrag 
hinausgeht, kann ein solcher Fall als Gesamtstreitsache vor 
die Schlichtungsinstanzen kommen 1). 

H. Übertragene Schlichtungs sachen sind Einzelstreitig­
keiten, die auf Grund besonderer gesetzlicher 2 ) Bestimmung zur 
Verhandlung im Schlichtungsverfahren ausdrücklich überwiesen 
werden 3). Sie sind ihrem Wesen nach für das Schlichtungsver­
fahren nicht geeignet, und würden mangels besonderer Bestim­
mung nicht dort, sondern vor den Arbeitsgerichten zur Verhand-

1) Unrichtig ist es daher, wenn der Demob.Kommissar die Verbind­
licherklärung einer einfachen Lohnforderung (an sich mit Recht) mit der 
Begründung ablehnte, daß sie nicht vom einzelnen Angestellten, sondern 
nur vom Angestelltenausschuß vor den Schlichtungsausschuß hätte ge­
bracht werden können. Mitteilungsblatt 10, S. 110. 

2) Eine solche Überweisung ist auch durch Parteivereinbarung mög­
lich, wenn in einer Einzelstreitsache die Parteien auf einen Schlichtungs­
ausschuß prorogieren. In solchem Falle kann der Schlichtungsausschuß 
die Sache übernehmen, braucht es aber nicht zu tnn. Er soll es nicht 
tun, soweit er dadurch seiner eigentlichen Aufgabe entzogen wird, oder 
besondere Kosten entstehen. Richtlinien I, 1. 

3) Über die Fälle, in denen dies geschehen ist, vgl. unten S. 264 ff. 
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lung und Entscheidung kommen. Sie sind indessen aus besonderen 
Erwägungen heraus den Instanzen der Schlichtung überwiesen 
und in einem besonderen, von dem ordentlichen Schlichtungsver. 
fahren abweichenden Verfahren zu erledigen. 

In diesen Sachen üben somit die Schlichtungsstellen keine 
Aufgabe der Schlichtung, sondern der Arbeitsgerichtsbarkeit 
aus, wie umgekehrt früher die Gewerbe- und Kaufmannsgerichte 
neben der ihnen als eigentliche Aufgabe übertragenen Arbeits­
gerichtsbarkeit auch noch die Aufgabe von Einigungsämtern zu 
erfüllen hatten. Die Aufhebung dieser unnatürlichen Verbindung 
durch die kommende Gesetzgebung wäre wünschenswert und in 
dem Augenblick möglich, wo eine allgemeine Arbeitsgerichtsbar­
keit bestehen wird. 

§ 58. 
Die Schlichtungsbehörden. 

Schlichtungsbehörden sind die Schlichtungsausschüsse, das 
Reichsarbeitsministerium und die Demobilmachungskommissare. 

1. Die Schlichtungsausschüsse sind öffentliche Behörden, 
wie die Arbeitsgerichte 1). Sie sind die eigentlichen Schlichtungs­
stellen, an die grundsätzlich zunächst jede Schlichtungssache 
geht, während die beiden anderen Schlichtungsbehörden nur in 
bestimmten Ausnahmefällen in Frage kommen. Das Gesetz 
regelt ihre Bezirke, ihre Zusammensetzung, ihre verwaltungs. 
mäßige Einrichtung, ihre Zuständigkeit und die Ablehnung von 
Mitgliedern wegen Befangenheit. 
A. Die Bezirke, für die Schlichtungsausschüsse . bestehen, sind 

mit Rücksicht darauf, daß die alte Organisation des Hilfs. 
dienstgesetzes aufrecht erhalten ist (vgl. oben S. 244), regel­
mäßig die Bezirke der früheren Ersatzkommissionen. Diese 
Bezirke decken sich nicht mit den Bezirkskommandos, viel. 
mehr umfaßt ein Bezirkskommando regelmäßig mehrere· Er. 
satzkommissionen 2). 

1. Grundsätzlich besteht für den Bezirk jeder Ersatz­
kommission je ein Schlichtungsausschuß (§ 15). 

2. Hiervon bestehen indessen zwei Ausnahmen: 

I) Reichert, Mitteilungsblatt 9, S.92. Sie haben indessen keine 
Portofreiheit für ihren Postverkehr. Preußischer Handelsminister 23. 8. 19. 
Mitteilungsblatt 11, S. 123. 

2) Verzeichnis der SchlichtungsRusschUsse bei Gi e sb er t· S i t z 1 e r, 
Anlage 18. 
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a) Die nach § 10, Abs. 2 des Hilfsdienstgesetzes an Stelle 
der Schlichtungsausschüsse zugelassenen besonderen 
Ausschüsse, wie z. B. in Berlin für die Metallindustrie 
und dieBekleidungsindustrie, sind neben den ordentlichen 
Schlichtungsausschüssen aufrecht erhalten. 

b) Für alle oder einzelne Unternehmungen und Ver­
waltungen des Reichs und der Länder können 
durch Verordnungen der Reichsregierung bzw. der 
Landesregierungen Sonderschlichtungsausschüsse errich­
tet werden, damit durch einheitlich ergehende Bescheide 
die einheitliche Regelung des Dienstes gewahrt bleibt 
(§ 19 in der Fassung des § 104 Betr.R.G.l). 

B. Die Zusammensetzung der Schlichtungsausschüsse ist durch 
zwingende Rechtsvorschriften geregelt. Eine abweichende 
Zusammensetzung kann also durch die Parteien nicht verein­
bart werden. 
1. Danach besteht der Schlichtungsausschuß aus Vertretern 

der Arbeitgeber und Arbeitnehmer in der erforderlichen 
Zahl 2). Ferner kann ein unparteiischer Vorsitzender bestellt 
werden. 
a) Die Vertreter der Arbeitgeber und Arbeit­

neh me r müssen volljährig sein und die Reichsangehörig­
keit besitzen. Sie dürfen ferner nicht die Fähigkeit 
zur Bekleidung öffentlicher Ämter verloren haben oder 
wegen einer strafbaren Handlung, die diesen Verlust 
zur Folge haben haben kann, verfolgt werden, sofern das 
Hauptverfahren deswegen eröffnet ist. Und sie dürfen 
endlich nicht in der Verfügung über ihr Vermögeninfolge 
gerichtlicher Anordnung beschränkt sein. Dagegen 
stehen Männer und Frauen einander gleich. 

Das Amt kann bei Vermeidung von Strafe nur aus be­
stimmten, gesetzlich aufgezählten Gründen abgelehnt 
werden. Es ist ein Ehrenamt, doch werden Tagegelder 
und Fahrkosten bezahlt. Eine Beschränkung in der 
Ausübung des Amtes oder Benachteiligung um dieser 
Ausübung oder der Art dieser Ausübung willen durch 
den Arbeitgeber ist unzulässig und strafbar. Den Ver­
tretern ist Amtsverschwiegenheit auferlegt. 

1) Bisher noch nicht erfolgt. 
2) Die Gesamtzahl betrug im August 1919 beim SchlichtungsausBchuß 

Groß-Berlin etwa 1400; vgl. Mitteilungen 3, S.27. 
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Die Vertreter der Arbeitgeber und Arbeitnehmer zer­
fallen in ständige und nichtständige Vertreter. 
a) Die ständigen Vertreter der Arbeitgeber und 

Arbeitnehmer sind aus den alten Schlichtungsaus­
schüssen des Hilfsdienstgesetzes in der Weise über­
nommen, daß sie ohne weiteres in die neuen Schlich­
tungsausschüsse in gleicher Eigenschaft übergetreten 
sind. Soweit sie wegfallen oder ihre Zahl aus einem 
sonstigen Grunde nicht ausreicht, beruft die Landes­
zentralbehörde (in Preußen der Regierungspräsident, 
für Berlin der Oberpräsident).l), neue Vertreter, und 
zwar möglichst auf Grund von Vorschlagslisten, die von 
den Berufsvereinen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
eingereicht werden können 2). 

(J) Die unständigen Vertreter werden durch den 
unparteiischen Vorsitzenden, und wenn ein solcher 
nicht vorhanden ist, durch die ständigen Vertreter 
berufen. Sie sind aus den Berufsgruppen zu ent­
nehmen, die für die jeweilig zur Verhandlung stehenden 
Streitigkeiten in Betracht kommen, und zwar mög­
lichst ebenfalls auf Grund von Vorschlagslisten, die 
von den Berufsvereinen der Arbeitgeber und Arbeit­
nehmer eingereicht werden können. 

b):;Ein un parteiischer Vorsitzender ist nur zu bestellen, 
wenn die ständigen Vertreter der Arbeitgeber und Ar­
beitnehmer es mit Stimmenmehrheit beschließen3) 4}. 

Anderenfalls wählen sie eines der ständigen Mitglieder 
zum Vorsitzenden 5 ). Nur wenn sich eine Stimmenmehr-

1) V.O. vom 16. 1. 19, HMBI. S. 27. 
2) Ein Erlaß vom 22.3. 19 (HMBI. S. 118) empfiehlt zu diesem Zweck 

mit den in Betracht kommenden Berufsvereinen in Verbindung zu treten 
oder durch öffentliche Bekanntmachungen zur Einreichnng von Vorschlags­
listen aufzufordern. 

3) Nur 0,7% aIler Streitfälle kommen in Groß-Berlin vor eine Kammer 
mit unparteiischem Vorsitzenden. Mitteilungen 3, S. 28. 

4) Nur bei Streitigkeiten der Schwerbeschädigten ist die Wahl eines 
nnparteiischen Vorsitzenden obligatorisch, und die Mitwirkung von Schwer­
beschädigten vorgesehen. Vgl. oben S.86. 

5) Können sich die Vertreter nicht darüber einigen, ob ein Arbeit­
geber oder ein Arbeitnehmer den Vorsitz führen soll, so wird der Vor­
sitz zweckmäßig zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer in der Weise 
abwechseln, daß an einem Terminstage ein Arbeitgeber, am nächsten bei 
gleicher Zusammensetzung des Ausschusses ein Arbeitnehmer den Vor­
sitz führt. Anordnung des Demob.Kommissars vom 9.9. 19. Mitteilungs­
blatt 6, S. 68. 
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heit für keines dieser Mitglieder ergibt, ist wiederum 
ein unparteiischer Vorsitzender zu bestellen. 

Der unparteiische Vorsitzende wird von den ständigen 
Vertretern der Arbeitgeber und Arbeitnehmer mit ein­
facher Stimmenmehrheit gewählt, und zwar entweder 
ein für allemal, oder nur jeweils für einzelne Fälle. Bei 
Stimmengleichheit oder sonst ungenügendem Wahlergeb­
nis wird er von der Landeszentralbehörde, in Preußen 
vom Regierungspräsidenten ernannt. 

Der unparteiische Vorsitzende muß den gleichen An­
forderungen entsprechen, wie die Vertreter der Arbeit­
geber und Arbeitnehmer, und darf selbst weder Arbeit­
geber noch Arbeitnehmer sein. Doch macht die Be­
schäftigung von Dienstboten allein noch nicht zum Arbeit­
geber in diesem Sinne. 

2. Der Schlichtungsausschuß verhandelt und entscheidet 
in der Besetzung von je zwei ständigen und je einem un­
ständigen Vertreter der Arbeitgeber und Arbeitnehmer und 
einem unparteiischen Vorsitzenden, soweit die Wahl eines 
solchen beschlossen ist (§ 15, Abs. 2, § 17). Für einzelne 
Berufsstände und Fächer können besondere Spruchkammern 
eingerichtet werden 1 ), deren Arbeitge ber- und Arbeitnehmer­
vertreter ausschließlich den betreffenden Fachgruppen 
entstammen. Für Land- und Forstwirtschaft ist die Mög­
lichkeit einer solchen' Bildung im Gesetz selbst ausdrücklich 
vorgesehen (§ 15, Abs. 6 2 ). Auch können erforderlichen­
falls außerha1b des Sitzes des Schlichtungsausschusses 
detachierte Schlichtungskammern gebildet werden 3). 

C. Die verwaltungsmäßige Einrichtung der Schlichtungs­
ausschüsse erfolgt durch die Landeszentralbehörden (§ 18), in 
Preußen durch den Regierungspräsidenten. Diese Behörden 
sorgen also für die erforderlichen Geschäftsräume und Ge­
schäftsbedürfnisse und haben die Annahme von Bureaukräften 

1) In Groß-Berlin besteht mindestens je eine Kammer für Arbeiter 
und Angestellte für folgende Gewerbe: Baugewerbe, Behörden und An­
stalten, chemische Industrie, Gärtner, Gastwirt schafts gewerbe, graphisches 
Gewerbe, Handels- und Verkehrsgewerbe, Hausangestell te, Holzindustrie, 
Landwirtschaft, Lederindustrie, Metallindustrie, Nahrungs- und Genuß­
mittelindustrie, Textilindustrie, verschiedene Gewerbe. V gl. Mitteilungen 3, 
S. 28. Bei weHem die meisten Streitsachen sind dort in der Metallindustrie 
zu erledigen, danach im Handels- und Verkehrsgewerbe. 

2) V gl. für Preußen Erlaß vom 22. 3. 19, HMBI. S. 118. Schreiben des 
Reichsarbeitsministers vom 6.11. 19. Mitteilungsblatt 12. S. 129. 

3) Vgl. für Preußen Erlaß vom 22.3.19, HMBl. S.118. 
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und die Regelung ihrer Bezüge durch den Vorsitzenden zu 
überwachen. Sie setzen ferner im Einvernehmen mit dem 
Reichsfinanzministerium die Vergütung des Vorsitzenden fest 1) 
und entscheiden Beschwerden über die Geschäftsführung des 
Schlichtungsausschusses oder des Vorsitzenden. 

Die Kosten der Schlichtungsausschüsse trägt das Reich. Die 
Landeszentralbehörde legt indessen die erforderlichen Beträge 
zunächst aus, und erhält sie hinterher vom Reich erstattet. 

D. Die Zuständigkeit der Schlichtungsausschüsse ist sowohl 
in sachlicher wie in örtlicher Beziehung geregelt. 
1. In sachlicher Beziehung gehen vereinbarte Schlichtungs­

stellen den behördlichen· Schlichtungsstellen vor (§ 20, 
Abs. 2)2)3), und unter den letzteren haben wiederum die 
besonderen Ausschüsse (vgl. oben S. 250) den Vorrang vor 
den allgemeinen Schlichtungsausschüssen. Die früheren 
Einigungsämter endlich (Gewerbe-, Berggewerbe-, Kauf­
mannsgericht, Innung) sind nur dann zuständig, wenn sie 
von beiden Streitteilen angerufen werden. Dagegen kommt 
ein Instanzenzug zurzeit noch nicht in Frage. 

2. Örtlich zuständig ist der Schlichtungsausschuß, in dessen 
Bezirk die beteiligten Arbeitnehmer beschäftigt sind. Sind 
sie in verschiedenen Bezirken beschäftigt, so ist der zuerst 
angerufene Schlichtungsausschuß zuständig. In Zweifels­
fällen entscheidet das Reichsarbeitsministerium, welcher 
von mehreren Schlichtungsausschüssen örtlich zuständig 
ist (§ 22). 

E. Eine Ablehnung von Mitgliedern des Schlichtungsausschusses 
wegen Befangenheit ist zulässig, muß aber spätestens bis zum 
Schluß der Verhandlung erfolgen und kann nicht später nach­
geholt werden4 ). Über die Ablehnung entscheidet zunächst 
der Schlichtungsausschuß selbst. Erklärt dieser die Ablehnung 
für unbegründet, so findet dagegen Beschwerde an die Landes­
zentralbehörde (in Preußen den Regierungspräsidenten, bzw. 
für Berlin den Oberpräsidenten) statt. Bei der Entscheidung 
dieser Stellen müssen Vertreter der Arbeitgeber und Arbeit­
nehmer in gleicher Anzahl mitwirken (§ 30). 

1) Vgl. Verfügung des Reichsfinanzministers vom 27.3. 19. Mit­
teilungsblatt 12, S. 138. 

2) Vgl. Reichert, Mitteilungsblatt 9, S.91, v. Schulz, Gew.- uud 
Kaufm.Ger. 24, S.238, Wirtz, daselbst 25, S.44. 

3) Wegen der ausschließlichen Zustlindigkeit bei Streitigkeiten auf 
Grund der V.O. vom 12. 2. 20 vgl. unten S. 265. 

4) Mitteilungsblatt 4, S. 44. 
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Eine Ablehnung kann nur seitens der Streitteile erfolgen. 
Eine Ablehnung eines ernannten unparteiischen Vorsitzenden 
durch die Beisitzer ist dagegen unzulässig. 
II. Das Reichsarbeitsministerium kommt als Schlichtungs­

behörde nur ausnahmsweise in zwei Fällen in Betracht, näm­
lich einmal im Falle des Streites über die örtliche Zuständigkeit 
mehrerer Schlichtungsausschüsse und ferner für wichtige Fälle 1). 
Hier liegen die Ansätze zur Bildung eines Reichseinigungsamtes. 
A. über die Bestimmung des örtlich zuständigen Schlichtungs­

ausschusses vgl. oben. 
B. In wichtigen Fällen kann nach § 22, Abs. 2 das Reichs­

arbeitsministerium jede Schlichtungssache an sich ziehen und 
entweder selbst verhandeln und entscheiden oder einem anderen 
Schlichtungsausschuß als dem eigentlich zuständigen über­
tragen. 

Welche Fälle wichtig sind, entscheidet das Reichsarbeits­
ministerium selbständig 2). Fjihrt es das Verfahren selbst durch, 
so müssen Vertreter der Arbeitgeber und Arbeitnehmer in 
gleicher Weise und in gleicher Anzahl mitwirken wie bei dem 
Schlichtungsausschuß. Häufig ist dagegen im Verfahren vor 
dem Reichsarbeitsministerium nicht nur ein einzelner als un­
parteiischer Vorsitzender bestellt, sondern es sind dem eigent­
lichen Vorsitzenden noch mehrere weitere Unparteiische zur 
Unterstützung beigegeben. Doch haben diese dann nur be­
ratende Stimme. 
III. Der DemobilmachungskoIDmissar ist Schlichtungs­

behörde insofern, als er nach §§ 24--28 V.O. vom 12.2.20 er­
mächtigt ist, das Schlichtungsverfahren selbständig anzurufen, 
sich daran zu beteiligen, einen Schiedsspruch für verbindlich zu 
erklären, eine Sache wegen Rechtsverletzung an den Schlichtungs­
ausschuß zurückzuverweisen und bei Nichtzustandekommen eines 
Schiedsspruchs seinerseits einen solchen herbeizuführen. Näheres 
hierüber vgl. im folgenden § 59. An die Stelle des Demobil­
machungskommissars tritt bei Beteiligung von Arbeitnehmern 

1) Es überweist ferner gemäß § 27, Abs. 2, Satz 2, eine Sache an 
einen anderen Schlichtungsausschuß, wenn infolge Beteiligung der Ver­
treter an der Streitsache die Abgabe eines Schiedsspruchs unmöglich 
wird (vgl. unten S. 259, Anm. 3). 

2) Nach Giesberts-Sitzler, Anm.2 zu § 22, handelt es sich vor 
allem um Streitigkeiten, die für weite Kreise grundsätzliche Bedeutung 
haben, die besonders störend in das Wirtschaftsleben eingreifen, oder an 
denen eine große Zahl von Arbeitnehmern beteiligt ist. 
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im Bezirk verschiedener Demobilmachungskommissare die Landes­
zentralbehörde oder der Staatskommissar für Demobilmachung, 
im Bezirk verschiedener Länder das Reichsarbeitsministerium 1)2). 

§ 59. 
Das ordentliche Verfahren. 

Das Schlichtungsverfahren ist möglichst formenfrei gestaltet 
und an Vorschriften nach Art einer Prozeßordnung fast gar nicht 
gebunden. Die Grundsätze, nach denen das Verfahren sich ab­
spielt, folgen vielmehr hauptsächlich aus dem Zweck des Ver­
fahrens, der darin besteht, nicht eigentlich ein Streitverfahren 
nach streng juristischen Gesichtspunkten zu entscheiden, sondern 
eine Einigung zwischen den Streitteilen herbeizuführen, die den 
beiderseitigen Interessen und der Billigkeit entspricht. Die 
Schlichtungsbehörden können daher von Amts wegen alle Er­
hebungen vornehmen, die diesem Ziel zu dienen geeignet sind, 
und sind weder an Anträge oder Erklärungen der Parteien noch 
an irgendwelche Beweisregeln gebunden. Das Verfahren ist völlig 
kostenfrei (§ 18, Abs. 5). 

Das Schlichtungsverfahren zerfällt in die Eröffnung, die Ver­
handlung und den Abschluß 3). 

1) Über die Behörden der Demobilmachung vgI. oben S.4. 
2) Ob diese Mitwirkung des Demoh.Kommissars, vor, allem seine Be­

fugnis zur Verbindlicherklärung von Schiedssprüchen, die der V.O. vom 
23.12. 18. un bekann t war, auch für das dort, also im Wege der 
ordentlichen Gesetzgebung, geregelte Schlichtungsverfahren hinter­
her im Wege des Demobilmachungsrechts (V.O. vom 12.2.20 
und ihre Vorgängerinnen) rechtswirksam eingeführt werden konnte, ist 
zweifelhaft. Ich möchte !lS verneinen und die rechtliche Zulässigkeit nur 
für das besondere Verfahren nach der V.O. vom 12.2. 20 (vgl. unten 
S. 265) annehmen. Die Praxis der Demob.Kommissare hat indessen auch 
für das ordentliche Schlichtungsverfahren von dem Rechte der V.O. vom 
12. 2. 20 ständig Gebrauch gemacht, und diese Praxis ist vom Reichs­
arbeitsministerium durch Bescheid vom 17.11.19 (abgedruckt bei Wisse 11, 
Recht und Wirtschaft 20, S. 38) beseitigt worden. 

W iss e 11 bezweifelt a .. ~. O. die Richtigkeit dieses Standpunktes darum, 
weil eine so eingreifende Andernng der V.O. vom 23. 12. 18 klarer hätte 
ausgedrückt werden müssen, um wirksam zu sein. Indessen die V.O. vom 
12. 2. 20 ist, ebenso wie ihre Vorgängerinnen, 80 unscharf gefaßt, daß 
hierauf der Zweifel nicht gegründet werden kann, und andererseits hätte 
der § 26 der früheren (§ 28 der jetzigen) V.O. ohne die hier angenommene 
Auslegung tiberhaupt gar keinen Sinn. Auch der halbamtliche Kommeutal' 
von Syrup Billerbeck sowie der Kommentar von Kranß legt den § 26 
in gleicher Weise aUB. Ebenso Codel, Gew.- u. Kaufm.Ger. 24, S.298. 
VgI. auch Gew.G. Mannheim, daselbst 24, S.9. 

3) Das gesamte Verfahren dauert in Groß-Berlin in der Regel 8 bIs 
10 'rage, vgI. Mitteilungen Heft 3, S. 27. 
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I. Die Eröffnung des Schlichtungsverfahrens findet ent­
weder auf Anrufung oder von Amts wegen statt. 
A. Die Anrufung besteht in der Aufforderung an den zuständigen 1) 

Schlichtungsausschuß, die Schlichtung einer Streitsache zu 
übernehmen. Einer Form für die Anrufung bedarf es nicht. 

Die Anrufung kann erfolgen durch den Arbeitgeber, eine 
Betriebsvertretung, oder, wenn eine solche nicht besteht, 
durch die Arbeiterschaft oder Angestelltenschaft, d. h. einen 
wesentlichen Teil der Arbeiter oder Angestellten eines Unter­
nehmens 2), ferner durch einen Berufsverein der Arbeitgeber 
oder Arbeitnehmer und endlich durch den Demobilmachungs­
kommissar. Die Berufsvereine sind hierzu selbständig aber 
nur berechtigt, wenn es sich um die Herbeiführung oder 
Durchführung 3) von Tarifverträgen handelt, anderenfalls 
sind sie zur Anrufung des Schlichtungsausschusses nur mit 
Zustimmung der auf Arbeitgeber- oder Arbeitnehmerseite 
zur Anrufung Berechtigten befugt. 

Der Anrufung ist seitens des Schlichtungsausschusses stattzu­
geben. Nur wenn es sich um keine Schlichtungssache handelt, 
oder wenn beide Streitteile bereits eine andere gesetzlich vor­
gesehene Einigungsstelle (Gewerbe- oder Kaufmannsgericht, 
Berggewerbegericht, Innung) angerufen haben (§ 20, Abs. 1, 
Satz 1), oder wenn endlich auf Grund eines Tarifvertrages oder 
einer sonstigen Vereinbarung besondere Schlichtungsstellen 
zuständig sind 4) (§ 20, Abs. 2), hat der Schlichtungsausschuß 
ein Eingreifen abzulehnen. 

B. Aber auch ohne Anrufung hat der Schlichtungsausschuß von 
Amts wegen vorzugehen, sobald ein öffentliches Interesse 
die Herbeiführung v;on Einigungsverhandlungen erwünscht. 
erscheinen läßt. Nur wenn beide Teile bereits eine andere 
Stelle angerufen haben oder durch Tarifvertrag oder Verein-

1) Über die Zuständigkeit vgl. oben S. 253. Ein unzuständiger Schlich­
tungsausschuß soll die Sache an den zuständigen Ausschuß weitergeben. 
Mitteilungsblatt 5, S. 45. 

2) Giesberts-Sitzler, Anm. 3c zu § 20. 
3) Nach dem Wortlaut des § 20 nur für die Durchführung. Doch 

soll dies nach Gies b erts· Si tzler, Anm. 2d, nach der Absicht der Ver­
ordnung auch schon dann geIten, .:wenn eine Vereinbarung über Arbeits­
bedingungen noch nicht vorhanden ist, sondern erst aufgestellt wird. 
Dem entspricht auch die Praxis. 

4) Nur wenn diese nicht tätig werden oder ihr Vorgehen nicht zu 
einer Erledigung des Streites führt, darf der Schlichtungsausschuß ein­
greifen. VgI. Richtlinien I, 1 und Schlichtungsausschuß Würzburg 9.1.20. 
Mitteilungsblatt 14, S. 175. 
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barung eine andere Schiedsstelle zuständig ist, hat der Schlich­
tungsausschuß wiederum ein solches Vorgehen zu unterlassen. 
Doch soll er in letzterem Fall auf die Anrufung der verein­
barten Schiedsstelle hinwirken, und wenn sie trotzdem unter­
bleibt oder nicht zu einer Verhandlung führt, selbst Einigungs­
verhandlungen einleiten. 
Ir. Auf Grund der Anrufung oder Einleitung von Amts wegen 

führt der Schlichtunsgausschuß eine Verhandlung herbei. 
Zu diesem Zweck lädt!) der Vorsitzende die Streitteile, ge­

gebenenfalls unter Androhung von Strafe für den Fall des Nicht­
erscheinens 2), auf einen bestimmten Termin. Dort haben die 
Parteien grundsätzlich persönlich zu erscheinen. Doch ist eine 
Vertretung beteiligter Personen durch ihre allgemeinen Stell­
vertreter, Prokuristen oder Betriebsleiter sowie Vertreter der 
Berufsvereine der Arbeitgeber und Arbeitnehmer zulässig (§ 23, 
Abs.2). Dagegen ist eine Vertretung durch Rechtsanwälte grund­
sätzlich ebensowenig statthaft wie nach § 63 Gew.Ger.Ges., da 
sie hier wie dort dep1 Zweck des Verfahrens, das auf eine persön­
liche Einwirkung zur Einigung abzielt, widersprechen würde 3). 

Ob die Verhandlung öffentlich oder nicht öffentlich geführt 
werden soll, entscheidet der Schlichtungsausschuß nach freiem 
Ermessen unter Berücksichtigung des Umstandes, ob eine Zu­
lassung der Öffentlichkeit die Verhandlungen zu beeinträchtigen 
geeignet erscheint 4). 

Die Verhandlung selbst erfolgt durch den Vorsitzenden, doch 
hat jedes Mitglied des Schlichtungsausschusses das Recht, Fragen 

1) Eine besondere Form für die Ladung ist nicht vorgeschrieben. 
Im allgemeinen erfolgt sie durch einfache Zustellung oder eingeschrie­
benen Brief. Doch genügt nach Giesberts-Sitzler, Änm.2 zu § 23, 
selbst telephonische oder mündliche Ladung. 

2) Doch ist nur einmalige, nicht wiederholte Straffestsetzung zulässig. 
Hierfür ist der Vorsitzende allein zuständig. Gegen die Straffestsetzung 
findet binnen 2 Wochen Beschwerde an die Landeszentralbehörde (in 
Preußen an den Reg.Präsidenten, bzw. für Berlin den Oberpräsidenten) 
statt. Ist die Beschwerde verspätet eingelegt, so bedarf es keiner Nach­
prüfung, ob der Strafbescheid zu Recht ergangen ist. Entscheidung des 
Demob.Kommissars vom 5. 11. 19. Mitteilungsblatt 10, S. 111. Umwand­
lung einer nicht beitreibbaren Geldstrafe in eine Haftstrafe ist unzulässig. 
Giesberts-Sitzler, Änm.6. 

3) Richtlinien II, 3 b, Reichsarbeitsminister und Preußischer Handels­
minister, Mitteilungsblatt 8, 81, Ä. Ä. v. Schulz, Gew.- u. Kaufm.Ger. 
24, S.289, Schmincke, Gew.- und Kaufm.Ger. 25, S.87ff., Bertold, 
Jur. Woch.1919, S.231, Drews, Jur. Woch.19 S.987. 

4) Richtlinien I, 3a. 
K a s k e I, Arbeitsrecht. 17 
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zu stellen 1). Auch der Demobilmachungskommissar kann sich 
am Verfahren beteiligen und wie eine Partei Anträge stellen 
(§§ 24, 28, V.O. vom 12.2.20). 

In der Verhandlung ist mit den Streitteilen die Sachlage zu 
erörtern und möglichst aufzuklären, und es sind alle für die Be­
urteilung in Betracht kommenden Verhältnisse festzustellen. 
Auskunftpersonen können geladen und in der Verhandlung ver­
nommen werden, aber nur uneidlich; doch besteht keine Pflicht 
zur Aussage vor dem Schlichtungsausschuß. Ein Parteieid findet 
selbstverständlich weder durch Zuschiebung oder Zuruckschiebung, 
noch durch Auferlegung eines Eides statt, doch können Erklä­
rungen an Eidesstatt abgegeben werden 2). 

Eine Verhandlung kann auch dann stattfinden, wenn nur eine 
Partei erscheint oder verhandelt 3). Doch ist durch Androhung 
und Festsetzung von Strafen dahin zu wirken, daß möglichst 
auch die andere Partei der Ladung Folge leistet und sich an den 
Verhandlungen beteiligt. 

IH. Der Abschluß des Verfahrens erfolgt durch Einigung, 
Schiedsspruch oder Nichtzustandekommen eines Schiedsspruchs. 
A. Die Einigung ist stets und unter allen Umständen das Ziel 

des Schlichtungsverfahrens, während ein Schiedsspruch nur 
in Betracht kommt, wenn dieses eigentliche Ziel nicht erreich­
bar ist. Es ist daher die ganze Verhandlung unter dem Ge­
sichtspunkte des Zustandekommens einer Einigung zu führen, 
und nach Klarstellung der eigentlichen Streitpunkte zunächst 
ein Einigungsversuch vorzunehmen. 

Kommt eine Einigung zustande, so ist ihr vVortlaut schrift­
lich festzustellen und durch Bekanntmachung zu veröffent­
lichen 4), sofern nicht beide Teile darüber einig sind, daß die 
Veröffentlichung unterbleiben soll. Die Bekanntmachung 
soll möglichst von allen Mitgliedern des Schlichtungsaus-

1) Über die Ablehnung von Mitgliedern wegen Befangenheit vgl. oben 
S.253. 

2) VgJ. z. B. die Begründung des Demob.Kommissars zur Verbindlich­
erklärung vom 4. 11. 19. Mitteilungsblatt 13, S. 155. 

3) Dies ist kein Versllumnisverfahren und darf, bei Vermeidung der 
Zurückverweisung' (vgJ. unten S. 2621, nicht in den Formen eines solchen 
geführt werden, zum al es hier keinen Einspruch gibt. Vielmehr ist dann 
die Aufklärung der Sache und eine etwaige Einwirkung auf die er­
schienene Partei in gleicher Weise vorzunehmen, wie wenn auch die 
andere Partei erschienen wiire. VgJ. Lemke, Mitteilungsblatt 9, S.93. 
Bedenklich dagegen die Begriindung, Mitteilungsblatt 14, S. 172. 

4) Die Art der Veröffentlichung bestimmt der Schlichtungsausschuß 
selbst. In der Praxis erfolgt sie meist nur durch Aushang an Ort und 
Stelle. 
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schusses und von den Vertretern beider Streitteile 1) unter­
zeichnet werden (§ 26). Erfolgt die Einigung unter Vor­
behalt der Zustimmung einer persönlich nicht anwesenden 
Partei, etwa eines Berufsvereins, so ist ein Zeitpunkt zu be­
stimmen, bis zu dem die Zustimmungserklärung einzugehen 
hat, und die Veröffentlichung bis dahin auszusetzen. 

Wenn es sich um die Regelung der künftigen Arbeitsbe­
dingungen handelt, so wird die Einigung in der Regel in Form 
eines Tarifvertrages erfolgen. Sie kann sich aber auch nur 
auf die Feststellung von Grundlagen beschränken, die für die 
Ausarbeitung eines nunmehr abzuschließenden Tarifvertrages 
maßgebend sein sollen. 

E. Ein Schiedsspruch ist abzugeben, wenn eine Vereinbarung 
nicht zustande kommt. Er ist auch dann abzugeben, wenn 
einer der Streitteile nicht erscheint oder nicht verhandelt 2). 
1. Die Beschlußfassung über den Schiedsspruch erfolgt 

mit einfacher Stimmenmehrheit, wobei sämtliche Mitglieder 
des Schlichtungsausschusses mit gleichem Stimmrecht 
mitwirken 3). Die Vertreter der Arbeitgeber und Arbeit­
nehmer müssen ihre Stimme stets abgeben. Ein unpartei­
ischer Vorsitzender kann sich dagegen dann der Stimme 
enthalten, wenn einheitlich sämtliche Stimmen der Arbeit­
geber sämtlichen Stimmen der Arbeitnehmer gegenüber­
stehen, so daß also lediglich seine Stimme den Ausschlag 
geben würde. 

2. Der Inhalt des Schiedsspruches hat sich auf alle zwischen 
den Parteien streitigen Fragen zu erstrecken und soll so 
abgefaßt sein, daß er an die Stelle einer Vereinbarung 
zwischen den Parteien treten kann. Doch kommen in der 
Praxis auch Teilschiedssprüche vor, die nur einzelne be­
sonders strittige Punkte regeln, im übrigen dagegen den 
Streitteilen eine Einigung außerhalb des Schlichtungsver .. 
fahrens aufgeben. Der Inhalt des Schiedsspruches darf 

I) Dazu gehören die Vertreter der Bernfsvereine, wenn sie entweder 
zur DurchfUhrnng eines Tarifvertrages den Schlichtungsausschuß selb­
ständig oder wenn sie ihn in anderen Fällen im Einverstiindnis mit der 
Betriebsvertretung angerufen haben. VgI. oben S.256. 

2) Vgl. oben S.258, Anm.3. 
ß) Eine Mitwirkung ist ausgeschlossen, soweit· ein Mitglied an der 

Streitsache als Arbeitgeber oder als Mitglied der Betriebsvertretung bzw. 
der Arbeiterschaft oder Angestelltenschaft beteiligt ist oder gewesen ist. 
Eventuell muß in solchem Falle der Vorsitzende das Reichsarbeits­
ministerium um Überweisung der Sache an einen anderen Schlichtungs­
ausschuß ersuchen. 

17* 
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nicht gegen gesetzliche oder tarifvertragliche Bestimmungen 
verstoßen, also niemals etwas Rechtswidriges bestimmen, 
sondern muß sich im Rahmen des gesetzlich Zulässigen 
halten 1), insoweit aber der Billigkeit entsprechen. Der 
Schiedsspruch ist schriftlich abzufassen und möglichst zu 
begründen 2), wenigstens dann, wenn er auf der Auslegung 
einer Rechtsnorm oder eines Tarifvertrages beruht, damit 
der Demobilmachungskommissar die Möglichkeit der Nach­
prüfung hat (vgl. unten S. 262). 

3. Der Schiedsspruch ist beiden Streitteilen in Ausfertigung 
mit zu teilen. Falls diese sich dem Schiedsspruch nicht 
im voraus unterworfen haben oder ihn sogleich bei der 
Verkündung annehmen, sind sie zugleich mit der Mit­
teilung des Schiedsspruches binnen einer zu bestimmenden 
Frist zur Abgabe einer Erklärung darüber aufzufordern, 
ob sie sich dem Schiedsspruch unterwerfen. ·Wird binnen 
dieser Frist eine Erklärung nicht abgegeben, so gilt die 
Unterwerfung als abgelehnt. 

Nach Ablauf der Frist hat der Schlichtungsausschuß den 
Schiedsspruch und die darauf abgegebenen Erklärungen 
der Streitteile durch eine möglichst von allen Mitgliedern 
unterzeichnete 3) Bekanntmachung zu veröffentlichen 4). 

4. Die Wirkung des Schiedsspruches5 ) ist zunächst nur die 
eines Rates oder Vorschlages von autoritativer Stelle. 
Ein Zwang zu seiner Annahme besteht daher nicht in 
rechtlicher, sondern nur in moralischer Beziehung, und 
wird durch die Veröffentlichung des Schiedsspruches ver­
stärkt. Dieser Rat oder Vorschlag verwandelt sich in eine 
entsprechende Vereinbarung der Parteien, wenn er an­
genommen oder für verbindlich erklärt wird. Die dann 
eintretende Bindung der Parteien an den Inhalt des 
Schiedsspruches beruht aber nicht auf der Autorität des 

-----
I) M. E. zu weitgehend daher AubeIe, Mitteilungsblatt 13, S.151/52. 
2) Richtlinien I, 4. Reichert, Mitteilungsblatt 7, S.69. 1I1angelnde 

Begrlindung berechtigt zur Zurückverweisung. Schreiben des Demob.Kom­
missars vom 18.11.19, Mitteilungsblatt 10, S.117. Eine Begrlindung ist 
aber nicht erforderlich, wenn der Schiedsspruch einen vollständigen neuen 
Tarifvertrag enthält. 

3) Meist unterzeichnen aber nur der Vorsitzende und der Protokollflihrer. 
4) V gl. oben S. ~58, Anm. 4. Eine Veröffentlichung der Grlinde ist 

nicht vorgeschrieben. Preußischer Handelsminister 28.4. 19. Mitteilungs­
blatt 12, S. 138. 

5) Vgl. Eylert, Mitteilungsblatt 2, S.l1, Entscheidung des Demob.­
Kommissars vom 12.9. 19, Mitteilungsblatt 6, S.64/65 und vom 4.10. 19, 
Mitteilungsblatt 8, S. 90. 
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Schiedsspruches als eines staatlichen Hoheitsaktes, sondern 
ausschließlich auf der Willenserklärung der Parteien, die 
entweder von ihnen freiwillig abgegeben oder (im Fall der 
Verbindlicherklärung) durch einen vom Schiedsspruch völlig 
verschiedenen behördlichen Akt ersetztwird. Den Charakter 
eines Urteils nimmt dagegen der Schiedsspruch im ordent­
lichen Schlichtungsverfahren 1) niemals an, da seine Rechts­
folgen nicht auf seiner eigenen Wirkung beruhen. 

Im einzelnen ist die 'Wirkung des Schiedsspruches eine 
verschiedene, je nachdem ob er angenommen oder ab­
gelehnt wird. 
a) Wird der Schiedsspruch von beiden Parteien angenom­

men, so bedeutet diese Annahme rechtlich den Ab­
schluß einer Vereinbarung mit dem aus dem Schiedsspruch 
sich ergebenden Inhalt. Wird diese Vereinbarung nicht 
eingehalten, so ist ihre zwangsweise Durchführung nur auf 
demselben Wege möglich, wie die Durchführung jeder 
anderen Vereinbarung, also nicht unmittelbar auf Grund 
des Schiedsspruchs als solchem im vVege der Zwangsvoll­
streckung, sondern nur im Wege der Klage vor dem 
ordentlichen Gericht oder Arbeitsgericht. 

Die rechtliche Grundlage dieser Klage bildet dann 
eben jene Vereinbarung. Eine richterliche Nachprüfung 
kann sich daher nur darauf erstrecken, ob die Verein­
barung ordnungsmäßig zustande gekommen ist, während 
die Richtigkeit ihres Inhalts dem richterlichen Prüfungs­
recht entzogen ist 2). Erst das auf Grund einer solchen 
Klage ergehende Urteil bildet dann einen Titel für die 
Zwangsvollstreckung 3). 

Eine Anfechtung des Schiedsspruches kann hier nur 
im Wege einer Anfechtung der Annahmeerklärung er­
folgen. Sie ist daher nur möglich, soweit nach allge­
meinen Rechtsgrundsätzen die Anfechtung einer Willens­
erklärung .statthaft ist (§§ 116 ff. B.G.B.), vor allem 
also wenn die Annahmeerklärung auf Irrtum, Zwang 
oder Täuschung beruht, oder wegen Geschäftsunfähigkeit 
rechtsunwirksam ist. -----

1) Anders im besonderen Verfahren, vgl. unten S.266. 
2) Vgl. Gew.G. Bremen Gew.- u. Kaufm.Ger.25, S. 31 und Landgericht 

Ulm, daselbst 25, S. 95. 
a) Unrichtig Mitteilungsblatt 4, S. 37, wonach der Richter "nur noch 

die Vollstreckungsklausel erteilt". Ebensowenig handelt es sich um eine 
"Vollstreckungsklage", sondern um eine gewöhnliche Klage im ordent­
lichen Verfahren. 
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b) Wird der Schiedsspruch dagegen auch nur von einer 
der Parteien abgelehnt, so hat er gTundsätzlich eine 
rechtliche 'Wirkung überhaupt nicht mehr. Vor allem 
ist dann auch die annehmende Partei an ihre Annahme­
erklärung und demgemäß an den Inhalt des Schieds­
spruches nicht gebunden, vielmehr ist dann das Sehlich­
tungsverfahren ergebnislos verlaufen und kann nur durch 
erneute Anrufung oder erneutes Vorgehen von Amts 
wegen wieder in Gang gebracht werden. 

Von diesem Grundsatz bestehen indessen zwei Aus­
nahmen insofern, als der. Demobilmachungskom­
missar auch einem abgelehnten Schiedsspruch recht­
liche Wirksamkeit verleihen kann, nämlich im Falle der 
Unrichtigkeit des Schiedsspruches durch seine Zurück­
verweisung, im Falle der Richtigkeit des Schiedsspruches 
durch seine VerbindlicherklärungI). 
a) Ist ein Schiedsspruch unrichtig, so findet zwar ein 

Rechtsmittel dagegen niemals statt2), der getroffene 
Schiedsspruch ist vielmehr endgültig. Im Fall einer 
tatsächlichen Unrichtigkeit des Schiedsspruchs gilt dies 
uneingeschränkt. Beruht dagegen der Schiedsspruch 
auf der Verletzung einer Rechtsnorm3 ), so kann der 
Demobilmachungskommissar die Sache auf Antrag 
oder von Amts wegen zur anderweitigen Verhandlung 
oder Entscheidung an den Schlichtungsausschuß zu­
rückverweisen (§§ 26,28 V.O. vom 12.2.20). 

(J) Ist dagegen umgekehrt ein Schiedsspruch richtig, und 
ist er trotzdem abgelehnt worden, so kann er vom 

----
I) Über die Frage, ob diese Bestimmungen rechtsgiltig sind und ob sie 

flir alle Schiedssprüche oder nur für die Schiedssprüche auf Grund der V.O. 
vom 12. 2.20 gelten, vgl. oben S. 255 Anm. -2 und den dort genannten Aufsatz 
von WisselI, Recht und Wirtschaft 20, S. 38. Die in der Praxis vorkom­
mende Verbindlicherklärung von Schiedssprüchen auch anderer Schlich­
tungsstellen als der Schlichtungsausschuß entbehrt jeder Rechtsgrundlage. 

2) Dies gilt auch dann, wenn der Schiedssprueh durch Irrtum oder 
Täuschung zustande gekommen ist. Doch besteht stets die Möglichkeit 
erneuter Anrufung des Schlichtungsausschnsses auch in der gleichen 
Sache, sofern neue Ttttsachen vorgebracht werden können, und der 
Schlichtungsausschuß ist in solchem Falle mangels formeller Rechtskraft 
an seinen früheren Spruch nicht gebunden. Anders Beschluß des Schlich­
tungsausschusses Groß-Berlin vom 11. 10. 19, Mitteilungsblatt 9, S. 95. 

3) Nach dcm Wortlaut des § 26 gilt dies nur für Rechtsnormen der 
V.O. vom 12.2. 20, doch muß die Befugnis sinngemäß für alle Rechts­
normen gelten, auf denen die Entscheidung des SchlichtungsausBchußses 
beruht, und zwar sowohl fiir Rechtsnormen dos formellen wie des ma­
teriellen Rechts. So auch Richtlinien Ir, 3. 
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Demobilmachungskommissar für verbindlich er­
klärt werden. 
aa) Voraussetzung der Verbindlicherklärung des 

Schiedsspruches ist lediglich seine Richtigkeit 1) 
während es eines Antrages der Partei nicht be­
darf, vielmehr auch ein Vorgehen von Amts­
wegen möglich und bei öffentlichem Interesse sogar 
geboten ist. 

Ob der Schiedsspruch richtig ist, hat der De­
mobilmachungskommissar selbständig zu prüfen. 
Diese Prüfung hat sich sowohl darauf zu erstrecken, 
ob der Schlichtungsausschuß in den Grenzen seiner 
Zuständigkeit gehandelt, wie ob er die Sach- und 
Rechtslage zutreffend gewürdigt hat. Zu diesem 
Zweck kann der Demobilmachungskommissar ein 
neues Verfahren stattfinden lassen, doch dürfen 
darin neue Tatsachen oder neue Beweismittel 
nicht vorgebracht werden. 

bb) Der Inhalt der Verbindlicherkl1irung besteht in 
der Erklärung des Demobilmachungskommissars, 
daß der ergangene Schiedsspruch auch für die 
Partei, die ihn bisher nicht angenommen hatte, 
verbindlich sein solle. Eine solche Erklärung ist 
nur zulässig für den unveränderten Schiedsspruch, 
so wie er vom Schlichtungsausschuß ergangen ist. 
Der Demobilmachungskommissar ist dagegen 
nicht befugt, einen ergangenen Schiedsspruch 
seinerseits abzuändern 2), er kann vielmehr, wenn 
er den Schiedsspruch für unrichtig hält, nur die 
Verbindlicherldärung ablehnen oder wegen recht­
lichen Verstoßes zurückverweisen. 

ce) Die Wirkung der Verbindlicherklärung besteht 
darin, daß die Zustimmung der Partei, die sich 
bisher nicht unterworfen hatte, dadurch ersetzt 
wird. Der verbindlich erklärte Schiedsspruch hat 
also nicht etwa die Wirkung eines Urteils, sondern 

1) Vgl. Bescheid des Demob.Kommissars Frankfurt a. M. vom 3. 12. 19, 
Mitteilungsblatt 12, S.147. 

2) Er kann dagegen die Verbindlicherklärllng auf eineu Teil des 
Schiedsspruches beschränken, jedoch nur wenn zwischeu den einzelnen 
Teilen des Schiedsspruches nicht ein innerer Zusammenhang besteht. 
Richtlinien 11, 2. 
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lediglich die Wirkung eines von beiden Teilen 
angenommenen Schiedsspruches, hinsichtlich des­
sen die Annahmeerklärung der einen Partei durch 
die Verbindlicherklärung ersetzt wird (vgI. oben 
S. 261). Eine Zwangsvollstreckung ist daher auch 
in diesem Falle nicht auf Grund des Schieds~ 
spruches statthaft, sondern nur auf Grund einer 
besonderen Klage, welcher der Schiedsspruch zu­
grunde zu legen ist. 

c. Ein Schiedsspruch kommt nicht zustande, wenn die 
Stimmen sämtlicher Arbeitgeber und sämtlicher Arbeitnehmer 
einander einheitlich gegenüberstehen, und entweder ein un­
parteiischer Vorsitzender nicht vorhanden ist, oder der 
unparteiische Vorsitzende sich der Stimme enthält, wozu 
er in diesem Falle berechtigt ist (vgI. oben S. 259, § 27, 
Abs. 4). Auch das Nichtzustandekommen des Schiedsspruchs 
ist durch den Vorsitzenden öffentlich bekannt zu machen 
(§ 29). 

Grundsätzlich ist in solchem Falle das Verfahren ergebnislos 
verlaufen. Doch kann der Demobilmachungskommissar eine 
erneute Verhandlung des Schlichtungsausschusses herbeiführen 
und hierbei seinerseits das Amt des unparteiischen Vorsitzen­
den übernehmen (§§ 27, 28 V.O. vom 12.2.20). 

§ 60. 

Besondere Verfahrensarten. 
Ein besonderes Verfahren vor dem Schlichtungsausschuß findet 

einmal in den Fällen statt, in denen es sich nicht um echte Schlich­
tungssachen (Gesamtstreitigkeiten), sondern um überwiesene 
Schlichtungssachen handelt, in denen also eine Einzelstreitigkeit, 
die grundsätzlich im Wege der Arbeitsgerichtsbarbeit auszu­
tragen wäre, ausnahmsweise kraft Gesetzes den Schlichtungs­
instanzen übertragen ist. Und ferner besteht ein besC1llderes Ver­
fahren für bestimmte, den Schlichtungsausschüssen überwiesene 
Strafsachen. 

I. Eine Überweisung in Einzelstreitsachen ist erfolgt in 
der Verordnung vom 12. 2. 20 hinsichtlich der Pflicht der Ar­
beitgeber zur Wiederbeschäftigung und Weiterbeschäftigung, im 
Gesetz über die Beschäftigung Schwerbeschädigter, in der vor­
läufigen Landarbeitsordnung vom 24. 1. 19 und im Betriebs­
rätegesetz. 
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A. Die Besonderheit des Verfahrens bei Streit über die Pflicht der 
Arbeitgeber zur Wiederbeschäftigung oder Weiterbeschäf­
tigung und über die Art und Höhe der hierbei zu leisten­
den Vergütung 1) (vgl. oben S. 62 u. 66) besteht vor allem darin, 
daß die Anrufung des Schlichtungsausschusses hier auch durch 
einen einzelnen Arbeitnehmer erfolgen kann (§ 23, Abs. 1 
V.O. vom 12.2.20). Die sachliche Zuständigkeit des Schlich­
tungsausschusses ist hier eine ausschließliche2) 3), die örtliche 
Zuständigkeit wird durch den Sitz des Betriebes oder Bureaus 
bestimmt ( § 22, Abs. 2). Eine Verbindlicherklärung des Schieds­
spruches durch den Demobilmachungskommissar erfolgt hier 
mangels öffentlichen Interesses regelmäßig nur auf Antrag, 
der bei Vermeidung des Ausschlusses binnen 2 Wochen nach 
der Mitteilung gestellt werden muß. Der Demobilmachungs­
kommissar kann die wiedereinzustellenden oder weiter zu 
beschäftigenden Personen namentlich bestimmen (§ 25, 
Abs.l). 

B. Über das Verfahren bei Beschäftigung Schwerbeschädigter 
vgl. oben S. 86. 

C. Nach dem Betriebsrätegesetz §§ 84 ff., 96 H. ist über einen 
Einspruch gegen die Rechtmäßigkeit der Entlassung 
eines Arbeitnehmers bzw. eines Betriebsratsmitgliedes durch 
den Schlichtungsausschuß zu entscheiden (vgl. oben S. 215ft). 
Auch hier steht also eine Einzelstreitsache zur Verhandlung, 
für die "das gesetzliche Schlichtungsverfahren" Anwendung 

1) Abweichend bezüglich der Vergütung flir Dienste; die infolge un­
rechtmäßiger Kündigung nicht geleistet sind, 1'11 ü 11 er, Jur. Woch. 19 
S. 471. 

2) V gl. He dem an n, Recht- und Wirtschaft 19, S. 188. Unrichtig 
dagegen Funke, Recht und Wirtschaft 20, S. 79 in Verkennung der 
Tatsache, daß es sich hier nicht um echte Schlichtungssachen handelt, 
und daß daher aus der V.O. vom 23.12. 18 und ihrer Vorgeschichte auf 
die V. O. vom 12. 2. 20 bzw. ihre Vorgängerinnen kein Schluß gezogen 
werden kann. Für einschränkende Auslegung zu Gunsten der Gerichte 
auch Müller a. a. O. 

3) Dies gilt jedoch nicht, wenn die Weigerung der Wiederbeschäf­
tigung oder Weiterbeschäftigung auf das Recht sofortiger Entlassung 
aus den gesetzlichen Gründen gestützt wird. Dann ist vielmehr auch 
das ordentliche gerichtliche Verfahren statthaft, und das Schlichtungs­
verfahren ist auszusetzen, wenn ein gerichtliches Verfahren bereits an­
hängig ist oder anhängig gemacht werden soll. Im letzteren Fall nimmt 
das Schlichtungsverfahren aber seinen Fortgang, wenn nicht binnen 
4 Wochen seit der Stellung des Antrags auf Aussetzung die. Erhebung 
der Klage nachgewiesen ist (§ 22, Aba.2). Vgl. hierzu Wiethaus, Mit­
teiJungablatt 8, S.79, und Pelgry, daselbat 11, S.120. 
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finden soll (§ 87, Abs. 1). Der Schlichtungsausschuß kann 
daher nicht nur vom Gruppenrat, sondern auch von einzelnen 
entlassenen Arbeitnehmern angerufen werden (§ 86, Abs. 1).. 

Jedoch schließt dieses Verfahren nicht mit einem Schieds­
spruch, sondern mit einer "Entscheidung" ab, die entweder den 
Einspruch- als unbegründet zurückweist, oder den Arbeitgeber 
zur Weiterbeschäftigung bzw. Zahlung einer Entschädigung 
verurteilt. Diese Entscheidung hat rechtlich den Charakter 
eines gerichtlichen Urteils. Sie besitzt sowohl materielle 
Rechtskraft, da sie für beide Parteien verbindliches Recht 
schafft (§ 87, Abs. 2, Satz 4), und erlangt andererseits formelle 
Rechtskraft mit ihrer Verkündung. Eine VerbincUicherklärung 
kommt daher hier nicht mehr in Frage. Eine Zwangsvoll­
streckung findet dagegen auch aus diesen Entscheidungen 
nicht statt, vielmehr bedarf es hierfür wiederum einer be­
sonderen, auf die Entscheidung gestützten Klage im Wege 
der Arbeitsgerichtsbarkeit. 

D. Nach der vorläufigen Landarbeitsordnung vom 24. 1. 19 
§§ 8, 18, 19 und Schlußbestimmung I (vgl. unten S. 271) sind 
die 8chlichtungsausschüsse zuständig bei Streitigkeiten zwischen 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern der Land- und Forstwirt­
schaft über den Geldwert einer Wohnung, Landnutzung oder 
anderer Naturalleistungen, die keinen Marktwert haben, über 
den Anteil am Ertrage eines Stückes Land, der einem Arbeiter 
zusteht, und über die Angemessenheit des an Kriegsbeschädigte 
und sonstige Erwerbsbeschränkte in der Landarbeit gezahlten 
Lohnes und der ihnen zugemuteten Arbeit. Während indessen 
in den drei anderen Fällen eines besonderen Verfahrens die 
durch die Überweisung begründete Gerichtsbarkeit der Schlich­
tnngsausschüsse eine ausschließliche ist und die Gerichtsbar­
keit der ordentlichen Gerichte dadurch ausgeschlossen wird, 
bleibt für die hier genannten Streitigkeiten der Landarbeiter 
die Gerichtsbarkeit der ordentlichen Gerichte in der Schluß­
bestimmung I zur Landarbeitsordnung ausdrücklich aufrecht 
erhalten. Es wird also für die Landarbeiter die Möglichkeit 
eines Verfahrens vor den Schlichtungsbehörden nur neben 
dem ordentlichen Gerichtsverfahren eröffnet. Doch soll das 
ordentliche Gericht, wenn eine Streitsache der genannten Art 
gleichzeitig bei ihm und dem Schlichtungsausschuß anhängig 
ist, auf Antrag einer Partei die Verhandlung bis zur Erledigung 
des Schlichtungsverfahrens aussetzen, ist aber dann freilich 
bei seiner eigenen Urteilsfindung an die Entscheidung des 
Schlichtungsausschusses nicht gebunden. 
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Das Verfahren vor dem Schlichtungsausschuß kann auch 
hier von dem einzelnen landwirtschaftlichen Arbeitnehmer 
und gegen ihn angerufen werden. Doch finden diejenigen 
Bestimmungen des Schlichtungsverfahrens, die nur für Ge­
samtstreitigkeiten von Bedeutung sind (Art der Anrufung, 
Vorgehen der Schlichtungsbehörden von Amts wegen, Ein­
greifen d.es Reichsarbeitsministeriums, Veröffentlichung) hier 
keine Anwendung (Schlußbestimmung I). Eine Verbindlich­
erklärung des Schiedsspruchs kommt ferner nach richtiger 
Ansicht hier ebenfalls nicht in Frage. 
n. Ein Strafverfahren findet vor dem Schlichtungsaus­

schuß in' denjenigen Fällen statt, in denen einem Arbeitgeber 
('i ne öffentlichrechtliche SclmtzlJflicht hinsichtlich der Beschäf­
tigung oder Nichtbeschäftigung von Arbeitnehmern auferlegt ist, 
deren Übertretung mit "Buße" bedroht ist, sofern der Schlich­
tungsausschuß zur Festsetzung der Buße für zuständig erklärt 
ist. Dies ist in der V.O. vom 12.2.20, § 20 hinsichtlich der 
Pflieht zur Notbeschäftigung (vgl. oben S. 66ff.), und im Gesetz 
über die Beschäftigung Schwerbeschädigter (§ 14, Abs. I) hin­
sichtlich der Pflicht zur Beschäftigung Schwerbeschädigter ge­
schehen (vgl. oben S. 87). 
A. Bei schuldhaftel' Nichterfüllung der Verpflichtung zur Not­

beschäftigung kann der Vorsitzende des Demobilmachungs­
ausschusses bei dem Schlichtungsausschuß die Verhängung 
einer Buße bis zu 10 000 Mark für jede nicht besetzte Ar­
beitsstelle beantragen. Über das hierbei zu beobachtende Ver­
fahren fehlt jede Bestimmung. Es dürfte nach den Vorschriften 
der Strafprozeßordnung zu erfolgen haben, wobei dem Vor­
sitzenden des Demobilmachungsausschusses die Rolle des 
Staatsanwalts, dem Schlichtungsausschuß die des Schöffen­
gerichts zufallen dürfte. Hier ergeht eine eigentliche Ent­
scheidung, die vom Demobilmachungskommissar für voll­
streckbar erklärt werden kann und dann im Verwaltungs­
zwangsverfahren vollstreckt wird. 

B. Bei "vorsätzlichem oder grobfahrlässigem Verstoß gegen die 
Vorschriften des Schwerbeschädigtengesetzes " kann die 
Hauptfürsorgestelle ein gleiches Verfahren einleiten. Hier ist 
wenigstens bestimmt, daß der Beschuldigte vor der Entschei­
dung zu hören ist, und daß gegen die Entscheidung binnen 
4 Wochen Beschwerde an die höhere Verwaltungsbehörde geht, 
welche die Entscheidung nach Rechtskraft für vollstreckbar 
erklären kann. 
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§ 6l. 
Der Entwurf einer Reichsschlichtungsordnung. 

Der Entwurf einer Reichsschlichtungsordnung ist fertiggestellt 
und den Interessenten zur Äußerung zugegangen, dagegen bisher 
noch nicht veröffentlicht, so daß er im einzelnen hier noch nicht 
behandelt werden kann. Gegenüber dem bisherigen Recht ent­
hält der Entwurf wesentliche Änderungen sowohl hinsichtlich 
der Organisation der Schlichtungsbehörden wie des Schlichtungs­
verfahrens. 

I. Als Schlichtnngsbehörden sollen danach Schlich~ungsaus­
schüsse grundsätzlich für den Bezirk jeder unteren Verwaltungs­
behörde errichtet werden. Für Länder oder sonstige größere Be­
zirke sind Landesschlichtungsausschüsse zu bilden, die zuständig 
sein sollen, wenn die beteiligten Arbeitnehmer im Bezirk mehrerer 
Schlichtungsausschüsse beschäftigt sind. Für das Gebiet des 
Reiches endlich ist ein beim Reichsarbeitsministerium zu errich­
tendes Reichseinigungsamt vorgesehen .. Bei jeder dieser Schlich­
tungsbehörden werden Einigungskammern, bei den Landesschlich­
tungsausschüssen und dem Reichseinigungsamt auch Revisions­
kammern gebildet, in denen auch richterliche Beisitzer mitwirken 
sollen. Für die Unternehmungen des Reiches und der Länder 
können Sonderschlichtungsstellen errichtet werden. Vereinbarte 
Schlichtungsstellen gehen den behördlichen Schlichtungsstellen 
grundsätzlich vor. 

n. Für das Schlichtnngsverfahren tritt die höhere Ver­
waltungsbehörde an die bisherige Stelle des Demobilmachungs­
kommissars. Sie kann sich also am Verfahren beteiligen und einen 
Schiedsspruch für verbindlich erklären. Wegen Verletzung von 
Rechtsnormen wird die Revision eingeführt. Ein "Spruchver­
fahren" in Einzelstreitsachen wird grundsätzlich von dem "Eini­
gungsverfahren" unterschieden und besonders gestaltet. Besone 
dere Strafvorschriften dienen der Aufrechterhaltung des Wirt­
schaftsfriedens. 



Allgemeines. 

Sechster Teil. 
N eues Arbeitsrecht einzelner 

Berufsstände. 
§ 62. 

Allgemeines. 
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Das Arbeitsrecht ist ein Sonderrecht bestimmter Berufsstände 
(vgl. oben S. 1). Nicht alle Berufsstände, für die heute ein 
solches Sonderrecht besteht, sind indessen von Anfang an dem 
Arbeitsrecht unterstellt gewesen, vielmehr ist die zunächst auf 
gewerbliche Arbeiter beschränkt gewesene Regelung mwh und 
nach und Schritt für Schritt auf weitere Berufsstände erstreckt 
worden, die einer ähnlichen Regelung bedurften. Die Entwick­
lung des Arbeitsrechts ist also den Weg gegangen, daß auf der 
einen Seite immer neue Gebiete aus dem Bereich des Arbeits­
verhältnisses eine sonderrechtliche Regelung erfahren haben, 
während auf der anderen Seite die Geltung dieses Rechts auf einen 
immer weiteren Personenkreis ausgedehnt worden ist. 

Das neue Arbeitsrecht hat sich im wesentlichen auf den ersten 
Weg beschränkt, wie dies in den Teilen I-V dieses Buches dar­
gestellt ist. Hierbei hat freilich das neue Recht vielfach auch eine 
arbeitsrechtliche Regelung für solche Berufsstände getroffen, für 
die ein Arbeitsrecht bisher nicht bestanden hatte. Denn die 
neuentstandenen Teile des Arbeitsrechts haben zum größten Teil 
ohne weiteres auch für solche Berufsstände Geltung, für die bisher 
ein besonderes Arbeitsrecht nicht bestand. Soweit dies geschehen 
ist, soweit also das neue Arbeitsrecht sowohl für die bisher ge­
schützt gewesenen Berufsstände wie für die neuen Berufsstände 
Geltung hat, ist dieses Recht bei der Darstellung der neuen Ma­
terien des Arbeitsrechts in Teil I-V mitbehandelt. 

Soweit dagegen das neue Recht Bestimmungen enthält, die 
ausschließlich für die Mitglieder einzelner Berufsstände 
gelten, sei es, daß diese Berufsstände den bisher für andere Berufs­
stände geltenden Bestimmungen unterstellt werden, sei es, daß 
neue Bestimmungen getroffen sind, die nur für die Mitglieder 
dieser Berufsstände Geltung haben sollen, sind sie hier zu be­
handeln. 
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Für eine Reihe von Berufsständen, für die eine solche Regelung 
erforderlich wäre, ist sie bisher auch vom neuen Arbeitsrecht nicht 
vorgenommen, und es ist auch eine Neuregelung bisher noch nicht 
in Aussicht gestellt, so vor allem für die geistigen Arbeiter l ), die 
Bühnenangehörigen und die Krankenschwestern 2). Bisher sind 
vielmehr neue Bestimmungen nur ergangen für Landarbeiter 
(Kap. I) und in Aussicht genommen für Dienstboten, Bergarbeiter 
und Heimarbeiter (Kap. II). 

Erstes Kapitel. 

Neues Arbeitsrecht der Landarbeiter. 
§ 63. 

Entstehung und rechtliche Grundlagen. 
1. Nach bisherigem Recht bestand eine völlige Gleichstellung der 

Landarbeiter mit den sonstigen Arbeitnehmern nur für das Gebiet 
der Sozialversicherung3 ). Für das Gebiet des Arbeiterschutzes 
gab es dagegen, abgesehen von den Unfallverhütungsvorschriften 
der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften zum Schutz gegen 
Betriebsgefahren4 ), Bestimmungen für Landarbeiter überhaupt 
nicht. Für das Gebiet des Arbeitsvertrages galten im allgemeinen 
die Vorschriften des B.G.B. über den Dienstvertrag mit einer 
Reihe von Abwandlungen, die sich aus der Eigenart der Landwirt­
schaft nach Landesrecht oder örtlichen Gewohnheiten ergaben 5); 
auch war landesrechtlieh der Bruch des Arbeitsvertrages mit 
Strafe bedroht 6). Und auf dem Gebiet der Arbeitsverfassung 
endlich war die Bildung von Koalitionen landesrechtlich bei Ver­
meidung von Strafe verboten 7). 

1) Über diese vgl. Potthoff, Arbeitsrecht 1919, S.108, sowie Soziale 
Praxis 28, S. 639. 

2) Vgl. ReicheI, Dienstvertrag der Krankenpflegerinnen, Jena 1910, 
sowie Potthoff, Soziale Praxis 29, S.279. 

3) Doch bestehen auch in der Kl'anken- und Unfallversicherung eine 
Reihe von Besonderheiten. 

4) Vgl. Noetel, Die Unfallverhütung bei la}}.uwirtschaftlichen Ma­
schinen, Posen 1914 (Rehfeldsche Buchhandlung). Ahnliche Bestimmungen 
bestanden fiil' das Gebiet des früheren Königreichs Hannover (§ 59 des 
Polizei-Strafgesetzbuches vom 25. 5. 47), in Anhalt (§ 6 des Ges. vom 
16. 4. 1899), in Reuß j. L. (§ 5 des Ges. vom 12. 5. 1900) u.nu in Elsaß­
Lothringen (Art. 414 des Code penal iu der Fassung des französ. Ges. 
vom 25. 5. 64). 

5) Vgl. Schlegelbergel', Das Landarbeiterrecht, Berlin 1907 (Hey­
manns Verlag). 

6) Preuß. Gesetz vom 24. 4. 54. 
7) V gl. Anm. 6. 
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Durch den Aufruf des Rates der Vol1{sbeauftragtenvom12. 11. 18. 
wurden die "Ausnahmebestimmungen gegen die Landarbeiter" 
außer Kraft gesetzt. Damit sind diejenigen Gesetze gemeint, 
die eine Schlechterstellung der Landarbeiter gegenüber sonstigen 
Arbeitnehmern hinsichtlich ihrer Stellung als Arbeitnehmer, also 
aus dem Arbeitsverhältnis und der Arbeitsverfassung, zum Gegen­
stande haben. 

Für das Gebiet der Arbeitsverfassung hat inzwischen eine 
völlige Neuregelung für sämtliche Arbeitnehmer stattgefunden, 
die sich vollinhaltlich auch auf die Landarbeiter bezieht (vgl. 
oben S. 161ff., 177), Für den Arbeiterschutz der Landarbeiter 
sind Bestimmungen auch seit der Neuordnung der Verhältnisse 
nicht ergangen. Dagegen ist das Recht des landwirtschaftlichen 
Arbeitsvertrages nunmehr neu geregelt worden. 

Dieses Recht war schon bisher unzulänglich und lückenhaft 
geregelt gewesen. Infolge der Aufhebung war es aber nunmehr 
teilweise überhaupt ungeregelt, so daß es für die rechtliche Be­
urteilung an jeder anzuwendenden Rechtsnorm fehlte. Denn die 
"Aufhebung der Ausnahmegesetze gegen die Landarbeiter" be­
deutete ja noch nicht die Unterstellung der Landarbeiter unter 
das besondere Arbeitsrecht anderer Berufsstände. 

Um diese Lücke auszufüllen, haben die Beteiligten selbst eine 
Neuregelung des Arbeitsrechts der Landarbeiter vorgenommen: 
Auf Grund eines amtlich bekannt gemachten 1) Aufrufes der großen 
Verbände der landwirtschaftlichen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
waren nämlich zum Zwecke der Vermehrung und Erfassung der 
landwirtschaftlichen Erzeugung gemeindeweise Bauern- und 
Landarbeiterräte gebildet worden. Sie bestanden aus mindestens 
je drei im Hauptberuf selbständigen Landwirten einerseits und 
landwirtschaftlichen Arbeitern und sonstigen ortsansässigen Per­
sonen, die ganz oder vtJrwiegend landwirtschaftlichen Interessen 
dienstbar sind, andererseits, und hatten sich ihrerseits wieder­
um am 3. 12. 18 in dem Reichs-Bauern- und Landarbeiterrat in 
Berlin zusammengeschlossen. Dieser Reichs-Bauern- und Land­
arbeiterrat nun arbeitete, obwohl er nach dem obigen zu ganz 
anderen Zwecken gebildet war, in Erweiterung seiner ursprüng­
lichen Zusttindigkeit alsbald unter Hinzuziehung von Vertretern 
des Reichsarbeitsministeriums und Preußischen Landwirtschafts­
ministeriums eine "vorläufige Landarbeitsordnung" aus und be­
antragte bei der Reichsregierung, dieser Ausarbeitung Gesetzes-

1) Bekanntmachung des Staatssekretärs des Reichsernährungsamts 
vom 22.11.18. Reichsanzeiger Nr. 278 vom 25.11.18. 
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kraft beizulegen. Diesem Antrage hat die Reichsregierung durch 
die Verordnung betreffend eine vorläufige Landarbeitsordnung 
vom 24. 1. 19 (R.G.BI. S. 111) unter Hinzuziehung von zwei 
Schlußbestimmungen über den Rechtsweg und die Aufrecht­
erhaltung des § 618, Abs. 2 und 3 B.G.B. entsprochen!). 

Die Landarbeitsordnung ("L.A.O.") ist daher der Form nach 
eine Rechtsvereinbarungzwischen den beteiligten, im Reichs­
Bauern- und Landarbeiterrat zusammengeschlossenen Verbänden, 
und ist auch als solche verkündet; doch ist zugleich in der Ver­
kündung jener Vereinbarung Gesetzeskraft beigelegt worden. Die 
Landarbeitsordnung bezeichnet sich selbst nur als eine vorläufige 
Regelung. Sie enthält nicht etwa eine Kodifikation des gesamten 
Landarbeiterrechts, sondern lediglich eine Aneinanderreihung 
einzelner Vorschriften über Fragen, deren Regelung besonders 
dringend erschien. Soweit eine reichsrechtliche Regelung nicht ge­
troffen ist, ist daher eine Ergänzung durch Landesrecht statthaft. 

H. Ihrer rechtlichen Natur nach enthalten die Bestimmungen 
der L.A.O. ausnahmslos kein öffentliches Schutzrecht, sondern 
lediglich privatrechtliches Arbeitsvertragsrecht. Sie setzen die 
Geltung der Vorschriften des B.G.B. über den Dienstvertrag vor­
aus und wollen diese Vorschriften nur durch Sonderbestimmungen 
ergänzen (§ I). Die Einhaltung und Durchführung dieser Be­
stimmungen wird daher nicht durch Aufsicht, Zwang und Strafe 
gesichert, sondern ist, wie die Einhaltung jeder anderen Vertrags­
pflicht, den Beteiligten selbst überlassen. Im Fall der Nicht­
erfüllung bestehen daher lediglich die aus jedem Arbeitsvertrage 
im Fall der Nichterfüllung der Vertragspflichten des Arbeit­
gebers dem Arbeitnehmer zustehenden Rechte (Klage auf Er­
füllung, Schadenersatz wegen Nichterfüllung, Lohnanspruch bei 
Annahmeverzug des Arbeitgebers trotz nichterfüllter eigener 
Arbeitsleistung). Doch sind die Bestimmungen der L.A.O. grund­
sätzlich zwingend und können durch Vertrag nicht abgeändert 
werden. Nur in den Fällen, in denen eine Bestimmung ausdrück­
lich als bloße Sollvorschrift gefaßt ist, nämlich in den Fällen der 

1) Erläuterungen zur L.A.O. von Fe i g (Verlag Vahlen), 2. Auflage, 
Rosenfeld (Verlag Gesellschaft und Erziehung, Berlin), v. Volkmann­
Böttger (Verlag Deutsche Tageszeitung), vgl. ferner Schmidt, Soziale 
Praxis 28, S.382 und Recht u. Wirtschaft 19, S.75, Böttger, Jur. Woch. 
19, S.210 und Gewerbe- und Kaufmannsgericht 24, S.133, Feig, Gew.­
u. Kaufm.Ger. 24, S.2lO, Arbeiterrechtsbeilage zum Korrespondenzblatt 
der Generalkommission der Gewerkschaften 19, S. 17, sowie 1\1 end eis 0 ll, 
Der gegenwärtige Stand der Landarbeiterfrage mit besonderer Berück­
sichtigung der neuesten Veränderungen des landwirtschaftlichen Arbeits­
vertrages (Parey, Berlin). 
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§§ 6, 7, Abs. 2, 8, 11, 12, Satz 2, 15, 18, ist eine Änderung durch 
Parteivereinbarung zulässig. Aber auch die zwingenden Be­
stimmungen der L.A.O. enthalten eine unabänderliche Bindung 
nur hinsichtlich einer SchlechtersteIlung der Landarbeiter. Ge­
setzliche oder vertragliche Bestimmungen, die den Arbeitnehmer 
günstiger stellen als nach der Landarbeitsordnung, bleiben da­
gegen aufrecht erhalten. 

IH. Der Geltungsbereich der Landarbeitsordnung ist in 
persönlicher und sachlicher Beziehung, sowie hinsichtlich des 
Grundes der Beschäftigung beschränkt. 
A. In persönlicher Beziehung gilt die L.A.O. für Arbeiter 

und Angestellte jeder Art ohne Rücksicht auf die Dauer ihrer 
Beschäftigung!), also auch für Gelegenheitsarbeiter, landwirt­
schaftliches Gesinde, Facharbeiter und Angestellte höherer 
Grade 2). Sie gilt dagegen nicht für häusliches Gesinde 3) . 

B. Der Gegenstand des Unternehmens, in dem diese Personen 
beschäftigt sein müssen, um der Landarbeitsordnung zu unter­
stehen, ist die Land- und Forstwirtschaft einschließlich ihrer 
Nebenbetriebe. Unter Land- und Forstwirtschaft ist die 
Bewirtschaftung eines Stückes· Land von beliebiger Größe 
durch Bebauung mit Feldfrüchten oder Nutzung des Wild­
wuchses zu verstehen, während eine reine Viehwirtschaft 
sowie Lohn-Drescherei und -Pflügerei nicht hierher gehört. 
Als Nebenbetriebe gelten solche gewerblichen Betriebe, in 
denen in der Land- oder Forstwirtschaft gewonnene Erzeug­
nisse eines Gutes 4) weiter verarbeitet werden, z. B. Brennereien. 

C. Der Rechtsgrund der Beschäftigung muß ein Arbeitsvertrag 
sein. Erfolgt die Beschäftigung dagegen aus anderem Rechts­
gTunde, vor allem familienmäßiger Abhängigkeit, Fürsorge­
erziehung, Gefangenenarbeit u. dgl., so finden die Vorschriften 
der Landarbeitsordnung keine Anwendung. 
IV. Die Regelung der Landarbeitsordnung umfaßt nicht das 

ganze Gebiet des landwirtschaftlichenArbeitsvertrages, sondern nur 
einzelne Teilgebiete, nämlich den Abschluß des Arbeitsvertrages 
(§ 64), die Arbeitszeit (§65), den Arbeitslohn (§ 66), die Auflösung des 
Arbeitsvertrages (§ § 67) und den Erlaß einer Arbeitsordnung (§ 68). 

1) A. M. Böttger, Jur. Woch.19, S. 210, und Gewerbe-u.Kaufmanns­
gericht 1919, Spalte 133ff. Dagegen Feig, daselbst, Spalte 212. 

2) Feig, Anm. 4a-f zn § 1. 
3) Landwirtschaftliches und häusliches Gesinde unterstehen daher 

verschiedenen Rechtsgrundsätzen und im Streitverfahren verschiedenen 
Gerichtsorganen, Böttger, Ju1'. Woch. a. a. O. 

4) Nicht dagegen der gemeinsame Betrieb für mehrere Güter. Rosen­
feld zu §1. Schmidt, Recht und Wirtschaft 19, S.75. 

Kaskel, Arbeitsrecht. 18 
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§ 64. 
Abschluß des Arbeitsvertrages. 

Der Abschluß des landwirtschaftlichen Arbeitsvertrages ist 
einmal dahin geregelt, mit wem ein gültiger Arbeitsvertrag ab­
geschlossen werden kann, und andererseits, welcher Form ein solcher 
Vertrag bedarf. 

1. Grundsätzlich darf der Arbeitsvertrag mit jedem Arbeit­
nehmer, der dazu bereit ist, abgeschlossen werden, ohne Rück­
sicht auf Alter, Staatsangehörigkeit und Geschlecht. Es besteht 
uaher auch nach neuem Recht kein Kinder- und Jugendschutz, 
der die Beschäftigung in der Landwirtschaft unter einem be­
stimmten Mindestalter verbietet. Eine Bestimmung über die 
Anwerbung von Ausländern, die für die landwirtschaftlichen 
Erntearbeiten nötig sind, ist zwar angekündigt, aber noch nicht 
ergangen. 

Nur für Frauen gilt nach § 14 Abs. 2 eine Ausnahme, wenn 
sie ein größeres Hauswesen zu besorgen, vor allem Gehilfen, die 
nicht zur eigenen Familie gehören, zu beköstigen haben, wie dies 
beim Hofgängersystem üblich ist. In diesem Falle dürfen Frauen 
bei Vermeidung der Nichtigkeit des Vertrages zu Arbeiten nur 
insoweit verpflichtet werden, als dies ohne erhebliche Beein­
trächtigung ihrer häuslichen Pflichten möglich ist. Nur für Not­
fälle ist die Ausbedingung einer darüber hinausgehenden Arbeit 
zulässig. 

11. Die Form des Abschlusses eines landwirtschaftlichen Ar­
beitsvertrages ist zwar grundsätzlich keine andere als die jedes 
anderen Vertrages. Es genügt also die bloße Willenseinigung der 
Parteien. In zwei Fällen besteht hiervon indessen eine Ausnahme: 
A. Für Dienstverträge von mehr als halbjähriger Dauer be­

darf es, bei Vermeidung der Nichtigkeit des Vertrages, der 
Schriftform, wenn im Vertrage Sachleistungen irgendwelcher 
Art statt des Geldlohnes oder neben ihm vereinbart werden, 
und zwar nicht nur für die Festsetzung des Wertes dieser 
Sachleistungen (vgl. B), sondern für den ganzen Inhalt des 
Vertrages. Doch gilt dies nicht, soweit für den Betrieb ein 
Tarifvertrag besteht (§ 2). 

B. Sachleistungen sollen, wenn sie als Lohn oder Teil des 
Lohnes gewährt werden, mit ihrem Geld wert ßchriftlich 
festgesetzt werden, auch wenn es sich Um keinen der zu A 
genannten Verträge handelt. Doch ist dies nur eine Soll­
vorschrift, deren Außerachtlassung die Gültigkeit des Ver­
trages nicht berührt (§ 8). 
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§ 65. 
Arbeitszeit. 

Die Bestimmungen über die Arbeitszeit der Landarbeiter haben 
lediglich die Bedeutung, daß die Arbeitszeit in landwirtschaft­
lichen Arbeitsverträgen rechtswirksam nur im Rahmen dieser 
Bestimmungen geregelt werden kann, und daß daher abweichende 
Bestimmungen nichtig sind; sie haben dagegen keine schutzrecht­
liche Wirkung (vgl. oben S. 272). Derartige Bestimmungen be­
stehen sowohl bezüglich des einzelnen Arbeitstages wie der ein­
zelnen Arbeitswoche. 

I. Bezüglich des Arbeitstages bestehen Bestimmungen nur 
über die Höchstdauer der Beschäftigung und ihre Unterbrechung, 
nicht dagegen über ihre Verteilung auf die einzelnen Tagesstunden. 
A. Die Höchstdauer der täglichen Arbeitszeit ist dahin ge­

regelt, daß einmal bestimmt wird, wieviel Stunden die Be­
schäftigung betragen darf, ferner was als Arbeitszeit gilt, und 
endlich welches die Folgen einer Überschreitung sind. 
1. Die Stundenzahl, für die eine Beschäftigung für den 

einzelnen Arbeitstag höchstens vereinbart werden darf, 
ist nicht ein für allemal einheitlich vorgeschrieben. Denn 
eine solche Regelung wäre für die Landwirtschaft, deren 
Arbeiten auf Witterung und bestimmte Jahreszeiten an­
gewiesen sind, praktisch nicht durchführbar. Darum ist 
die Regelung hier sowohl für die verschiedenen Tage wie 
für die verschiedenen Jahreszeiten verschieden. Zu diesem 
Zweck gibt· es hier keinen gleichförmigen Maximalarbeits­
tag, sondern nur einen Durchschnitts-Maximalarbeitstag, 
und auch die Länge eines solchen Durchschnittstages wird 
für die verschiedenen Jahresdrittel verschieden bestimmt. 
Sie beträgt nämlich in 4 Monaten durchschnittlich 8, in 
weiteren 4 Monaten 10, in weiteren 4 Monaten höchstens!) 
11 Stunden. Es ist nicht erforderlich, daß die 4 Monate 
jeweilig einheitlicher Regelung zusammenhängen, wenn 
nur insgesamt für das Jahr eine solche Regelung getroffen 
ist (§ 3, Satz 1). 

2. Als Arbeitszeit gilt auch der Weg vom Hof zur Arbeit 
und der Rückweg von der Arbeit, nicht dagegen die Zeit 
der Pausen und eine Fütterungszeit bei den Arbeits­
gespannen (§ 4). 

1) Die Zahl von 11 Stunden ist also keine Dmchschnittszahl, sondern 
die höchste fltr den Arbeitstag zulässigerweise zn vereinbarende Stunden­
zahl. Fe i g, Anm. 4 zu § 3. 

18'" 
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3. Eine Überschreitung der vereinbarten Arbeitszeit hat 
lediglich zur Folge, daß die über die Arbeitszeit hinaus 
geleisteten Arbeitsstunden als Überstunden besonders zu 
vergüten sind. 

B. Eine Verteilung der Arbeitszeit durch Bestimmungen über 
Nachtruhe bzw. den frühest zulässigen Beginn oder spätest 
zulässigen Schluß der Arbeit ist für die Landwirtschaft nicht 
geregelt. 

C. Eine Unterbrechung der täglichen Arbeitszeit durch Pausen 
ist endlich nur für das Sommerhalbjahr vorgeschrieben. In 
dieser Zeit ist eine Pause von mindestens 2 Stunden täglich 
zu gewähren. Doch ist eine Zerlegung der einheitlichen Pause 
in mehrere kürzere Pausen zulässig, wenn nur· die Gesamt­
dauer der Pausen 2 Stunden nicht überschreitet (§ 5). 

Ferner sind Arbeiterinnen, die ein Hauswesen zu versorgen 
haben, nach § 14 so früh von der Arbeit zu entlassen, daß sie 
eine Stunde vor der Hauptmahlzeit in ihrer Häuslichkeit 
eintreffen. 

Eine Unterbrechung der täglichen Arbeitszeit durch Mindest­
ruhezeiten ist dagegen nicht vorgesehen. 
H. Hinsichtlich der Arbeitswoche enthält die Landarbeits­

ordnung Bestimmungen nur über Feiertagsruhe, während weder 
eine Höchstdauer der wöchentlichen Arbeitszeit, noch eine Unter­
brechung der Wochenarbeit geregelt sind. Nach § 12 dürfen 
nämlich an Feiertagen nur naturnotwendige Arbeiten (wie Füt­
terung und Pflege der Tiere) und dringliche Arbeiten vorgenommen 
werden. Als dringlich kommen hauptsächlich Ernte- und Be­
stellungsarbeiten in Betrachtl). 

Dadurch, daß ferner dringende Arbeiten besonders zu ver­
güten sind (vgl. unten), soll ein weiterer mittelbarer Druck auf 
möglichste Einschränkung der Feiertagsarbeit ausgeübt werden. 

Arbeiterinnen, die ein Hauswesen zu versorgen haben, sind 
an den Tagen vor Wei4nachten, Ostern und Pfingsten von der 
Arbeit zu befreien (§ 14). 

§ 66. 
Arbeitslohn. 

Über den Arbeitslohn der landwirtschaftlichen Arbeitnehmer 
enthält die Landarbeitsordnung keine vollständige Regelung, 
sondern nur Einzelbestimmungen für die Höhe des Lohnes, die 
Zeit der Lohnzahlung, die Sicherung des Lohnes und den Sachlohn. 

1) Feig, Anm.3 zu § 12. 
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I. Bezüglich der Höhe des Lohnes ist geregelt der über­
stundenlohn,. die Verteilung des Lohnes auf das Jahr und die 
Anrechnungsfähigkeit anderer Bezüge auf den Lohn. 
A. Für den Überstundenlohn bestehen Bestimmungen darüber, 

wann und in welcher Höhe er zu zahlen ist. 
1. Eine Pflicht zur Zahlung des überstundenlohnes be­

steht bei überschreitung der Höchstarbeitszeit und bei 
Feiertagsarbeit (§ 3, Satz 2). 

2. Die Höhe des überstundenlohnes soll für jede überstunde 
mindestens 1J10 des Ortslohnes im Sinne derR.V.O. mit 50% 
Aufschlag betragen, für dringende Sonntagsarbeit aber den 
doppelten Ortslohn (§§ 11, 12, Satz 2). 

B. Eine Verteilung des Lohnes auf das Jahr ist für Jahres­
verträge insofern geregelt, als die Vergütung auf die ver­
schiedenen Jahreszeiten nicht so verteilt sein darf, daß die 
Entlohnung in der Winterzeit in auffälligem Mißverhältnis 
zur Entlohnung in der Sommerzeit steht (§ 9). Eine ange­
messene Verteilung, die der tatsächlichen Mehrarbeit im 
Somrper entspricht, ist dagegen zulässig. 

C. Eine Anrechnung von Renten irgendwelcher Art, vor allem 
von Kriegsbeschädigtenrenten, auf den .Lohn ist unzulässig 
(§ 19). Jeder ist vielmehr nach seiner tatsächlichen Arbeits­
fähigkeit ohne Rücksicht auf etwaigen Rentenbezug zu ent­
lohnen. 
11. Die Zeit der Lohnzahlung ist eine verschiedene bei 

Geldlohn und bei Sachlohn. 
A. Geldlohn ist in der Regel wöchentlich zu zahlen (§ 6). Doch 

sind abweichende Vereinbarungen zulässig und vor allem bei 
landwirtschaftlichen Beamten üblich, bei denen die Gehalts­
zahlung regelmäßig monatlich stattfindet. 

B. Ein Sachlohn, soweit er in Naturalien besteht, ist dagegen 
in der Regel vierteljährlich zu zahlen, sofern nicht Art und 
Gebrauch der Bezüge (z. B. Milch) eine längere oder kürzere 
Lieferungsperiode voraussetzen. 
IU. Eine Sicherung des Lohnes ist durch Aufnahme einer 

einschränlmnden Bestimmung über die Zulässigkeit von Lohn­
ein behaltungen vorgesehen (§ 10). 

Lohneinbehaltungen können sowohl zugunsten des Arbeit­
gebers (z. B. Ansammlung einer Kaution), wie des Arbeitnehmers 
(z. B. Versicherungsbeiträge, Sparzwang) vorgenommen werden. 
Sie begründen ein Recht des Arbeitgebers auf Nichtauszahlung 
des einbehaltenen Lohnteiles, jedoch unter Reservierung des nicht 
ausgezahlten Lohnes für den Arbeitnehmer, 
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Vertragliche Vereinbarungen zwischen Arbeitgeber und Ar­
beitnehmer über Einbehaltung des Lohnes sind nach herrschender 
Ansicht 1) grundsätzlich rechtlich zulässig, soweit nicht besondere 
Ausnahmebestimmungen bestehen. Eine solche Ausnahmebe­
stimmung enthält nunmehr nach dem Vorbild des § 119a Gew.O. 
auch der neue § 10 der L.A.O. Doch gilt diese Ausnahmebestim­
mung nur für Einbehaltungen zur Sicherung des Schadensersatzes 
bei Vertragsbruch, während sonstige Fälle der Einbehaltung da­
durch nicht berührt werden und daher zulässig bleiben. Die Ein­
schränkung besteht darin, daß eine solche Einbehaltung nur 
gegenüber dem Barlohn, nicht gegenüber dem Sachlohn zulässig 
ist, und daß sie 1/4 der jeweilig fälligen einzelnen Lohnzahlung 
und insgesamt das 15fache des Ortslohnes im Sinne der R.V.O. 
nicht übersteigen darf. 

IV. Der Sacluolm ist nach Qualität, Bemessungsform und 
Ersatz bei Nichtlieferung geregelt. 
A. Der Qualität nach muß ein Sachlohn, der in Naturalien be­

steht, in ·Waren von mittlerer Beschaffenheit der Ernte .ge­
liefert werden (§ 7). Der Arbeitgeber darf also einerseits nicht 
die schlechteste Qualität aussuchen, sondern hat mindestens 
Mittelware zu liefern, aber andererseits nur 'Vare von Mittel­
qualität seiner eigenen Ernte. Er braucht also, wenn diese 
schlecht ausgefallen ist, weder die beste Qualität seiner eigenen 
Ernte zu liefern, noch andere, elie eigene Ernte qualitativ über­
treffende Ware von Mittelqualität anzukaufen. 

I) So insbesondere Lotmar, Arbeitsvertrag I, S.451, Landmann, 
Anm. 2a zu § 119a Gew.O.; dagegen Sinzheimer, Lohn und Aufrech­
nung S. 108. Richtig ist in der Tat, daß hier weder § 394 noch § 273 
B.G.B. in Frage kommt, da eine Fordernng, der gegenüber aufgerechnet 
werden könnte, oder die zur Zurückbehaltung berechtigte, zur Zeit der 
Einbehaltung noch gar nicht besteht. Entsteht eine solche Forderung 
später, und will der Arbeitgeber sich dafür an deu einbehaltenen Lohn 
halten, so handelt es sich aber nicht mehr um eine (nicht pfändbare) Lohn­
forderung, sondern um stehengebliebenen Lohn, demgegenüber Pfändung 
wie Aufrechnung unbeschräukt zulässig sind. Auch wird bei der Ein­
behaltung nicht ein Pfandrecht des Arbeitgebers an der Lohnforderung 
begründet (so Si n z he i m er), da eine pfandrechtlieh zu sichernde Forde­
rung noch gar nicht vorhanden ist, uoch auch künftig zu entstehen braucht 
(Einbehaltung zugunsten des Arbeitnehmers!). Man wird vielmehr mit 
Sigel (Der gewerbliche Arbeitsvertrng, Stuttgart 1903, S. 134/35 )zu unter­
scheiden haben die vertragliche Verpflichtung, .!lich den küuftig fällig 
werdenden Lohn einbehalten zu lassen, und die Uberlassung des fälligen 
Lohnes zur Einbehaltung. Erstere enthält zugleich eine unzulässige Ver­
fügung (Erlaß der Auszuhlungspflicht) über die Lohnforderung und ist 
daher stets rechtsunwirksam. Letztere ist dagegen unbeschränkt zu­
lässig, soweit nicht Ausnahmebestimmungen (§ 119 a Gew.O., § 10 L.A.O.) 
elltgegenstehen. 
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Wohnungen sollen in sittlicher und gesundheitlicher Be­
ziehung einwandfrei sein. Bei Verheirateten sollen sie ferner 
unter Berücksichtigung der Kinderzahl und Geschlechter aus­
reichend, bei Ledigen wenigstens heiz bar, verschließbar und 
mit einer Mindestausstattung versehen sein, die aus Bett, 
Tisch, Stuhl, verschließbarem Schrank und Waschgelegenheit 
bestehen soll (§ 15). Doch ist diese Bestimmung eine Soll­
vorschrift. Sie dürfte auch nur für ständige Kontraktarbeiter 
(Gutstagelöhner) gelten, dagegen nicht für die Wanderarbeiter, 
denen nur eine vorübergehende Unterkunft zu gewähren ist l ). 

B. Die Bemessung des Naturallohnes soll in der Regel nach 
metrischen Maßen und Gewichten2) erfolgen (§ 7). 

C. Im Falle der Nichtlieferbarkeit des Naturallohnes, z. B. 
wegen Mißernte oder behördlicher Beschlagnahme, sind die 
zu liefernden Naturalien in bar nach dem amtlichen Erzeuger­
höchstpreis, oder wenn ein solcher Preis nicht besteht, nach 
dem Marktpreis des nächsten Marktortes zu vergüten (§ 7, 
Abs.3). 

§ 67. 

Auflösung des Arbeitsvertrages. 
Hinsichtlich der Auflösung des Arbeitsvertrages landwirt­

schaftlicher Arbeitnehmer sind einmal die Gründe geregelt, die 
eine sofortige Lösung des Vertrages rechtfertigen, und ferner die 
Wirkung vorzeitiger Auflösung auf den Lohn. 

I. Wichtige Gründe zur sofortigen Lösung des Vertrages 
sind nach § 16 "alle Umstände, mit Rücksicht auf welche die 
Fortsetzung des Dienstvertrages einer Vertragspartei nicht zu­
gemutet werden kann". Als Beispiele solcher Unlstände, die stets 
die sofortige Lösung des Vertrages rechtfertigen, nennt das Gesetz 
Tätlichkeiten, grobe Beleidigungen, unsittliche Zumutungen im 
Arbeitsverhältnis, beharrliche Verweigerung oder grobe Vernach­
lässigung der Dienstleistungen, wiederholt unllünktliche Lohn­
zahlung, anhaltend schlechte Kost und gesundheitsschädliche 
Wohnung. Diese Gründe sind zwar nicht erschöpfend, sondern 
sollen nur den allgemeinen Grundsatz erläutern. Da der allge­
meine Grundsatz aber zwingendes Recht enthält und durch Ver-

1) Vg): für das bisherige Recht Schlegelberger, Landarbeiterrecht 
S.73ff. Uber diesen neuen Bestimmungen ist § 618 B.G.B. in der Schluß­
bestimmung II ausdrlicklich aufrecht erhalten. 

2) An Stelle der veralteten, bisher aber immer noch vielfach üblichen 
Bemessung nach Scheffel und Wispel. Schmidt, Recht u. Wirtschaft 19, 
8.77. 
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einbarung nicht ausgeschlossen werden kann, so hat jene Auf­
zählung die Bedeutung, daß auch die darin genannten Gründe 
jedenfalls unter allen Umständen, und zwar kraft zwingenden 
Rechts, zur Lösung des Vertrages berechtigen und durch Partei­
vereinbarung als Auflösungsgründe nicht ausgeschlossen werden 
können 1). 

Dagegen ist andererseits politische und gewerkschaftliche Be­
tätigung2) niemals ein Entlassungsgrund und kann auch vertraglich 
nicht dazu gemacht werden. 

n. Die Wirkung vorzeitiger Vertragsauflösung auf den 
Lohn ist einmal hinsichtlich der Wohnung, andererseits hinsicht­
lich der Überlassung des Ernteertrages vom Deputatland ge­
regelt. 
A. Hinsichtlich der Wohnung ist zu unterscheiden, ob der Arbeit­

nehmer die vorzeitige Auflösung des Vertrages verschuldet hat 
oder nicht. 
1. Hat der Arbeitnehmer die vorzeitige Auflösung des Ver­

trages nicht verschuldet, so ist ihm die Wohnung, wenn 
er seinen eigenen Hausstand geführt hat, für sich und seine 
Familie noch auf die Dauer von 3 'Vochen nach der vor­
zeitigen Auflösung des Vertrages3 ) unentgeltlich zu über­
lassen. 

2. Hat er dagegen die vorzeitige Auflösung des Vertrages ver­
schuldet, so steht ihm die Benutzung der Wohnung nur 
auf eine Dauer von 2 Wochen nach der Auflösung, und nur 
gegen Bezahlung einer Vergütung zu, die dem Wert der 
Wohnung entspricht. Auch kann dem Arbeitnehmer in 
diesem Falle nach Wahl des Arbeitgebers statt der bis­
herigen Wohnung eine angemessene anderweitige Unter­
kunft zur Verfügung gestellt werden. 

B. Der Ernteertrag vom Deputatland ist dem Arbeitnehmer 
bei vorzeitiger Vertragsauflösung nach dem Verhältnis der 
von ihm bisher darauf verwendeten Arbeit und unter Berück­
Richtigung de'1 DurchsC'hnittsertrage'3 der Fläche zu belassen, 
und zwar ohne Unterschi(~d, ob der Arbeitnehmer die Auf­
lösung ver~chuldet hat oder nicht (§ 18). Dies ii:'t eine wesent­
liche Besserstellung gegenüber dem bisherigen Recht, da nach 
der bisheligen Rechtsprechung nur die Saatkosten und Ersatz 

1) Ebenso Feig, Anm.4 zu § 16. 
2) Dazu gehört nach Böttger, Gew.- u. Kaufm.Gericht 24, S.143, 

auch Streik. Dagegeu, m. E. mit Recht, einschränkend Feig, daselbat 
S. 213 für Streiks, die unter Kontraktbl'uch erfolgen. 

3) Jedoch nicht über die ordnungsmäßige Vertragsdauer hinaus. 
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dm .Aufwendungen zu erstatten waren 1). Doch enthält di~ 
Bestimmung nur dispositives Recht, so daß also abweichende 
Vereinbarungen auch jetzt noch zulässig sind. 

§ 68. 

Arbeitsordnung. 
Nach § 13 L.A.O. in der Fassung des § 104 VII des Betriebs­

rätegesetzes ist in aJlen Betrieben der Land- und Forstwirtschaft, 
in denen ein Betriebsrat besteht, eine Arbeitsordnung zu erlassen 
und an sichtbarer Stelle auszuhängen. 

Da diese Pflicht ihrem Wesen nach eine Vertragspflicht gegen­
über den ~inzelnen Arbeitnehmern nicht sein kann, andererseits 
die Möglichkeit einer Erzwingung der dem Arbeitgeber auferlegten 
Pflichten durch Aufsicht oder Strafe nach der L.A.O. überhaupt 
fehlt (vgl. oben S. 272), so handelt es sich hier um eine lex im­
perfecta. Höchstens kann der Betriebsrat durch Anrufung des 
Schlichtungsausschusses einen moralischen Druck ausüben, wäh­
rend eine Klage auch auf Grund eines für verbindlich erklärten 
Schiedsspruchs mangels einer klagberechtigten Partei nicht er­
hoben werden kann 2). 

Die Arbeitsordnung hat Bestimmungen über die Arbeitszeit, 
etwaige Strafen und die Verwendung der Strafgelder zu enthalten. 
Diese Verwendung muß zum Besten der Arbeiter des Betriebes 
erfolgen. 

Kapitel H. 

Das kitnftige Arbeitsrecht sonstiger 
Berufsstände. 

Während für die landwirtscbaftlichenArbeitnehmer ein Sonder­
arbeitsrecht wenigstens teilweise und vorläufig erlassen ist, ist 
der Erlaß neuen Arbeitsrechts für eine Reihe weiterer Berufs­
stände zwar in Aussicht genommen und bereits in Vorbereitung 
begriffen, bisher aber noch nicht erfolgt, nämlich für die Dienst­
boten (§ 69), die Bergarbeiter (§ 70) und die Heimarbeiter (§ 71). 

1) Sc h mi d t, Recht und Wirtschaft 19, S. 78. 
2) Oder aber man müßte, etwa in Weiterbildung meiner Ausfiihrungen 

über die rechtliche Stellung der Betriebsvertretuugen (vgl. oben S.174), 
eine Klage der "Arbeiterschaft, vertreten durch den Betriebsrat", zu­
lassen. Doch sc·heint mir das bedenklich, da eine Parteifähigkeit der 
Arbeiterschaft nur im Schlichtungsverfahren, dagegen nicht im ordent­
lichen Gerichtsverfahren anerkannt ist (vgl. oben S. 175 Anm. 1). 
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§ 69. 
Dienstboten. 

Das besondere Arbeitsrecht der Dienstboten (oder, wie sie nun­
mehr vielfach bezeichnet werden, der "Hausangestellten ") 1) war bis­
her in denlandesrechtlichen Gesindeordnungen geregelt. Durch den 
Aufruf des Rates der Volksbeauftragten vom 12.11. 18Nr. 8 sind in­
dessen sämtliche Gt;lsindeordnungen außer Kraft gesetzt. Damit sind 
die Dienstboten bis zu anderweitiger gesetzlicher Regelung den Be­
stimmungen des B.G.B. über den Dienstvertrag unterstellt 2). 

Diese Bestimmungen enthalten indessen für eine Reihe von 
Fragen, die sich aus der besonderen Natur des Dienstbotenver­
hältnisses ergeben, eine Regelung nicht. Würde daher die Be­
stimmung über die Aufhebung der Gesindeordnungen ihrem vollen 
Wortlaute nach Geltung beanspruchen, und für die Dienstboten 
ausschließlich das Recht des B.G.B. zu gelten haben, so wäre der 
Arbeitsvertrag der Dienstboten zurzeit zum großen Teil völlig 
ungeregelt. Auch wäre dann in einer Reihe von Punlden die 
Rechtslage der Dienstboten gegenüber dem bisherigen Recht nicht 
verbessert, sondern verschlechtert3). 

Das ist aber offenbar die Absicht des Aufhebungserlasses nicht 
gewesen. Vielmehr sollten, ebenso wie bei denLandarbeitern, nur die­
j enigen Bestimmungen a ufgeho ben werden, die eine SchlechtersteI­
lung der Dienstboten gegenüber anderen Arbeitnehmern bisher ent­
hielten. Insoweit sollen nunmehr die allgemeinen Bestimmungen 
des B.G.B. über den Dienstvertrag an ihre Stelle treten. Soweit 
dagegen die Gesindeordnungen Teile des Rechtsverhältnisses der 
Dienstboten regeln, die anderweitig nicht geregelt sind, und eine 
Schlechterstellung gegenübel' anderen Arbeitnehmern auch nicht 
enthalten, muß die Möglichkeitihrer Weitergeltung bestehen bleiben. 

Da indessen die Gesindeordnungen als solche aufgehoben sind, 
so kann die Geltung derartiger Rechtssätze nicht unmittelbar 
auf diese Ordnungen zurückgeführt werden. Als Rechtsquelle 
gehören die Gesindeordnungen vielmehr der Geschichte an. Aber 

I) Der Ausdruck ist juristisch falsch, da die Dienstboten rechtlich 
nicht Angestellte, sondern Arbeiter sind ("Personen in niederer Stellung" 
R.V.O. § 165, Nr. 1 u. 1226, Nr.l). Besser wlire der Ausdruck "Haus­
gehilfen", während die Bezeichnung "Hausangestellte" für häusliche An­
gestellte in gehobener Stellung, wie Erzieherinnen, Gesellschafterinnen 
u. dgl. zu verwenden wäre. 

2) Li te rat u r über den dadurch hervorgerufenen Rechtszustand : 
Rau s n i t z, Das neue Recht der Hausangestellten (Heymanns Verlag), 
ferner W ö 1 b li n g, Soziale Praxis 28, S. 330, H ü t t er, Die gemeinnützige 
Rechtsauskunft 5, Nr. 1. 

3) Z. B. in der Frage der Haftung für grobes und mlißiges, aber nicht 
für geringes Versehen (Preuß. Ges.O. vom 8.11. 1810, §§ 65,66). 
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soweit die Parteien nicht etwas anderes vereinbart haben, dürfte 
es als ihr mutmaßlicher Wille zu unterstellen ein, daß die sonst 
vorhandenen Lücken im Recht nach Maßgabe des bisherigen Ge­
sinderechts, soweit es Ausnahmebestimmungen der genannten Art 
nicht enthält, ausgefüllt werden sollen. Insofern bilden die Ge­
sindeordnungen daher noch heute zwar keine Rechtsquelle, deren 
Geltung auf gesetzlicher Vorschrift beruht, wohl aber eine Er­
kenntnisquelle, deren Anwendbarkeit als Vertragsrecht zur Aus­
füllung sonst bestehender gesetzlicher Lücken nach dem mutmaß­
lichen Willen der Vertragsparteien anzunehmen ist, soweit die 
Parteien nicht etwas anderes vereinbart haben 1). 

Eine reichsgesetzliche Neuregelung des Rechts der Dienstboten 
steht unmittelbar bevor. Solange sie nicht ergangen ist, sind die 
Landesgesetze befugt, ihrerseits eine Regelung zu treffen. Dies 
ist insbesondere in Bayern durch V.O. vom 13. 12. 18 (Bayr. 
Staatszeitung v. 19. 12. 18) geschehen 2). 

§ 70. 
Bergleute. 

Das besondere Arbeitsrecht der Bergleute war bisher, abge­
sehen von dem größten Teil der Sozialversicherung, landesrecht­
lieh geregelt. Nur die Bestimmungen über die Feiertagsruhe 
waren nach § 105b Gew.O., eine Reihe weiterer Schutzbestim­
mungen nach § 154a Gew.O. reichsgesetzlich geregelt 3). 

Die neu entstandenen Teile des reichsrechtlichen Arbeitsrechts 
gelten indessen auch für die Bergleute, für die sogar eine Reihe 
besonderer Bestimmungen, vor allem im Arbeitsverfassungsrecht, 
ausschließlich für die Bergleute erlassen sind 4). Diese Bestim­
mungen sind in den Teilen I-V dieses Buches mitbehandelt 5 ). 

1) Selbstverständlich kann daher auch eine Bestimmung, die nach 
der Gesindeordnung zwingend war, nunmehr durch Vereinbarung ab­
geändert werden. Eine.n vom Berliner städtischen Arbeitsnachweis ent­
worfenen Normalarbeitsvertra.g, vgl. Arbeitsnachweis 6, S. 188 Tarifver­
trag für Dresden, das. 7, S.57. 

2) Vgl. dazu Potthoff, Soziale Praxis 28, S.277. Weitere Bek. v. 
6. 3., 27. 5., 26. 7., 11. 8., 4. 9., 19. 12. 19 u. 23. 1. 20 (Staatsanzeiger 19, 
Nr. 60, 141, 185, 198, 226, 308 u. 20 Nr. 21). 

3) Vgl. Miiller-Erzbach, Das Bergrecht Preußens und des weiteren 
Deutschlands, Stuttgart 1917, S. 374-430. Völkel, Grundzüge des preuß. 
Bergrechts, Berlin 1914, S. 199-216, und Rohn, Der Arbeitsvertrag der 
Bergarbeiter. 1Iarburg 1913. 

4) Vgl. SchI ii ter, Reichsverordnungen fiir den Bergbau (H. Bellmann­
Dortmund 1919). 

5) Vgl. insbesondere die Bestimmungen iiber die Mitwirkung der Ar­
beitnehmer bei der Sozialisierung oben S. 167 und über Arbeitskammern 
oben S.236. 
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Es ist indessen beabsichtigt, die landesrechtliche Regelung 
des Bergbaues überhaupt durch eine reichsrechtliche zu ersetzen 
und ein zusammenfassendes Reichsberggesetz zu erlassen, das 
dann voraussichtlich auch das besondere Arbeitsrecht der Berg­
arbeiter mitumfassen würde. Der Entwurf eines solchen Ge­
setzes 'wird vorbereitet, ist aber bisher noch nicht veröffentlicht. 

§71. 

Heimarbeiter. 
Das Recht der Heimarbeiter hatte zwar im Hausarbeitsgesetz 

vom 20.12.11 eine erste rechtliche Regelung gefunden; diese Re­
gelung erwies sich aber als teilweise unzulänglich, teilweise prak­
tisch nicht durchführbar. Während des Krieges gemachte Er­
fahrungen bei den Heeres-Näharbeiten ließen die Regelung von 
Fragen der Heimarbeit als möglich erscheinen, die früher für 
undurchführbar galten. Andererseits sind Bestrebungen im 
Gange, die Heimarbeit gänzlich abzuschaffen oder wenigstens 
einzuschränken, da sie dem Arbeitszeitschutz und der Arbeits­
hygiene praktisch fast unzugänglich ist 1). Das neue Arbeitsrecht hat 
sich bisher darauf beschränkt, die im Hausarbeitsgesetz vor­
gesehenen Fachausschüsse nunmehr tatsächlich zu errichten (vgl. 
oben S. 235) und die Heimarbeiter in das Betriebsrätegesetz, 
eventuell sogar unter Bildung besonderer Betriebsräte, einzu­
beziehen (vgl. S. 178, 180). 

Indessen ist ein umfassendes neues Heimarbeitsgesetz in Vor­
bereitung. Käthe Gae bel, die besteKennerin der deutschen Heim­
arbeit, verlangt für ein solches Gesetz die Abhängigmachung der 
Zulassung zur Heimarbeit von dem Besitz einer Ausweiskarte, die 
Abschaffung der hausgewerblichen Herstellung von 'Nahrungs­
und Genußmitteln, eine gesetzliche Regelung der Entlohnung nach 
dem Vorbild der allgemeinen Vertragsbedingungen des Beklei­
dungsamtes des Gardekorps während des Krieges, Ausbau der 
Fachausschüsse zu Lohnämtern, Klagbarlmit und strafrechtlichen 
Schutz der festgesetzten Löhne und Beseitigung des Zwischen­
meistertums, das zu festem Gehalt anzustellen wäre2). Inwie­
weit diese Wünsche Berücksichtigung finden werden, ist un­
gewiß, da der Entwurf eines Gesetzes über die Heimarbeit noch 
nicht veröffentlicht ist. 

1) Vgl. Beschluß des 10. Kongresses der Gewerkschaften Deutschlands 
Korrespondenzblatt der Generalkommission, Nr.29 v. 19.7.19, S.322. 

2) Vgl. Gaebel, Arbeitsrecht 19, S. 59, und Soziale Praxis 28, S.274, 
sowie Gew.- u. Kaufm.Ger. 24, S .• 207 .. 
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Anhang. 

Das neue internationale Arbeitsrecht. 
§ 72. 

Entstehung und. rechtliche Grundlagen. 
Artikel 162 R.V. bestimmt: "Das Reich tritt für eine 

zwischenstaatliche Regelung der Rechtsverhältnisse 
der Arbeiter ein, die für die gesamte arbeitende Klasse 
der Menschheit ein allge meines Mindestmaß der so­
zialen Rechte erstrebt." Die Durchführung dieses Grund­
satzes ist die Aufgabe des internationalen Arbeitsrechts. 

Ein solches Recht findet neben ethischen Forderungen seine 
Rechtfertigung in der Erwägung, daß der Ausbau des Arbeits­
rechts, vor allem der Sozialversicherung und des Arbeiterschutzes, 
die Industrie belastet, daß aber die Grenze dieser Belastung für 
das einzelne Land die Konkurrenzfähigkeit der Industrie dieses 
Landes mit der Industrie anderer Länder bildet, und daß daher 
eine Ausgestaltung des Arbeitsrechts in einem einzelnen Lande 
nur bei entsprechender Ausgestaltung auch in den anderen Ländern 
möglich ist. 

Der in Art. 162 R.V. ausgesprochene Grundsatz ist nicht neu 1): 
Schon seit nahezu'lOO Jahren von Sozialpolitikern gefordert (S is­
mondi, Owen, Legrand), von den Arbeiterorganisationen auf­
genommen und zuerst in der Schweiz amtlich erörtert, wurde er 
auf Grund des kaiserlichen Erlasses vom 4.2.90 im gleichen 
Jahre in Berlin zum erstenmal in einer internationalen Ar­
beitsrechtskonferenz zu verwirklichen versucht, jedoch ohne 
unmittelbares praktisches Ergebnis. Erst eine zweite internatio­
nale Konferenz, die im Jahre 1906 in Bern tagte, brachte in dem 
Berner Abkommen vom 26.9.06 zum erstenmal cine internatio­
nale Regelung für zwei wichtige Fragen des Arbeitsrechts, nämlich 
das Verbot der Verwendung von weißem (gelbem) Phorphor in 
der Zündholzindustrie und das Verbot der gewerblichen Nacht-

1) Vgl. Francke, Recht und Wirtschaft 1919, S.21ff., und Kartei 
dcsArbeitsrechts, Heft 6 vom 31.1.20; Heyde, Sozialpolitik im Fl'iedens­
vertrllg und Völkerbund, Jena 1919 und Arbeitsrecht VI, S. 23; Mane 5, 
Sozialpolitik in den Friedensverträgen und im Völkerbund, Berlin 1919, 
Zimmermann, D.J.Z. 19, S.155 und Stephan Bauer, Sozialpolitik 
im Kriege und nach dem Friedensschluß, ZUl'ich 1917, und Arbeiter­
schutz und Völkergemeinschaft, ZUrich 1918. 



286 Das neue internationale Arbeitsrecht. 

arbeit von Frauen. Dieser Vertrag wurde von 13 Staaten, darunter 
fast allen europäischen Groß staaten, ratifiziert. Eine dritte inter­
nationale Konferenz fand im Jahre 1913 abermals in Bern statt. 
Sie nahm den lOstündigen Maximalarbeitstag für Frauen und 
Jugendliche an. Diese Beschlüsse sollten im Herbst 1914 von 
den Regierungen ratifiziert werden. Aber noch ehe die Rati­
fikation erfolgt war, brach der Weltkrieg aus. 

Inzwischen war der Gedanke einer internationalen Regelung 
des Arbeitsrechts aber auch von pri va tel' Sei te kräftig gefördert 
worden. Kongresse und Konferenzen in Zürich und Blüssel im 
Jahre 1897 führten 1900 während der Weltausstellung in Paris 
zur Gründung der internationalen Vereinigung für gesetz­
lichen Arbeiterschutzi). Diese Vereinigung regte mit Erfolg 
den Abschluß einer Reihe internationaler Verträge arbeitsrecht­
lichen Inhalts an und übernahm selbst deren Vorbereitung 2). 
Sie schuf sich fernel in dem internationalen Arbeitsamt in Basel 
ein ständiges Organ für die Sammlung von Material, Veröffent­
lichungen (BaseleI' Bulletin) und Forschung. Und sie sorgte in 
alle 2 Jahre tagenden Kongressen für die weitere Erörterung und 
Beschlußfassung über die einschlägigen Fragen. Der Vereinigung 
schlossen sich nach und nach immer mehr Landessektionen an 
(zuletzt 15) 3); an der Unterhaltung des Arbeitsamtes beteiligten 
sich 18 Staaten und E'ntsandtpn Regierungsvertetel' zu den Kon­
gressen. 

Im Kriege 4) wurde der Gedanke einet internationalen Re­
gelung des Arbeitsrechts hauptsiichlich von den Organisationen 
dOl Arbeiter,sowohl in den kriegführenden wie in den neutralen 
Ländelll vertreten. Schon im Jahre 1914 trat die amerikanische 
Federation of labour dafür ein, daß für den künftigen Friedens­
schluß neben der eigentlichen Friedenskonferenz zu gleicher Zeit 
und am gleichen Ort ein ergänzender internationaler Arbeiter­
kongreß tagen solle, um Einfluß auf den Inhalt des Friedensver-

1) Schon vorher, im Jahre 1894, war in Paris eine Gesellschaft für 
internationale Sozialversicherung gegründet worden, und im Jahre 1907 
folgte eine internationale Gesellschaft zur Bekämpfung der Arbeitslosig­
keit. Diese beiden Gesellschaften sind indessen im Gegensatz zu der 
obengenannten Vereinigung reine Studiengesellschaften. 

2) Vertrag zwischen Frankreich uud Italien 1904 (Unfallversicherung, 
Kinderschutz, Frauenschutz, Gewerbeaufsicht, Vereinheitlichung), 14 Ver­
träge über Sozialversicherung, Vorbereitung der beiden internationalen 
Konferenzen von 1906 und 1913. 

3) Die deutsche Landessektion ist die Gesellschaft fUr soziale Reform 
in Berlin. 

4) Vgl. hierzu auch R.A.BI. 1918, S.870. 
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trages zu gewinnen und die Arbeiterinteressen dabei wahrzu­
nehmen. Zwar gelang es nicht, die Arbeiterorganisationen der 
kriegführenden Länder zu einem gemeinsamen Vorgehen zusam­
menzuschließen, doch wurde auf dem Kongresse der Gewerk­
schaften der Ententestaaten in Leeds im Juli 1916 und der Ge­
werkschaften der Vierbundstaaten und einiger neutraler Staaten 
in Bern im Oktober 1917 ein im wesentlichen gleichlautendes Pro­
gramm aufgestelltl), dem sich Ende 1917 auch die amerikanischen 
Gewerkschaften in Buffalo in wesentlichen Punkten anschlossen 2). 
Dieses Programm, das vom internationalen Gewerkschaftskongreß 
in Bern im Februar 1919 und in Amsterdam im Juli 1919 im 
wesentlichen bestätigt wurde 3), verlangte die Aufnahme einer 
Reihe arbeitsrechtlicher Bestimmungen in den Text des künftigen 
Friedensvertrages. 

Zu dem hier ausgesprochenen Programm bekannte sich die 
deutsche Regierung in der Rede des Reichskanzlers vom 
5.10.18 und ließ den Entwurf einer internationalen Regelung des 
Arbeitsrechts ausarbeiten 4 ) und bei den Friedensverhandlungen 
vertreten 5). Danach sollte die internationale Regelung Freizügig­
keit, Koalitionsrecht, Arbeitsvermittlung, Sozialversicherung, Ar­
beiterschutz, Gewerbehygiene, staatliche Gewerbeaufsicht und die 
internationale Durchführung der auf diesem Gebiet zu treffenden 
Vereinbarungen umfassen und für alle diese Gebiete bestimmte 
Mindestforderungen aufstellen. 

Aber auch der von den Ententestaaten ausgearbeitete Frie­
densvertrag enthielt eine Reihe von Bestimmungen über inter­
nationales Arbeitsrecht, die zwar hinter den deutschen Vorschlägen 
und demgemäß hinter dem Programm der Kongresse von Leeds 
und Bern zurückblieben, aber gegenüber den deutschen Ein­
wänden aufrecht erhalten wurden und durch Annahme und Rati­
filmtion des Friedensvertrages am 10. L 1920 Rechtswirksamkeit 
erlangten (R.G.BI. 1919, S. 687ft). 

Diese Bestimmungen, neben denen natürlich die bisher be­
stehenden internationalen Verträge arbeitsrechtlichen Inhalts, vor 
allem also die Berner Konvention vom 26.9.06, aufrecht erhalten 
sind, bilden daher zurzeit die rechtliche Grundlage des 
neuen in terna tionalen Ar bei tsrechts. Sie sind im XIII. Teil 

1) Beide Programme sind abgedruckt R.A.BI. 1918, S. 871-873. 
2) V gl. daselbst S. 870. 
3) Vgl. RA.BI. 1919, S.403 uud 626. 
4) Abgedruckt RA.BI. 1919, S. 404. Eingehende Darstellung des Ent­

wurfes bei He y d e, a. a. O. S. 17 ff. 
5) Notenwechsel, abgedruckt RA.BI. 1919, S. 403ft'. und 468ft'. 
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des Friedensvertrages Art. 387-427 unter der Überschrift "Ar­
beit" enthalten 1). Sie zerfallen in zwei Abschnitte, deren erster 
unter der Überschrift "Organisation der Arbeit" die internatio­
nalen Einrichtungen (§ 73), und deren zweiter unter der Über­
schrift "Allgemeine Grundsätze" einige Leitsätze für Bestim­
mungen des materiellen Rechts behandelt (§ 74). Eine Anlage 
sieht die Ausführung und Weiterbildung dieser Bestimmungen 
durch eine Konferenz in Washington vor, die inzwischen statt­
gefunden hat (§ 75). 

§ 73. 
Die internationalen Einrichtungen. 

Für die Schaffung und Durchführung des internationalen Ar­
beitsrechts ist auf Grund des Friedensvertrages nach dem Vorbilde 
des Völkerbundes, jedoch neben und unabhängig von ihm 2) ein 
besonderer Staatenverband gebildet (Art. 387). Der Friedens­
vertrag enthält ein Statut dieses Verbandes, zu dessen Abänderung 
es außer einem Beschluß mit Zweidrittelmehrheit der Haupt­
versammlungsdelegierten (vgl. unten) auch noch der Ratifikation 
durch die Staaten, die Mitglieder des Völkerbundes sind, und 
durch drei Viertel der Verbandsmitglieder bedarf (Art. 422). 
Zweifel über die Auslegung dieser Vorschriften werden durch 
den ständigen internationalen Gerichtshof (Art. 14) entschieden 
(Art. 423). 

Der Friedensvertrag enthält allgemeine Bestimmungen über 
die an diesem Verband beteiligten Mitglieder, über die inter­
nationalen Organe, über ihre Aufgaben und über die Durch­
führung des internationalen Rechts im Wege eines Zwangs­
verfahrens 3). 

1. Mitglieder dieses Verbandes sind zunächst die ursprüng­
lichen Mitglieder des Völkerbundes 4) (Art. 387). Später soll 

1) Vgl. Manes, Monatsschrift für Arbeiter- und AngestelltenverBiche­
rung1919, S.605ff., Schippel, 80z.l\fonatshefte19, Bd.1, 8.384, Baum­
garten, Soz. Praxis 29,8.119 u. 137. Aus dem von Schiicking her­
ausgegebenen Kommentar zum Friedensvertrag soll der Abschnitt XIII, 
der von Eck a r d t und Ku t t i g bearbeitet wird, vorweg veröffentlicht 
werden, ist bisher aber noch nicht erschienen. Ausländische Literatur zum 
Abschnitt XIII ist bisher nicht .bekannt geworden. 

2) Jedoch bildet das Internationale Arbeitsamt einen Bestandteil des 
Völkerbundes. (Art. 392.) 

3) Ferner iiber die Kosten, die beziiglich der persönlichen Vertretung 
der Verbands staaten von diesen getragen werden, während die iibrigen 
Kosten durch den Generalsekretär des Völkerbundes aus dem allgemeinen 
Haushalt des Bundes bestritten werden. (Art. 399.) 

4) Aufgezählt in Art. 1 und Anlage dazu. 
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die Mitgliedschaft im Völkerbund ipso jure die Mitgliedschaft 
des besonderen Verbandes für das internationale Arbeitsrecht 
zur Folge haben. 

11. Organe des Verbandes sind die Hauptversammlung der 
Delegierten der Verbandsmitglieder und das Internationale Ar­
beitsamt unter Leitung eines besonderen Verwaltungsrates. 
A. Die Hauptversammlung (Conference generale) ist das be­

schließende Organ und entspricht einer Generalversammlung 
des Verbandesl). 
1. Die Hauptversammlung besteht aus je 4 Delegierten der 

Verbandsmitglieder. Außerdem können technische Be­
rater in bestimmter Zahl an der Konferenz teilnehmen 2). 
a) Von den 4 Delegierten der Verbandsmitglieder sind 

zwei Vertreter der Regierung und je einer Vertreter der 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer ihres Landes. Die letz­
teren sind im Einvernehmen mit den maßgebenden 
Berufsvereinen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer des 
Landes zu bestimmen. 

b) Die Zahl der technischen Berater (conseillers tech­
niques) darf höchstens zwei für jeden Beratungsgegen­
stand der Tagesordnung betragen. Soweit ein solcher 
Beratungsgegenstand hauptsächlich Verhältnisse der 
Frauen betrifft, muß mindestens der eine der technischen 
Berater eine Frau sein. Soweit die technischen Berater 
nicht der Regierung ihres Landes angehören, müssen 
auch sie im Einvernehmen mit den Berufsvereinen der 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer bestimmt werden. 

2. Die Vollmachten der Hauptversammlungsmitgliedel' (De­
legierten und technischen Berater) werden von der Haupt­
versammlung selbst geprüft. Soweit ein Teilnehmer nicht 
bestimmungsgemäß bestellt ist, kann seine Zulassung mit 
Zweidrittelmehrheit abgelehnt werden (Art. 389, Abs. 7). 

3. S tim mb e re c h t i g t sind lediglich die Delegierten. Grund­
sätzlich sind nur sie zur aktiven Teilnahme an den Ver­
handlungen berechtigt. Doch gelten hiervon drei Aus­
nahmen: 
a) Einmal kann ein Delegierter durch eine an den V or­

sitzenden zu richtende schriftliche Mitteilung einen tech­
nischen Berater zu seinem Stellvertreter bestellen. 

1) Schippel bezeichnet sie a. a. O. als "Weltparlament der Arbeit." 
2) Die Namen der Delegierten und technischen Berater sind dem Ar­

beitsamt durch die Regierung der Verbandsstaaten mitzuteilen. 
KaskeI, Arbeitsrecht. 19 
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Hierdurch tritt der technische Berater an die Stelle des 
Delegierten und steht dann diesem sowohl bezüglich der 
Teilnahme an den Verhandlungen wie bezüglich der Ab­
stimmung gleich (Art. 389, Abs. 5). 

b) Ferner kann ein technischer Berater auf Antrag eines 
Delegierten und mit Zustimmung des Vorsitzenden neben 
den Delegierten zum Wort verstattet werden. Eine 
Mitwirkung bei der Abstimmung wird hierdurch aber 
nicht begründet (Art. 389, Abs. 4). 

c) Ist die Benennung eines Delegierten, der nicht Vertreter 
der Regierung, sondern Arbeitgeber oder Arbeitnehmer 
ist, unterblieben, oder ist die Zulassung eines solchen 
Delegierten von der Hauptversammlung abgelehnt, so 
ist zur Wahrung der Parität auch der andere nicht der 
Regierung angehörige Delegierte dieses Landes zwar zur 
Teilnahme an den Verhandlungen, nicht aber zur Ab­
stimmung berechtigt (Art. 390, Abs. 2-3). 

4. Die Si t zunge n der Hauptversammlung finden nach Bedarf, 
jedoch mindestens alljährlich, statt. 
a) Die Vorbereitung der Sitzungen erfolgt durch das 

Internationale Arbeitsamt (vgl. unten S. 291), dessen 
Direktor als Sekretär der Hauptversammlung fungiert 
(Art. 401). Zu diesem Zweck bearbeitet das Arbeitsamt 
die Tagesordnung der Sitzungen (Art. 392), und der Ver­
waltungsrat des Arbeitsamtes prüft die Vorschläge für 
die Tagesordnung, welche die einzelnen Regierungen 
und die Berufsvereine der Arbeitgeber und der Arbeit­
nehmer der Mitgliedstaaten gemacht haben, und setzt 
daraufhin die Tagesordnung fest. Der Direktor ver­
sendet die Tagesordnung 4 Monate vor Eröffnung der 
Hauptversammlung an die Regierungen der Verbands­
mitglieder und durch deren Vermittlung an die Dele­
gierten, die nicht Regierungsvettretersind. Jede Ver­
bandsregierung ist berechtigt, die Aufnahme einzelner 
Gegenstände in die Tagesordnung zu beanstanden. Die 
Beanstandung ist in einer an den Direktor zu richtenden 
Denkschrift zu begründen, der sie den Verbandsmit­
gliedern mitzuteilen hat. Die beanstandeten Gegenstände 
bleiben nur dann auf der Tagesordnung, wenn die Haupt­
versammlung es in der Sitzung mit Zweidrittelmehrheit 
beschließt. Dagegen sind umgekehrt Gegenstände, die 
nicht auf der Tagesordnung standen, und deren Behand­
lung die Hauptversammlung mit Zweidrittelmehrheit, 
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beschließt, auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung 
zu setzen. 

b) Die Tagung der Sitzungen findet am Sitz des Völker­
bundes 1) oder an einem anderen von der Hauptver­
sammlung mit Zweidrittelmehrheit bestimmten Orte 
statt. Die Sitzungen werden vom Vorsitzenden geleitet, 
den die Hauptversammlung sich selbst wählt. 

Jeder Delegierte hat eine Stimme (Art. 390)2). Die 
Hauptversammlung faßt ihre Beschlüsse grundsätzlich 
mit einfacher Mehrheit der anwesenden Delegierten 
(Art. 403). In einer Reihe wichtiger Fragen, vor allem 
für die endgültige Annahme eines Vorschlages oder eines 
Abkommenentwurfs (vgl. unten S. 293), bedarf es jedoch 
einer Zweidrittelmehrheit der anwesenden Delegierten 
(Art. 405, Abs.2). Die Zahl der abgegebenen Stimmen 
darf nicht geringer sein als die Hälfte der Anzahl der an­
wesenden Delegierten. Im übrigen bestimmt die Haupt­
versammlung ihre Geschäftsordnung selbst. Sie kann 
auch Ausschüsse zur Untersuchung einzelner Fragen ein­
setzen und diesen Ausschüssen technische Berater bei­
geben, die jedoch nur beratende, nicht beschließende 
Stimme haben (Art. 404). 

B. Das Internationale Arbeitsamt (Bureau international du 
Travail) ist im Gegensatz zu der nur periodisch tagenden 
Hauptversammlung die ständige Zentralstelle des Verbandes. 
Es wird am Sitz des Völkerbundes errichtet und bildet einen 
Bestandteil der Bundeseinrichtungen (Art. 392). Das Inter­
nationaleArbeitsamt untersteht der Leitung eines Verwaltungs­
rates und besteht aus dem Direktor und dem erforderlichen 
Personal. 
1. Der Verwaltungs ra t (conseil d'administration 3) hat die 

Oberleitung über das Internationale Arbeitsamt. 
a) Der Verwaltungsrat besteht aus 24 Mitgliedern, von 

denen 12 von den Regierungen der Verbandsstaaten 
ernannt und je 6 von den Delegierten der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer in der Hauptversammlung gewählt 
werden. Von den Regierungsvertretern werden 8 von 
den Verbandsstaaten, welche die größte industrielle 

I) D. b. nacb Art. 7 in Genf. Doch kann der Rat jederzeit einen 
anderen Ort bestimmen. 

2) Die Abstimmung erfolgt also nicht nach Ländern. 
3) Praktisch ist der Verwaltungsrat die wichtigste Stelle der ganzen 

internationalen Organisation, vgl. Man es, a. a. O. 
19* 
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Bedeutung haben l ), und 4 von den Delegierten der 
übrigen Regierungen in der Hauptversammlung ernannt. 
Die Amtsdauer der Mitglieder des Verwaltungsrates 
beträgt 3 Jahre 2). 

b) Die Si t z u n gen des Verwal tungsra tes finden nach Be­
dürfnis zu dem vom Verwaltungsrat selbst bestimmten 
Zeitpunkt statt. Eine Sitzung muß stattfinden, wenn 
mindestens 10 Mitglieder es schriftlich beantragen. Den 
Vorsitzenden wählt sich der Verwaltungsrat selbst aus 
der Reihe der Mitglieder, auch die Geschäftsordnung 
gibt er sich selbst 3). 

2. Der Direktor ist der Leiter des Arbeitsamts, hat jedoch 
den Anweisungen des Verwaltungsrates zu folgen und ist 
ihm gegenüber für die Geschäftsführung verantwortlich. 
Er wird vom Verwaltungsrat ernannt und nimmt an den 
Sitzungen des Verwaltungsrates teil (Art. 394). 

3. Das Personal des Internationalen Arbeitsamts wird vom 
Direktor angestellt, und zwar möglichst aus Angehörigen 
verschiedener Länder. Zu den Angestellten sollen auch 
Frauen gehören. 

IH. Die Aufgaben der Organe des Verbandes sind ver­
schieden für die Hauptversammlung und für das Internationale 
Arbeitsamt. 
A. Aufgabe der Hauptversammlung ist die Beratung und Be­

schlußfassung über die gestellten Anträge (Art. 405). 
1. Der Inhalt eines Beschlusses ist, sofern ein Antrag an­

genommen wird, nach Wahl der Hauptversammlung ent­
weder ein "Vorschlag" (recommandation) oder ein "Ab­
kommenentwurf" (projet de convention). 

1) In Streitfällen entscheidet hierüber der Rat des Völkerbundes. 
2) Über die Stellvertreter ist nichts bestimmt. Es ist daher zweifel­

haft, ob Stellvertreter bestellt werden dürfen und, bejahendenfalls, wem 
die Bestellung obliegt. Für die Regierungsvertreter ist diese Frage prak­
tisch dadurch zu umgehen, daß die Regierung an Stelle eines zunächst 
benannten Vertreters einen anderen benennt, während die Vertreter der 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer persönlich als solche gewählt werden. 
Die Frage hat daher die bisherigen Sitzungen des Verwaltungsrates be­
reits mehrfach beschäftigt (vgl. unten S. 306). Bezüglich der Regierungs­
vertreter hat der Verwaltuugsrat beschlossen, daß die Stellvertreter von 
den Regierungen und nicht von den Mitgliedern zu bestimmen sind. Für 
die Arbeitgeber und Arbeitnehmer ist die Frage noch offen. 

3) Eine Reihe von Beschlüssen über die Geschäftsordnung in den 
Sitzungen (Zulassung', Verhandlungssprache) bat der Verwaltungsrat in der 
Sitzung vom 26.-28. 1. 20 in Paris gefaßt. Darüber vgl. unten S. 305/6. 



Die internationalen Einrichtungen. 293 

a) Ein Vorschlag ist lediglich die Empfehlung zum Erlaß 
eines dem Inhalt des Vorschlages entsprechenden Landes­
gesetzes. Er zielt daher nicht auf die Schaffung inter­
nationalen Rechts, sondern übereinstimmenden Landes­
rechts, und bildet auch im Falle seiner Annahme und 
Ausführung durch die Verbands mitglieder nicht als 
solcher eine unmittelbare Rechtsquelle, sondern nur eine 
Erkenntnisquelle. Zur Rechtsquelle wird er erst durch 
seine Verwirklichung im Wege der Landesgesetzgebung 
durch die einzelnen Verbandsmitglieder, wobei Ände­
rungen des Vorschlages durch ein einzelnes Land möglich 
sind, und zwar sowohl bei dem ursprünglichen Erlaß 
des dem Vorschlage entsprechenden Gesetzes, wie auch 
später durch etwaige Novellen zu einem solchen Gesetz. 

b) Ein Abkommenentwurf enthält dagegen eine inter­
nationale Vereinbarung. Er zielt auf die Schaffung 
internationalen Rechts durch Annahme und Ratifikation 
dieser Vereinbarung seitens der Verbandsmitglieder, und 
bildet dann als völkerrechtlicher Vertrag eine unmittel­
bare Rechtsquelle internationalen Rechts. Ein Ab­
kommenentwurf kann daher von dem einzelnen Ver­
bandsstaat nur unverändert angenommen, oder aber 
abgelehnt werden, und ist im Falle der Annahme einer 
späteren Änderung durch den einzelnen Verbandsstaat 
ebensowenig zugänglich, wie jedes andere internationale 
Abkommen 1). 

2. Der Geltungs bereich der gefaßten Beschlüsse erstreckt 
sich grundsätzlich auf sämtliche Verbandsmitglieder. Doch 
bestehen hiervon drei Ausnahmen: 
a) Die Verbandsstaaten brauchen die getroffenen Verein­

barungen auf ihre Kolonien, Besitzungen und Protekto­
rate, die keine vollständige Selbstverwaltung haben, 
nur mit der Maßgabe anzuwenden, daß die Durchführung 
des Abkommens nicht infolge der örtlichen Verhältnisse 
unmöglich ist, und daß Abänderungen vorgenommen 
werden können, die zur Anpassung an die besonderen 
örtlichen Verhältnisse notwendig sind (Art. 421). 

b) Für Länder, in denen das Klima oder die unvollkommene 
Entwicklung der gewerblichen Organisation oder be-

1) Ein Abkommenentwurf, der für einzelne Verbandsstaaten Beschrän­
kungen enthält, kann von der Regierung dieses Verbandsstaates als Vor­
schlag behandelt werden. (Art. 405, Abs. 2.) 
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sondere Umstände die Verhältnisse der Industrie 
wesentlich abweichend gestalten, sind derartige 
Besonderheiten in den Vorschlägen und Abkommen­
entwürfen zu berücksichtigen und dadurch bedingte 
Vorbehalte und Änderungen für ein solches Land auf­
zunehmen (Art. 405, Abs. 3). 

c) Die internationale Regelung enthält nur einen Mindest­
schutz der Arbeitnehmer. Soweit ein Verbandsstaat 
einen noch weitergehenden Schutz eingeführt hat, 
braucht er daher niemals diesen Schutz mit Rücksicht 
auf die internationale Regelung zu verringern. 

3. Die formelle Behandlung der Beschlüsse ist folgender­
maßen geregelt: Ist ein Vorschlag oder Abkommenentwurf 
rechtswirksam, d. h. von mindestens zwei Dritteln der an­
wesenden Delegierten l ) (vgl. oben S. 291) angenommen, 
so ist er vom Vorsitzenden und vom Direktor zu unter­
zeichnen und dem Generalsekretär des Völkerbundes zu 
übergeben. Dieser hat dann eine beglaubigte Abschrift des 
Beschlusses sämtlichen Verbandsmitgliedern zuzustellen. 

Die Verbandsmitglieder müssen nunmehr innerhalb eines 
Jahres (bei Vorliegen außergewöhnlicher Umstände inner­
halb von 18 Monaten) nach Schluß der Hauptversammlung 
den Vorschlag oder Abkommenentwurf der für die Landes­
gesetzgebung oder für den Abschluß eines internationalen 
Abkommens zuständigen Landesstelle zur Beschlußfassung 
vorlegen und dem Generalsekretär des Völkerbundes das 
Ergebnis dieser Beschlußfassung mitteilen. Handelte es 
sich um einen Vorschlag, so sind also die auf Grund des 
Vorschlages erlassenen Gesetze oder Verwaltungsmaß­
nahmen mitzuteilen, handelte es sich um einen Abkommen­
entwurf, so ist seine rechtsförmliche Annahme anzuzeigen. 
Im letzteren Fall hat der Verbandsstaat zugleich das zur 
Durchführung des Abkommens erforderliche zu veranlassen 
und hierüber alljährlich dem Internationalen Arbeitsamt 
zu berichten (Art. 408). Jedes ratifizierte Abkommen wird 
vom Generalsekretär des Völkerbundes eingetragen. 

4. Die Wirkung der Beschlüsse der Hauptversammlung be­
steht demnach nicht in einer Bindung der Verbandsstaaten 

1) Ist eine Zweidrittelmehrheit für einen Entwurf nicht zustande ge­
kommen, so kann der Entwurf trotzdem Gegenstand eines besonderen 
Abkommens zwischen einzelnen Verbandsstaaten werden. Geschieht dies, 
so ist auch ein solches Abkommen dem Generalsekretär des Völkerbundes 
mitzuteilen, der es eintragen läßt (Art. 407.) 
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an den Inhalt der Beschlüsse!). Vielmehr beschränkt sich 
die Verpflichtung der Verbandsstaaten zunächst lediglich 
darauf, die von der Hauptversammlung angenommenen 
V orschläge und Abkommenentwürfe der nach Landesrecht 
zuständigen Stelle zur Beschlußfassung zu unterbreiten. 
Diese Stelle selbst ist dagegen in ihrer Beschlußfassung 
völlig frei; es ist also ihrem Ermessen überlassen, ob und wie 
einem Gesetzesvorschlag im Wege der Landesgesetzgebung 
entsprochen, bzw. ob der Entwurf eines internationalen Ab­
kommens angenommen und ratifiziert werden soll oder 
nicht 2). Erst wenn vielmehr der Entwurf eines internatio­
nalen Abkommens angenommen ist, besteht nunmehr für 
diejenigen Verbandsstaaten, die ein solches Abkommen 
ratifiziert haben, aber nur für diese, in dem Abkommen 
eine internationale Rechtsnorm von unmittelbar verbind­
licher Wirkung, zu deren Durchführung ein besonderes, 
auf Grund des internationalen Arbeitsrechts geregeltes 
Verfahren besteht (vgl. unten S. 296). 

B. Aufgabe des Internationalen Arbeitsamtes ist die Vor­
bereitung und Durchführung der Hauptversammlungs­
beschlüsse, die Auskunfterteilung über Fragen des internatio­
nalen Arbeitsrechts und die Herausgabe einer Zeitschrift in 
französischer und englischer Sprache sowie in anderen Sprachen 
nach Bestimmung des Verwaltungsrates 3). Das Arbeitsamt 
hat weiter bei internationalen Streitigkeiten über die Durch­
führung der arbeitsrechtlichen Abkommen nach Maßgabe der 
unten behandelten Bestimmungen mitzuwirken und endlich 
weitere Aufgabenzu übernehmen, die ihm die Hauptversamm­
lung zu weist (Art. 396). Aus den Berichten der Verbandsstaaten 
über die Durchführung der internationalen Abkommen hat der 

1) Die Vorschläge der deutschen Regierung (vgl. oben S. 287) gingen 
wesentlich weiter. 

2) Demnach hängt also die Verbindlichkeit der internationalen Re­
gelung von der jeweiligen nationalen Regelung ab, für welche die inter­
nationale Regelung nur eine Empfehlnng von autoritativer Stelle be­
dentet. Insoweit besteht daher für die Durchführung der ge faßten 
Beschlüsse der Hauptversammlung kein rechtlicher, sondern nur ein mo­
ralischer Zwang, während der rechtliche Zwa,ng sich gemäß Art. 416 zu­
nächst lediglich darauf beschränkt, daß die Vorschläge und Ahkommen­
entwürfe den landesrechtlieh zuständigen Stellen überhaupt vorgelegt wer­
den (vgl. nnten S. 299). 

3) Nach dem Bericht Soziale Praxis 29, S.487, scheint der Verwal­
tungsrat beschlossen zu haben, sie auch in deutscher Sprache erscheinen 
zu lassen. 
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Direktor einen Auszug zu fertigen und der Hauptversammlung 
vorzulegen (Art. 408). Zur Erfüllung seiner Aufgab~n kann 
das Arbeitsamt die Mitwirkung des Generalsekretärs des Völker­
bundes erbitten (Art. 398). 

Die mit Arbeiterfragen befaßten Ministerien der Verbands­
staaten können mit dem Direktor des Arbeitsamtes in unmittel­
baren amtlichen Verkehr treten, und zwar wenn sie einen Ver­
treter im Verwaltungsrat haben, durch diesen, sonst durch 
einen von der Regierung des Verbandsstaates hierzu besonders 
zu bestellenden Beamten (Art. 397). 
IV. Eine Zwangsdurchführung des internationalen Ar­

beitsrechts kommt nur insoweit in Frage, als diesbezügliche 
internationale Rechtspflichten von einem Verbandsstaat nicht 
erfüllt werden. Dies ist der Fall, wenn entweder ein internatio­
nales Abkommen verletzt oder wenn ein von der Hauptversamm­
lung rechtsverbindlich angenommener Vorschlag oder Abkommen­
entwurf nicht den landesrechtlich zuständigen Stellen zur Be­
schlußfassung vorgelegt wird. Für diese beiden Fälle, aber auch 
nur für diese, besteht daher ein durch internationales Recht 
geregeltes und mit internationalen Zwangsmitteln ausgestattetes 
Verfahren (Art. 409-420). 

Dieses Verfahren ist in beiden Fällen verschieden: 
A. Das Verfahren wegen Verletzung eines internationalen 

Abkommens zerfällt in die Eröffnung, die Verhandlung, die 
Entscheidung und ihre Durchführung. 
1. Die Eröffnung des Verfahrens ist sowohl auf Beschwerde 

wie von Amts wegen zulässig. 
a) Beschwerde berechtigt ist entweder ein Berufsverein 

der Arbeitgeber oder Arbeitnehmer oder ein Verbands­
staat, der das angeblich verletzte Abkommen seiner­
seits ratifiziert hat, oder endlich jeder Delegierte der 
Hauptversammlung. 

b) Die Beschwerde muß darauf gegründet werden, daß 
der Verbandsstaat, gegen den die Beschwerde erhoben 
wird, ein internationales arbeitsrechtliches Abkommen, 
dem er beigetreten ist, nicht oder nicht voll durchgeführt 
hat. 

c) Die Einlegung der Beschwerde erfolgt schriftlich 1) bei 
dem Internationalen Arbeitsamt. 

1) Dies ist zwar nicht ausdrücklich verlangt, folgt aber aus dem wei­
teren Verfahren. 
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d) Zur Eröffnung des Verfahrens von Amtswegen ist nur 
der Verwaltungsrat des Internationalen Arbeitsamtes 
befugt. 

2. Die Verhandlung zerfällt in das Verfahren vor dem Ver­
waltungsrat und das Verfahren vor dem Untersuchungs­
ausschuß. 
a) Ein Verfahren vor dem Verwaltungsrat ist zu­

lässig, aber nicht notwendig, vielmehr kann der Ver­
waltungsrat sogleich das Verfahren vor dem Unter­
suchungsausschuß eröffnen. Findet ein Verfahren vor 
dem Verwaltungsrat statt, so kann die Regierung, gegen 
die sIch die Beschwerde richtet, falls sie keinen Ver­
treter im Verwaltungsrat hat, zur Teilnahme an den 
Verhandlungen über die Beschwerde einen besonderen 
Vertreter bestellen. 

Das Verfahren vor dem Verwaltungsrat beginnt damit, 
daß der Verwaltungsrat die bei ihm eingegangene Be­
schwerde der beschuldigten Regierung übermittelt, mit 
der Aufforderung, sich zu der Beschwerde zu äußern. 
Ergibt diese Äußerung, daß die Beschwerde unbegründet 
ist, so gibt der Verwaltungsrat dem Beschwerdeführer 
einen diesbezüglichen Bescheid, und damit ist das Ver­
fahren beendet. Geht dagegen innerhalb einer ange­
messenen Frist eine Erklärung der beschuldigten Regie­
rung nicht ein, oder hält der Verwaltungsrat die Er­
klärung für ungenügend, so kann er die Beschwerde und 
eventuell die eingegangene Antwort veröffentlichen und 
hierdurch einen moralischen Druck auf die betroffene 
Regierung ausüben. Der Verwaltungsrat kann aber 
auch daneben oder stattdessen die Verhandlung vor 
dem Untersuchungsausschuß eröffnen. 

b) Ein Verfahren vor dem Untersuchungsausschuß 
(Commission d'enquete) findet nur statt, wenn der Ver­
waltungsrat ein solches Verfahren eröffnet. Die Er­
öffnung kann auf Grund einer eingegangenen Beschwerde 
oder von Amts wegen erfolgen, und zwar entweder im 
Anschluß an ein Verfahren der dargestellten Art vor 
dem Verwaltungsrat, oder aber auch ohne daß ein Ver­
fahren vor de:qt Verwaltungsrat stattgefunden hat. 
a) Der Untelsuchungsausschuß be s t e h t aus drei Mitglie­

dern. Er wird auf Antrag des Verwaltungslates vom 
Generalsekretär des Völkerbundes bestellt, der zu 
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diesem Zweck aus einer Sachverständigenliste 1) je 
einen Arbeitgeber, einen Arbeitnehmer und eine Per­
son, die weder Arbeitgeber, noch Arbeitnehmer ist, be­
zeichnet und einen von ihnen zum Vorsitzenden be­
stimmt. Die Mitglieder des Untersuchungsausschusses 
dürfen von keinem der unmittelbar an der Beschwerde 
beteiligten Verbandsstaaten abhängig sein. 

ß) Der Untersuchungsausschuß prüft die Beschwerde 
und kann hierbei von allen Verbandsstaaten, ohne 
Rücksicht darauf, ob sie an der Beschwerde beteiligt 
sind oder nicht, Auskunft jeder Art verlangen. 

3. Auf Grund dieser Prüfung fällt der Untersuchungsaus­
schuß eine Entscheidung. Sie ergeht in Form eines 
Berichts, der einerseits die festgestellten Tatsachen enthält, 
die eine Beurteilung des Streitfalles ermöglichen, ferner 
Vorschläge macht, wie und innerhalb welcher Frist der 
Beschwerde abzuhelfen ist, und endlich die wirtschaftlichen 
Strafmaßnahmen bezeichnet, deren Anwendung eventuell 
zur zwangsweisen Durchführung gegen die schuldige Regie­
rung gerechtfertigt erscheint. Diese Entscheidung wird 
vom Generalsekretär des Völkerbundes allen am Streitfall 
beteiligten Regierungen mitgeteilt und veröffentlicht. 

Die beteiligten Regierungen haben nunmehr die Wahl, 
ob sie die Entscheidung des Untersuchungsausschusses an­
nehmen oder ob sie den Streitfall an den Intprnationalen 
Gerichtshof bringen wollen. Sie müssen aber dem Ge­
neralsekretär des Völlmrbundes bei Vermeidung des Ver­
lustes des Rechtsmittels binnen I Monat anzeigen, wo­
für sie sich entscheiden. Kommt die Sache an den 
Internationalen Gerichtshof, so kann dieser die Entschei­
dung des Untersuchungsausschusses bestätigen, abändern 
oder aufheben. Er hat ferner die wirtschaftlichen Maß­
regeln zu bezeichnen, die er zur zwangsweisen Durchführung 
gegenüber der schuldigen Regierung für geboten hält. 
Seine Entscheidung ist endgültig. 

1) Diese Liste wird in folgender Weise gebildet: Jeder Verbandsstaat 
hat innerhalb von 6 Monaten nach Lukrafttreten des Friedensvertrages 
drei in industriellen Fragen maßgebende Personen zu benennen, nämlich 
je einen Arbeitgeber, einen Arbeitnehmer und eine Person, die weder 
Arbeitgeber noch Arbeitnehmer ist. Der Verwaltungsrat prüft, ob die 
benannten Personen diese Voraussetzungen erfüllen und kann sie ver­
neinendenfalls mit Zweidrittelmehrheit ablehnen. Anderenfalls setzt er 
sie auf die Liste. 
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4. Die Anwendung von Zwangsmitteln besteht darin, daß 
jeder Verbandsstaat berechtigt ist, die in der Entscheidung 
des Untersuchungsausschusses oder des Internationalen 
Gerichtshofes bezeichneten wirtschaftlichen Strafmaßnah­
men gegen den schuldigen Staat tatsächlich durchzuführen. 
Der betroffene Staat kann jedoch jederzeit dem Verwal­
tungsrat anzeigen, daß er nunmehr die in der Entschei­
dung ausgesprochene Verpflichtung erfüllt hat, und zur 
Nachprüfung der Richtigkeit dieser Anzeige die Ein­
setzung eines neuen Untersuchungsausschusses verlangen. 
Bestätigt die Entscheidung dieses Ausschusses oder des 
Internationalen Gerichtshofes!) die Richtigkeit der ge­
machten Angaben, so sind die angewandten Zwangs­
maßregeln aufzuheben. 

B. Das Verfahren wegen Nichtvorlegung der Vorschläge oder 
Abkommenentwürfe der Hauptversammlung an die landes­
rechtlich zuständigen Stellen entspricht nach Art. 416 dem 
Verfahren wegen Verletzung eines internationalen Abkommens. 
Doch findet ein solches Verfahren nur auf Antrag eines anderen 
Verbandsmitgliedes statt, und die Entscheidung erfolgt nicht 
durch einen Untersuchungsausschuß, sondern sogleich durch 
den Internationalen Gerichtshof. 

§ 74. 
Das internationale materielle Arbeitsrecht. 

Der Friedensvertrag beschränkt sich für das Gebiet des inter­
nationalen Arbeitsrechts auf die dargestellten organisatorischen 
Bestimmungen. Dagegen enthält der Friedensvertrag nicht auch 
materielle Rechtsnormen des internationalen Arbeitsrechts. Er 
stellt vielmehr nur in Art. 427 eine Reihe von Leitsätzen auf, 
in denen die Gegenstände aufgezählt werden, die einer inter­
nationalen Regelung überwiesen werden sollen. Insoweit ent­
hält demgemäß der Friedensvertrag nur ein Programm für eine 
künftige internationale Regelung, sieht dagegen von einer un­
mittelbaren rechtlichen Regelung durch eigene Bestimmungen 
ab. Aber auch die Aufzählung von Leitsätzen soll keineswegs 
erschöpfend sein, sondern will nur einige besonders wichtige Teil­
gebiete herausgreifen. 

1) Falls dieser gegen die Entscheidung des Ausschusses angerufen 
wird. 
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Als allgemeines Programm wird der Satz an die Spitze gestellt, 
daß die Arbeit nicht als Ware oder Handelsartikel angesehen 
werden darf. Die einzelnen Gegenstände, deren Regelung in Aus­
sicht genommen wird, sind die Freiheit der Koalitionsbildung, 
Angemessenheit des Lohnes und Gleichheit desselben für beide 
Geschlechter bei gleichwertiger Arbeit, 8 Stunden-Tag bzw. 
48 Stunden-Woche, ein wöchentlicher Ruhetag von 24 Stunden, 
möglichst am Sonntag, Beseitigung der Kinderarbeit und Be­
schränkung der Arbeit für Jugendliche und Frauen, Gleichstellung 
inländischer und ausländischer Arbeiter und Durchführung einer 
Arbeitsaufsicht unter Hinzuziehung von Frauen. 

§ 75. 
Weiterbildung nach dem Friedensvertrage. 

Eine Weiterbildung des im Friedensvertrage enthaltenen 
internationalen Arbeitsrechts hat inzwischen sowohl durch eine 
Hauptversammlung wie durch Sitzungen des Verwaltungsrates 
des Internationalen Arbeitsamtes stattgefunden. 

I. Eine Hauptversammlung war bereits im Friedensvertrag 
in Kap. IV des Abschnitts über die Organisation der Arbeit 
unter der Überschrift "Übergangsbestimmungen" für Oktober 
1919 in Aussicht genommen, und in der Anlage Washington 
als Konferenzort bezeichnet. Auch die Tagesordnung dieser 
ersten Hauptversammlung war bereits im Friedensvertrag a. a. O. 
festgesetzt. Danach sollte in Washington über den Acht­
stundentag, die Ausdehnung und Anwendung der Berner Kon­
vention von 1906, den Frauenschutz (Wöchnerinnen, Nachtarbeit, 
gesundheitsschädliche Arbeiten), den Kinderschutz (Altersgrenze, 
Nachtarbeit, gesundheitsschädliche Arbeiten) und die Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit verhandelt werden.' 

In Ausführung dieser Bestimmung hat die Konferenz in 
Washington vom 30. Oktober bis 29. November 1919 getagtI). 

1) Deutsche Vertreter haben an dieser Konferenz nicht teilgenommen! 
Die deutsche Regierung hatte keine eigentliche Einladung dazu erhalten, 
obwohl der Internationale Gewerkschaftskongreß in Amsterdam die gleich­
berechtigte Zulassung und Einladung der Vertreter der Gewerkschafts­
bewegungen aller Länder gefordert hatte (vgl. Soziale Praxis 28, S. 793). 
Vielmehr war der deutschen Regierung lediglich eine vom 30.9. 19 da­
tierte Mitteilung im Namen der. Amerikanischen Delegation zur Friedens­
konferenz und im Auftrage der Konferenz zugegangen, wonach die Ver­
sammlnng am 29. 10. 19 in Washington stattfinden werde und die Zulassung 
deutscher und österreichischer Delegierter zur Versammlung dieser selbst 
überlassen bleiben solle, jedoch einer deutschen Delegation, wenn sie 
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Sie hat sechs Abkommenentwürfe und sechs Vorschläge ange­
nommen 1). Sie beziehen sich, außer einem allgemeinen Vorschlag 
über gleichmäßige Behandlung inländischer und ausländischer 
Arbeiter hinsichtlich des Arbeiterschutzes und Koalitionsrechts, 
auf fünf Gebiete, nämlich den Betriebsschutz, den Arbeitszeit­
schutz, den Frauenschutz, den Jugendschutz und die Bekämp­
fung der Arbeitslosigkeit. 
A. Dem Betriebsschutz dienen vier Vorschläge: einmal wird die 

Einrichtung einer öffentlichen Gesundheitsfürsorge empfohlen, 
die neben der Arbeitsaufsicht bestehen und mit dem Inter­
nationalen Arbeitsamt in Verbindung stehen soll. Ferner wird 
zur Verhütung von Milzbrand die Desinfektion von Wolle an­
geregt, die mit Milzbrandsporen infiziert ist. Die Einführung 
der Berner Konvention über das Verbot der Verwendung von 
weißem Phosphor bei der Herstellung von Zündhölzern wird 
auch den Staaten anempfohlen, die dieser Konvention bisher 
nicht beigetreten waren. Und endlich wird zum Schutz gegen 
Bleivergiftung empfohlen, einmal Frauen und Jugendliche 
unter 18 Jahren bei einer Reihe von Arbeiten mit bleihaitigen 
Produkten auszuschließen oder sie nur unter bestimmten tech­
nischen Bedingungen zuzulassen, und ferner in Gewerben, in 
denen lösbare Bleiverbindungen 2) durch andere nicht giftige 
Stoffe ersetzt werden können, eine entsprechende Regelung 
vorzunehmen. 

B. Der Arbeitszeitschutz wird durch den Entwurf eines Ab­
kommens über den Maximalarbeitstag geregelt. 
1. Danach darf grundsätzlich in gewerblichen Betrieben 

die tägliche Arbeitszeit nicht 8 Stunden, die wöchentliche 
Arbeitszeit nicht 48 Stunden überschreiten. Als gewerb­
liche Betriebe gelten vier Gruppen von Betrieben, die einzeln 
aufgezählt werden (Bergbau; Herstellung, Bearbeitung und 
Verarbeitung von Waren, einschließlich Schiffbau und Er­
zeugung elektrischer oder mechanischer Kraft; Bauten; 
Transportarbeiten). 

in Vorwegnahme eines Zulassungsbeschlusses sich nach Washington zu 
begeben wünsche, keine Schwierigkeiten in den Weg gelegt werden soll­
ten (Soziale Praxis 29, S. 58). Die Zulassung wurde von der Konferenz 
beschlossen, eine Beschickung sollte daraufhin stattfinden, wa.r aber in­
folge der Reiseschwierigkeiten nicht mehr rechtzeitig möglich. 

t)Abgedruckt: Soziale Praxis 29, S. 380. Der dort angegebene deutsche 
Text ist vielfach unklar. so daß Unrichtigkeiten in der folgenden Dar­
stellung, die auf diesen Text beschränkt war, nicht ausgeschlossen sind. 

2) D. h. solche, die mehr als 5% ihres Gewichts aufgelöst in einer 
1/4prozentigen Salzsäurelösung enthalten. 
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2. Ausnahmen von diesem Grundsatz gelten für Aufsichts­
personen oder für Personen in Vertrauensstellungen, ferner 
für eine Verlängerung der Arbeitsdauer an einzelnen Tagen 
um höchstens 1 Stunde, wenn die Arbeitsdauer an an­
deren Tagen nach Gesetz, Gewohnheit oder Vereinbarung 
weniger als 8 Stunden beträgt, so dann bei schichtweiser 
Beschäftigung unter der Bedingung der Aufrechterhaltung 
des durchschnittlichen Maximums für einen Zeitraum von 
3 Wochen, weiter bei Unglücksfällen, dringenden Arbeiten 
an Maschinen oder Verkaufsständen oder bei höherer Ge­
walt, soweit es notwendig ist, um erhebliche Störungen der 
gewöhnlichen Arbeit zu vermeiden, und endlich, wenn die 
Natur der Arbeit ununterbrochenen Betrieb und Arbeits­
schichten erfordert, jedoch in letzterem Falle nur bis zur 
Wochenhöchstdauer von 56 Stunden. Ist der 8 Stunden-Tag 
oder die 48 Stunden-Woche undurchführbar, so kann im Wege 
einer Vereinbarung zwischen den Berufsvereinen der Arbeit­
geber und Arbeitnehmer statt dessen eine Arbeitszeit festge­
setzt werden, die zwar für den einzelnen Arbeitstag oder die 
einzelne Arbeitswoche länger als 8 bzw. 48 Stunden ist, 
deren Durchschnittsdauer aber für die Zeit der Vereinbarung 
48 Stunden wöchentlich nicht überschreitet .. Endlich sollen 
nach Bestimmung der Landesbehärden Ausnahmen zuge­
lassen werden können, jedoch nur nach Anhörung der Be­
rufsvereine der Arbeitgeber und Arbeitnehmer, ferner unter 
Festsetzung der dann zulässigen Höchstdauer der Arbeit und 
unter der Bedingung der Bezahlung der Überarbeit mit min­
destens dem 1 Y 4fachen des gewöhnlichen Lohnes. Solche Aus­
nahmen auf Grund behördlicher Anordnung sind zulässig ein­
mal dauernd für vorbereitende und ergänzende Arbeiten, die 
unbedingt außerhalb der allgemeinen Arbeitszeit vorgenom­
men werden müssen, und für bestimmte Arten von Arbeitern, 
deren Tätigkeit besonders stark dem Wechsel ausgesetzt ist, 
andererseits vorübergehend wegen besonderer Anhäufung 
der Arbeit. 

3. Die Durchführung dieser Vorschriften ist durch Kontrolle 
bei dem Arbeitgeber, Anzeigepflicht der Landesregierungen 
bezüglich der Ausnahmen und periodische Berichterstattung 
auf der Hauptversammlung gesichert. 
a) Der Arbeitge ber muß in seinem Betrieb einen Aushang 

über Beginn und Ende der Arbeitszeit und die Pausen 
anbringen und ein Verzeichnis der Überstunden führen. 

b) Bezüglich der Ausnahmen hat jede Landesregierung 
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ein Verzeichnis derjenigen Verrichtungen, die ohne Unter­
brechung betrieben werden müssen, ferner die Verein­
barungen zwischen den Berufsvereinen der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer über die Ersetzung des Höchstarbeits­
tages wegen seiner Undurchführbarkeit durch eine durch­
schnittliche Höchstarbeitswoche und endlich die behörd­
lich zugelassenen Ausnahmen dem Internationalen Ar­
beitsamt mitzuteilen, und das Arbeitsamt hat darüber 
der Hauptversammlung zu berichten. 

c) Eine periodische Berichterstattung hat mindestens 
einmal alle 10 Jahre stattzufinden. Sie erfolgt durch den 
Verwaltungsrat in der Hauptversammlung und hat sich 
auf die Durchführung des Vertrages und die Notwendig­
keit etwaiger Abänderungen zu erstrecken. 

C. Dem Frauenschutz dienen zwei Vertragsentwürfe, welche 
die Mutterschaftsfürsorge regeln und die Nachtarbeit verbieten. 
1. Die Mutterschaftsfürsorge ist neben den gewerplichen 

Betrieben auch auf Handelsbetriebe ausgedehnt, d. h. auf 
alle Stellen, wo Waren verkauft werden oder Handel ge­
trieben wird. Die Mutterschaftsfürsorge enthält ein Verbot 
der Beschäftigung von Frauen innerhalb von 6 Wochen 
nach der Niederkunft, eine Schwangerenruhe , die darin 
besteht, daß Frauen jederzeit die Arbeit niederlegen 
dürfen, wenn sie ein ärztliches Zeugnis darüber beibringen, 
daß sie voraussichtlich innerhalb von 6 Wochen nieder­
kommen werden, eine Wöchnerinnen- und Schwangeren­
versorgung durch ausreichende Unterstützung während der 
Zeit des Beschäftigungsverbotes und der Schwangerenruhe 
und durch Gewährung freier ärztlicher Behandlung und von 
Hebammendiensten, eine Stillruhe durch Gewährung von 
zweimal täglich einer halben Stunde Zeit zum Stillen des 
Kindes, und ein Kündigungsverbot für die Zeit während des 
Beschäftigungsverbotes und der Schwangerenruhe. Ehe­
liche und uneheliche Mutterschaft stehen einander gleich. 

2. Das Verbot der Nachtarbeit gilt wiederum nur für ge­
werbliche Betriebe. Die Nachtruhe muß mindestens 11 Stun­
den hintereinander dauern und die Zeit zwischen 10 Uhr 
abends und 5 Uhr morgens einschließen. Ausnahmen sind 
zugelassen bei unvorhersehbarer vorübergehender Störung 
des Betriebes durch höhere Gewalt und zur Verhütung des 
Verderbens von Rohstoffen bei sonst unvermeidlichem Ver­
lust. Ferner ist eine Herabsetzung der Ruhezeit auf 
10 Stunden zulässig in Saisonbetrieben und bei Vorliegen 
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besonderer Umstände, jedoch nur für höchstens 60 Tage 
im Jahr. Und endlich kann in Ländern, in denen aus kli­
matischen Gründen die Arbeit am Tage gesundheitsschäd­
lich ist, die nächtliche Ruhezeit verkürzt werden, wenn statt 
dessen während des Tages eine entsprechende Ruhezeit ge­
währt wird. 

D. Dem Jugendschutz dienen zwei Abkommenentwürfe über das 
Mindestalter und die Nachtarbeit in gewerblichen Betrieben. 
1. Das Mindestalter, unter dem Jugendliche zur Arbeit in 

gewerblichen Betrieben niemals zugelassen werden dürfen, 
beträgt 14 Jahre. Eine Ausnahme gilt für technische 
Schulen, deren Betrieb von öffentlichen Behörden geneh­
migt und überwacht wird. Zur Kontrolle der Durchfüh­
rung dieser Bestimmung muß jeder Unternehmer ein Ver­
zeichnis aller von ihm beschäftigten Personen unter 16 Jah­
ren unter Angabe ihres Geburtstages führen. 

2. Nachtarbeit in gewerblichen Betrieben ist grundsätzlich 
für alle Personen unter 18 Jahren verboten. Auch hier 
muß die Nachtruhe mindestens 11 Stunden hintereinander 
dauern und die Zeit von 10 Uhr abends bis 5 Uhr morgens 
einschließen. Doch gilt sowohl für das Schutz alter wie 
für die Ruhezeit je eine Ausnahme: 
a) Jugendliche über 16 Jahre dürfen in einer Reihe von 

Betrieben beschäftigt werden, deren Natur eine Unter­
brechung nicht verträgt!), ferner für unvorhersehbare, 
nicht periodisch wiederkehrende, dringende Notfälle 
welche die gewöhnliche Arbeit des Betriebes stören, und 
endlich im Falle der landesgesetzlichen Aufhebung, die 
zulässig ist, wenn es in Fällen dringender Not das öffent­
liche Interesse erfordert. 

b) Eine Verlegung der als Nachtzeit geltenden Stunden ist 
für Stein- und Braunkohlenbergwerke, für das Bäckerei­
gewer be und für tropische Länder zugelassen. 

E. Der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit endlich dient ein 
Abkommenentwurf und ein Vorschlag. 
1. Der Abkommenentwurf verlangt Mitteilungen über die 

Zahl der Arbeitslosen und die angewandten und geplanten 
Mittel zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit mindestens alle 
3 Monate an das Internationale Arbeitsamt, ferner die Er-

1) Nämlich Herstellung von Stahl und Eisen, Bedienung von Rever­
berier- und RegenerationBöfen, Galvanisieren von Blech und Draht, Her­
stellung und Bearbeitung von Glas, Herstellung von Papier und von Roh­
zucker, Goldschmelzereien. 
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richtung von Arbeitsnachweisen unter Leitung paritätisch 
zusammengesetzter Verwaltungsausschüsse und unter der 
Oberaufsicht von Landeszentralbehörden, wobei bestehende 
öffentliche und private Arbeitsnachweiseinrichtungen zu­
sammenzufassen sind, und endlich die Verbürgung der 
Gegenseitigkeit hinsichtlich einer etwa eingeführten Arbeits­
losenversicherung für die Angehörigen der Verbandsstaaten. 

2. Der Vorschlag empfiehlt die Beseitigung der gewerbs­
mäßigen Stellenvermittlung, die Anwerbung von Arbeiter­
trupps im Ausland nur nach vorheriger Verständigung zwi­
schen den beteiligten Ländern unter Anhörung der Arbeit­
geber und Arbeitnehmer der betreffenden Industrie der 
beiden Länder, ferner die Einführung einer Arbeitslosen­
versicherung in Form einer staatlichen Versicherung oder 
nach dem Genter System (staatliche Zuschüsse an die Be­
rufsvereine, die satzungsmäßig Arbeitslosenunterstützung 
zahlen) und endlich Vornahme der öffentlichen Arbeiten 
möglichst in Zeiten der Arbeitslosigkeit und in den am 
meisten von der Arbeitslosigkeit betroffenen Landesteilen. 

11. Auch durch Sitzungen des Verwaltungsrates hat eine 
Weiterbildung des internationalen Arbeitsrechts stattgefunden, 
wenn auch nicht in gleichem Umfang wie durch die 1. Hauptver­
sammlung. Solche Sitzungen haben bisher stattgefunden am 
27. und 28.11.19 in Washington und am 26. bis 28. 1. 20 in 
Paris l ). Während die beiden ersten Sitzungen, abgesehen von 
der Frage der Stellvertretung der Mitglieder des Verwaltungsrates 
(vgl. oben S. 292), hauptsächlich einer Reihe von Formalien galten 
(Wahl des Direktors des Internationalen Arbeitsamts, Haushal­
tungsvorschlag), hat die Sitzung in Paris auch eine Reihe recht­
lich wichtiger Beschlüsse gezeitigt, nämlich über die Geschäfts­
ordnung deI"Sitzungen des Verwaltungsrates, die Zusammensetzung 
des Verwaltungsrates, den Zeitpunkt des Inkrafttretens der Be­
schlüsse der 'Vashingtoner Konferenz und die Einsetzung eines 
Ausschusses zur Untersuchung der wirtschaftlichen und sozialen 
Verhältnisse der Völker des östlichen Europa. 
·A. An den Sitzungen des Verwaltungsrates dürfen außer seinen 

Mitgliedern der Direktor des Internationalen Arbeitsamts, 
dessen Stellvertreter, das Sekretariat, drei Dolmetscher und der 
Generalsekretär des Völkerbundes oder sein Stellvertreter teil­
nehmen. Ferner dürfen die Mitglieder des Verwaltungsrates 
von ihren Stellvertretern begleitet sein; doch dürfen diese nur 

1) Vgl. Leymann, Soziale Praxis 29, S.485. 
K" ske 1, Arbeitsrecht. 20 
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in Abwesenheit des ordentlichen Mitgliedes das Wort ergreifen 
und abstimmen. Endlich dürfen diejenigen Mitglieder, die 
weder Englisch noch Französich können, sich auf ihre eigene 
Verantwortung einen Dolmetscher mitbringen. 

Die Sitzungen sind nicht öffentlich, doch soll nach jeder 
Sitzung der Presse eine Mitteilung zugehen. 

B. Die Zusammensetzung des Verwaltungsrates war schon in 
vVashington insofern bemängelt worden, als die Regierungs­
vertreter gegenüber den Vertretern der Arbeitgeber und Arbeit­
nehmer das Übergewicht haben, besonders infolge der Bestim­
mungen über die Stellvertretung (vgl. oben S.292). Diese 
Beschwerde, die auch in Paris wieder erhoben wurde, soll auf 
die Tagesordnung der nächsten Sitzung gesetzt werden. Sie 
dürfte zu einer Änderung der bisherigen Zusammensetzung 
des Verwaltungsrates führen. 

C. Bezüglich des Zeitpunktes des Inkrafttretens der Be­
schlüsse der Washingtoner Konferenz hat der Verwal­
tungsrat nunmehr in Paris beschlossen, daß erst seine Tagung 
den Abschluß der Konferenz darstelle, so daß die von der 
Konferenz in Washington gemäß Art. 405 des Friedensver­
trages angenommenen Fristen erst vom 27. 1. 20 zu laufen 
beginnen. 

D. Die Errichtung des genannten Ausschusses zum Studium der 
Verhältnisse von Osteuropa bedeutet eine erhebliche Erwei­
terung der Zuständigkeit des Internationalen Arbeitsamts 
und damit des internationalen Staatenverbandes über das Ge­
biet des eigentlichen Arbeitsrechts hinaus. 

E. Endlich hat der Verwaltungsrat beschlossen, daß die nächste 
Hauptversammlung in Genua am 15. 7. 20 tagen soll. 
Dort sollen ausschließlich die Rechtsverhältnisse der Seeleute 
behandelt werden. Auf der Tagesordnung steht die Durch­
führung des 8 Stunden-Tages, die sich daraus ergebenden 
Fragen der Bemannung der Schiffe und ihrer Unterbringung 
und eine allgemeine internationale Gesetzgehung der Seeleute. 
IH. Die jüngste Entwicklung des internationalen Arbeits-

rechts hat gegenüber der Regelung im Friedensvertrag, die hinter 
berechtigten Erwartungen zurückblieb, überraschende Fort­
schritte gezeitigt. Nur wenn diese Entwicklung anhält, wird 
es bei dem allgemeinen wirtschaftlichen Niedergang künftig mög­
lich sein, das Arbeitsrecht einzelner sozialpolitisch fortgeschrit­
tener Staaten, vor allem das neue deutsche Arbeitsrecht, in seinem 
jetzigen Bestande aufrecht zu erhalten und weiter auszubauen. 
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Mißt man das neue deutsche Arbeitsrecht an diesem Maßstab, 
so geht das neue internationale Arbeitsrecht bisher fast!) nirgends 
über das nunmehr geltende deutsche Recht hinaus, es folgt der 
neuesten deutschen Entwicklung auf dem Gebiet des Arbeits­
nachweises, der Arbeitslosenfürsorge, der Anerkennung der Be­
rufsvereine und der Wochenfürsorge. Dagegen versagt es bisher 
dem neuen deutschen Arbeitsrecht die Gefolgschaft auf dem Ge­
biet des Beschäftigungszwanges, der Betriebsorganisation und der 
Schlichtung von Arbeitsstreitigkeiten 2). 

Will Deutschland diese Einrichtungen aufrecht erhalten, so 
muß es auf eine internationale Regelung auch dieser Gebiete hin­
zuwirken suchen. Dabei wird sich zeigen, ob und inwieweit die 
gewaltige Entwicklung des Arbeitsrechts in Deutschland nur der 
Ausdruck einer örtlich begrenzten und zeitlich vorübergehenden 
politischen Stimmung ist, oder ob diese Entwicklung als der Aus­
druck des Weltgewissens die Kraft hat, sich die Welt zu erobern. 

1) So insbesondere in der Schwangerenruhe (vgl. oben S. 303), in der 
Erstreckung des Jugendschutzes bis zum 18. Lebensjahr (vgl. oben S. 304) 
und in der Gleichheit des Lohnes heider Geschlechter (vgl. oben S. 300). 

2) Ferner fehlt, wohl mit Rücksicht auf Amerika, von dem früheren 
deutschen Arbeitsrecht vor allem eine internationale Regelung der Sozial­
versicherung. 

20* 
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Bezirksarbeiterrat 223. 
Bezirkswirtschaftsräte 239. 
Bilanz 207, 221. 
Bildungsveranstaltungen 95, 

105. 
Bin dun g an Schiedssprüche 260. 
Blinde 75. 
Bühnenmitglieder 49. 
Bureau. Notbeschäftigungim B. 68. 

- Bureau international du Tm­
vail 291. 

Bureauangestellte. Kriegsteil­
nehmer 54, 57, 68. - Schwer­

beschädigte 78. - Arbeitszeit 
133. - Betriebsrat 178. 

Buß e 70, 267. 

Commission d'enquete 297. 
Conference generale 289. 
Conseil d'administration 29l. 
Conseillers techniques 289. 
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Darlehen 96. 
Da u er der Erwerbslosenunter­

stützung 106. 
Delegierte des Staatenverbandes 

289ff. 
Dem 0 bilmach ung. Arbeitsbe­

schaffung 31. - Arbeitsnach­
weiswe~en 35. - Freimachung 
von Arbeitsstellen 46 ff. -
Kriegsteilnehmer 53, 55. -
Schwerbeschädigte 71. - Re­
gelung des Schulbesuches 152.­
Arbeiter- usw. Ausschüsse 172. 

Demobilmachungsämter 11. 
Demo bilmachungsa us sch üss e 

4. - Freimachung von Arbeits­
stellen 47ff., 52. - Notbeschäf­
tigung von Kriegsteilnehmern 
67, 68, 70. - Gutachten über 
Lohnangemessenheit 102. 

Demo b ilmach ungskommissare 
4. - Verbindlichkeitserklärung 
von Schiedssprüchen 16,263.­
Regelung der Beschäftigung von 
Landarbeitern 45, der Frei­
machung von Arbeitsstellen 47, 
52, der Beschäftignngvon Kriegs­
teilnehmern 67,70. - Regelung 
der Arbeitszeit 136, 138, von· 
Ruhezeiten 147.- D. als Schlich­
tnngsbehörden 254. - Betei­
ligung am Verfahren vor den 
Schlichtungsausschüssen 258, 
262ff., 265ff. - Höhere Ver­
waltungsbehörde anstatt D.268. 

Deputatland 280. 
Detachierte Kammern 252. 
Dienstboten Arbeitnehmer? 8, 

54. - Arbeitsbeschaffung 48, 
49, 73. - Ländliche D. 273. -
Betriebsrat 177. - Souderar­
beitsrecht 282. 

Dienstaufsicht 85. 
Dienstschicht 136. 
Die n stvors c hr ifte u 25, 134, 

209. 
Doppelleistungen 112, 127. 
Dringende Arbeiten s. Not­

fälle u. a. 
Dritte. Lohnzugriff 158ff. 
Durchführung der Vorschriften 

übel' Meldungen 45, über Unter­
lassung gewerblicher Beschäf­
tigung von Landarbeitern 45, 
über Stellenfreimachung 52, 

über Beschäftigung von Kriegs­
teilnehmern 62, über Weiter­
beschäftigung bisher Beschäf­
tigter 66, über Notbeschäftigung 
von Kriegsteilnehmern 70, über 
BeschäftigungSchwerbeschädig­
ter 84. - D. der Erwerbslosen­
fdrsorge 94ff., der Regelung der 
Arbeitszeit 134, des internat. 
,Arbeitsrechts 296. 

Ehrenamt 195, 220, 250. 
Eid 258. 
Eignung Schwerbeschädigter 77, 

81. 
Einbehaltung von Lohn 277. 
Einigung im Schiedsverfahren 

258, 268. 
Einigungsämter 253. 
Ein r ich tun g der Schlichtungs­

ausschüsse 252. 
Einspruch gegen Wählerliste 

187, gegen Einstellung von Ar­
beitskräften 213ff., gegen Ent-
lassung 216. . 

Einstellung. E.-Verbot 51. - E. 
von Kriegsteilnehmern 61ff., 69, 
von Schwerbeschädigten 81, von 
Arbeitnehmern 201, 208, 212, 
221. - E. von Betrieben 60, 
64, 154. 

Ein vernehm en zwischen Be­
triebsfaktoren 202. 

Einzelbetriebe. Gesamtbetriebs­
rat 181. 

Einzelstreitsachen 242, 248, 
264, 268. 

Elektrizitätswirtschaft 167, 
169. 

Ende der Betriebsratsmitglied­
schaft 192ff. 

Enteignung 40. 
Entlassung zur Freimachung von 

Stellen 50ff. - Fristlose E. vor 
dem Kriege 58. - E. Wieder­
eingestellter 62. - E. Notein­
gestellter 69. - E. von Arbei­
tern zur Verminderung ihrer 
Zahl 64ff. - E. Schwerbeschä­
digter 82. - E. von Arbeit­
nehmern 201, 208, 215, 221. -
Streit über E. 265. 

Entschädigung für Entlassung 
218. 
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Entscheidung des Schlichtungs­
ausschusses 266. - E. des inter­
nat. Untersuchungsausschusses 
298. - s. a. Beschlußfassung, 
Schiedsspruch. 

Entwurf eines internationalen Ab­
kommens 293. 

E n t z i e h u n g des Vorrechts 
Schwerbeschädigter 76. 

E l' lös c h e n der Betriebsratsmit­
gliedschaft 192 ff. 

Ern t e ertr ag 278, 280. 
Er ri c h tun g von Betriebsräten 

176ff. - E. von Arbeitskammern 
236. 

Ersatzleistungen 114. 
Erstattung der Kosten der Er­

werbslosenfürsorge !J6, 106. 
Erwerbsfähigkeit 98. 
Erwerbslose. Weiterversiche-

rung 122ff. 
Erwerbslosenfürsorge 89ff. -

Arbeitslosenversicherung91ff. -
Rechtliche Natur 91ff. - Ent­
stehung des Unterstützungsan­
spruchs 93. - Aufgaben der 
Gemeinden 94ff. - Kosten 95.­
Erwerbslosenunterstützung 96 ff. 
- Voraussetzungen 97 ff. -
Unterstützungslähigkeit 97. -
Altersgrenze 98. - Arbeitsfähig­
keit 98. - Arbeitswilligkeit 99 ff. 
- Erwerbslosigkeit 102. - Be­
dUrftigkeit 104. - Wartezeit 105. 
- Bildungsveranstaltungen 105. 
- Leistungen 106ff. - Dauer 
der Leistungen 106. - Kriegsteil­
nehmer 107. - Miudestleistungen 
108. - Erwerbslosenrente 108.­
Familienzuschläge 110, 115,117. 
- Teilrente 111. - Anrechnung 
von anderen Leistungen 112. -
Reisebeihilfen 113. - Ersatz­
leistungen 114. - Freiwillige 
Mehrleistungen 115ff. - 7,ustän­
digkeit 117ff. - Feststellung, 
Auszahlungusw.120. - Kranken­
fürsorge 121ff. - Weiterzahlung 
der ErwerbslosenuntersUtzung 
trotz Krankheit 128. 

Erwerbslosenrente 108, 115. 
Erwerbslos e nun tera t ü tzung 

96ff. 
Erwerbslosigkeit. Begriff 102. 

- Teilweise E. 103,105, 111, 121. 

Facharbeitsnachweise 37. 
Fa cha us s chüs s e. Landwirtschaft 

234. - Hausarbeit 235. -
Bäckereien und Konditoreien 
235. - s. a. Arbeitskammern. 

F ach vereine 227. 
Fa h rt, freie 113. 
F amil i e. Erwerbslose mit F. 101, 

104, 109, 110, 117, 119. 
Familienangehörige von Land­

arbeitern 39. - Weiterbeschäf­
tigung beim Vorhandensein von 
F. 65. - F. und Betriebsrat 178. 

Fa mil i en zus chi äge 104, 106, 
110, 115, 117, 121, 125, 128. 

Feiertage. Erwerbslosenrente 108. 
- Arbeitszeit 137, 147 ff. 276. 
- Vorabende 137, 144. 

Feststellung von Leistungen 120. 
Form der Tarifverträge 19. -

F. der Wahl zum Betriebsrat 
186. - F. der Betriebsversamm­
lung 222. - F. von Arbeits­
streitigkeiten 241. 

Fortbildungsschule 105, 136, 
152. 

Fra u e n. Beschäftigung 48. -
ErwerbslosenunterstUtzung 97, 
110, 111. - Arbeitszeit 140, 144, 
146, 147, in Gastwirtschaften 130. 
- F. in Schlichtuugsausschüssen 
250. - Landarbeiterinnen 274. 
- Internat. Frauenschutz 303. 

Freie Stellen. Meldung 43ff., 79. 
- Freimachung 46 ff. 

Freimachungspflicht 46ff. 
Friedensvertrag 287ff., 299ff. 
Frist. Meldefrist 58, 79. - F. für 

Geltendmachung der Weiterver­
sicherung 124, 125. 

Fürsorgeansschüsse 120. 

Gaskokssyndikat 168. 
Gastwirtschaften 130. - s. a. 

Bäckereien. 
Ge b i e t des Arbeitsrechts 29 ff. -

Tarifgebiet 18, 19. 
Ge fa h l' e n s c hut z 130, 171, 237. 

- s. a. Gesnndheitsschutz. 
Gegenstand einer Gesamtstreitig­

keit 247. 
Ge gen s t ä n d e des Arbeitsrechts 

29ff. 
Gehalt s. Lohn. 
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Geltungsbereich der Tarifver­
träge 18ff. - G. der Landarbeits­
ordnung 273. - G. der Be­
schlüsse des Staatenverbandes 
293. 

Gemeinden. Arbeitsnachweis 33. 
- Erwerbslosenfürsorge 94 ff., 
117 ff. - Krankenfürsorge für 
Erwerbslose 121 ff. - Weiter­
versicherung 122 ff. - Verein­
barungen usw.125 ff. - Betriebs­
rat 182, 183. - Tragung der 
Kosten V:9n Arbeitskammern 238. 
- s. a. Offeutliche Körperschaf­
ten. 

Gemeinsamer Betriebsrat 181, 
186. 

Gemeinsame Verbände von Ar-
beitsgemeinschaften 228. 

Genossenschaften 207. 
Gerichtsbarkeit 242. 
Gerichtshof, internationaler 298. 
Ges am tb etrie b sr a t 181, 186, 190. 
Gesamtstreitigkeiten 245ff. 
Geschäftsführung des Betriebs-

rats 198ff. - G. der Arbeits­
kammern 238. - G. des Internat. 
Arbeitsamts 305. 

Geschäftsordnung 198. 
Gesellschaften m. b. H. 207. 
Ge setz e. Quellen 11 ff. 
Gesetzgebung als Quelle des 

Arbeitsrechts 8 ff. 
Ge si n des. Dienstboten. 
Gesundheitsgefährdung 141ff. 
Gesundheitsschutz 130,197, 

204, 211, 301. 
Gewerbeaufsicht. Kontrolle der 

Beschäftigung von Landarbei­
tern 45, von Schwerbeschädigten 
84, der Arbeitszeit 134, 137, 142, 
151. - Regeluug der Arbeits­
zeit 210. - Mitwirkung am Ge­
sundheitsschutz 204. - Erweite­
rung der G. zur Arbeitsaufsicht 
134. 

Gewerbegerichte 219, 253, 256, 
261, 266.-

Gewerbliche Arbeiter. Wieder­
beschäftigung 54. - Arbeitszeit 
131 ff. _. Arbeitstag 137, 138, 
140. - Pausen 145. - 8. a. 
Arbeiter, Arbeitnehmer. 

Gewerbliche Beschäftiguug 
von Landarbeitern 43. 

Gewerb szw eige. Arbeitsgemein­
schaften 227 ff. 

Gewerkschaften 5, 165, 224, 230. 
- s. a. Organisationen. 

Gleichstellung bestimmter Per­
sonen mit Schwerbeschädigten 
75. 

G lei c h w erti g kei t von Arbeit 
101. 

Gleitende Lohnskaien 154. 
Gottesdienst 149. - s. a. Feier­

tage. 
Grenzschutz 59. 
Grundgedanken des nenen Ar­

beitsrechts 26 ff. 
Grundlohn 126. 
G r u pp e n in Arbeitsgemeinschaf­

ten 229, 234. 
Grupp enra t. Errichtung 180, 

190. - G. und Betriebsrat 202ff. 
- Wahrung der besonderen 
Interessen der Arbeitnehmer 
209ff. - Mitwirkung bei Ein­
stellung und Entlassung von 
Arbeitnehmern 212 ff. 

Haftbarkeit der Berufsvereine 
164. 

Ha n d eis g ewe r b e. Arbeitszeit 
131, 137, 148ff. - Arbeitsge­
meinschaften 232. 

Handelskammern 17. 
Ha ndl u ng sg eh ilfen. Gehalts­

beschlagnahme 159. - s. a. An­
gestellte, Handelsgewerbe. 

Handwerkskammern 17. 
Ha up tfü r s 0 r g es t e 11e n. Für­

sorge für Kriegsteilnehmer 70, 
für Schwerbeschädigte 73ff., 78ff., 
85ff. 

Hauptversammlung des Staa-
tenverbandes 289ff., 300ff. 

Hausangestellte s.Dienstboten. 
Hausarbeit 235. 
Hausgeld 128. 
Hausgewerbtreibende 178,180. 
Haushaltsangehörige 49. 

s. a. Familienangehörige. 
Ha u sstand s. Familie. 
Hauswirtschaft 177. 
Heeresbeamte 75. 
Heimarbeiter 8, 284. 
Heimatsort 51, 107. 
Heimreise s. Reisevergiitungen. 
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Hilfsdienst. Arbeitsbeschaft'ung 
31, 34. - H. und Berufsorgani­
sation 163, 170. - Weiterver­
sicherung von H.pflichtigen 124. 
- H.gesetz 244, 250. 

HBhe des Arbeitslohns (Regelung) 
154ft'. 

HBhere VerwaltungsbehBrde 
268. 

In du s t ri e. Arbeitsgemeinschaften 
227. 

In hai t des Arbeitsrechts 9. - I. des 
Tarifvertrags 17. - I. von 
Schiedssprüchen 259, von Ver­
bindlichkeitserklärungen 263. 

Immunität 196, 220. 
Innungen 17. 
Interessenausgleich 241. 
Internationaler Gerichtshof 

298. 
Internationales Arbeitsamt 

291ft'. 
Internationales Arbeitsrecht 

285ft'. - Entstehung und Ent­
wicklung 285. - Internationale 
Einrichtungen 288.- Materielles 
Arbeitsrecht 299. - Weiterbil­
dung nach dem Friedensvertrage 
300. 

Invalidenposten 78. 

Jahrmärkte 139, 142, 151. 
Jugendliche. Wiederbeschäfti-

gung 56. - Erwerbslosenunter­
stützung 105. - Arbeitszeit 140. 
- Pausen 146. - Fortbildungs­
schule 152. - Internationaler 
Schutz 304. 

Juristische Personen 98, 176, 
200. 

Kaliwirtschaft 155ff., 167, 168. 
Kammern. Arbeiter-K.166. - Ar­

beits-K. 225, 234. - K. d. Schlich­
tungsausschüsse 252, 268. 

Kassenmitgliedschaft 124. 
Kassenzugehörigkeit 125, 127. 
Kaufmännische Angestellte 

s. Angestellte, Handelsgewerbe. 
Kaufmannsgerichte 219, 253, 

256, 261, 266. 
Kinderzuschläge 110. 
Klageweg 219, 253, 256, 261, 266. 
Kleinbetriebe 219. 

Kleinunternehmer 8. 
Koalitionsfreiheit 7, 10, 163, 

165. 
Kohlenbergbau 167, 236. 
Kohlenwirtschaft 167. 
Konditoreien s. Bäckereien. 
Konferenzen, internationale 300. 
Konstitutionelles Prinzip 174. 
Konsumvereine 133. 
K 0 s t e n der Erwerbslosenfürsorge 

92, 95, 117 ft'. - K. der Geschäfts­
führung des Betriebsrats 200, 
des Gruppenrats 221, der Be­
triebsversammlung 223, der Ar­
beitskammern 238, der Schlich­
tungsausschüsse 253. - s. a. 
Reisevergütungen n. a. 

Krankenfürsorge für Erwerbs­
lose 121. - Regelmäßige Form 
der K. 123. - Weiterversiche­
rung 123. - Ausnahmeformen 
(Vereinbarungen usw.) 125ft'. -
K. für nichtversicherte Erwerbs­
lose 128. 

Krankenhauspflege 125, 128. 
Krankenkassen 124ft'. 
Krankenversicherung 122. 
Krieg s. Demobilmachung, Hilfs-

dienst. 
Krie gsb e sc h äd igte. Erwerbs­

losenunterstützung 113. - s. 
Kriegsteilnehmer,Schwerbeschä­
digte. 

Kriegsgefangene 58, 113. 
Kriegsteilnehmer. Keine Ent­

lassung 49. - Wiederbeschäfti­
gung 52ff. - Begriff der K. 55. 
- Verwendung im Grenzschutz 
usw. 58,59. - Notbeschäftigung 
66ft'. - Erwerbslosigkeit 96ft'., 
105, 106, 107, 119. - Weiter­
versicherung 124. - LohnhBhe 
156. - Lohnbeschlagnahme 159, 
160. 

Kündigung s. Entlassung. 
Kurzarbeit s. Arbeitsstreckung. 
Kürzung der Löhn~ bei K. der 

Arbeitszeit 155. 

Ladenschluß 141, 143. 
Ladung 199, 257. 
Landarbeit. Prämiierung 38ff. 
Landarbeiter. Nichtgewerbliche 

Beschäftigung 35, 45. - Prä­
mien38ff. - Freimachungspflicllt 
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4H, 49. - Schwerbeschädigte 81. 
- Familienzuschläge 115. -
Streitigkeiten 266. - Neues Ar­
beitsrecht der L. 270. - Land­
arbeitsordnung 272 ff. - Arbeits­
vertrag 274. - Arbeitszeit 275. 
-Arbeitslohn 276. - Auflösung 
des Arbeitsvertrags 279. - Ar­
beitsordnung 281. 

Landarbeiterräte 271. 
Landarbeitsordnung 132, 135, 

266, 271ff. 
Länder. Zuständigkeit 7. - Bei­

träge zur Erwerbslosenfürsorge 
96, 109. 

Landesämter für Arbeitsvermitt­
lung 36. 

Land- und Forstwirtschaft. 
Offene Stellen 43, 44. - Arbeits­
zeit 133. - Betriebsrat 177, 179. 
- Betriebsobmänner 219. - Ar­
beitsgemeinschaften 233. - s. a. 
Landarbeit usw. 

Landvergünstigungen W. 
Landwirtschaftliche Neben­

betriebe 132, 273. 
Lebensalter 65. - s. a. Alters-

grenze, Jugendliche. 
Lebensmittel 114. - s. a. Ware. 
Lebensmittelgeschäfte 144. 
Lehrkurse 105. 
Lehrlinge 61, 66, 143, 178. 
Lehrverträge 17. 
Leistnngen. Anrechnung von L. 

112. - L. der Krankenversiche­
rung 125, 127. 

Leitnng der Betriebsratssitznngen 
199. 

Literatnr des Arbeitsrechts 29. 
Loh n wiederbeschäftigter Kriegs­

teilnehmer 61, 69, der Schwer­
beschädigten 81. - Angemessen­
heit des L. Erwerbsloser 101. -
Regelung d. Arbeitslohns 153. -
Höhe des L. 154ff. - Verkürzte 
Arbeitszeit 155. - Arbeitsstrek­
knng 155. - Kriegsteilnehmer 
156. - Kaliwirtschaft 156ff. -
Mitwirkung der Arbeitnehmer 
an der Lohnbemessnng 157. -
Lohnpfändnng158ff. - Weiter­
zahlnng bei Wahlen 184,187. -
Landarbeiter 276 ff. 

Lohnbücher 206. 
Lohnskaien. Gleitende L. 154. 

M ä n n e r. Erwerbslosenunterstüt­
znng 109. 

Maximalarbeitstag 135ff., 155. 
- Ansnahmen 136 ff. - Vertei­
lung der Arbeit 141ff. - Land­
arbeiter 275. - Internat. Rege­
lung 301. 

Maximalarbeitswoche 147ff.­
.Feiertage 147ff. - Unterbrech­
ung der M. 151. 

Mehrheit von Betriebsräten 180. 
Mehrleistungen 115ft'. 
Meldestellen 44, 79. 
Meldung freier Stellen 43ff., 79.­

Kriegsteilnehmer 58. - Schwer­
beschädigte 79.- s.a.Anmeldung. 

Messen 139, 142, 151. 
Mietsunterstützung 114. 
Mietverträge 50. 
Militärren tner als Schwerbeschä­

digte 73ft'. , 79, 83, 85. - s. a. 
Rentenempfänger. 

Mindererwerbsbedürftig 48. 
Mindestleistungen 108ff. 
Mindestruhezeit 144, 147. 
Mi t g li e der des Betriebsrats 190, 

des Staatenverbandes 288. 
Mitgliedschaft im Betriebsrat 

192 ff. - s. a. Beteiligte. 
Mittagspause 145. 
Mi tteil ungv. Schiedssprüchen260. 
Monopolisierung des Arbeits-

nachweises 37. 
Mutterschaftsfürsorge 303. -

s. a. Frauen. 

Nach tarb eH 303, 304. 
Nachtbackverbot 141. 
Nachtruhe 141,303. 
Nationalversammlung 11. 
Naturalien s. Sachleistungen. 
Neben betrie be 132,133,177,273 
Nebenerwerb 112. 
Neubesetzung freier Stellen 80. 
Neuwahl 194, 220. 
Nichtorgansierte Erwerbslose 

120. 
Nich t zustandekom m en von 

Schiedssprüchen 264. 
Niederschrift 200. 
Notbeschäftigung von Kriegs­

teilnehmern 66 ff. - Strafen 267. 
Notfälle. Arbeitsdauer 139, 140, 

143, 147, 151. 
Notstandsarbeiten 40,102. 
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Obliegenheiten des Betriebsrats 
200ff., des Betriebsobmanns 221, 
der Betriebsversammlung 223, 
der Arbeitsgemeinschaften 231, 
der Arbeitskammern 237. 

Obligatorium 38, 52. 
Obmann 183, 219ff. 
Ö ffe n tl ich e Körp ers chaften. 

Freimachung von Arbeitsstellen 
48, 52. - Wiederbeschäftigung 
von Kriegsteilnehmern 54, Not­
beschäftigung 68, Beschäftigung 
von i::ichwerbeschädigten 73, 78, 
84 ff. - Arbeitszeit 133. - Ar­
beiter- u. Angestelltenausschüsse 
171. - Betriebsrat 177 ff., 200. -

.. Gruppenräte 212. 
Offentlichkeit von Verhandlun-

gen 257. 
Offiziere 75. 
Ordent.Iiche Gerichte 219. 
Organe des Betriebsrats 197, 

der Arbeitsgemeinschafteu 230, 
232. 233. - Internationale O. 
289ff. 

Organisationen der Arbeitgeber 
und -nehmer (Allgemeines) 5, 29, 
224. - Koalitionsfreiheit 10. -
Unterbringung Schwerbeschä­
digter 84. - Kontrolle Erwerbs­
loser 100, 120. - O. der Arbeit­
nehmer 162ff. - Berufs'O. 164. 
- Berufsvereine 164. - Berufs­
kammern 166. - Berufsvertreter 
166ff. - Betriebs-O. 169ff. -
Räte 172ff. - Recht!. Stellung 
d. Betriebsvertretungen 174. -
Betriebsrat 176ff. - Gruppen­
räte 202ff., 209ff. - Nichter- . 
richtung von Betriebsräten 183. 
Wahlen 184ff. - Ausgestaltung 
der Betriebsräte 189ff. - Be­
triebsobmann 183, 219ff. - Be­
triebsversammlung 221ff. - Be­
zirksarbeiterrat 223. - Zusam­
menschluß der O. 224. - Reichs­
arbeiterrat 223. - Gemeinsame 
O. von Arbeitgebern u. -nehmern 
224ff. - Arbeitsgemeinschaften 
226ff. - Gemeinsame gesetz\. Be­
rufsvertretungen 234ff. - Wirt­
schaftsräte 239. 

Orts lohn 109. 
Ortsüblichkeit von Lohn 101. 

Par i s, Sitzung des Verwaltungs­
rats 305. 

Parteien. Tarif-P.17. - P. im 
Streitverfahren 86, 257. - s. a. 
Beteiligte. 

Pausen 144ff., 276. 
Pensionskassen 205. 
Per s 0 n e n. Beschäftigung be­

stimmter P. 42. 
Pers on engem ei n sc haften 98, 

174. 
Personenkreis des Arbeitsrechts 

27, der Erwerbslosenfürsorge 97, 
der Regelung der Arbeitszeit 
121, der Betriebsorganisationen 
177 ff., der Landarbeitsordnung 
273. 

Persönli ches Er s che in en 257. 
Persönliche Stellung der Be­

triebsratsmitglieder 195ff., des 
Betriebsobmanns 220. 

Pfändung 108, 158, 278. 
Pflichtverletzung 192, 220. 
Prämiierung der Landarbeit 38ff. 
Präsentation von Arbeitskräften 

42ff. 
Preußen. Arbeitsnachweis 36. 
Produktionsprozeß 200, 205ff., 

237. 
Pro gr a m m des internationalen 

Arbeitsrechts 300. 
Proto ko 11 200. 

Quellen des neuen Arbeitsrechts 
6ff. - Reichsverfassung 6ff. -
Q. der Gesetze und Verord­
nungen 11 ff. - Tarifverträge 16 ff. 
- Arbeitsordnung 25ff. 

Rat der Volksbeauftragten 11. 
Rätesystem 6, 11, 172ff., 271. 
Re c h tl iche Natur der Tarifver-

träge 16, der Verbindlichkeits­
erklärung 21, der Eintragung 
ins Tarifregister 24, der Arbeits­
ordnung 25, der Meldepflicht 43, 
der Freimachungspflicht 46, der 
Beschäftigung von Kriegsteil­
nehmern 53, der Weiterbeschäf­
tigung bisher Beschäftigter 63, 
der Notbeschäftigungvon Kriegs· 
teilnehmern 67, der Beschäftigung 
Schwerbeschädigter 71, der Er-
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werbslosenfürsorge91,derverein­
barten Versicherung Erwerbsloser 
126, der Betriebsvertretungen174, 
der Arbeitsgemeinschaften 226, 
des Schlichtungsverfahrens 241, 
der Gesamtstreitigkeit 245, des 
Schiedsspruchs 260, 266, der 
Landarbeitsordnung 282. 

Rechtsanwälte 257. 
Rechtsfähigkeit 164, 174. 
Rechtsmittel 25, 262, 268. 

s. a. Beschwerden, Streit. 
Rechtspflege 241. 
Rechtsquellen s. Quellen. 
Re gel u n g der Arbeitsleistung 

128ff. - Arbeitszeit 131ff. 
Re ich. Zuständigkeit 7. - Zn­

schüsse zur Erwerbslosenfiirs. 95. 
Reichsamt für Arbeitsvermittlung 

37. 
Reichsarbeiterrat 223. 
Re ichs ar b eits ge m ei na c h a f­

ten 229. 
Reichsarbeitsgericht 243. 
Reich s bef.rie b e. Betriebsrat 183. 

- s. a. OffentI. Körperschaften. 
Reichsarbeitsministerium. Er­

richtung 2. - Zuständigkeit: 
Tarifregister 22ff. - Anord­
nungen über Schwerbeschädigte 
78, 86, über Erwerbslosennnter­
stützung 96, 102, 103, über Ar­
beitszeit 138. - R. als Schlich­
tungsbehörde 254, 268. 

Reichsbevollmächtigte für 
Bergbaubetriebe 167. 

Reichsdemobilm ach ungs amt 
4,11. 

Reichseinigungsamt 268. 
Reichskalirat 156, 168. 
Reich s ko hlenra t 167. 
Reichsrat 9. 
Reic h s s c h li c h tu ng s ordnung 

268. 
Reichsverfassung 6, 30, 88, 

128, 161, 173,174,195,223, 225, 
239, 285. 

Reichswehr 59. 
Reichswirtschaftsrat 8, 239. 
Reisevergütungen 39, 51, 113, 

119. 
Renten. Anrechnung 277. - s. a. 

Erwerbslosenfürsorge. 
Ren ten empfänger. Schwer-

beschädigte 73ff., 79, 83, 85. -

Erwerbslose R. 99, 112. - s. a. 
Schwer besch ädigte. 

Revision 268. 
Revolution 2ff., 89, 170. 
Richtlinien für Entlassung von 

Arbeitnehmern 212. 
Rücktritt 193, 220. 
Ruhestunden 141ff. 
Ruhezeit. l\1indest-R.144. 

Sachleistungen 114, 274,277. 
Saisonbetriebe 79, 185. 
Schadenersatz s.Entschädigung. 
Schichtwechsel 140. 
Schiedsspruch 259ff. - Be-

schlußfassung 259. - Inhalt 
259. - l\1itteilung an die Be­
teiligten 260. - Wirkung 260ff. 
- Nichtzustandekommen von S. 
264. - S. über Landarbeits­
ordnung 266, übel' Beschäf­
tigung Schwerbeschädigter 86 

Schiffahrtsbetriebe 177. 
Schiffsmaklergewerbe 149. 
Schlichtung von Arbeitsstreitig-

keiten 243ff. - Begriff S.sache 
245ff. - Gegenstand einer. Ge­
samtstreitigkeit 247.· - Uber­
tragene S.sachen 248. - S.be­
hörden 249 ff. - Reichsschlich­
tungsordnung 268. 

S eh lieh tungsa uss ch uß. Be­
zirke 249, 268. - Sonder-So 
250, 268. - Zusammensetzung 
der S. 250ff. - Besetzung 252. 
- Vorsitzender 250ff., 254. -
Verwaltungsmäßige Einrichtung 
256. - Kosten 253. - Zuständig­
keit 253. - Ablehnung von 
l\1itgliedern 253. - Reichsarbeits­
ministerium als Schlichtungsbe­
hörde 254. -Demobilmachungs­
komm. 254. - Reichsschlich­
tungsordnung 268. - Entsch. üb. 
Arbeitsordnungen 26, über Wie­
dereinstellung von Kriegsteil­
nehmern58, 60, 62, überWeiterbe­
schäftigung bisher Beschäftigter 
64, 66, über Notbeschäftigung 70, 
über Beschäftigung Schwerbe­
schädigter 80, 86. - S. bei Er­
werbslosenfürsorge 120. - Re­
gelung von Ruhezeiten 145. -
S. und Berufsvereine 165. -
S. und Betriebsrat 183, 201, 
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203. - Entscheidung über Ar­
beitsbedingungen 204, 209ff., 
über Einstellungen und Ent­
lassungen 215ff., über Kündigung 
von Betriebsratsmitgliedern 196. 
- Regelung von A!.beitsbedin­
gungen 247. - Ubertragene 
8chlichtungssachen 248. - Ver­
fahren 255. - Verhandlung 257. 
- Einigung 258. - Schieds­
spruch 259 ff., 266. - Bes. Verfah­
rensarten 264ff. - Einzelstreit­
sachen 264 ff. - Strafverfahr. 267. 

S chlichtungsb eh örden 249ff., 
268. - Reichsarbeitsministerium 
254. - Demobilmachungskom­
missare 254. - s. a. Schlichtungs­
ausschuß. 

Schlichtungskammern 252. 
Schlichtungssachen 264ff. 
Schlichtungsstellen 18. 
Sc h lic h tu n g s verfa h r en 214, 

216, 255ff., 264ff., 268. 
Schulbesuch 56, 152. 
Schuldner des Unterstützungs­

anspruchs 117 ff. 
Schutzmaßnahmen für Schwer-. 

beschädigte 83. - s. a. Gefahren-, 
Gesundheitsschutz. 

S ch u tzpflich t. Arbeitsbeschaf­
fung 41, 46, 63, 67, 72. 

Schweigepflicht 197, 221, 250. 
S eh wer be sc h ä d i gt e. Beschäf­

tigungspflicht 70 ff., 77 ff. - Be­
griff S. 73. - Begriff Arbeit­
geber von S. 73. - Renten­
empninger 73. - Gleichstellung 
anderer Personen 75, - Ent­
ziehung des Vorrechts 76. - Kon­
kurenz mit anderen Bewerbern 
77. - Meldepflicht 79. - Unter­
lassung der Neubesetzung freier 
Stellen 80. - Auskunftpflicht 80. 
- Einstellung, Beschäftigung, 
Entlohnung 81. - Weiterbeschäf­
tigung 82. - Betriebsfürsorge 
83. - Durchführung der Pflich­
ten gegenüber S. 84. - Streit­
verfahren 86, 264. 

Siedlungsland 82. 
Simulation 76. 
Sittliche Bedenken 102. 
Sitzungen des Betriebsrats 198, 

der Arbeitskammern 238, des 
Staatenverbandes 290, 292, 305. 

Sondergerichte 242. 
Sonderkammern 252. 
Sonderrecht bestimmter Berufs-

stände 269 ff. - Landarbeiter 
270. - Sonstige Berufsstände 
281ff. - Dienstboten 282. -
Bergleute 283. - Heimarbeiter 
284. 

Sonderschlichtungsaus­
sc h ü s s e 250, 268. 

Sondervertretun g 183. 
Sonntagsruhe 131, 140. - s. a. 

Feiertage. 
Sozialisierung 88,166,237,240. 
Sozialversicherung 92. 
Spargroschen 104, 112. 
Speditionsbetriebe 149. 
Sperrzeit 62. 
Sprechstunde 203. 
Spruchkammern 252. 
S ta a t. Arbeitsbesc))affung 31 ff. -

s. a. Behörden, Offentl. Körper­
schaften. 

Sta ate n verb and 288ff. 
Staatsarbeiter 27. 
Staatsbetriebe. Betriebsrat 183. 

- s. a. Öffentl. Körperschaften. 
Starres System 78. 
Stellenvermittlung 37. - s. a. 

Arbeitsnachweis. -
Stell un gsl 0 se 57. 
Steuern 108. 
Strafen. Verhängung durch De­

mobilmachllngsbehörden 4. -
S.zur Verwirklichung der Melde­
pflicht 45, für gewerbliche Be­
schäftigung von Landarbeitern 
45, zur Verwirklichung der Frei­
machung von Arbeitsstellen 52, 
der Notbeschäftigungspflicht 70, 
der Beschäftigung Schwerbe­
schädigter 81, 87, 267. - S. zur 
Durchftlhrung der Erwerbslosen­
fürsorge 95. - S. bei Durch­
führung der Arbeitszeitregelung 
134. - Fortbildungsschulpflicht 
153. - S. wegen Verletzung der 
Immunität eines Betriebsrats­
mitgliedes 196. - S. für Ver­
letzung der Schweigepflicht 197. 
- Festsetzung von S. durch den 
Gruppenrat 210. - S. für Nicht­
erscheinen vor dem Schlich­
tungsausBchusse 257. - Straf­
verfahren vor den Schlichtungs-
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ausschüssen 267. - Internatio­
nale St. 299. 

Stre ckung der Arbeit 64ft'., 103, 
106, 155. 

Streik 102, 103, 106, 154. 
Streit. Arbeitsstreitigkeiten 240ft'. 

- Arbeitsgerichtsbarkeit 242. 
- Schlichtung 243ft'. - Begrift' 
Schlichtungssache 245ft'. -
Gegenstand einer Gesamtstrei­
tigkeit 247. - Übertra­
gene Schlichtungssachen 248. -
Schlichtungsbehörden 249 ft'. -
Verfahren 255. - Verhandlung 
257. - Einigung 258. - Schieds­
spruch 259 ft'., 266. - Streitver­
fahren betr. Kriegsteilnehmer 
62, Schwerbeschädigte 80, 85ff., 
264. - Besondere Verfahrens­
arten 264 ft'. - Landarbeiter 266. 
- S. über Entlassung 265. -
S. betr. Betriebsräte 203. -
s. a. Beschwerden. 

Syndikate 168. 

Tagesordnung 199, 290. 
Tarifregister 24. 
Tarifvertrag als Rechtsquelle 

16. - Begrift' T. 17. - Tarif­
fähigkeit und -berechtigung 17. 
- Inhalt des T. 17. - Geltungs­
bereich 18. - Form 19. - Wir­
kung (Unabdingbarkeit) 19ft'. -
Beteiligte 19. - Beschränkung 
auf diese 21. - Allgemeine 
Verbindlichkeit 21 ft'. - Verfah­
ren 23 ft'. - Tarifregi!lter 24-. -
Rechtsmittel 25. - Anderungen 
25. - Durchführung 206. -
Arbeitslohn Erwerbsloser 102. -
Bestimmungen übel' Arbeitszeit 
137, 139, 152. - Regelung der 
Arbeitslöhne 153. - T. in der 
Kaliwirtschaft 157. - T. und 
Betriebsräte 201, und Gruppen­
räte 210, und Arbeitskammern 
237, und Schiedsspruch 259,260. 
- Streit über '1'. 24-7. 

Ta.uglichkeit s. Eignung. 
Technische -Angestellte 132, 

133. 
Te ch nisch e Berate 1', internatio­

nale 289. 
Teilrente 111. 
Teilschiedssprüche 259. 

K a s k e I, Arbeitsrecht. 

Teilweise Erwerbslosigkeit 
103, 105, 111, 121. 

Teuerung llti, 153. 

tj"b erarb eit 137, 140,141,152,277. 
Ub ertragene Schlichtungssachen 
.. 248, 264 ft'. 
Uberwach\l.ng Erwerbsloser 100, 

120. - U. der Arbeitszeit 134, 
der Durchführung von Arbeits­
bedingungen 210. 

Umzug 39, 51, 114, 117. 
Unabdingbarkeit 19ft'. 
Unabhängigkeit der Betriebs-

ratsmitglieder usw. 195, 220.1 
Un ehelich e Kinder 159, 161,178. 
Unfallrentner als Schwerbeschä-

digte 73 ft'., 79, 83, 85. 
Unfalluntersuchung 190, 204. 
Unglücksfälle 136, 139. 
Unp art e i i s c her Vorsitzender 

250 ft'. , 254. 
Unrichtigkeit von Schieds­

sprüchen 262. 
U n t erb r e c h u n g des Betriebes 

140. - U. der Arbeit durch 
Pausen 144ft'., der Arbeitszeit 
276, der Arbeitswoche 151. 

Unterhaltsanspruch 104, 158ft'. 
Unterlassung der Neubesetzung 

freier Stellen 80. 
Unterstützung. U.fähigkeit 97. 

- Anrechnung von U. 112. -
Weiterzahlung der Erwerbslosen­
U. nach Krankenfürsorge 128. 

Unterstützungsanspruch. Vor­
aussetzungen 97ft'. - Gegenstand 
106ft'. - Dauer der Leistungen 
106ft'. - Pfiindung usw. 108. -
l\1indestleistungen 108ft'. - Er­
werbslosenrente 108, 115. -
Familienzuschläge 106, 110. -
Teilrente 111. - Anrechnung 
von anderen Leistungen 112. -
Reisebeihilfen 113. - Ersatz­
leistungen 114. - Freiwillige 
l\1ehrleistungen 115ft'. - Schuld­
ner des U. (Zustlindigkeit) 117 ft'. 
- Verwirklichung des U. (Fest­
stellung, Auszahlung usw.) 120. 

Unterstiitzungssatz 109. 
Untersuchu ng v. Beschwerd. 211. 
Untersuchungsausschuß, in-

ternationaler 297. 
Urlaub 135. 

21 
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Ver b ä nd e von Arbeitsgemein­
schaften 228. - s. a. Organisa­
tionen. 

Verbesserungen 205. 
Ve I' bin dli c h k ei t von Tarifver­

trägen 17, 21ft'. - V. der Er­
klärungen von Betriebsvertre­
tungen 176. - V. von Schieds­
sprüchen 260ft'., 263, 267, 268. -
V. internationaler Beschlüsse 295. 

Verderben von Ware 136, 140, 
143, 147, 150. 

Verdienstgrenze 27. 
Verein barung von Tarifvertrligen 

17. - V. über Krankenfürsorge 
125ft'., über Zuständigkeit der 
Gemeinde 119, über Arbeitszeit 
136, 142, 145, 148, über Pausen 
145. - s. a. Arbeitsvertrag. 

Vereine 227. 
Verei uigu n gen von Berufs­

ständen 10. - Tariffähigkeit 17. 
- s. a. Organisationen. 

Vereinigungsfreiheit s. Koali­
tionsfreiheit. 

Verfahren der Verbindlichkeits­
erklärung für Tarifverträge 23ft'. 
- Streit.· V. betr. Schwerbeschä­
digte 86. - V. vor den Schlich­
tungsausschüssen 255ft'., 264ft'., 
268. - V. vor dem internatio­
nalen Verwaltungs rat und Unter­
suchungsausBchuß 297. - B. a. 
Streit. 

Ver gü tu n g für Betriebsratsmit­
glieder usw. 195, 221, 250. -
B. a. Entschädigung. 

Ve rh ältni sw ahl 172, 186, 237. 
Verhaudlungen des Betriebsrats 

198 ft'. - V. vor dem Schlich­
tungsausschusse 257. 

Verh a ndl ungs fähigkeit der Be­
rufMvereine 165 

Verkaufsstellen 143. - s. a. 
Handelsgewerbe. 

Verkehrsgewerbe 137. 
Verletzung internationaler Ab­

kommen 296. 
Verminderung der Zahl der Ar­

beitnehmer 64. 
Vermögen 104. 
Veröffentlichung s. Bekannt­

machung. 
Verordnungen als Quellen 11ft'. 

Versammlnngen. Betriebs-V 
221 ft'. 

Versiiumnisvei'fahren 258. 
Versicherung durch Verein­

barung 126. - Weiter-V. 122ft. 
Vers i c herungs un terneh m en 

150. 
Ver teil u n g der Arbeit 141, 148. 
Vertragsbruch 278. - s.a.Streik. 
Vertrauensmann 85. - s. a. Be-

triebsräte. 
Ver t r e t e I' im Schlichtungsaus­

schuß 250. 
Vertretung im Aufsichtsrat 207. 

- V. von Beschwerden 211, von 
Parteien 257. 

Verw altungsra t des Internatio­
nalen Arbeitsamts, 291, 295, 305. 

Verwandte 104. - s. a. Familien-
angehörige. 

Verwir klich ung s.Durchführung. 
Vierteljahrsberichte 206. 
Völkerbund 285ft'., 288. 
Volksfeste 142, 151. 
Von Amts wegen. Eintreten des 

Schlichtungsausschusses v. A. w. 
256, 

Vorabende von Feiertagen 137, 
144, 147. 

Vorschläge für den Staaten­
verband 293ft'. 

Vorschlagslisten 188. 
Vorsitzender des Betriebsrats 

197. - V. von Arbeitskammern 
238. - V. des Schlichtungs­
ausschusses 251, 257, 259. 

V 0 I' S t a nd der Arbeitsgemeinschaf­
ten 231, 234. 

Wa h I zu Arbeiter- usw. Aus­
schüssen 171. - W. zum Be­
triebsrat 184ft'. - Wahlberechti­
gung 184. - Wählbarkeit 184ft'. 
- b'orm der W. 186. - Wahl­
vorstand 187. - Wahlverfahren 
187ft'. -- W. des Vorsitzenden 
197. - Neuwahl 194, 220. - W. 
des Betriebsobmannes 220. -
W. zur Betrie15sversammlung 
221. - W. der Organe der Ar­
beitsgemeinschaften 230. - W. 
zu Arbeitskammern 237. - W. 
des Vorsitzenden des Schlich­
tungsausschusses 252. - W. der 
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internat Hauptversammlung 289, 
des Verwaltungsrats 291, der 
Stellvertreter 292. 

Wa hlalter 185. 
Wa h lau s s c h r e i ben 183. 
Wählbarkeit zum Betriebsrat 

184. - Verlust der W. 192, 220. 
- W. zn Arbeitskammern 237. 

W a h 1 b e re c h t i gun g 184. 
Wählerliste 187. 
Wa hl verfahren 187ff. 
Wahlvorstand 187. 
War e. Verderben 136, 140, 143, 

147, 150. 
War t e z ei t für Erwerbslose 105.­

W. der Krankenversicherung127. 
Washington 300, 305. 
We c h seI des Betriebsunterneh­

mers 20, der Arbeitsstätte 57. 
We i te rbes chäfti gu n g der bis­

her Beschäftigten 62ff. - W. 
Schwerbeschädigter 82, 264. -
W. und Erwerbslosenunter­
stützung 106, 112. - W. trotz 
Kündigung 217. 

Weitervers i ch erung 122ff. 
W ei terzahl ung von Lohn 155. 
Werkswohn ungen 205. 
Wie der b e s c h ä ft i gun g von 

Kriegsteilnehmern usw. 52 ff., 
264. - W. und Erwerbslosen­
unterstützung 106, 112. 

Wiederbesetzungspflicht 51. 
Wi n ter bei hilf e 116. 
Wir k u n g der Tarifverträge 19 ff. 

- W. von Schiedssprüchen 
260ff., von Verbindlichkeitser­
kHirungen 263. - W. der Be­
schliisse der internat. Hauptver­
sammlung 294. 

Wirtschaften s. Bäckereien. 
Wirtschaftliche Interessen 

der Arbeitnehmer 201 ff. 
Wirtschaftsparlament 230. 
Wirtschaftsräte 225,239. 
Wohlfahrtseinriehtungen 204. 

- s. a. Gefahren-, Gesundheits­
schutz. 

Wohnort Erwerbsloser 101, 107, 
113, 115, 117, 118. 

Wo h nun gen der Landarbeiter 
279, 280. 

Z ah I der Arbeitnehmer (Betriebs­
rat) 179, 182. - Z. der Mitglieder 
eines Betriebsrats 190. 

Zechen.räte 171. 
Z ei U ö h n e 154. 
Zentral arb ei tsg e meinschaft 

229. 
Zentralauskunftstelle 34, 120. 
Zentralausschuß 227ff., 231. 
Zentralvorstand 231, 232. 
Z ins e n 104, 112. 
Zivil i n t ern i e r t e 49, 55 ff., 58, 

59, 68ff. 
Zugezogene 48, 105, 107, 113, 

118, 119. 
Zurückverweisung 262. 
Zusammensetzung des Betriebs­

rats 189. - Z. von Arbeitskam­
mern 236. - Z. der Schlichtungs­
ausschüsse 250. 

Znschläge. Familien-Z. 104, 106, 
108, 110, 115, 121, 125, 128. 

Zu s c h ü s s e zur Erwerbslosenfür­
sorge 96, - zur Berufsausbil­
dung 116. 

Zu s t ä nd i g k e i t des Reichs und 
der Länder 7, des Rates der 
Volksbeauftragten 11, des 
Reichsdemo bilmachungsamts 11, 
des Reichsarbeitsministeriums 
22ft". - Z. für Unterbringung 
von Schwerbeschädigten 85, fi.ir 
Streitigkeiten betr. Sehwerbe­
schädigte 86, für Gewährung 
der Erwerbslosenfiirsorge 118, 
für Streit über Erwerbslosen­
unterstützung 120, für Krankeu­
fürsorge 125, 127. - Z. des 
Betriebsrats 200 ft". , des Grup­
penrats 209 ff., des Betriebs­
obmanns 221. der Betriebs­
versammlung 223, der Schlich­
tungsausschüsse 253, des Inter­
nationalen Arbeitsamts 295,306. 
- s. a Obliegenheiten. 

Zustellung s. Ladung, Mitteilung. 
Zwangs ein stellu n g 73. 
Zwangsmaßnahmen s. Strafen. 
Z w a n g s mit tel des Staateuver-

bandes 299. 
Z w a n g. s p 9, C h t 40. 
Zwangsvollstreckung 2G1, 264. 
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Wahl und Aufgaben der Betriebsräte, der Arbeiterräte und 
der Angestelltenräte sowie der Betriebsobleute. Gemeinverständliche 
Erläuterung des Betriebsrätegesetzes und seiner Wahlordnung. Von 
Dr. Bermann Schnlz, Geheimer Regierungsrat. 1920. Preis M.9.60 

Die Anderungen der sozialen Versicherungsgesetze seit 
Ausbruch des Krieges. Von Versicherungs amtmann Dr. Jaeger, 
München. 1920. Preis M. 3.-

Wie gelangt ein Unfallverletzter zu einer Entschädigung1 
Ein Führer durch das Unfallversicherungsverfahren. Mit Mustern 
für Eingaben und einem Verzeichnis unentgeltlicher Rechtsauskunfts­
stellen. Von Dr. Rndolf Schlottmann, Regierungsrat und ständiges 
Mitglied des Reichsversicherungsamts. 1914. Preis kartoniert 
M.1.20. Bei Bezug von 50 Exemplaren auf einmal a M. 1.-; von 

100 Exemplal'en a M. 0.90 

Gewerbepolizeiliche Vorschriften für die Errichtung. und 
den Betrieb gewerblicher Anlagen. Ein Ratgeber für Fabri­
kanten, Betriebsleiter und Meister. Von Dr. A. Bender, Gewerbe­
inspektor. Mit 4 Textabbildungen. 1912. Preis kartoniert M.1.80 

Merkblätter für die Unfall- und I{rankheitsverhütung im 
gewerblichen Betriebe für Unternehmer, Betriebsleiter, Meister 
und Arbeiter, zusammengestellt von Gewerberat Dr. Adolf Bender. 
1920. Preis M. 0.30 
Bei Bezug von 10 Exemplaren M.2.50; 25 Exemplaren M. 5.75; 
100 Exemplaren M. 20.-; 500E,.emplaren M. 90.-; 1000 Exemplaren 

M.160.-

Praktische Unfall- und Invalidenbegutachtung bei sozialer 
und privater Versicherung sowie in Haftpflichtfällen. Von Privat­
dozep.t Dr. med. PanI Horn, Bonn. (Bildet Band II der Fachbücher 
für Arzte.) 1918. Preis gebunden M. 9.-

Das neue Verfahren in 1\lilitärversorgungssachen mit Abdruck 
der zugehörigen Verordnungen der Reichsregierung, des Reichs­
arbeitsministers , des Staatenausschusses (Bundesrats) und der 
obersten Militärverwaltungs behörden. Von Geh.Reg.-Rat Dr. Wilhelm 
Rabeling. 1919. Preis M. 4.40 

EntSCheidungen des Reichs-Militärversorgungsgerichts. 
Besonderer Teil der Amtlichen Nachrichten des Reichsversicherungs­
amts. Erschein en seit Mai 1920 (Verlag von Behrend.& Co., Berlin W 9). 
Jeder Band, der aus mehreren Lieferungen besteht, soll ungefähr 
20 Bogen umfassen. Der Preis für den 16 seitigen Bogen ist zu­
nächst auf M. 1.30 festgesetzt worden. Die Bezieher der »Amtlichen 
Nachrichten des Reichsversicherungsamts< erhalten die Entschei­
dungen zu einem um 20% ermäßigten Preis. 
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